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Neun und dreyßigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 26 . Nov . 1822 .

Gegenwaͤrtig :

die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold
und Maximilian zu Baden ,

des Herrn Generallieutenants v . Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
des Herrn Staatsraths Frhr . v. Baden ,

der Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner , und

des Frhrn . v. Falkenſtein .

Weiter anwmefend :

der Herr Regierungs - Commiſſaͤr , Staatsrath Frhr . v.

Sensburg .

Unter dem Vorſitze

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden .

1 *



Protofolle der Ergen Kammer .

Da Protool der vorigen Gigung murde verle -

fen und genehmigt .
Dag Secretariat machte die Anzeige , Dag für die

Begutachtung
I1) der bon der gweyten Kammer hieher mitge -

theilten Bitte um einige in der Strafgerechtigkeitspfle —

ge vorlaͤuftz zu treffenden Veraͤnderungen der bereits

gewaͤhlten Commiſſion wegen NMuͤndlichkeit und Oeffent —

lichkelit des Verfahrens und Trennung der Adminiſtra —

tion von der Rechtspflege , vorbehaͤltlich der von der

Kammer hiezu zu ertheilenden Genehmigung aufgetragen
worden ;

B e ; HIE p :

diefen Auftrag genehm zu halten ;

2) får die Begutachtung der Motion wegen eineg Zu -

ſchuſſes fuͤr den landwirthſchaftlichen Verein zu Ettlingen
Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſtv. Fuͤrſtenberg ,
der Oberhofmarſchall Frhr . v. Gayling und

der Frhr . v . Falkenſtein

gewaͤhlt worden ſeyen .

Wegen dieſes letztern Gegenſtandes gaben zuvoͤr—

derſt Se . Hoheit der Praͤſident folgende Erklaͤrung :

Seitdem die Motion Sr . Durchlaucht , des Herrn

Fuͤrſten v. Loͤwenſtein - Wertheim wegen Unterſtuͤtzung

des landwirthſchaftlichen Vereins in der Erſten Kammer

vorgetragen wurde , iſt mir die Rechnung dieſes Vereins

vom 4 . Aug . 1820 bis 1. Aug . 1822 zu Geſicht gekommen .

Von dieſer Rechnung murde in dem Sten Hefte

der Verhandlungen diefeg BVereing ein Mugzug geliefert ,
der zur oͤffentlichen Kenntniß gekommen iſt .

Die gedachte Rechnung beſagt
eine Cinnahme von ` . <. + 2670 fle - 42 fr ,

Ee Muidaabe vom: aa I6 2

Kaſſegrettt a a a



Meun und dreyhigke Sihung vom 26 , Noy . 5

Da dieſes Reſultat mit demjenigen , welches in
der Motion aufgefuͤhrt iſt , nicht uͤbereinſtimmt , da dort
DEREMO e E E E N 2255 fl.
p aa O aa a e 5750 fi .
befagt , umd demnach ein Deficit bon , 3500 fl .
nachweigt , fo babe ih mir um jeder mògfien Irrung
vorzubeugen , uͤber dieſe Differenz von der Direction
des Bereing Bericht erftatten laffen .

Diefe bemerfte nun : damals , alg fie Sr . Durch —
laucht dem Herrn Fårfen von Lómenfein z Wertheim
den Rechnungsauszug zum Behuf der Motion vorgelegt
babe , fey die erwåbnte Rechnung noch nicht gefellt ge -
weſen .

Die dem Herrn Fuͤrſten angezeigte Einnahme habe
ſich auf den Journalabſchluß gegruͤndet , der damals ſtatt
2670 fl. 42 kr . nur 2250 fi. betragen babe .

Serner fey diefer Einnahme nicht nur die wirkliche
Ausgabe , ſondern auch noch jene moͤgliche etatmaͤßige
beygerechnet worden , welche fich ergeben mårde , wenn der
Berein fein Gefhåft , wie e8 får das Vefe des Staats

àu wånfchen fey, erweitern wirde . Daher beftehe die in
der Motion genannte Muggabe

1) aug der wirflichen ad . . 2230 4. 6 fe
und

Saus der ¶

und pefage der Huggabe der Motion 5750 - 16 -
Die Berichtigung dieſer Differenz in dem Protokoll

der Kammer halte ich fuͤr nothwendig , da zu erwarten iſt ,
daß die Reſultate des Rechnungsabſchluſſes dieſes Vereins
durch dag gte Heft der Verhandlungen mehreren verehr⸗
ten Mitgliedern der Erſten Kammer befannt werden muß ,
und die natuͤrliche Folge haͤtte , daß die unterſtuͤtzungs⸗
werthe Motion des Herrn Fuͤrſten von Loͤwenſtein⸗Wert⸗
heim zerfallen muͤßte.



Protočolle der Erfien Kammer .

Worauf Se . Durhlaucht der Herr Får v. Li -

wenſtein entgegneten ; Zu diefem untergelaufenen Jr -

thum muf ih mih aWerdingg befennen , weil meine Mo -

tion fich auf einen blofen Yournalauggug und nicht auf

die foͤrmlich geſtellte Rechnung gruͤndete , hiernach bitte

ich daher das in meiner Motion Angefuͤhrte zu berich —

tigen .
Vom hohen Praͤſidium aufgefordert , erſtattete

ſofort der Tagesordnung gemaͤß der Hofrath V. Not -

ted Bericht uͤber die Mittheilung der zweyten Kam —

mer , die gaͤnzliche Abſchaffung des Hauſirhandels be —

treffend

Beylage Ziffer 120 .

ferner der geheime Hofrath Zachariaͤ uͤber uͤber den

Geſetzentwurf , die Erneuerung der Unterpfaͤnder betreffend .

Beylage Ziffer 121 .

und derſelbe uͤber die von der zweyten Kammer mitge —

theilte Bitte um Aufhebung des Neubruchzehntens

Beyhlage Ziffer 122 .

endlich noch der Frhr . v. Gemmingen Preſteneck

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer wegen Con —

trollirung der Amortiſationskaſſe durch eine beſonders

hiezu aufzuſtellende Commiſſton

Beylage Ziffer 123 .

Die Tagesordnung fuͤhrte zur Diskuſſion uͤber die

Motion deg geheimen Hofraths Zachariaͤ , die Faſſung

der Protokolle betreffend .

v. Rotteck : Als in der erſten Sitzung nach unſerer

Wiederverſammlung der Herr geheime Hofrath Zach ar iaͤ

den Antrag auf abgekuͤrzte Form unſerer Protokolle , und

auf zu veranlaſſende Herausgabe eines zwar unter der Au—

toritaͤt der Kammer , aber nicht unter deren Con —



Neun und dreyhigite Sigung vom 26 . Nov . 7

trolle ftehenden fogenanuten Landtag - Blattes

machte , erhoben fich fofort einige Stimmen diefer Hohen
Kammer mit gerechtem Eifer gegen diefen , wenn auh
nicht der Verfaſſung ſelbſt , doch einer der koſtbarſten
Gewaͤhrleiſtungen ihres Geiſtes feindſeligen Antrag , und

wollten ihn unbedingt verworfen wifen . Die Majoritåt
beſchloß indeſſen , ihn einer Commiſſion zur Begutachtung
zuzuweiſen , jedoch mit der ausdruͤcklichen Beſtimmung ,
daß die Frage von der kuͤnftigen Form unſerer Protokolle

ſtreng geſchieden bleibe von der Frage uͤber die Intereſ⸗
ſen des Buchhaͤndlers Braun , deſſen Klage uͤber ſchlechten
Abſatz unſerer Protokolle den oſtenſiblen Anlaß des gan -

zen Antrags hergegeben . Ja , es vertheidigte ſich ſelbſt
der Herr geh . Hofrath Zachariaͤ mit einer Verwahrungs⸗
formel gegen den ihm gemachten Vorwurf , als habe er

zwey ſo heterogene Dinge vermiſchen , und die Kammer

zur Aenderung einer mit conſtitutionellen Intereſſen
in Verbindung ſtehenden Einrichtung aus dem Grund
einer mit einigen Louisd ors zu beſchwichtigenden Buch —

haͤndlers - Beſchwerde veranlaſſen wollen .

Die zur Begutachtung der kuͤnftigen Protokollsform
ernannte Commiſſion hat nun in der juͤngſten Sitzung
ihren Bericht erſtattet , aber — was ich mit Trauer

und mit wohlbegruͤndeter Beſchwerde ſage — ſie hat den

hochwichtigen Gegenſtand gleichwohl lediglich vom Stand⸗

punct des pecuniaͤren und buchhaͤndleriſchen Intereſſes
betrachtet ; oder vielmehr ſie hat ihn gar nicht betrach —
tet , und uns , ohne uͤber die Motive des Antrags
auch nur ein Mort zu fagen , lediglich einen in drep

Puncte getheilten Vorſchlag gemacht , welcher durch
nichts , durch gar nicht s anders begruͤndet iſt , als durch
ein inzwiſchen vom Buchhaͤndler Braun eingekommenes
Anerbleten , ein nach der Zachariaͤſchen Idee redigirtes
Landtagsblatt unentgeltlich zu verlegen .

bs



Protofolle der Erften Kammer .

„ Da der Buchhaͤndler Braun die angeſchloſſene Er —

klaͤrung eingereicht hat , ſo machen wir der Kammer

folgende Vorſchlaͤge “ , alſo lautete ungefaͤhr der muͤndliche

Vortrag .

Mit Erſtaunen habe ich dieſen kurzen , blos muͤnd⸗

lichen Bericht vernommen ; und geſtehe unverholen , daß
ich es unverantwortlich finde , daß die Commiſſion uns

anſtatt einer Begutachtung der die edleren Intereſſen
der Kammer und des conſtitutionellen Lebens nahe be —

ruͤhrenden Sache ein von dem Antragſteller inzwiſchen
dem Buchhaͤndler Braun abgewonnenes Anerbie —⸗

ten zur Herausgabe eines , zur Zeit noch blos in der Idee

des Proponenten lebenden , von der Kammer noch durch —
aus ungebilligten Blattes gegeben . Haben wir denn

die Commiſſton zu ſolcher Unterhandlung mit dem Buch —

haͤudler Braun beauftragt ? Handelt es ſich hier nur um

die Convenienz des Buchbaͤndlers ? Oder ſoll auf die —

ſem Nebenwege ganz geraͤuſchlos , weggeſehen von dem

eigentlichen Streitgegenſtand , ein Schlag auf unſere

Einrichtungen gefuͤhrt werden , welchen man auf direk —

tem Wege , wo entſchiedener Widerſtand zu erwarten

war , nicht weiter verſuchen wollte ?

Man erlaube mir , die Erklaͤrung des Buchhaͤndlers
Braun , welche wie ein Deus ex machina den erhobe —
nen Streit zu ſchlichten koͤmmt , etwas naͤher zu be —

trachten :
Sie iſt erſtens ganz von der Hand des Herrn geh .

Hofraths Zachariaͤ , des Herrn Proponenten , geſchrieben ,
und von Braun blos unterſchrieben . Sie wurde auch
dem Letzten ganz fertig zur Unterſchrift vorgelegt , ohne
daß er ſelbſt — ſeine Klage uͤber ſchlechten Abſatzausgenom —
men — dazu die Anregung gegeben ; ſie enthaͤlt nichts

anders , als eben den Antrag des Herrn Propo —

—

—
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Neun und dreyßigſte Sitzung vom 26 Nop . 9

nenten , welchen zubegutachten , nichtlaber bereits

ins Werk zu richten , oder ſeine Bewerkſtelligung
vorzubereiten die Commiſſton beaufiragt wars fe if ei

ne Unterſtuͤtzung des Antrags von außen , eine zur

Durchfuͤhrung deſſelben ins Spiel geſetzte Maſchine ,
und nach ihrer ganzen Faſſung eine Verraͤtherin von

Schritten , welche ich wenigſtens nicht billigen kann .

Hierauf las der Redner die nachſtehende Eingabe
des Buchhaͤndlers Braun ab :

„ Da die hohe Kammer mit Maaßregeln fuͤr die Mb -

kuͤrzung der Protokolle ihrer Sitzungen umgehtz —

da ſie Bedenken tragen koͤnnte , die Muͤhwaltung wegen
der Faſſung abgekuͤrzter Protokolle Ihren Herrn Secre⸗

taͤren aufzuerlegen ; — da durch die Abkuͤrzung der Pro⸗
tokolle die Druckkoſten und , ſo wie die Sache jetzt ſteht ,
mein Verluſt bedeutend vermindert werden wuͤrde ,

ſo erlaube ich mir die Erklaͤrung :

daß ich bereit bin , fuͤrdieRedaction der durch den

Druck bekannt zu machenden Protokolle Sorge
zu tragen , unter der einzigen Bedingung , daß
die hohe Kammer die Belohnung des Redacteurs

uͤbernimmt .

Ich darf zugleich die Hoffnung aͤuſſern , daß es

dem Redakteur vergoͤnnt ſeyn werde , ſich in beſon —
dern Faͤllen hey dem einen oder dem andern der Herrn
Sekretaͤre Raths zu erholen . — Mit dem Titelblatte

des Werkes wuͤrde uͤbrigens die Veraͤnderung vorgehen :

Herausgegeben in Auftrag der Kammer . “

Karlsruhe , den 20 . Nov . 1822 .

Gottlieb Braun ,

Buch haͤndler

und beleuchtete ſie mit verſchiedenen Bemerkungen , ſo⸗



I0 Protofolle der Erfen Kammer ,

wohl mag die anfangg berůhrte Begründung deg Bor -

fhlagg , alg gumal was den Nachfag betrifft , in wel -

chem legten , nåmlich bey der Stelle

nŠ darf zugleich die Hoffnung åufern , daf

eS dem Redacteur vergånnt feyn merde , fich in

beſondern Faͤllen bey dem einen oder dem

andern der Herren Gefretåre der Kammer Raths

3u erholen ;

ganz beſonders die mit durchſchoſſener Schrift geſetzten

Worte eommentirt , und gegen den vorgeſchlagenen Titel

des Blattes

„ herausgegeben in Auftrag der Kammer “

proteſtirt wurde . — Er fuhr darauf fort :

Auf dieſe Eingabe nun hat die Commiſſton uns

diejenigen Vorſchlaͤge gemacht , welche im eben verleſe —

nen Protokolle der 38ſten Sitzung enthalten ſind .

Laſſen Sie uns jetzt nicht die Motive dieſer Vor —

ſchlaͤge , denn dergleichen gibt es oſtenſibel keine , ſon⸗

dern deſſen Inhalt vom unbefangenen Standpunkt

wuͤrdigen . Ohne Wiederholung deſſen , was in der Si —

gung vom 6ten Nov . hieruͤber geſprochen worden , doch

mit ausdruͤcklicher Berufung darauf frage ich :

Erſtens : Liegt in der Beſtimmung des §. 63 .

der Geſchaͤftsordnung ( wegen des Landtagsblatts )

etwas , das auf den F. 59 . d. h. auf die Abfaſſungs —

weiſe des Protokolls von ruͤckwirkendem Einfluß waͤre,

oder hat nicht vielmehr dieſe Weiſe ihre fuͤr ſich ſelbſt

beſtehende aus dem Begriff und Zweck deg Protos

kolls zu ſchoͤpfende Regel ?

Zweytens : Kann das Landtagsblatt erſetzen , was

das Protokoll micht liefert , oder hat es nicht vielmehr

zu ſeiner einzigen Quelle die officiellen Proto —
kolle ?



Neun und dreyßigſte Sitzung vom 26 . Nov . 11

Drittens : Was ſind unfere gedrudten Pros

to kolle denn anders , als eben dieſes beſprochene

Landtagsblatt ?
Die Antwort auf dieſe Fragen iſt klar . Dies Land —

tagsblatt ſoll ein officielles Blatt ſeyn , es muß

alfo oug einer officiellen Quelle ſchoͤpfen . Es

darf nichts enthalten , das nicht im Protokolle ſtuͤnde ,

aber es iſt unnoͤthig , daß es alles enthalte , was das

Protokoll . Die Regel fuͤr die Auswahl iſt gegeben in

dem §. 74 . der von der zweyten Kammer angenomme —

nen Geſchaͤftsordnung . Es werden naͤmlich nicht alle

Beylagen gedruckt , und von den Protokollen der

geheimen Sitzungen nur jene , deren Druck eigens

beſchloſſen worden . Sobald die Protokolle zum blo -

ßen Regiſter zuſammen ſchrumpfen , ſo nimmt auch das

Landtagsblatt , welches jene zu ſeiner alleinigen Quelle

hat , dieſelbe Geſtalt an , oder es artet in ein nicht

officielles Parteyblatt aus , welches aber eine ho —ͤ

here Autoritaͤt , als ihm nach ſeinem Urſprunge zuſteht ,
unter der Girma einer „ aus Auftrag der Kammer ” ge -

ſchehenen Redaction uſurpirt .

Wie ! dag Secretariat und ein Regierungscommiſ —

får oder der ernannte Redacteur folen dag Rect ha -

ben , von den Digcuffonen und Reden zur Publicitåt

au bringen , oder in Bergefenheit zu begraben , twag

und mie viel ihnen gut Dünft ? Ohne durch eine Cons

trolle der Rammer und der Betheiligten befrånft zu

fen , fol es ihrem Ermeffen oder ihrem guter

Willen , anheimgefelt bleiben , Die Motive meiner

Anträge zu unterdruͤcken , die Bloͤßen , welche meine

Gegner gegeben , zu bedecken , durch Eintragung der

wider hich etwa erklungenen Vorwuͤrfe und Weglaſſung

meiner Rechtfertigung , das Publikum uͤber meinen Cha —



12 Protofolfe der Ergen Kammer .

rafter und ġber mein Wirfen irre zu führen , und den
in der Kammer etwa durch Ueberfimmen niedergeſchla⸗
genen Antraͤgen diejenige Wirkſamkeit bey der Regie⸗
rung , bey der zweyten Kammer und beym Publikum
zu entreißen , die ſie nach der Beſchaffenheit ihrer Be —

gruͤndung wohl haͤtte haben koͤnnen ? —

Will man mir ſagen : die von dem Vertrauen der
Kammer beehrten Maͤnner moͤgen auch das Zutrauen
jedeg Einzelnen anfprehen , fo antworte ich dar -

auf unverholen und lautmitN ein ! Ich verlange oder
ſpreche Diefed Zutrauen niht an får midh ferb , ob -
fhon ih immer mit der gewifenbafteften Treue die
Protofolle geführr habe - Mber icp trane mir ſelbſt nicht ,
wenn ich ohne Controlle , oder blos unter einſeitiger
Controlle fehe : Man wird mir Daher auch erlauben ,

zu bekennen , daß ich durchaus keinem Andern traue ,
oder daf id wenigfeng meine koſtbarſten Rechte und
die Intereſſen der Sache nicht abhaͤngig wiſſen will von
dem Ermeſſen , von der Treue oder dem guten Willen
irgend . einer Perfon . Am allerwenigſten aber koͤnnte
ich Jemand trauen , welcher das Princip der willkuͤhrli —
chen Unterdruͤckung von Vortraͤgen aufſtellte ! — Ueber —

haupt aber iſt das Zutrauen blos ſubjectiv , eine freye
Empfindung , und keinem Schluß der Majoritaͤt unterz
than . Der Secretaͤr wird ohnehin blos durch relative
Mehrheit gewaͤhlt . Wie kann er das unbedingte pers
ſoͤnliche Zutrauen Aller fordern ?

Es iſt gedenkbar — und warum ſollte man ſol⸗
cher Moͤglichkeit minder frehmuͤthig gedenken , als wir
beym Geſetz uͤber die Verantwortlichkeit der Miniſter
der Moͤglichkeit noch weit ſchlimmerer Dinge gedachs
ten ? — ES ift gedenfbar , daf durch eine Protokolls⸗
einrichtung , wie ſie uns vorgeſchlagen worden , und
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dur ® ein Landtagsblatt , wie man eines brevi manu

erfchaffen mwil , eine unbeliebte Minoritåt fo gut als

zum villige Shweigen verdammt , d. H, um die ganze

Wirkſamkeit ihrer Rede gebracht , und dag fie im unz

getreuſten und gehaͤſſigſten Lichte dem Publikum dar —⸗

geſtellt wuͤrde .

Nein ! wir wollen kein Mittelding von officiellem

und nicht officiellem Blatt ! am wenigſten ein mit dem

uſurpirten Schild des officiellen Charakters gegen billige

Ruͤge und Zurechtweiſung gedecktes Privat - oder Par⸗

teyblatt ! Ich fuͤrchte keine Privatſchrift ; — mit den

Waffen der Wahrheit wird es leicht einem Privat —

gegner zuſtehen , ich wuͤnſche ſogar , daß freye Jour -

nale von verſchiedenem Standpunkte und fuͤr verſchie —

dene Parteyen arbeitend , die Landtagsverhandlungen
beurtheilten — das conſtitutionelle Leben des Volkes ,

der oͤffentliche Geiſt wuͤrde deß wahren Gewinn haben .

Aber eine lautere Quelle der Nachrichten , eine

authentiſche Urkunde der Rechtfertigung muß vorlie —

gen , ſonſt iſt das Publikum nicht ſicher gegen Taͤuſchung ,
und der Repraͤſentant nicht gegen das ungerechteſte

Urtheil .
Endlich frage ich noch in Bezug auf die verlangte

Abkuͤrzung der Protokolle

Viertens : Was iſt denn unſer Protokoll nach

Weſenheit und Zweck ? Iſt es bloßes Einre ichungs —⸗

oder ſimples Rathsprotokoll ? oder iſt es nicht vielmehr

ein Verhandlungsprotokoll ? — Wie koͤnnen die ver —

handelnden Theile und Perſonen zugeben , daß ein ſol —

ches nach einſeitiger willkuͤhrlicher Auswahl des Aufzu —

nehmenden oder Wegzulaſſenden gefuͤhrt werde , oder

daß gar nichts von der Verhandlung , ſondern blos

das Reſultat , der Schluß darin Platz finde ? Will
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man den Repraͤſentaͤnten das ſelbſt bey bloßen Raths —⸗

protokollen unbeſtrittene Recht , daß darin Alles einge —

tragen werde , deffen Eintragung ein Mitglied augdråd -

lih fordert , entreifen ? — Und will man dag nicht ,
mag wird dann der Erfolg der ganzen Maafregel feyn 2?
Ich erklaͤre zum Voraus , daß ich in ſolchem Fall nach

einem jeden Vortrag ſolche Forderung ausdruͤcklich ſtel⸗
len und dadurch die beabſichtigte Verſtuͤmmelung , ſo
viel an mir liegt , zu vereiteln ſuchen werde . Und nicht

nur in Bezug auf melne Vortraͤge , ſondern auch in

Bezug auf die Bortråge eineg jeden andern mårde ich
die Forderung thun .

Bon welher Seite man Den Antrag betrachte , imz

mer erſcheint er als hoͤchſt unpaſſend und verwerflich .

Schon der einzige Grund , daß es die groͤßte Unſchick⸗

lichkeit waͤre, jetzt mitten im Laufe der Verhandlungen
eines und deſſelben Landtags mit einer neuen Form

anzufangen , und die abbonnirten Abnehmer des Blatts

um ihre auf den geſchloſſenen Contract gebaute Erwar —

tung zu bringen , ein vollſtaͤndiges , gleichfoͤr —

miges Ganzes und zwar um den mit dem Buch —

haͤndler Braun von der Kammer accordirten Preis zu

erhalten ; ſchon dieſer einzige Grund wuͤrde wohl uns

beſtimmen muͤſſen , fuͤr dieſen Landtag nicht mehr in

den Vorſchlag einzugehen ; und da nach dem , was der Hr.
geh . Hofrath Zachariaͤ in der erſten Sitzung laut Pro —
tokolls mildernd erklaͤrt hat , der ganze Antrag nur fuͤr
die Dauer dieſes gegenwaͤrtigen Landtags gemeint iſt ,

ſo faͤllt er ſchon darum gaͤnzlich hinweg .
Uebrigens hat die hohe Kammer dadurch , daß ſie

erſt neulich , nach dem Inhalte des §. 59 . unferer Ge -

ſchaͤftsordnung zweh tuͤchtige Gehuͤlfen zur Erleichte —

rung des Secretariats angeſtellt hat , klar genug gezeigt
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daf fie , fo wie der Urheber der Geſchaͤftsordnung , nicht
blos ein Protokoll der Eingaben und Schluͤffe ,

ſondern eines der Verhandlungen vor Augen hatte .

Denn fuͤr jenes allein brauchte das Secretariat keinen

weitern Gehuͤlfen . Unſer Archivar wuͤrde allein es ohne

Muͤhe beſorgen .

Durchlauchtigſte , hochverehrte Herrn ! — die Pu —
blicitaͤt iſt die eigentliche Garantie und Lebenskraft
einer repraͤſentativen Verfaſſung . Ohne Publicitaͤt der

ſtaͤndiſchen Verhandlungen iſt die Conſtitution um ihren

edelſten Geiſt , um ihre Bedeutung , um ihren Werth

gebracht . Ein Freund der Conſtitution kann keine Ver —

minderung dieſer unſchaͤtzbaren Publicitaͤt begehren . Es

gibt kein wirkſameres Abhaltungsmittel von ſchlimmen
oder unuͤberlegten Antraͤgen , keinen maͤchtigeren Antrieb

zur Conſequenz , zu pflichtmaͤßiger maͤnnlicher
Stimmfuͤhrung , als die Idee : „ Was ich hier ſa⸗

ge und fordere , wird nicht nur etwa fluͤchtig an dem

Ohr einiger Zuhoͤrer voruͤber rauſchen , ſondern der Na —

tion vor die Augen gelegt werden , und bleibend fuͤr

oder wider mich zeugen . “ Keine edlere Bekraͤftigung

fuͤr die etwa Schwaͤchern , kein beſſerer Schirm gegen

Verdaͤchtigung und ungerechte Verfolgung iſt gedenkbar ,

als abermal die moͤglichſt unverkuͤmmerte geſicherte Pu —

blicitaͤt , dieſe freygegebene , den Maͤnnern , die einen

oͤffentlichen Charakter tragen und in Staatsſachen eine

zaͤhlende Stimme fuͤhren , unentbehrliche Appellation

an die oͤffentliche Meinung , an das Urtheil der Geſammt⸗

heit . Und an dieſes Palladium der Verfaſſung , an dieſe

treffliche Gewaͤhrleiſterin aller ihrer Guͤter , wollten wir

eine hemmende, beſchraͤnkende Hand legen , weil

der Buchhaͤndler Brauneine Bitte

um Entſchaͤdigung eingereicht und
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weil er nachher ceinen von dem Herrn geh .

Hofrath Zachariaͤ ihm nicht nur dictirten ,

ſondern eigenhaͤndig geſchriebenen neuen

Verlaßsentwurf unterſchrieben hat ? — Die⸗

ſer nichtigen Urſache willen ſoll die Erſte Kammer nicht

hur — die juͤngſt ſchon der edle Herr Bisthumsver⸗

weſer mit gerechtem Eifer bemerkt hat — von der

zweyten in wohlgewaͤhlten und bisher gemeinſchaft⸗

lich beobachteten Formen abweichen , und dadurch ei⸗

nen tiefgehenden Unterſchied der Principien und Ten⸗

denzen zur Schau tragen ; ſondern ſie ſoll auch vor

ganz Deutſchland , welches bisher mit ſo vielem Recht

vertrauend und hochachtend auf ſie geblickt hat , als

abhold der Publicitaͤt erſcheinen — und die naͤmlichen

Vorwuͤrfe , wie leider die Staͤnde von Weimar auf

ſich ziehen — ſie ſoll ihrer Popularitaͤt entſagen , und

einen ganz veraͤnderten Ton des Sey ' ns und Wirken

annehmen ! — Mieg um des Buchhaͤndler Brauns

wilen !— Der Commiffiongberiht wit ung ein ſolches

zumuthen ; aber fuͤrwahr! Niemand im In — und Aus⸗

Jand wuͤrde glauben , daß dieſes die Urſache fo Deu -

tungsvollen Entſchluſſes geweſen . Damit aber hieruͤber

gar kein Zweifel mehr ſeyn koͤnne , ſo nehme ich es

uͤber mich ſelbſt , den angegebenen Grund vollends zu

tilgen , und die Beſchwerde des Buchhaͤndlers Braun ,

ohne der Kammer dadurch irgend eine Ausgabe zu

veranlaſſen , aus dem Wege zu raͤumen . Man erlaſſe

ihm naͤmlich den Contract , wenn er dabey Schaden

hat . Ich verbuͤrge mich dafuͤr , daß ein anderer Buch⸗

haͤndler ſich finden wird , der in den Contract einſteht ,

ſa ich ſelbſt will einſtehen , wenn es noͤthig iſt .

Auf alle dieſe Betrachtungen gruͤnde ich meinen

Antrag , daß die hohe Kammer den Vorſchlag des

Herrn geh. Hofraths Zachariaͤ unbedingt verwerfe , und
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die bieherige Form der Protokolſe auch fuͤr die Zukunftbeybehalten wolle .

Frhr . v. Zyllnhardt : Ich erlanbe mir , ohne
in die Eroͤrterung des Gegenſtandes einzugehen , nur
einige Worte zur Bezeichnung des Standpunctes , von
welchem aus Ihre Commiſſton die Sache betrachtete

Was ich neulich Namens der Commiſſton erklaͤr⸗
te , bezog fh allerdings auf den Antrag deg Herrn
geh. Hofraths Zahari . Mein die Commiſſion war
niht gemeint , badur ihre Begutachtung Über dieſen
Antrag auszuſprechen , ſie gab vielmehr nur Vorſchlaͤge,
welche durch eine Eingabe des Buchhaͤndlers Bra un
deranlagt maren . Wif die hohe Kammer diefer Ein :
Sabe und den darauf ſich gruͤndenden Vorſchlaͤgen Feine
dolge gehen , ſo wird es Pflicht Ihrer Commiſſion ſeyn ,
Ihrem Auftrag dadurch zu genügen , daß ſie die be —
nannte Motion foͤrmlich begutachtet .

Seine Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſten —
berg : Nur einiges im Allgemeinen , ohne in ' s Ein —
zelne einzugehen : Wozu ſoll im Allgemeinen der Druck
unſerer Protokolle dienen ? Sie folen einmal dem Puys
blieum unſere Bemuͤhungen , unfer Wirken firs Ge -
ſammtwohl vor Augen legen , und dann fuͤr uns ſelbſtein Reportorium der Verhandlungen zum Nachſchlagenſeyn . Was gewinnen wir hiezu durch die neu vorge⸗ſchlagene Form ? Ich glaube nichts . Das Weſentlichedeſſen , was hil geſprochen wird , ſoll gedruͤckt werden ;
ſey es in foͤrmlichen Protokollen , die unſere Secretaͤreſtellen, oder in einem Landtagẽblatt , das cin Dritter
redigiet die Setretare werden immer gleich bemuͤht
ſeyn, ja die Faſſung foͤrmlicher Protofole mird får fkuͤrzer und leichter ſeyn , als fuͤr einen Dritten , der

Protofofle der r, Rammer , 3r Bo. 2
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in das Innere unſeres Haushaltes nicht eingedrungen

iſt . Deßhalb ſchließe ich mich im Allgemeinen der An⸗

ſicht des Herrn Hofraths v. Rotteck an , ohne die

Eingabe des Buchhaͤndlers Braun zu beruͤhren.

Frhr . v. Tuͤrkheim : Schon in der erſten Si —

tzung d. M . habe ich einige Bedenklichkeiten gegen die

Zachariaͤ ſche Motion geaͤnßert ; — nachmals bin ich

Mitglied der Commiffion geworden . Cine mit meiner

fruͤher geaͤußerten Anſicht diſſentirende Meinung vorzu⸗

tragen , habe icd fein „ Mitglied beauftragt , Aber eine

folde lag auch niht in Dem vorgetragenen Bericht ; dann

die vom Berichterſtatter gemachten Vorſchlaͤge ſollten kei⸗

neswegs das Reſultat der Berathung uͤber die Motion

enthalten , ſondern ſie waren lediglich durch die Braun ' s

ſche Propoſition veranlaßt , welche der hohen Kammer

vorgelegt werden mufte . In dieſen Vorſchlaͤgen konnte

ich keinen weſentlichen Nachtheil erblicken , und mich al⸗

ſo um ſo eher ſtill ſchweigend verhalten , da mir dasjenige ,

wag mir etwa bedentlich . erfeheinen mochte , in der Rome

mer bey der Discuſſion vorzutragen , unbenommen blieb .

Augenfaͤllig weichen die neuerlichen Vorſchlaͤge we —

ſentlich von den fruͤhern ab . Der Herr Proponent ſprach

bon Abkuͤrzung der Protokolle . In den neuern Vor —

ſchlaͤgen finde ich von ſolcher nichts mehr , vielmehr nur

eine Berånderung in dem Character der Redaction .

Ein foͤrmliches, von der Kammer beglaubigtes Pro⸗

tokoll , wie die bisherigen , iſt ein amtliches Actenſtuͤck ,

and iraͤgt vollkommen officiellen Character . Das vor⸗

geſchlagene Landtagsblatt , das Braun unter Leitung

der Secretaͤre und eines Regierungskommiſſaͤrs verlegen

mwil, wird halb officiell . Die Veraͤnderung ſcheint

mir gering , der dadurch erreichte Vortheil noch gerin⸗

ger , Wag fúr dag Secretariat láftig mar , wird niht

befeitigts Die Redaction teë Landtagsblatts , deren eis
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tung ihnen uͤbergeben wuͤrde , muͤßte ihre Muͤhe eben
ſo ſehr in Anſpruch nehmen , als die Fafung der bida
herigen Protokolle . Haͤufige Reelamationen , ſelbſt in
der Sitzung vorgebrachte Vefhwerden über das Land⸗
tagsblatt wuͤrden vom Sccretariat zu beſeitigen ſeyn ,und hierdurch nur Inconvenienzen entteben . Wennich mich daher von der Zweckmaͤſſigkeit der gemachtenVorſchlaͤge nicht aͤberzeugen kann fo ſtimme ich dochniht vòllig mit den von dem Herrn Hofrath v. Rot -teck geaͤußerten Anſichten uͤberein . Er geht von einem
falſchen Geſichtspunet aus , wenn — nur immer Pu⸗blicitåt Der Verhandlungen verlangt . Dieſe iſt auchdurch das Landtagsblatt nicht gefaͤhrdet . Auch giebtes noch andere Mittel der Publicitaͤt . Die Gallerienſind ja geoͤffnet , und es kann auf denſelben nachge⸗ſchrieben werden . Nur von einem Recht des Einzel⸗nen , zu verlangen , daß Alles , was er ſpricht , auchgedruckt und von der Kammer herausgegeben werde ,kann nicht die Rede ſeyn . Dieſe kann , wenn ſie esfuͤr noͤthig erachtet , um das Intereſſe an ihren Ver —handlungen zu erhalten , dieſelben in ihren Protokollenconeentriren . Jeder Einzelne kann es zwar fuͤr ſichals ein unveraͤußerliches Recht des Menſchen geltend maschen, ſelbſt langweilig zu ſeyn , daraus folgt noch nicht ,daß er auch die Kammer noͤthigen koͤnne, daß ſie lang⸗weilig erſcheine .

Seine Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſt en⸗berg ſetzen Ihrer fruͤhern Bemerkung hinzu , daß SieW Allgemeinen zwar der Anſicht des Hofraths v. Rot -teck beygeſtimmt baben , obwohl Sie im Einzeinen nichtjede ſeiner Aeußerungen theilen .

Hofrath v. Rotteck : Allerdings macht der Um⸗ſtand , ob ein Vortr ag langweilig oder unterhaltend ſey ,
na2
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keinen Rechtsunterſchied, ſo wenig fuͤr den Vortrag ,

als fuͤr den Redenden . Es ſind ohnehin gar manche

Dinge , deren Beruͤhrung heut zu Tage ſofort „ Lan —

geweile “ erregt Ider noch Schlimmeres . Aber ich

frage den verehrten Redner , welches ſind denn die an —

dern Mittel , wodurch unſere Vortraͤge dem Publi⸗

cum fónnten befannt werden ? Privatjournale ? — Wie

fónnten in unferem feinen Staat , nnd bey der hiers

nah immer fleinern Zahl pon Abnehmern mehrere Pri -

vatjournale gedeihen oder aufkommen ? Und dann , wo

iſt die Gewaͤhrleiſtung , daß man ſie wird aufkommen

laſſen wollen ? daß ihnen die Freyheit der Erz aͤh⸗

fung bleiben wird ? Gie find der Cenſur unterwor⸗

fen , und dieſelbe — nach ihrer heutigen Strenge — wår -

de darin wohl gar Vieles wegſtreichen , was lang⸗

weilig iſt . An unſere gedruckten Protokolle wird fie da -

gegen fich ſchwerlich wagen , well es doch auch gar zu

abfurd mwåre , demjenigen die Bekanntmachung zu Vers

weigern , was nicht nur vor dem Publicum bereits

geſprochen , ſondern auch als vor demſelben geſprochen

amtlich bezeugt iſt .

Frhr . v . Weſſenberg : Erlauben Sie auch mir ,

Hochgeehrteſte Herren ! mich uͤber den hochwichtigen

Gegenſtand unſerer heutigen Berathung mit offener

Freymuͤthigkeit auszuſprechen.
Nicht bergen kann ich das Erſtaunen , womit ich

in unſerer letzten Sitzung hoͤrte , wie eine der hohen

Kammer vorher noch ganz unbekannte Eingabe eines

Buchhaͤndlers , ohne alle Motivirung , zum Commiſſions -

antrag erhoben wurde .

Ohne mich mit Beleuchtung der Form dieſes

Antrags zu befaſſen , muß ich dem Antrag ſelbſt mich

aufs Beſtimmteße widerſetzen .
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Getreuheit , Wahrheit ,
wir von den Protokollen zu verlangen haben . Dießzu verlangen , ſind wir aber meines Erachtens nichtblos berechtigt , ſondern fogar verpflichtetz wir ſind esder Ehre dieſer hohen Kammer und unſerer perſoͤnli⸗chen Wuͤrde ſchuldig ; wir ſind dafuͤr dem Publicumgleich ſam verantwortlich und der Nachwelt . Einer an⸗dern Inſtruction, als Getreuheit und Wahrheit beduͤr⸗fen die Verfaſſer der Protokolle nicht ; jede andere fån -de ich dem Vertrauen , das dem von der bohen Kam -mer gewählten Secretariat gebuͤhrt, unangemeſeen .Es wird wohl kaum noͤthig ſeyn , zu wiederholen,das der gemachte Antrag gerade das Widerſpiel einerVereinfachung herbeyfuͤhre. Er verlangt zwey Proto —kolle ſtatt Einem ; ein kurzes amtliches , und ein nicht

rſt in ein ſogenanntes
itet werden ſoll . Eine neue un⸗vergleichliche Vereinfachung durch Multiplication !Ich frage aber , was if ein nicht amtliches Pro —tokoll ? Fuͤrwahr fuͤr uns — ein Unding .Dem Urtheil jedes Unbefangenen ſey es fernerheimgeſtellt , ob es ein getreues und wahres Protokonunſerer Sitzungen genannt werden koͤnne , wenn darindie oͤffentlich ſtatt gehabten Discuſſtonen nicht enthaltenſind ?

dieß iſt Alles , was

Wie ſehr dies allen iuriſtiſchen Begriffen vonigsprotokollen widerſpreche, mag ich hier nichtandlich auseinander ſetzen . Es hieße dieß die Gezd der hohen Kammer mißbrauchen .
Aber frey und offen muß ich erklaͤren, daß ichnun eii

vollſtaͤndiges und getreues , durch das Seeretariat und unter ſeiner Aufſicht gefertigtes und von derhohen Kammer ſelbſt controlires Protokoll als eingeſetzliches Ogan Dor Fundmachung unſerer Sitzungenanſehen , niem s aber ein Blatt , deſſen Redaction von

Sitzur

umſt

dul
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dem Gutfinden einiger Privaten abhaͤngt, als ein geſetz⸗

maͤßiges Surrogat dafuͤr anerkennen koͤnne.

In Anſehung der Form der Sitzungen ſtellt un —

ſere Verfaſſung beide Kammern vollkommen gleich : Sie

ſagt „ die Sitzungen beider Kammern ſind oͤffentlich. “

Deßwegen hat auch die Regierung beider Kammern den

naͤmlichen Entwurf einer Geſchaͤftsordnung vorgelegt ,

und diefer bat nur folde Modificationen erhalten , die

duch die Verſchiedenheit der Zuſammenſetzung beider

Kammern gefordert wurden . Wenn nun dennoch in

einer ſo wichtigen Sache , wie die Protofolle , ein we -

ſentlicher Unterſchied zwiſchen beiden Kammern einge -

fuͤhrt werden wollte ; fo mwåre diep eine Abaͤnderung,

die tief in den Geiſt und das Weſen unſerer Verfaſ⸗

ſung eingriffe , und ich ſehe nicht , wie ſie anders als

mit Buftimmung beider Rammern und der Regierung

geſetzlich zu Stande gebracht werden koͤnnte .

Bey der bisherigen Einrichtung herrſchte allgemeine

Zufriedenheit . Bey der vorgeſchlagenen Neuerung lie⸗

fen wir augenſcheinlich Gefahr , dieſe Zufriedenheit ge⸗

ſtoͤrt zu ſehen .

Ich bitte Sie recht ſehr , meine Herren ! zu er⸗

waͤgen , daß hier das Recht des Einzelnen nicht unbe⸗

achtet gelaſſen werden duͤrfe , und daß mit ihm das

Intereſſe der hohen Kammer ſelbſt in enger Verbin⸗

dung ſtehe .
Jedes Mitglied der Staͤnde hat das Recht zu

verlangen , daß ſeine Abſtimmung , ſo wie ſie in der

Sitzung abgegeben worden , oͤffentlich kund werde . Was

wuͤrde ſonſt aus der Oeffentlichkeit , welche die Verfaſ⸗

ſung feſtseſetzt hat ? Wie ließe ſich hingegen mit dieſer

Oeffentlichkeit ein Protokoll vereinbaren , dag niht be -

fannt gemacht werden pr ? — Ber dag Recht hat ,

feine Meinung nah innerer Ueberzeugung hier oͤffent⸗

lih aue zuſprechen , muß auch das Recht haben , ihre
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Kundmachung durch den Druck zu verlangen . Dennwas heißt „ Oeffentlich “ , alg : in Gegenwartaller Şntereffenten ? Wag heißt Publicum , als :das geſammte Volk ? Dieſes ba kann nur durchden Druck von den Abſtimmungen feine Vertreter inKenntniß geſetzt werden .
Geheime ungedr

gen ſind dem Geiſt
geradezu entgegen ,

Sn der bisherigen Einrichtung erblidte man mitVergnuͤgen ein fho nes Band der Harmonie zwiſchenbeiden Kammern ; dem Nachtheil zu ſchroffer Gegen⸗ſaͤtze wurde dadurch freundlich begegnet ; dag Anſehendieſer hohen Kammer hat dabey weſentlich gewonnen .Ohne Prophetengabe laͤßt ſich vorausſehen , welches dieWirkungen der vorgeſchlagenen Abaͤnderungen in deroͤffentlichen Meinung ſeyn wuͤrden . Ich will ſie nichtſchildern .

Auch eine Vernachlaͤßigung im Ausdruck und inden Vortraͤgen duͤrfte unwillkuͤhrlich aber beynahe un —aus weichlich eintreten , und Sie wiſſen , meine Herren !daß eine Perſon , wie vielmehr eine Koͤrperſchaft , dieſich , wenn auh nur im Aeußern n, vernachlaͤßigt , nichtauf guten Wegen ſich befinde .
Pruͤfen und wuͤrdigen Sie , meine Herren ! dasGewicht der vorgetragenen Gruͤnde, und urtheilen Siedann ſelbſt , ob ich nicht im Geiſte unſerer Verfaſſungund im wahren Intereſſe dieſer hohen Kammer handle,indem ich dem Antrag der Commiſſion meine Beyſtim⸗verweigere, und darauf antrage , die hohe Kammer moͤchtebefbtiegen: daf es im volen Vertrauen duf Dag Secre -tariat in Hinſicht der Protokolle bey der bisherigen Uebungbelaſſen werde

23

uckte Protokolle oͤffentlicher Sitzun —
und Buchſtaben unſerer Verfaſſung

Uebrigens ſtelle ich nicht in Abrede , daß eine Ab -
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kuͤrzung der gedruckten Protokolle durch Weglaſſung meh⸗

rerer Beylagen angemeſſen ſeyn duͤrfte.

Zur Weglaſſung im Druck finde ich geeignet die

Rittheilungen der zweyten Kammer in extenso als Bey⸗

lagen ; die Motionsanzeigen in dieſer Kammer ; die Ge⸗

ſehentwuͤrfe , die ſchon in dem Protokoll der zweyten

Kammer gedruckt ſind , mit Verweiſung auf dieſe ; Wez

niger bedeutende Petitionen , wenn die Kammer nicht deren

Kundmachung beſchließt .
Endlich moͤchte es auch Jedermann erwuͤnſcht ſeyn ,

wenn die leeren Raͤume , die in unſern gedruckten Protokollen

hie und da erſcheinen , kuͤnftig ausgefuͤllt wuͤrden . Denn

der leere Raum taugt uͤberall nichts , in den Protokol⸗

len ſo wenig , als in der Natur .

Der geh . Hofrath Zahariå bat hierauf um das

Wort , mit der Bemerkung , daß er , als Antragſteller ,

um ſo eher auf Nachſicht hoffen duͤrfe , wenn er uͤber

den vorliegenden Gegenſtand zu ſprechen ſich erlaube.

Er ſchicke zuvoͤrderſt uͤber das Geſchichtliche Fol⸗

gendes voraus : Man habe in dieſer Sache drey

Vorſchlaͤge , die gemacht worden , zu unterſcheiden . Der

eine fey von ihm ſelbſt auf Veranlaſſung der Erfah -

rungen , die er als Seeretaͤr der Kammer zu ſammeln

Gelegenheit gehabt habe , in der erſten Sitzung dieſes

Winlers geſchehen . Einen zweyten , nach welchem die

Herausgabe der Verhandlungen der Kammer ein lite -

rariſches Privatunternehmen werden wuͤrde , habe er

ebenfalls in den Commiſſtionsſitzungen vorgelegt . Ein

dritter endlich , welcher gewiſſermaßen die beiden erſte⸗

ren vereinige , ſey der Antrag der Commiſſion . Er

wolle gern dieſem letztern beytreten , ob er wohl allein

den zweyten fuͤr ausreichend halte .

Man habe in dem Gedanken , die gedruckten Pro⸗

zokolle abzukuͤrzen, einen Angriff auf die Publicitaͤt
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gefunden . Auch er glaube ein Freund der Publicitaͤt
zu ſeyn , wie einer in dieſer Kammer , wenn er auch
die Cinfeitigfeit . der in Deutſchland erſcheinenden Ta -
geblaͤtter tadeln muͤſſe. Er habe ſogat manche Schlaͤge
des Schickſals , die ihm von dieſer Seu⸗ gekommenwaͤren, ruhig getragen , damit er den Feinden der Pu⸗blicitaͤt zurufen koͤnnte : Paete , non dolet ! Aber hier
ſey gar nicht von einem Vorſchlag gegen die Publiei⸗
taͤt der Verhandlungen der Kammer die Rede — Nie⸗
manden folle der Zutritt zu den Sitzungen , Niemanden
das Recht , die Verhandlungen nachzuſchreiben und drus
cken zu laſſen , verſagt werden . Sondern nur davon
ſey die Rede :

Erſtens : Wie ſind die amtlichen Protokolle zu faſ⸗
ſen , die in der Kammer verleſen werden ?

Zweytens : Was darf und fol von Geiten der
Kammer fůr die Bekanntmachung ihrer Verhand⸗lungen geſchehen ?
Man habe ferner den Gegenſtand der dermaligenBerathung in eine ſonderbare Verkettung mit den ſo

zarten Verhaͤltniſſen zwiſchen beiden Kammern bringenwollen .

Allein die Geſchaͤftsordnung der einen Kammerſey von der der andern unabhångig . Das fey ein bes
ſonders wichtiger Vortheil deg Syſtems zweyer Kam —
mern , daß die eine ſich beeifere , das Gute , mit wel -
them die andere vorangehe , nachzuahmen . Doch ( undhiermit komme er zu dem tiefern Sinne der vorliegen⸗den Frage ) er wolle auch annehmen , daß die andere
Kammer nicht auf dieſen oder einen aͤhnlichen Plau
eingebe . € s gebe allerdings Grinde hierzu ; der vor⸗

egende Gegenſtand haͤnge mit dem Principe Der Ari -ftofratie und der Monarchie auf dag Genauſte zuſammen . In der zweyten Kammer komme mehr darauf
ſage , gelte ; in der Erſten
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komme es mehr auf den Geiſt der Koͤrperſchaft an ;

die Mitglieder der zweyten Kammer haͤtten billig auf

die Meinungen des Tages eine vorzuͤgliche Ruͤckſicht zu

nehmen ; die Erſte Kammer haͤtte vorzugsweiſe auf den

Zuſammeuhang der Sachen mit der Ewigkeit der Ver⸗

faſſung zu ſehen . Bey uns habe ohnehin die Erfe Kam -

mer einige demokratiſche , ihr in andern Staaten frem -

de , Elemente . In Frankreich und Baiern mache die

Erſte Kammer nur die Reſultate ihrer Verhandlun —⸗

gen , nur die Beſchluͤſſe bekannt ; das beruhe nicht auf

blos zufaͤlligen Umſtaͤnden ; beide Kammern haͤtten am

Ende denſelben Zweck ; beide wuͤrden nicht nach ihren

Worten , ſondern nach ihren Werken gerichtet werden .

Aber ſie unterſchieden ſich in der Art , wie ſie auf jenen

Zweck hinarbelteten .

Endlich habe man dem Vorſchlage auch einen Treue —

bruch gegen das Publicum vorgeworfen . Allein ſchon

bisher waͤren Protokolle auch in der abgekuͤrzten Form

gefaßt worden . Der Zweck des Vorſchlages ſeye ja ge —

rade der , das Intereſſe des Publicums wahrzunehmen ,
die , ſeines Wiſſens , nur geringe Zahl der Leſer der Pro —

tokolle zu vermehren .
Der eine Theil des Vorſchlages betreffe die Faſſung

der am tlichen Protokolle . Von dieſen ſollte in Zukunft
die Aufzeichnung der Streitgeſpraͤche ausgeſchloſſen ſeyn .

Die Geſchaͤftsordnung beſtimme nicht die Art , wie die

amtlichen Protokolle zu faſſen ſind . Aber die Analogie

aͤhnlicher Vorgangsbeurkundungen und das rechtliche We —

ſen eines amtlichen Protokolls ſpreche fuͤr den Vorſchlag .

Ja in diefem Sinne håtten wir bigher noch gar Éeine am t -
lihen Protofole gehabt . Sie erfhienen immer in ei »

nem gewien Roſenlichte oder Heiligenſchein . Deßhalb

habe Herr Hofrath v. Rotteck im vergangenen Sommer

auch gegen eines proteſtirt , das von ihm , ( dem Redner )

in abgekuͤrzter Form geſtellt worden , und er haͤtte , ob⸗
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WOHL die Rammer e8 genehmigte , dag Recht gehabt , an
die Entſcheidung derſelben Kammer , a papa male infor -
mato ad papam melius informandum zu appelliren .
Zugleich erſpare die vorgeſchlagene Maafregel Zeit und
Geld . Gie verhindere Mißhelligkeiten .

Der zweyte Theil des Vorſchlages gehe dahin , daßdie Bekanntmachung der Berhandlungen durch den Drudin Bufunft dem Secretariate uͤberlaſſen ſeyn ſolle . Es
wuͤrde alſo dieſes Landtagsblatt unter der Verantwort⸗lichkeit derSecretaͤre erſcheinen . Es wuͤrde , ehe es in
die Buchdruckerey kaͤme, zur Einſicht der Mitglieder in
der Kanzley niedergelegt werden , Dieſer Vorſchlag ſeyein der That nur eine Wiederherſtellung der Geſchaͤfts⸗
ordnung . Die Gruͤnde , welche gegen die bisherige
Faſſung der Protokolle ſpraͤchen , waͤren eben ſo viele
Gruͤnde fuͤr dieſen Vorſchlag . Er gewaͤhre ins8beſondereden Vortheil , daß er eine Zu ſammenzieh ung der fuͤrden Druck zu bearbeitenden Verhandlungen im Wegeeiner vertraulichen Beſprechung , und ohne Daf deshalbdie Rammer zu einem literariſchen Tribunale erhobenwerden muͤßte , moͤglich mache .

Er wolle nicht dem Beyſpiele fruͤherer Redner fol -
gen , für feine Meinung die Gemuͤther zu gewinnen . Er
wolle ſich nicht auf die oͤffentliche Meinung beziehen .
Dieſe ſey ein ſchwebendes, ſchwankendes Weſen , weil
ſie nur ein geiſtiges Daſeyn habe . Jeder werde und
ſolle ſie fuͤr ſich befragen . Aber er glaube nicht , daßman ſich in dieſer Kammer auf die oͤffentlicheMeinungberufen duͤrfe. Er feye niht fo folz , fich får einen
Repraͤſentanten der oͤffentlichen Meinung zu halten .Gaͤbe es Repraͤſentanten der oͤffentlichen Meinung , ſomuͤß ten diefe die Kammern bilden . ber auh er gebefeinen Antrag der oͤffentlichen Meinung preis .
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Eine jede Neuerung ſinde Widerſpruch . Das ſey

gut ; ſonſt wuͤrde alles in einem ewigen Schwanken ſeyn .

Aber wer nichts wage , koͤnne nichts gewinnen . Sey der

Vorſchlag gut , ſo werde ſich daraus das Beſſere entwi⸗

ckeln . Werde er in der Ausfuͤhrung unzweckmaͤßig be —

funden , nun ſo gebe es eine Ruͤckkehr .

v. Rotteck : Ich glaube , den Eindruck , welchen

die kunſt⸗ und blumenreiche Rede , die wir ſo eben gehoͤrt

haben , auf mich gemacht hat , wird ſie auch auf viele

andere Zuhoͤrer gemacht , naͤmlich den Gedanken erzeugt

haben , daß der verehrliche Redner ſeine Liebe zur Publici -

taͤt noch weit eindringlicher und uͤberzeugender , als durch

alle ſeine Worte , uns durch Thaten beweiſen koͤnnte ,

vor allem durch die That der Zuruͤcknahme deg Anz

trags , in deſſen Discuſſton wir begriffen find . Die

meiſten der Gruͤnde , die er fuͤr denſelben vorgebracht

hat , finden ihre Widerlegung in dem , was ſchon fruͤ—

her , und insbeſondere , was ſchon in der Sitzung vom

6ten Nov . geſagt worden . Auch ſind ſie meiſt ſo gering —

fuͤgig — wie der Punkt wegen der Unk oſten , wegen der

Muͤhe der Seeretarien , wegen einzelner Verdrießlich -

keiten u . ſ. . , daß ſie durchaus nicht in Vergleichung

kommen , oder auf einer Wage koͤnnen gewogen werden ,

wie jene , welche gegen den Antrag ſprechen , und ſich

auf koſtbare conſtitutionelle Intereſſen beziehen , und daß

ich wirklich die Zumuthung kaum begreife , der erſtern
willen eine Aenderung in unſern Protokollen zu treffen .

Freylich hat der verehrliche Redner auch einige neue

Gruͤnde angefuͤhrt , von hoͤherer Natur ; aber dieſelben

verrathen eben auch den feinem Antrag zum Grunde lie -

genden tiefer gehenden Pran . tUebrigeng ift Darin eine

wahre Herabfekung unè Berunglimpfung det Hoben
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Kammer enthalten , gegen welche ich mich in ihrem Na —
ſey men als ihr Mitglied , und insbeſondere fuͤr mich ſelbſt
Me feyerlich verwahre . Der Redner ſagt , obwohl mit et —
der was gefaͤlligern Redeformen , im Grunde das Naͤmliche ,
wi⸗ was , als es von Muͤnchen aus ertoͤnte , die Gemuͤ⸗
be⸗ ther der Wohlgeſinnten mit Betruͤbniß erfuͤllt hat ; naͤm⸗

lich , daß die erſte Kammer der Damm ſey , woran die
Wogen der zweyten ſich brechen ſollen . Es ſoll eine

yen weſentlich verſchiedene Tendenz und Geiſt in der erſten
oͤrt als in der zweyten Kammer herrſchen . Dieſes iſt nicht
ele wahr nach unſerer Verfaſſung . Wir haben alle in
ugt beiden Kammern denſelben Eid geſchworen , und ſind alle
ici - gleichmaͤſſig Vertreter deſſelben Volkes z und auf unſererch Pflicht wie auf unſere Stellung hat jenes , was etwa
ite , in Sranfreich oder Baiern geſchieht , keinen Einfluß .
7 — Auch iſt es herabſetzend fuͤr die erke Kammer , daf fiepdie wie der Redner behauptet , nach der oͤffentlichen Mei —
bt nung nichts fragen folk Traurig , wenn dem al ſo waͤre .

e Endlich erſcheint es wenig ruͤhmlich, wenn der Redner
— ihr vorwirft , alle unter ihrer Firma herausgegebenen
ng - Protokolle waͤren gleichwohl nicht getreu nd niht amts
Der lich . - Eine gang buchſtaͤbliche Genauigkeit , weil diefe
h - ganz unmoͤglich zu erreichen iſt , wird auch Niemand
ing fordern ; aber die Aufzeichnung der Geſchwindſchreiber ,
en , die Berichtigung durch den Secretaͤr nach ſeinen noch
ſich friſchen Reminiscenzen und eigenen Aufſchreibungen ,
jaf endlich die bey oͤffentlicher Vorleſung in der Kammer er —
ki folgende Genchmhaltunh derfetben , bewirken gewig eine
— hinreichende Treue . Sie verbuͤrgen , daß wenigſtens der
iie Hauptinhalt , die Gedankenreihe und die bedeutenderen

— Ausdruͤcke aller einzelnen Reden ins Protokoll kommen .
lë Ich wenigſtens behaupte , daß die von mir gefuͤhrten
* Protokolle alle getreu mw

hen
aren , und menn der geehrte Red
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ner behauptet , daß ich im letzten Sommer gegen ein von

ihm verfaßtes Protokoll mit Recht mich beſchwert , und

die hohe Kammer gleichwohl das Protokoll genehmigt

habe , ſo kann ich dieſes Anerkenntniß nuͤtzlich annehmen ,

und mich auf die Bemerkung beſchraͤnken , daß die Kam—⸗
mer durch ihre Genehmhaltung blos ſo viel ausdruͤckte ,

fie verlange die Ergaͤnzung durch dasjenige , was ich

daran vermißte , nicht . Ich aber aus Friedensliebe ,

und weil es ſich blos von einem einzelnen Falle

handelte , beruhigte mich , und ſtund von der Forderung

der Ergaͤnzung ab . Dieſes wuͤrde ich aber niemals

thun , wenn von der Aufſtellung einer Maxime die

Rede waͤre . Nein ! Ich behaupte hier wiederholt das

unantaſtbare Recht des Stimmenden , die vollſtaͤndige

Eintragung allererſt ſeiner eigenen Reden , dann aber

auch aller andern for dern zu koͤnnen . Die Stellung des

Deputirten ohne dieſes Recht waͤre ſchutzlos und preis

gegeben . — Auf dieſes Wenige mag ich mich , da ſchon

ſo Vieles geſprochen worden , fuͤglich beſchraͤnken , der

hohen Kammer uͤberlaſſend , ſich gegen die , wider ſie

ergangenen Verunglimpfungen zu verwahren , und fuͤr

mich blos den Antrag auf unbedingte Verwerfung der

gemachten Vorſchlaͤge wiederholend ; und zwar ohne Un⸗

terſcheidung der urſpruͤnglich von dem Herrn Propo⸗
nenten gemachten ’ , von denjenigen , welche die Commiſ —

fion gethan : Denn nur in fleinen Nebenfachen find
ſie von einander abweichend , im Weſentlichen nach

Tendenz und Wirkung aber vollkommen gleich .

Bahari : Ich bin mißverſtanden , wenn man

glaubt , ih haͤtte jedem Einzelnen das Recht abſpre —

hen wollen , Berichtigungen zu Protokoll zu verlangen ,

ich habe nur dag Recht deg Einzelnen bezweifelt , daf
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jede Rede in umſtaͤndlichen Protokollen auf oͤffentlicheKoſten gedruckt werden muͤſſe. Wenn in meiner RedeVerunglimpfungen gegen die hohe Kammer gefundenwerden wollen , ſo muͤßte ich Dief fepr bedauern , undhieruͤber dem Herrn Hofrath v. Rotteck naͤhere Erklaͤ —rung abfordern , ob er glaube , daß ich die hohe Kam —

Abſicht gehabt haͤtte?

X

v. Rotteck : Meine Worte waren deutlich , und
en Leſern des Protokolls zu beurtheilen uͤber —laſſen , ob es ehrenvoll ſey , wenn der Kammer vorge —worfen wird , ſie brauche auf die oͤffentliche Meinungnicht zu achten , und die von ihr genehmigten Proto⸗kolle ſeyen gleichwohl nicht amtlich , und nicht zuver⸗laͤßig? daß aber der Herr geh . Hofr . Zachariaͤ , als erſolchen Vorwurf der Kammer machte , dabey die Yb -ſicht , die hohe Kammer zu beleidigen , nicht gehabtbabe , Daran zu zweifeln , tann mir bey meiner Hochach⸗tung fuͤr ſeine Perſon nie einfallen .

Bey dieſer Gelegenheit , da ich naͤmlich durch dieAufforderung genoͤthigt worden bin , noch einmal dasWort zu nehmen , will ich nachtraͤglich bemerken , daßich der hohen Kammernoch eine Eroͤffnung zu machenhabe , welche auch den einzig vorliegenden Grund der
Commiſſtonsvorſchlaͤge aufhebt . Buchhaͤndler Braunhat naͤmlich in einem an mich , als Gecretår der Ramzmer , gerichteten Schreiben , fein frå bereg Anerbieten algungeeignet und feinem kaufmaͤnniſchen Intereſſe zuwi —derlaufend aus reiflicherer Ueberlegung zuruͤckgenom⸗men .

( verliest Dag Schreiben )
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Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Fuͤrſten —
berg machen auf den G. 29 der Geſchaͤftsordnung auf⸗

merffam , und tragen demzufolge darauf - an , die Sache

an die Commiſſton zuruͤckzugeben zur fórmlihen Bes

gutachtung der Zachariaͤſſchen Motion .

Mehrere Mitglieder un terſtuͤtzen dieſen Antrag ,
der Frhr . v. Tuͤrkhe im mit dem einzigen Bedauern ,

daß das neue Schreiben von Braun erſt ſo ſpaͤt
der Kammer eroͤffnet worden ſey , indem dadurch die

ſeitherigen Debatten haͤtten abgeſchnitten werden koͤnnen .

v. Rotteck : Dieſes muß ich aufs Feherlichſte

widerſprechen . Nicht die Petition des Buchhaͤndlers ,

nicht ſein fruͤheres Anerbieten iſt der Gegenſtand der

Discuſſion , ſondern der Vorſchlag , unſere Proto —

kollsform abzuaͤndern . Die Erklaͤrung des Buch —

haͤndlers Braun kann keinen Einfluß auf unſern Be —

ſchluß in der Hauptſache haben . Sie muß von den

gemachten Vorſchlaͤgen lediglich getrennt bleiben . Wenn

einmal die hohe Kammer aus Sachgruͤnden ſich
fuͤr oder gegen jene Vorſchlaͤge entſchieden hat , ſo
wird ſich der Buchhaͤndler zur Ausfuͤhrung des Be —

ſchloſſenen ſchon finden ,

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Fuͤr⸗

ſtenberg : Was mich zu meinem Antrag veranlaßt

hat , iſt die Hoffnung , daß die kuͤnftigen Vorſchlaͤge
der Commiſſton ſich auf eine foͤrmliche Begutachtung der

fraglichen Motion , und nicht auf eine bloße Buchhaͤnd⸗

leršeingabe grånden . Der Wanfelmuth deg Buchhåndlers
fónnte ja leicht noch einen Dritten BorfHlag ang Lit
foͤrdern .

Frhr . v. Weſſenberg : Zwiſchen dem gemach—⸗
ten Antrage und der Verfaſſung beſteht in Beziehung
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auf Publieitaͤt der weſentliche Unterſchied darin , daßerfterer wng ziwar eine nidt amtliche Publicitår geſtat —ten , aber die amtliche nehmen wil , welche uns dochdie Verfaſſung gegehen und geſichert hat . Nun erachteich es fuͤr meine Pflicht , mich feſt an dag , wag dieVerfaſſang gab , zu halten , und ihm vor jenem Aretrage weitaus den Vorzug zugeben. Zuverſichtlich glaubeich alle Mitglieder der Hohen Kammer werden bierinmit mir eines Sinnes feyn .
Uebrigens halte ich much als Mitglied der ErſtenKammer verpflichtet , zweyen Behauptungen des Herrngeh . Hofraths Bachariå , die mir per Ehre dieſer HobenKammer allerdings ſehr nahe zu treten ſcheinen , feyer —lich zu widerſprechen . Die erſte Behauptung machtſie ihrem Weſen und ihrer Stellung nah zur Wider -ſacherin ver öffentlichen Meinung . Diep it die ErſteKammer nicht , ſo wenig als die zweyte .Die andere Behauptung erklaͤrt alle unſere bis —herigen Protokolle fuͤr untreu und unwahr . Dieß iſtein harter Vorwurf , der nicht nur das Secretariat ,ſondern auch alle und jede Mitglieder diefer Rammertråfe , wenn er begruͤndet waͤre . Wir alle truͤgen dieSchuld . Allein ich kann und muß feyerlich erklaͤren ,daß dieſer Vorwurf durchaus ungegruͤndet ſey .

Zahari : Durch die Erklärung deg Herm Hof-raths v. Rotteck , daß er mir nicht die Abſicht zutraue ,Verunglimpfungen gegen die Hohe Kammer aus zuſpre⸗en , iſt dieſer Streit beygelegt , und ich danke ihmdafuͤrz wenn aber der Hert Bisthumgyermefer y, Weſ⸗ſenberg ſolche in meinem Vortrage ebenfalls gefundenhaben will , ſo ſteht jedem daruͤber ein Urtheil frey.Ueber pie neuere Erflárüng des BuchhaͤndlersBraun ließen ſich vielleicht weitere Erlaͤuterungengeben ; aber þievon if mobi ſchon zu viel geſprochen .vrotokolle der L Rammer gr go .
3
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Ich trete dem Antrage bey , die Sache an die Com —

miſſion zur foͤrmlichen Begutach tung zuruͤckzugeben.

Der Frhr . v. Zyllnhardt tritt ebenfalls bey ,
mit wiederholter Verwahrung gegen die Meinung , als

haͤtte ſich die Commiſſion ihres Auftrags durch die

neulich geſprochenen paar Worte entledigen wollen .

Frhr . v. Berkheim : Ich habe von mehreren

Rednern gehoͤrt , daß ſie ſich im Namen der Kammer

gegen des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ Aeuſſerungen
verwahrt haben . So oft ſich Mitglieder im Namen

der Kammer gegen etwas verwahren , muͤſſen ſie die

Anſicht aller Mitglieder der Kammer genau kennen .

Ich habe in jener Rede des Hrn . geh . Hofraths Zacha⸗

riaͤ, deſſen Motion ich fruͤher unterſtuͤtzte , keineswegs die

Laͤſterung gefunden , daß die Erſte Kammer die Widerſache —⸗
rin der oͤffentlichen Meinung ſey , ſonſt wuͤrde ich ihr wi —

derſprechen ; wohl aber habe ich gehoͤrt , daß die Kam —

mer die oͤffentliche Meinung nicht fuͤrchten, nicht der

oͤffentlichen Meinung froͤhnen ſoll .
Was jeder ſeinem Eid nach vor Gott , ſeinem

Gewiſſen , vor ſeinem Regenten verantworten koͤnne,
das ſoll und muß er kuͤhn ausſprechen , und waͤre es

auch gegen die oͤffentliche Meinung . Was den Ge —

genſtand ſelbſt aber betrifft , ſo geſtehe ich , daß er

eine gang andere Wendung genommen hat , als er Ane

fang 3u haben ſchien . Eine Eingabe des Buchhaͤnd —⸗
lers Braun hat den Hrn . geh . Hofrath Zacharia zͤu ſeinem
Antrag veranlaßt ; ich habe dieſen Antrag unterſtuͤtzt ,
weil ih keine gefaͤhrliche Tendenz in demſelben wahr⸗
nehmen konnte .

Ich war und bin noch lebhaft uͤberzeugt , daß

unſere Protokolle blos darum ſelten geleſen ſind ,
weil ſie bisher zu weitlaͤufig waren . Die bisherige
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Redaction
mag daher wohl beybehalten werden , nurin

gedraͤngterer, zweckdienlicherer Form . Daß derBuchhaͤndler mit unferer Dis cuſſton vermengt werdenwuͤrde , habe ich nicht geglaubt , vielmehr , daß ſeinePetition bis zu Ende des xandtags werde zuruͤckgelegtund dann in Betracht gezogen werden .

35

FIrhr . y, Weſſenberg ! Nicht im Namen , ſon —dern zur Ehre der Hohen Kammer ſagte ich , daß ichmich verpflichtet finde zur Vertheidigung derſelben michgegen die Behauptungen des Herrn geh . HofrathsBachariå zu erklaͤren Bon einem Frohndienſt fuͤr dieoͤffentliche Meinung war nicht die Rede . Dieſer waͤreder Wuͤrde keiner von beiden Kammern angemeſſen .Aber auch der Stellung und dem Weſen keiner vonbeiden iſt es eigen , ihre Widerſacherin zu ſeyn .

Brýr . y. Berkheim : Nicht der Herr Bigsthums verweſer , fondern ein anderer Rſedner hat ſich imRamen der Hohen Kammer verwahrt .

v . Rot teck : Wenn ich mich „ im Namen derHohen Kammer ”
verwahrte , ſo geſchah es in der Vermuthung , daß dieſelbe meine Anſichten theile . Sollteich mich darin geirrt haben , ſo waͤre der Irrthumwenigſtens verzeihlich.

Auf die vom Hohen Praͤſtdium gehaltene Um -frage erflårte fih die Kammer ( aegen g Stmmen ) mitdem Antrag Gr , Durchlaucht des Herrn Fuͤrſten
v.

Fuͤrſtenberg , einverſtanden ,
daß die Sache der Commiſſton zur foͤrmlichen Be —⸗gutachtung zuruͤckgegeben werden folle,Ñiermit wnrde die Sitzung geſchloſſen.

Zacharlaͤ
v. Rotteck .
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Beylage Siffer 124 .

Commiſſions⸗ - Bericht
uͤber

den Geſetzent wurf , nach welchem der Sag

2154 des Landrechts auſſer Kraft geſetzt

werden ſoll .

Erſtattet

von dem geh . Hofrathe Zachariaͤ .

Die Regierung hat der zweyten Kammer den

Entwurf zu einem Geſetze vorlegen laſſen , durch wel -

ches der Satz 2154 des Landrechts auſſer Kraft ge⸗

fegt werden fol - Die zweyte Kammer hat diefen Ge -

fegentwurf unveråndert angenommen . Hierauf ift er

an die Erfe Kammer gelangt , und von diefer zur

Begutachtung an die Commiffion verwiefen worden , in

deren Namen ich zu berichten die Ehre habe ,

Cine furze Darfelung und Pråfung der Grånde ,

auf welchen der Satz 2154 beruht , wird hinreichen ,
den Antrag auf Annahme des vorliegenden Geſetzent⸗

wurfes , uͤber welchen ſich die Commiſſton vereinigt hat ,

zu rechtfertigen .
Bekanntlich ſind nach unſerm Landrecht ( und

nach dem Code Napoleon ) Vorzugs - und Unterpfands⸗

rechte ( Privilegien und Hypotheken ) in der Regel nur

in ſo fern gegen dritte Perſonen guaͤltig, als

ſie in die zu haltenden oͤffentlichen Pfandbuͤcher ein⸗

getragen ( inſeribirt ) worden ſind ; es geht alſo z. B .

in einem Gante nicht das fruͤher beſtellte , ſondern
dag fruͤher eingetra gene Unterpfandsrecht den uͤbri⸗

gen vor .

Von Rechtswegen nun folte die Eintragung der

Vorzugs - und Unterpfandsrechte die Wirkſamkeit , die
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ſie uͤberhaupt der Eintragung verdanken , ſo langegewaͤhren, als dieſe Rechte an und fuͤr ſich beſtehen ,mit andern Worten , eg folte pon Rechtswegen uͤber⸗all keine Erneuerung der einmal geſchehenen Ein -
tragungen nothwendig : fen , Denn warum die Glåuzbiger zur Wiederholung einer Foͤrmlichkei anhal⸗ten , welche , auch wenn ſie nur einmal beobachtetwird , ihrem Zwecke ( dem Zwecke , den Vorzugs undUnterpfandsrechten Offenkundigkeit zu geben ) ſattfamentſpricht ? Warum fo die Glaͤubiger der Gefahreines Verluſis Preis seben , wenn fie fih an derErneuerung verſaͤumten ?

Gleichwohl verordnet der 2154te Gag des Land -rechts :
„ Die Eintragungen bewahten das Unter —
pfands⸗ und Vorzugsrecht zehn Jahre langvon dem Tage an , da ſie geſchehen ; ihreWirkung : ( d. h. die Wirkung der Eintragun⸗gen ) erloͤſcht, wenn ſolche vor Ablauf dieſerFriſt nicht erneuert werden . “

Er verordnet alfo , dap man eebor Ablauf - von ro Fahren erneuern muf , mwennfie ihre Wirffamfeit behalten , alſo z. B . dem Unter -pfandsrechte das Datum der urſpruͤnglichen Eintragungbewahren ſoll . Sind dieſe 10 Jahre abgelaufen ,ohne daß eine Erneuerung geſchah , ſo fann zwar tasBorzugg - oder Unterpfandsrecht, wenn es andersſonſt noch beſteht , wieder von Neuem eingetragenwerden . Aber die rechtlichen Wirkungen dieſer neuenCintragung find gang ſo zu beurtheilen , als ob dasecht vorher noch nie eingetragen worden wåre . Wirerinnern nur noch beylaͤufig; daß ſich der Satz 2154uͤberall nicht auf eine Erneuerung der Recht s u r⸗e deg Borgs - oder Unterpfandsrechts , ſop⸗ganz allein auf die Erneuerung der Inſcrin —

Eintragung

dern
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tion bezieht . Der titulus und inscriptio hypothecae
find pier , fo wie Åberhaupt , wefentlih von einander

verfichieden . Die Grúnde , die man bey der Mbfofung
deg Code Napoleon ( dag Landrecht ftimmt Hier mit dies

ſem Geſetzbuche woͤrtlich uͤberein) in dem franzoͤſiſchen
Staatsrathe , damals derjenigen Behoͤrde des fran —
zoͤſiſchen Reichs , von welcher die Faſſung der Geſetze
ſonſt ausſchließlich in Berathung gezogen wurde , fuͤr
diefe den Grundſaͤtzen des Rechts keineswegs entſpre⸗
chende Vorſchrift anfuͤhrte , waren folgende :

Erſtens : es ſeye zu fuͤrchten, daß wenn die

Eintragungen nicht von Zeit zu Zeit zu erneuern

waͤren, die Auffindung und Beurkundung der aͤltern ,
beſonders in groͤßeren Bezirken ſchwer , ja kaum moͤg—
lich ſeyn wuͤrde , daß alſo ſonſt das ganze Werk nach
Jahren in die groͤßte Unordnung gerathen muͤſſe.

Zweytens : es koͤnnten in aͤltern Eintragungen
Verfaͤlſchungen leichter gemacht , ſchwerer entdeckt

werden .

Zufolge dieſer Gruͤnde enthaͤlt alſo der Satz
2154 in der That eine polizeyliche Maaßregel .
Das Recht der Glaͤubiger wird von einer Bedingung
abhaͤngig gemacht , und eben dadurch weſentlich gefaͤhr⸗
det , weil man es gegen andere und zufaͤllige Gefah —
ren in Schutz nehmen wollte . Man hielt dieſe Gefah —
ren får dringend , dag Gegenmittel fuͤr unentbehrlich .

Um nun diefe Gründe şu entfrâften , brauchen
wir þier niht auf die fo fmwierigeund fo weitgreifende
Unterfuchung einzugehen : Wie weit fich das Gebiet der

Polizengewmalt úberhaupt und in Beziehung auf die

Verhaͤltniſſe des buͤrgerlichen Rechts erſtrecke .
Sondern es liegt ſofort am Tage , daß man den Ge —

fahren , welche man durch den Satz 2154 vorbeugen
wollte , eben ſo wohl und zwar unbeſchadet des Rechts
der Glaͤubiger durch eine zweckmaͤßige Einrichtung der
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Grund - und Pfandbuͤcher begegnen kann ; daß dieſeGefahren noch uͤberdies , wegen de — geringern Umfangsunſerer Pfandſchreibereyen , und

uͤberhaupt wegen derOrganiſation dieſer Behoͤrden bep ung weniger alg inFrankreich zu fuͤrchten ſind , daß Verffentlicher Urkunden wenigſtens be
ſeltenen Ausnahmen

gehoͤren,

aͤlſchungen oͤf⸗
y uns zu den hoͤchſt⸗

daß die Vollziehung desSatzes 2154 mit bedeutenden Arbeiten und Koſten ver⸗bunden ſeyn wuͤrde .
Allerdings mag es rathſamſeyn , die Pfandbuͤcher von Seit gu Beit einer Revifionzu unterwerfen , oder zu verordnen , daß , ſo wie einGrundftuͤck veraͤuſſert wird , die auf daſſelbe geſchehe⸗nen Eintragungen erneuert werden ſollen . Allein derSatz 2154 ſteht mit einer Maaßregel dieſer Art inkeiner oder wenigſtens nur in einer ſehr entferntenVerbindung . Gruͤnde anderer Art koͤnnen fuͤr die Auf⸗hebung des Satzes 215354 aus den Eigenthuͤmlichkeitenentlehnt werden , welche das Badenſche Hypothekenweſenvon dem Franzoͤſiſchen unterſcheidet . Gar manches iſtin der Wirklichkeit anders , als es nah dem andsrecht oder dem Code Napoleon fepn folte , Nohkaͤmpft das Alte mit dem Neuen . Die Vollziehungdes Satzes 2154 koͤnnte leicht zu neuen Verirrungenund Verwirrungen obren , — Jedoch von dieſerSeite iſt der Entwurf ſchon in der andern Kammerſattſam gepruͤft worden .

Es iſt dah
ſetzentwurf , wel —cher den Satz

t $ aufer Kraft fest ,auf dag Vollkommenſte in dem Rechte und - der Billig -feit gegruͤndet. Eg koͤnn

er der vorliegende Ge
2154 deg Landrech

te ferner der Hauptſatz desnur das , was an fih Rechtens iſt ,wieder herſtellt, und , bewandten Umſtaͤnden nach , nur
den Dermalmaligen Zuſtand der Dinge qunbedenklich zugleich auf die

ufrecht erhaͤlt ,
det werden . Bergangenpeit angewene0 twie uͤbrigens der Satz 2154 des
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Landrechts in dem Syſtem unſeres Pfandrechts ve r⸗

einzelt da ſteht , ſo kann er auch unbeſchadet dieſes

( in ſeinen Grundlagen gewiß zweckmaͤßigen) Syſtems

einzeln aufgehoben werden .

Nur die Wortfaſſung des Entwurfs laͤßt einiges

zu wuͤnſchen uͤbrig. Denn das ganze Geſetz koͤnnte

in ben Satz zuſammengedraͤngt werden :

„ Der Satz 2154 des Landrechts iſt auſſer Kraft

geſetzt , als ob er nie in Kraft geweſen waͤre. “
Jedoch da das Gute auch in einer nicht vollkom⸗

menen Geſtalt willkommen iſt , da ein Verbeſſerungs⸗

Vorſchlag , welcher ſich auf die Wortfaſſung bezoͤge ,

um fo unerfrenliher ſeyn wuͤrde , weil er , pon der

Kammer gebilliget , nach der Lage der Verhandlungen

zu Weiterungen fuͤhren muͤßte , ſo glaubt die Com⸗

miſſion nicht , der Ruͤge dieſes Mangels eine weitere

Golge geben zu dårfen , Gie rihtet vielmehr ihren

Antrag unbedingt
:

auf die Annahme des Geſetzentwurfes .

de
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—— DAELE >ber die Mittheilung der zwepten Rammerdie Aufhebung des Hauſirhandels
betreffend .
Er ſtatt ti

von dem Hofrath v. Rotteck .

— —

Von Ihrer Commiſſton beauftragt , uͤber die Mit -theilung Der zweyten Kammer ; die von derſelben be —ſchloſſenen Bitte an Se . Koͤnigliche Hoheit , den Groß⸗herzog , um gleichbaldige und gaͤnzliche Abſchaffung desHauſirhandels betreffend , Bericht zu erſtattemſammle ich die ſich hier darbietenden Betrachtungenunter folgende Geſichtspuncte
1) Iſt der Beſchluß der zweyten Kammer begruͤn⸗det durch das Inter eſſe oder durch das Recht derbandeltreibenden Klafſſe ?2 ) oder durch dag Intereſſe des eon ſfum i⸗renden Publikums ? oder endlich) durch polizeyliche Vorſicht gegen Dieb⸗

ſtahl und
Gaunerey

ie
Commiſſion glaubt dieſe Fragen alle mit nein !beantworten zu muͤſſen , und rechtfertigt ihre Anſicht in

Ruͤrze mit folgendem:



I Der Nachtheil , der aug dem Haufiren Von Inn⸗

und Auslaͤndern dem einheimiſchen Gewerbs — und vor⸗

zuͤglich dem Handelsſtande zugehen ſoll , iſt zwar vielfaͤl⸗

tig in mehreren ſchon 1819 an die zweyte Kammer gë

kommenen Petitionen , ſodann in dem daruͤber erſtatte⸗

ten Commiſſionsbericht ( Verh . der zweyten Kammer

von 1819 Heft X. Seite g0 ff . ) nicht minder in der

daruͤber 1820 gepflogenen Discuſſton ( Verh . v . 1820

Heft I . Seite 144 ff ) endlidh auch heuer in Der Be

richtserſtattung und Discuſſion uͤber eine verbeſſerte

Gewerbsordnung —woraus eben der vorliegen —

de Antrag hervorgegangen — ( Herhandlungen der II.

Kammer von 1822 . Band 5. S . 180 ff . ) geſchildert
und beklagt worden ; allein , wie Ihrer Commiſſion

duͤnkt , theils uͤbertrieben , theils ohne rechtliches
Gewicht . Denn nicht ob der Haufirhandel den wirk⸗

lich vorhandenen Handelg - und Gewerbsleuten
vortheilhaft oder nachtheilig , ſondern ob er der G e

ſammtheit allernaͤchſt alſo dem conſumirende !

Publikiu m nuͤtzlich oder ſchaͤdlich ſey ? muß hauptſaͤch⸗

lich gefragt und zum Beſtimmungsgrunde der Entſchei⸗

dung genommen werden . Denn mit nichten iſt da

Publikum des Handelsſtandes willen , fondern der Haw

delsſtand , wie jede andere Klaffe von Staats buͤr⸗

gern , der Geſammtheit willen da , d. h. kein Stand

kann zu ſeiner beſondern Beguͤnſtigung ein Opfer por

einem Andern oder gar bon . allen Uebrigen fordern !

und vorzuͤgliche Beruͤckſichtigung , Aufhuͤlfe oder be ſon

dere Unterſtuͤzung von Seite der Geſammtheit wird

er nimmer als ein Recht in Anſpruch nehmen duͤrfel

ſond ern blos nach dem Maaß ſeiner Gemeinnuͤtzzig
deit und ſeines wahren Bedauͤrfniſſes von einer wohl

berechneten Politik erwarten duͤrfen ; in ſolchem ð

dhr

a
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aber niemals mit Beeintraͤchtigung einzelner Per —⸗fonen oder Klaffen , fonden nur rein oug denMitteln der Geſammthein Ein Anſpruch der Han —delg - und Gewerbsleute , daß Ihretwillen dieKlaſſe der Conſumenten ( oder auch eine Unterab⸗theilung ihrer eigenen Klaſſe , die Hauſirer ) an ih⸗rer natuͤrlichen Freyheit oder billigen BequemlichkeitEintrag leide , wäre eben fo ungerecht , alg wenn DerBauer fordern wollte , daf feinetmilten , damit - erdie Erzeugniſſe ſeines Bodens ſicherer an Mam —bringe , kein Kaffee und Zucker verkauft , keinReis eingefuͤhrt , keine Rumfordiſchen Suppen gestodt wirden , Auch giebt die Gewerbſteuer keinbeſonderes Recht ; denn der Grundbeſitzer zahlt ſeineſchwere Steuer nicht minder , und die Steuer iſt mitnichten der Ankaufspreis eines Rechts , ſondern blosdie Abtragung einer von der Beytragsfaͤhigrenabgeleiteten und durch dieſelbe in Maaß beſtimmtenuͤberhaupt aber nur fuͤr den allg emeinen Staats —fhug niht fuͤr ein beſonderes Vorrecht zu bezahleden Schuld .

Uebrigens waͤr

nz

e dag Princip - der Beſchraͤn —kung , welches im Verbot des Hauſirhandels ſich aus⸗ſpraͤche, in ſeiner weitern Anwendung ( und wo waͤredie ſtreng zu bezeichnende Graͤnze ?) fuͤr den Handels⸗ſtand ſelbſt von der allergroͤſten ruͤckwirkenden Schaͤd⸗es waͤre im grellſten Widerſtreit mit dem vonGeiſt unſerer Zeit und von Millionen Stimmenſorderten Handels⸗ und Gewerbsfreyheit . Die Com⸗miſſton kann nicht bergen , daß die Gleichzeitigkeit desAntrags auf unbedingtes Verbot des Hauſirhandelsmit jenem auf herzuſtellende Gewerbsfreyheit ſte in ei —nige Berwunderung geſetzt hat , beſonders da fie aug

gefor



den Protokollen der zweyten Kammer erſah , daß eben

die Verhandlungen uͤber die Gewerbsfreyheit

der Anlaß zu jenem — mit dem im Jahr 1820 gefaß⸗

ten Beſchluß derſelben zweyten Kammer in Widerſpruch

ſtehenden Antrage gegen den Haufirhandel gegeben und

daf fonach niht im Wege einer gefonderten Motion

fondern auf eine gelegenheitliche Anregung

der zur Begutachtung der —

ten Commiſſion der vorliegende Beſchluß zu Stande ge⸗

kommen .

. , Von dem zweyten Standpunet des In⸗

tereſſes der Conſumenten oder des Publikums be —

trachtet , fien der Hauſirhandel vielen niht minder

verwerflich als von jenem des Handelsintereſſes . Durch

die Hauſirer , ſagt man , werde manch unwiſſender oder

leichtſinniger oder ſchwacher Familienvater zum An—⸗

kauf von ſchlechter ihm unnoͤthiger , blos fuͤr den Luxus

dienender Waare gereizt , genoͤthigt , beſchwatzt . Das

Geld , das er fuͤr den Steuereinnehmer haͤtte zuruͤckle⸗

gen ſollen , gebe er dem verſchmitzten oder zudringli —

chen Hauſirer hin .

Durch Hauſirer ſchleiche der Luxus und eitle Luſt

in die aͤrmſten Huͤtten .

Etwas Wahres liegt allerdings in dieſen Betrach⸗

tungen ; aber ſie beweiſen zu viet , mithin nih tó .

Wenn es gefaͤhrlich iſt , daß der Buͤrger durch Kunde

oder Anblick oder Lobpreiſung von Waaren zum Kaufe

gereizt werde , wenn ſein Intereſſe darin beſteht , in

keine Verſuchung gefuͤhrt zu werden , etwas , das nicht

ehen dringendes Beduͤrfniß iſt , ſich anzuſchaffen , odel

zu genießen , ſo muß man auch Aber alle andere W

fatten und Einrichtungen , welche Kaͤufer und Conf

menten herbeploden den Stab brechen . Man mug dani
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feine Intelligenzblaͤtter , keine Waarenausſtellung und
Jahrmaͤrkte, keine Austheilung von empfehlenden Kund -
machungen , keine Tanzmuſik , keine Reſtaurationshaͤuſermehr dulden . Wie mancher wird dadurch zu Ausga⸗ben gereizt , die im Mißverhaͤltniß mit ſeinem Vermoͤ⸗
gen ſtehen ? Die Luͤſternheit bedarf heut zu Tag derHaufirer niht , um Gegenſtaͤnde des Begehrens aufzu —finden ; ein ſchwacher , der Eitelkeit der Familiengliederdienſtbarer Hausvater wird zu Grunde gehen ohne ſie .

Dagegen iſt die erleichterte oder vermehrte Be —
kanntmachung von Verkaufsgegenſtaͤnden, die vergroͤßerteBequemlichkeit und vervielfachte Gelegenheit des An —kaufs , ein wahrer Vortheil fuͤr alle Verſtaͤndigen , undes waͤre ungerecht , ihm denſelben zu entziehen ,um ei —niger Unverſtaͤndiger willen , die man ja , wenn es Noththut , unter eine ſpecielle Bevormundung ſetzen kann .Es mag auch gegen die mitunter eintretende Ueber —
vortheilung durch Hauſirer gegen den Geldverluſt durchmehreren Einkauf der Gewinn in Anſchlag zu bringenſeyn , der durch die groͤßere Wohlfeilheit der Waare , unddurch Erſparung von Nebenkoſten ( als Zeit⸗ und Geld -aufwand bey Beſuchen von Jahrmaͤrkten und entfern⸗teren Staͤdten ) fuͤr den Kaͤufer entſteht .

So viel inzwiſchen mag zugegeben werden , daß,obſchon die dargebotene Notis von Verkaufs⸗Artikelnund die vermehrte Bequemlichkeit des Ankaufseine Wohlthat fuͤr die Conſumenten iſt , ſie ſolches dennoch zu ſeyn aufhoͤre , ſobald dabey der Freyheitderſelben Eintrag geſchieht . Ich wuͤnſche wohl , zuwiffen , wag uͤberall fuͤr meinen Sebrauch oder meineLuſt dienliches feil ſey , und freue mich der bequemenGelegenheit der Anſchaffung ; aber ich will derZudringlichken der Verkaͤufer enthoben ſeyn , die
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mich allzuteicht gegen meinen maren Willen zum Kaufen

noͤthigt , ausBarmherzigkeit aus falſcher Schaam , oder um

der Ueberlaͤſtigen los zu werden . Es iſt hier faſt wie beym

Allmoſengeben . Der Mildthaͤtige will wohl die Kunde ha⸗
ben von den Huͤlfsbeduͤrftigen im Kreiſe ſeines moͤgli⸗

chen Wirkens , er freut ſich auf kurzem Weg , opne

Umſtaͤndlichkeit und Nebenverluſt ſeine Gabe an Mann

bringen au koͤnnen ; aber er will nicht uͤberlaufen und

gedraͤngt ſeyn von ungeſtimmen Bettlern , denen er mehr

nur aus Zwang als aus freyer Milde ſeine Gabe

ſpendet . Wenn die Polizey mich durch das Verbot

des Bettelns von ſolcher Noͤthigung befreyen darf

und ſoll , ſo moͤchte etwas Aehnliches — nur im gerin -

geren Maafe — auch von Haufirern gelten ; aber es

waͤre hiernach Dag ufferte , was gegen fie zu verfuͤgen

waͤre , daß ihm , bey unbeſchraͤnkter Freyheit des An⸗

bots durch Ausſtellung , Ausrufen und Her —

umtragen in Straßen , der Eintritt in die Haͤu —

ſer ſelbſt , ohne hineingerufen zu ſeyn , unter —

ſagt wuͤrde .

Dieſes Verbot auf keinen Fall ſchwerer zu hand⸗

haben als ein Verbot des Bettelns , wuͤrde freylich —

wie eben dieſes Bettelverbot , bey vereinzelten Haͤuſern

und Weilern wenig Anwendung finden : aber ſoll , da man

doch fuͤr ſolche Haͤuſer keine beſonderen Geſetze geben kann ,

um ihrerwillen das Princip der allgemeinen Geſetzgebung

geaͤndert werden ? Der Polizey bleibt uͤberlaſſen ,

die hier ſich zeigenden Gefahren nach Thunlichkeit ab —

zuwenden .
III . Dieſer dritte polizeyliche Geſichtspunct

iſt nun allerdings der wichtigſte von allen . Inſofern

das Hauſiren als Freybrief zum Gaunerleben oder als

Deckmantel der Dieberey dienen kann , nimmt es die
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Wachſamkeit der Regierung in Anſpruch , und unter⸗liegt alfen Beforánfungen , welche die allgemeine Si⸗berheit gebietet . MUP aber darum alegfehlechterdingg verboten werdén 2 Oder genuͤgen nichtvielmehr die Beſtimmungen des Gefegeg v, zI . Sept .18152 Ihre Commiffon , Hohzuverebrende Herrn ,glaubt dag legtere , und rechtfertigt ibre Anſichtdurcheine furze Hinweifung auf den Fnhalt jeneg Geſetzes .Daſſelbe , unter Aufſtellung der Regel des Verbots , gewaͤhrt den Haufirhjandel nur ausnapmeweiſe . Allerdings ein ſehr ſtrenges Princip , welchesnach dem bisher Gefagten eher einer Milderungals einer Schaͤrfung beduͤrfte, beſonders da unterfeinen Motiven nihë blos die polizeyliche Ruͤck—ſicht , ſondern auch die auf den Erwerb der beredatigten innlaͤndiſchen Handels⸗und Ge -werbsleute — eine nach der Obigen ſehr zweydeu—tigen Ruͤckſtcht —
ausdruͤcklich ſteht .

Ausnahmsweiſe und zwar ohne Loͤßſung einesErlaubnißfcheins duͤrfen die gewoͤhnlichen Lan —desproducte , als Markt-Victualien , Sand , Obſtbaͤume,innlaͤndiſche Mineralwafer u, dal . haufirend verkauftwerden , gegen welche Gewaͤhrung ſelbſt der in derzweyten Kammer erſtattete Commiſſionsbericht keineEinwendung erhebt , obſchon vielleicht gerade hier , we —enoe naea aug auf foon verarbeitete Vinneeintge naͤhere polizeyliche Aufſicht nicht uͤberfluͤſſig feynduͤrfte .
Fuͤr kinige andere Artikel und die abermalsmit ſorgfaͤltiger Wahrung des Intereſſleute beſtimmt ſind —- kann die Erlaun bnif gum Hau -firen theilg an Inlaͤnder, beſonders an Schwarz waͤl⸗der und Odenwaͤlder , theils an Auslånder — an diefelegten jedoch nur durchdag Miniſteriu m —ertheilt weren ; es muͤſſen ſich aber die Perſonen , welcheſolcheErlaubniß erhalten woken , zuvor über ihre Seimathuber ibre Handels - und GemwerbsbefugniffeUNON Oer Foren Leumund hinreichend auszuweiſenvermoͤgen. it Spezereywaaren , Arzneyen und Druckſchriften zu hauſtren , iſt unbedingt verboten ,arf diefe Beſchraͤnkzu

uͤberzeugen, daß dadurchfuͤ
ungen nur leſen , um ſichr bie allgemeine Gier
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heit genuͤgend und fuͤr das Inkereſſe der Handelsleute

felbſt mit Aengſtlichkeit , geſorgt iſt .

Die ſchon unterm 23 . Juny 1817 erlaſſene Ver —

ordnung wegen der in Ruͤckſicht der Schwarzwaͤlder

Fabrikate anzuordnenden Stempelung und weitern Con⸗

rolle , endlich die unterm 8. Maͤrz 1821 in Erfuͤllung
der von beiden Kammern im J . 1820 an Se . Koͤnigl . Ho —

heit gethane Bitte um Strafſanction fuͤr die Hauſirge⸗

fetze — ergangenen Poͤnalverfuͤgungen laſſen wahrlich
—in der vernuͤnftigen Vorausſetzung , naͤmlich , daß ſie

gehandhabt werden — den Gegnern des Hauſirhan —
deis keinen billigen Wunſch mehr uͤbrig, und es iſt da —

her Ihre Commiſſion der Meinung , daß eine noch groͤ⸗

ßere Beſchraͤnkung , als die bereits beſtehenden Anord⸗

nungen enthalten , nicht pom Guten waͤre . Indem Ih⸗
re Commiffion hiernach in Anſehung des Hauſirhan —
dels der milden Anſicht beytritt , muß ſie gleichwohl er —

klaͤren , daß ſie folches keineswegs blos zu Gun —

ſten des Schwarzwaldes thue , deſſen Intereſſen da —

bey von mehreren Rednern der zweyten Kammer ganz

vorzugsweiſe als Rechtfertigungsgrund einer gleichen
Anſicht urgirt wurden . Waͤre der Hauſirhandel einer

guten Handels - oder polizeylichen Ordnung ſchlechter⸗
Dings entgegen , fo duͤrfte man ihn auch nicht zu Gun —

ſten der Schwarzwaͤlder oder der Odenwaͤlder erlau⸗

ben , denn man kann von allén Buͤrgern , alſo auch von

den Schwarzwaͤldern fordern , daß ſie auf eine ſowohl
den wohlerworbenen Rechten der uͤbrigen Buͤrger ( hier

alſo nach obiger Vorausſetzung der Handelsleute ) , als

der allgemeinen Sicherheit unnachtheilige Weiſe , ſich er⸗

nåhren , und ein unfruͤchtbarer Boden begruͤndet keine

Prårogative des buͤrgerlichen Rechts .

Nach allem dem traͤgt Ihre Commiſſion darauf an ,

daß eine Hohe Kammer der von der zweyten Kammer

befchloſſenen Bitte um gleichbaldige und gaͤnzliche Mb -

ſchaffung des Hauſirhandels nicht beytreken , dagegen
die im gegenwaͤrtigen Bericht ausgeſprochenen Grund —

ſaͤtzen und Anſichten als maaßgebend fuͤr eine etwa

kuͤnftig zu revidirende oder modificirende Geſetzgebung
uͤber den Hauſirhandel anerkennen moͤge.

Ma
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Beylang e Ziffer 122.

Commiſſionsbericht

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer

wegen Aufhebung des Neubruchszehntens .

Erſtattet

von dem

geh . Hofrath Zachariaͤ .

Die zweyte Kammer hat in der Sitzung vom 20 .

* d. J . den Beſchluß gefaßt , Se . Koͤnigl . Hoheit
hrfurchtsvoll um die Vorlage eines Geſetzentwurfes zu
itten , wodurch

1) die unentgeltliche Aufhebung der Zehnten von

kuͤnftigen Neubruͤchen mit Ausnahme derer , wel -

che auf privatrechtlichen Erwerbstiteln beruhen ,
verordnet , auch

—

—

o

a

|

—

—

——
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2) dieſe Beſtimmung auf diejenigen Neubruͤche

ausgedehnt werde , welche gegenwaͤrtig in den

Freyjahren ſich befinden , jedoch mit gleichmaͤßi⸗

ger Ausnahme derer , welche ſich auf privatrecht⸗

liche Erwerbstitel gruͤnden .

Dieſer Beſchluß iſt der Erſten Kammer mitgetheilt

und von dieſer an die Commiſſion , in deren Namen ich

zu ſprechen die Ehre habe , zur Berichtserſtattung abge⸗

geben worden .

ET

Die Aufgabe , zu deren Beantwortung der vorlie⸗

gende Beſchluß der zweyten Kammer auffordert , ſteht

in einem weſentlichen Zuſammenhange mit der Allge⸗

meinen :

Ob und durch welche Mittel der Grund und Bo⸗

den des Landes von den Zehnten zu entlaſten

ſey ?

Wir erinnern an dieſen Zuſammenhang , nicht um

auf die allgemeinere Frage hier einzugehen ( ſchon auf

dem Landtage vom Jahr 1819 iſt dieſe vielſeitig eroͤr⸗

tert worden ) , ſondern damit es uns vergoͤnnt ſey , die

Bearbeitung der vorliegenden beſonderen Aufgabe , die

Reſultate der fruͤheren Berathung voraugfegend oder

andeutend , deſto mehr abzukuͤrzen .

§. 2 .

Beyde Kammern waren im Jahr 1819 daruͤber ein⸗

verſtanden , daß man auf die Befreyung des Landes

Ah
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von der Zehntlaſt ernſtlich Bedacht zu nehmen habe .
Nur uͤber die Art , wie dieſer Zweck dem Rechte und
der Billigkeit gemaͤß zu erreichen ſey , waren ſte getheil —
ter Meinung . Die Kommiſſion darf annehmen , daß
auch jetzt noch uͤber die Vor⸗ und Hauptfrage dieſelbe
Einhelligkeit der Meinungen herrſche . Mag auch
urſpruͤnglich und vor Zeiten fuͤr die Zehnten , als Ab —
gaben oder Privatlaſten , noch ſo Vieles geſprochen haz

ben , anders iſt das heutige Syſtem des Staats , und des

Privathaushalts . Much verdient die Zehentfreyheit , die
in Frankreich , dem Nachbarlande beſteht , von uns in

mehr als einer Hinſicht bey dieſer Frage beachtet zu
werden ,

- 3

Cine weitere Frage , welche auf dem Landtage deg
Jahrg 1819 aufgeworfen wurde , ( fie fommt dermalen ,
nach Maaßgabe des vorliegenden Beſchluſſes , ganz
vorzüglich in Betrachtung ) war die : Db man die Zehn-
ten gu den óffentlihen Lafen und Abgaben zu
rechnen , oder unter die Laften deg Privatrechts zu
zaͤhlen habe ? Sie wurde damals nach verſchiedenen
Anſichten beantwortet . Und die Commiffion wårde auf
diefe Berfepiedenheit hier weiter einzugehen haben ,
wenn nicht das Badenſche Landrecht , Da , wo eb von
den Zehnten handelt , får die Beftimmung Der rechtlichen
Natur der Neutru s zehnten einen feſten Rechtsbo —
den darboͤte .

Nach dieſem Landrechte iſt das Recht , den Zehnten
von Neubruͤchen zu fordern , bald ein Recht , welches
auf dem Geſetze , bald ein Recht , welches auf einem
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beſondern oder einem privatrechtlichen Titel beruht .

( LR. S . " Ioba 7robb ) In dem erſten Falle koͤnnen die

Zehnten als eine Art der oͤffentlichen Laſten oder Abga —

ben betrachtet werden .

Rraft Gefezeg fann I ) der Ortsherr , d. h. in der

Sprache des Landrechts , nach der Verſchiedenheit der

Faͤlle , der Landesherr oder der Standesherr oder der

Grundherr den Neubruchzehnten fordern . ( LR. S . 710ba )

Kraft Geſetzes kann 2) der Ortspfarrer , wenn er den

kleinen Zehnten auf der Gemarkung hat , dieſen auch

pon den Neubruͤchen erheben ( LR. S . 7106b 6. . ) .

Nach dem Rechte der katholiſchen Kirche gebuͤhrt der

Neubruchzehnte ſammt dem alten kraft Geſetzes dem

Pfarrer . Jedoch faſt uͤberall waren die Pfarrer aus dem

Beſitze des Neubruchzehntens von dem Biſchoffe oder

von dem Landesherrn verdraͤngt worden . Hoͤchſtens in

dem Beſitze des kleinen Zehnteng Hatten fie fich zu ers

balten vermocht . ( Vergt . Dürr de parocho a perceptione

decimarum novalium in Germania excluso . ) So ent —

ſtanden die Vorſchriften unſeres Landrechts uͤber die

Neubruchszehnten . Aehnmlich en Grundſaͤtzen ( nicht

ganz den ſelben ) war ſchon das Standesherrlichkeits⸗
Edikt vom Jahr 1807 6. 46 . lit . . , und das Grund⸗

herrlichkeits - Edikt von demſelben Jahre §. 18 , lit . b.

gefolgt .—Wir wollen uͤbrigens nicht beh aup —

ten , daß das Landrecht , indem es den Neu —

bruchszehnten dem Ortsherrn zutheilte , in

allen Theilen des Landes nur das ſchon

beſtehende Recht beſtaͤtigte .
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Wenn nun der vorliegende Beſchluß der zweyten
Kammer nur auf die unentgeltliche Aufhebung derjeni —
gen Neubruchszehnten antraͤgt , welche nicht auf pris
Vatrechtlichen Erwerbgtiteln beruhen , fo geht er offenbar
auf diejenigen Neubruchszehnten , welche nach dem Ob
gen kraft Geſetzes bezogen werden , mit andern Wor —
ten auf die , welche die Eigenſchaft oͤffentlicher La —
ſten oder Abgaben haben . So wie aber eine jede
Verbindlichkeit auf dieſelbe Weiſe wieder aufgehoben
werden kann , wie ſie begruͤndet worden iſt , ſo kann auch
diefe Berbindlichfeit , die Berbindlicdhteit in den gefeg -
lich beſtimmten Faͤllen ( S. . ) den Neubruchszehnten zu
entrichten , eben ſo durch das Geſetz gelöst werden , wie
ſie durch das Geſetz auferlegt worden iſt . Und da wir
Von der Vorausſetzung ausgegangen find und ausgehen
durften , daß der Zehnte uͤberhaupt , wenigſtens als
eine Art der oͤffentlichen Ab gaben verwerflich ſey ,
ſo ſcheint die Beantwortung der vorliegenden Aufgabe
keinen weitern Schwierigkeiten unterworfen zu ſeyn ,
ſo ſcheint die Antwort nu dahin ausfallen zu koͤnnen,
daß der Antrag der zweyten Kammer wenigſtens im

Algemeinen die vollſte Zuſtimmung verdie ne. Wie

koͤnnte es , ( abgeſehen einſtweilen von den beſondern
Rechtsverhaͤltniſfen der Standes - und der Grundherrn
und der Geiſtlichkeit, ) bedenklich gefunden werden , eine

oͤffentliche Abgabe und zwar eine hoͤchſtlaͤſtige und
eine noch dazu wenig eintrågliche aufzuheben ?

Saga

Sn der That wirde aud die Kommiſſion zu die —
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fem Refultate gelangt feyn , und demfelben gemaͤß,

ihren Antrag geſtellt haben , wenn ſie ſich haͤtte uͤber⸗

zeugen koͤnnen , daß man den Neubruchszehnten als

eine fuͤr ſich beſtehende Abgabe und nicht vielmehr

blos als eine Art der geſetzlichen Zehnten uͤberhaupt ,

oder nur als eine Anwendung des Grundſatzes der

allgemeinen Zehntpflichtigkeit der Grundſtuͤcke zu

betrachten habe .

Aber gerade die letztere Anſicht ſchien ihr den Vor —

zug zu verdienen , oder die allein richtige zu ſeyn .

Es iſt wahr , daß der Zehnte , welcher von bisher

unbebauten Grundſtuͤcken , fo wie fie in Bau genom :

men werden , erhoben wird , in Dem inne eine bez

fondere Mrt von Abgaben iſt , daß dieſer Zehnte nur

bedingungsweiſe , und nur unter einer von dem Zehnt —

pflichtigen ſelbſt abhaͤngenden Bedingung erhoben merz

den fann , daf er big zum Cintritte dDiefer Bedingung

ruht , und big Dabin mehr die Eigenfchaft einer Hoff-

nung 4u einem Einfommen , als die eines ſchon wirk —⸗

ſamen und nutzbaren Rechtes hat ; woraus wiederum ,

wenn von der vorlåufigen Aufhebung oder Mbló fung
der Zehntpflicht die Rede iſt , mehrere Eigenthuͤmlich⸗

keiten der Neubruchszehnten abgeleitet werden koͤnnen .

Aber eben ſo gewiß iſt es auf der andern Seite , daß

die allen und die neuen Zehnten ihrem Rechtsgrun —

de noch eine und dieſelbe Abgabe ſind , daß ſie auf

derſelben Art von Gegenſtaͤnden , und unter denſelben

Bedingungen haften , daß man zwiſchen beiden nur deß⸗

wegen unterſchieden hat , weil die Befugniß die Zehw

tew gu erheben , bey Neubruͤchen in mehreren Bezit ’
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Dungen nach befondern Regeln beurtheilt wird ; endlich
daf man nicht uͤber die Aufyebung des Neubruchszehn —
ten entſcheiden kann , ohne daß die Entſcheidungsgruͤn⸗
de zugleich auf die alten Zehnten anwendbar waͤren .

96 ;

Die Frage dürfte fich demnach fo felen :

Yf eg dem Rehte und der Billigteit gemaͤß,
eine im Ganzen verwerfliche Abgabe blos theil⸗

meife , dh . blog fo aufzuheben , daf nur

cin Theil der Steuerpflichtigen oder nur ein

Theil der Gegenſtaͤnde , welche unter dem

Prinzipe der Abgabe begriffen ſind , fuͤr die

Zukunft frey geſprochen werden ? Iſt es alſo

namentlich dem Rechte und der Billigkeit ge —

maͤß , die Bepnten blog in Beziehung auf

Neubruͤche aufzuheben ?

Von der Beantwortung di eſer Frage ſcheint uns

lediglich und allein das Urtheil uͤber den vorliegenden

Beſchluß der zweyten Kammer abzuhaͤngen .

—

Nun ſcheint uns die Maasregel einer theilweiſen

Aufhebung einer im Ganzen laͤſtigen Abgabe an ſich und

im Allgemeinen mit den Grundfågen deg NR edh ts faum

vereinigt werden zu fónnen . So wenig bey oͤffentlichen

Abgaben einer mehr alg der andere belaftet werden

fol , eben fo wenig fol einer vordem andern begùnftigt

werden, Der Privatmann fann diefelbe Shu dem

einen erlafen , von dem andern eintreiben . , Hber der

Staat mug , was er mit der einen Hand giebt , mit der

Mdern nehmen .

Y
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Der aufgeſtellte Grundſatz leidet gewiſſe Ausnah —

men ; die Frage iſt alſo wieder die : Ob bey den Neu —

bruchszehnten der Fall einer Ausnahme vorhanden ſey

Sig

Nun feint ung hier der Fall einer Ausnahme

nicht ſchon dadurch begruͤndet werden zu koͤnnen , daß

durch die Aufhebung von Neubruchszehnten das bishe —

rige oͤffentliche Einkommen nicht vermindert , ſondern

nur eine , noh dazu ungewiſſe , Vergroͤßerung dieſes

Einfommeng aufgegeben werde . Denn ein Verluſt fuͤr

die Staatskaſſe iſt die Aufhebung des Neubruchszehn —

tens doch allemal ; und waͤre dieſer Verluſt auch weni⸗

ger bedeutend , als er gleichwohl ſeyn duͤrfte , auf den

Reſchts grundſatz kann das auf keinen Fall Einfluß

haben .

oie

Audy darauf módhte man fich nicht berufen koͤnnen,

daß , wenn es auch unthunlich ſey , die Zehnten , die be⸗

reit erhoben werden , aufzuheben , wenigſtens das

Fortſchreiten des Uebels verhindert werden muͤſſe. Bey

dieſer Schlußfolge wird ſchon vorausge fegt , daf

die Aufhebung des Neubruchzehntens als cine parz

tielle WMaagregel vortheilhaft feh . Denn wie ? wenn

durch die Aufhebung des Neubruchszehntens die alten

Zehnten druͤckender werden ?

. 0 .

Sondern alles kommt wohl darauf an , ob die Auf —

hebung des Neubruchzehntens , wenn ſie ſchon nur eine

theilweiſe Aufhebung einer allgemeinen Abgabe iſt , den —

noch gewiſſe Vortheile und zwar ſo bedeutende gewaͤhre ,
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daf man dariber die Ungleichheit , welche cine Folge von

dieſer Maaßregel ſeyn wuͤrde , uͤberſehen koͤnne und

muͤſſe ?

Nun hat man zwar får dieſe Maasregel insbeſon⸗
dere angefúbrt , dag fie zu dem Anbaue wüͤſter Laͤnde “

repen peranlajfen und reizen werde , und fo den gand :

bau, diefe Hauptquelle deg óffentlichen und deg Privat -

wohlſtandes , ergiebiger zu machen verfpreche . Undin

der That wird und muß ſie dieſe Folge haben . Denn

ſie iſt , um die Sache kurz zu faſſen , eine Praͤmie
auf den Anbau wuͤſter Laͤndereyen .

— — —

Allein gerade in dieſem Grunde , welcher fuͤr
die fragliche Maasregel angefuͤhrt wird , liegt unſerm
Dafuͤrhalten nach⸗ die Hauptbedenklichkeit , welche ihr

entgegenſteht .

Wir wollen nicht bey der Frage verweilen , ob ,
und in wie fern es uͤberhaupt rathſam ſey , den Èr -

werbfleiß in gewiſſen Beziehungen und Richtungen durch

Praͤmien aufzumuntern . — Die Praͤmie , von der

hier die Rede iſt , muß insbeſondere die Folge haben ,
daß auch das aͤrmere Land , d. h. auch der

ſchlechtere Boden in Baugenommen wird .

Denn gerade diefer Boden iſt es im Durchſchnitte ,
welcher noch unbebaut iſt .

Mrun iſt es aber ſchon an ſich , ( und abgeſehen
einſtweilen von den dermaligen Zeitumſtaͤnden ) eine

ſehr bedenkliche Maaßregel , zum Anbaue aͤrmerer Laͤn⸗

ereyen durch Praͤmien aufzumuntern . Deun eine ſol —

che Aufmunterung hat unausbleiblich die Folge , daf
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ſie in dem Verhaͤltniſſe , in welchem nun dieſe Laͤn⸗

dereyen angebaut werden , den Geldertrag und die

Grundrente der reicheren vermindert , mit andern Wors

ſen , dem beſſern Boden dem ſchlechteren kuͤnſtliſch ,

( wenn auch nur verhaͤltnißmaͤßig) gleichſtellt .

Gie hat ferner die Folge , Daf ſie zur Ausſto —

dung der Wälder reikt , da dieſe gewoͤhnlich , wenig -

ſtens in der Ebne , auf dem aͤrmern Boden ſtehen .

Sie ſetzt uns endlich der Gefahr aus , daß wenn dereinſt

die alten Zehnten aufgehoben , oder fuͤr abloͤslich erklaͤrt

werden , wenigſtens ein Theil der Laͤndereyen , welche
in Ausſicht auf jene Praͤmien urbar gemacht worden

find , wieder liegen bleiben múfen , und fo die Eigen -

thůmer an ihrem Kapitale Berluft erleiden werden .

Ohnehin iſt ſchon durch die Freyfahre eine Praͤmie

auf den Anbau wuͤſter Laͤndereyen geſetzt worden ; ſol⸗
len und wollen wir dieſe Praͤmie noch erhoͤhen ?

Ein weiterer und ein beſonders erheblicher Grund

gegen die vorgeſchlagene Maaßregel , ſcheint uns in den

jetzigen Zeitumſtaͤnden zu liegen . — Allgemein und

gewiß nicht ungegruͤndet ſind die Klagen der Landwir⸗

the uͤber die dermalige mißliche Lage ihres Standes , we—⸗

gen der ſo ſchnell und ſo tief gefallenen Geldpreiſe
der Erzeugniſſe des Bodens . Sie werden nicht blos

in Baden , nicht blos in Deutſchland , ſondern faſt in

allen europaͤiſchen Laͤndern gefuͤhrt . Die Urſache die —

ſes Mißſtandes liegt zuvoͤrderſt in dem geſtiegenen

Preiſe des Geldes uͤberhaupt — einer Thatſache , deren

pier nur beplåufig gedacht werden fann , Aber offen -

bar můfen noh andere und befondere Urfachen den

Geldwerth der Erzeugniſſe des Bodens herabdruͤcken ,

da die uͤbrigen Waaren keineswegs in demſelben Ver —
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Håltnige, wie die Erzeugnife des Bodens , im Geld -

werthe gefalen find . Mig eine yon diefen Urfadhen
iſt nun ſchon von Andern der Umſtand angefuͤhrt
worden , daß waͤhrend der Beit , wo die Geldpreiſe
der Frucht ſehr hoch ſtanden , gar viele verhaͤltnißmaͤßig
ſchlechte Laͤndereyen in Bau genommen worden ſind .
Indem alſo das Geſetz mittelſt der Aufhebung des

Neubruchs zehnten eine Praͤmie auf den Anbau des

verhaͤltnißmaͤßig ſchlechten Bodens ſetzte , wuͤrde es

in der That zur Vermehrung der Noth beytragen ,
uͤber welche ſo laut geklagt wird .

Es iſt wahr , daß die nachtheiligen Folgen einer

ſolchen Maaßregel mit der Groͤße des Landes im

umgekehrten Verhaͤltniſſe ſtehen . Je kleiner das Land ,
deſto geringer ſind dieſe Nachtheile . Indeſſen hat die

Frucht , nach der Natur diefer Waare , einen nicht fo
weit reichenden Marft , wie andere Waaren .

Daher dúrfte auch Den Einwendungen , welche
Dier gegen die Maafregel erhoben worden find , dag

niht die Waage Halten , dag in einem Nabarlande ,
in dem Großherzogthume Darmſtadt , die Neubruch —

zehnten aufgehoben worden ſind . Allerdings wird

dieſe Aufhebung auch in unſerem Lande die Geld —

preiſe der Frucht in einem gewiſſen Grade druͤcken .

Aber daraus kann doch wohl nicht gefolgert werden ,

daß wir , durch die Anwendung derfelben Maaßregel ,
das Uebel noch vermehren ſollen .

—R —

Uebrigens iſt eine jede ſpecielle Maaßregel
nach dem allgemeinen Grundſatze zu pruͤfen, auf
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welem fie beruht oder unter welhem fie begrifen ift .

Wenn die Neubruchzehnten , in fo fern fie auf dem

Gefege beruhen , folehthin aufgehoben werden , wag

wrd fih dem Voefchlage , auch die alten Rehnten , in

ſofern ſie eine geſetzliche Laſt ſind , aufzuheben ,

woͤhl mit Recht entgegenſetzen laſſen ? Im Jahr 1819

erklaͤrte ſich die Kammer ſogar gegen eine Verwand —

Lung der Zehnen in eine andere feſtere oder billi —

gere Abgabe .

Tee

Der Vorſchlag ift bis hieber nur im Allgem eiz

nen geprůft woren . Aber es iſt bey demſelben noch

insbeſondere die Verſchiedenheit der Zehntherren , wel —

che bey der Aufhebung des Neubruchszehntens bethei —

ligt ſind , in Betrachtung zu ziehen .

Was den Neubruchzehnten betrifft , welchen der

Staat erhebt , ſo hat die vorgeſchlagene Maasregel

in fo fern , in Beziehung auf den Zehentheren betrach —

tet , keine beſonderen Bedenklichkeiten gegen ſich . Da

iſt nur von der Befreyung von einer Abgabe die Rede ;

da hat es bey dem was F. 4 — 12 geſagt worden

iff , und twas fich uͤber den Erlaß einer partiellen Ab -

gabe uͤberhaupt ſagen laͤßt, ſein Bewenden .

Anders verhaͤlt ſich die Sache mit den Standes —

und Grundherrn . Da iſt die Frage mit der von den

Rechten und Anſpruͤchen der Standes - und Grundherrn

mannigfaltig verſchlungen . In ſo fern wuͤrde ſie auf

jeden Fall bis zur endlichen Erledigung dieſer letzteren

und allgemeineren Frage auszuſetzen ſeye . Wir muͤß—

ten uͤbrigens die Unterſuchung auf die Rechtsverhaͤlt —
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niſſe Der Standes - und Grundherrn uͤberhaupt aus⸗

dehnen , wenn mir die Frage : OV nnd in wie fern
das Zehntrecht der Standes - und Grundherrn unter
der Herrſchaft der Landesgeſetze ſtehe ? befricdigend
beantworten wollten .

Aber auh die Kirche und die Geiftlichfeit ift
bep der Aufhebung der geſetzlichen Neubruchszehnten
beſonders betheiliget , und zwar in ſo fern , als der

Ortspfarer den fleinen Behnren , wenn er ihn in ver Ge -

Mmarfung erhebt , fraft Geſetzes auch auf Neubruͤche
auszudehnen berechtigt iſt . ( L. R . ©. 6
Und wenn man ſchon fuͤr die vorgeſchlagene Maaßre —
gel , in ſofern ſie dieſen Zehnten der Geiſtlichkeit um —
faßt , anfuͤhren kann , daß auch dieſer Zehnte auf dem

Geſetze bernhe , ſo iſt doch auf der andern Seite nicht
àu ùúberfehen , daß , dieſem Geſetze ein fruͤhberer Beſitz⸗
ſtand zum Grunde liege , ferner , daß die Marime ,
nah welcher man in dieyem Gaie gegen tie Geifilich -
keit handeln wuͤrde , in der That feher weit fuͤhren
koͤnnte.

Auf jeden Fall alſo wuͤrde die in Vorſchlag gebrachte
Bitte fuͤr jetzt auf den Neubruchzehnten , welchen der
Staat erhedt , zu beſchraͤnken ſeyn.

8. ig

Noch enthaͤlt jedech der Vorſchlag einige beſondere
Beſtimmungen welche fur fih , md abgefehen bon den
obigen allgemeinen Bemerkungen , zu gegruͤndelen Ein
wendungen Veranlaſſung geben duͤrften.

Die Vorſtellung nimmt von der unentgeldlichen
Aufhebung der Neubruchzehnten diejenigen Zehnten
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aus , welche auf privatrechtlichen Erwerbsti —
teln beruhen . — Wir wollen nicht ruͤgen , daß die

Faſſung der Vorſtellung den Zweifel uͤbrig laͤßt , ob

dieſe Zehnten ſchlechthin nicht - oder nur nicht unent⸗

geltlich aufgehoben werden ſollen . Nach den gedruck⸗
len Verhandlungen der zweyten Kammer zu urtheilen ,

ift der Gag in Dem erfteren Ginne zu nehmen . Aber

das duͤrfen wir nicht unberuͤhrt lafen , daf Vie Fra -

ges . Ob ein gewiſſer Neubruchszehnte auf einem

privatrechtlichen Erwerbstitel beruhe ? gar leicht zu

Rechtsſtreiten Veranlaſſung geben koͤnnte . 38

Wenn auch das Zehntrecht , zufolge unſeres buͤrgerli⸗

chen Geſetzbuches , den Ortsherren ſchon fraft Ge -

ſetzes zuſteht , ſo wirde doh die Frage entſtehen ,
ob der Ortsherr , der vor der Bekanntmachung dieſes

Geſetzbuches den Zehnten , und namentlich den Neus

bruchszehnten , vermoͤge eines befonderen oder privat -

rechtlichen Titels zu fordern berechtigt war , auf dieſen

Titel zuruͤckgreifen duͤrfe? Und wenn man auh diefe

Bedentlichkeit dadurch beſeitigen koͤnnte , daß man die

aufzuhebenden Zehnten nach den Zehntherren beſtimmte

( daß man alſo alle Neubruchszehnten , welche dem Staate

u . ſ. w. gehoͤren, fuͤr aufgehoben erklaͤrte), ſo wuͤrde

fih doh wieder die Frage darbieten + Ob man

mit Gug und Recht vie Erwerbsgruͤnde des Sonder —

rechts ( die titulos juris privati ) unberúdfichtiget laffen

koͤnne, kraft welcher der Giaat u. fe w. fon vor -

mals den Neubruchszehnten zu beziehen befugt mwar ?

So ſehr wir uͤbrigens das Rechtsgefuͤhl ehren , welches

die Neubruchszehnten des Privatrechts von der Maas —

vegel ausgenommen þat , fo wollen wir domh nicht berz

gen , daf die Maasregel eben degwegen zu einer neuen

Ungleichheit fåren würde .
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2) Die Vorſtellung enthaͤlt ferner den Antrag
dem Geſetze ruͤckwirkende Kraft zu geben . Auch die

Neubruͤche, welche gegenwaͤrtig in den Freyjahren
ſtehen, ſollen unter dem Gefetze begriffen feyn , ES

duͤrfte ſchwer ſeyn , fuͤr dieſe Ausnahme von der
Regel , daß die Geſetze nicht auf die Vergangenheit wirs

ken , einen Rechtsgrund aufzufinden . Eben ſo ſchwer
duͤrfte es ſeyn , wenn man einmal von dieſer Regel
bey den Neubruchszehnten abweicht , ein Ziel zu finden .

§. 15 .

Schließlich bemerkt die Commiſſion , daß bey der

Ausfertigung der in der zweyten Kammer beſchloſſenen
Vorſtellung die Vorſchrift des Fen 67 der Verfaſſungs —
urkunde uͤberſehen worden iſt , nach welcher eine Vor⸗
ſtellung dieſer Art die Gruͤnde der Bitte enthalten
ſoll .

So ſehr alſo auch die Commiſſion der Ueberzeu —
gung iſt , daß die Befreyung des Grundes und des
Bodens von der Zehntiaſt ein weſentliches Anliegen der

Grundeigenthuͤmer und des ganzen Gemeinweſens ſey ,
ſo ſehr ſie der Hoffnung lebt , daß die Regierung die —
ſem ſo wichtigen Gegenſtande ſeinem ganzen Umfange
nach ihre Aufmerkſamkeit widmen und demnaͤchſt einen

diefe Entlaſtung des Bodens bezweckenden Geſehentwurf
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den Kammern vorlegen werde , fo muf fie doh in dem

vorliegenden Fal ihren Antrag dahin richten :

daß dem in Frage ſtehenden Beſchluſſe der

zweyten Kammer der Beytritt der Kammer zu

verſagen ſey .



M

ra Beylage Ziffer 123 .

zu

Commiſſionsbericht

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer

um Vorlegung eines Geſetzentwurfs wegen

Errichtung einer beſondern Aufſichts - Com —

miſſion uͤber die Amortiſations - Kafſe .

Erpſtanteit

von dem

Frhr . ). Gemmingen : Preften ect .

Die zwepte Kammer fafte in der Gigung vom 13 .

July 1822 den Beſchluß :
Se . Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , im ver —

faſſungsmaͤßigen Wege um Vorlegung eines Ge —

ſetzentwurfs ehrfurchtsvoll zu bitten , wonach die

bisher in Betreff der Amortiſations⸗ Kaſſe ge —

ſetzlich verordneten Beſtimmungen dahin ausge —

dehnt werden moͤchten , daß zu Wahrung der

Selbſtſtaͤndigkeit dDiefer Kafe die Errichtung ei -

ner beſondern Aufſichts - Commiſſton , beſtehend aus

einem Mitgliede des Großherzoglichen Staats —

miniſteriumsß , einem Mitgliede des Finanzmini —
ſteriums und einem Mitgliede des Miniſteriums
des Innern genehmigt werden wolle , und daß

dieſer Aufſichts⸗Commiſſion eine genaue Inſtruc —

~ fion ertpeilt , fe auf diefelbe verpflichtet werde ,
Vratototte der r. Kanmer 3t G9, 4



und daf ohne derfelben fpeciele Genehmigung

bey der Amortifationg z Kaffe aufer der ftåndiz

gen Einnahme und Ausgabe , durchaus keine

andere Statt finden duͤrfte .

Da dieſer Beſchluß der zweyten Kammer eine

Selbſtſtaͤndigkeit der Amortiſations - Kaſſe beabſichtigt ,

die in ihrer urſpruͤnglichen Natur tief gegruͤndet iſt ,

ſo glaubte die Commiffion ihren Bericht in zwey Theile

trennen zu muͤſſen :

J. In den geſchichtlichen des vorliegenden Gegen —

ſtandes nach Maasgabe der bisherigen Geſetze und

Landtagsverhandlungen ; und in dem

Iten Theile , die mehrſeitige Prales der vorlie⸗

genden Bitte zu behandeln .

I . Die Amortiſations - Kaſſe , oder die Anſtalt fuͤr

die Tilgung der Staatsſchulden wurde im Jahr 1808

vermittelſt einer landesfuͤrſtlichen Verordnung vom 31 .

Auguſt deſſelben Jahrs ) geſtiftet .
Es wurden dieſer Kaſſe beſtimmte jaͤhrliche Ein -

kuͤnfte angewieſen , und dagegen auf dieſelbe die ſaͤmmt⸗

lichen damaligen Staatsſchulden , welche nach und nach

in mannichfaltigen Geſtalten und unter mannichfaltigen

Bedingungen gemacht worden waren , uͤberwieſen .
Nach der Stiftungsurkunde ſind die Buͤcher der

Caſſe in kaufmaͤnniſcher Form , folglich in der Form

der doppelten Buchhaltung zu fuͤhren .

Vermoͤge derſelben Urkunde koͤnnen auf dieſe Kaſſe

keine andere Zahlungen geſchehen , als die zur Tilgung

der an ſie uͤberwieſenen Staatsſchulden an Capital und

Zinſen . Fuͤr die Verwaltung der Kaſſe wurden eigene

Beamte beſtellt . Wegen der

rar
oder der Cons

trolle . úber die Kaffe wurde § .7. fefgefegt : Die Abhoͤr

der jaͤhrlichen Rechnungen und ‘die Mufrellung der jaͤhr⸗
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lichen Bilance geſchieht unter dem unmittelbaren Borz

ſitz des Juſtizminiſteriums , die Bilance wird ſodann
dem verſammelten Staatsrathe vorgetragen , und dem

Publikum bekannt gemacht . Die Staatsſchulden⸗Prag -
matik vom igten Nov . 1808 beſtaͤtigte dieſe Anſtalt in

folgenden Worten : So lange Staatsſchulden exiſtiren ,

welche nicht durch den etatsmaͤßigen Ueberſchuß der

Staatskaſſen entweder in dem laufenden oder in dem

naͤchſtfolgenden Rechnungsjahr gedeckt werden koͤnnen ,

wird ein eigener Schuldentilgungsfond errichtet und

unterhalten . Ein beſtimmtes Einkommen , angemeſſen
dem Schuldentilgungs⸗Plane , welcher nach §. I1 . fo

oft ſolche Staatsſchulden vorhanden ſind , gemeinſchaft —

lich von dem Miniſterium der Juſtiz und der Finanzen

zu entwerfen iſt , wird ihm angewieſen , welches unver⸗

leglich iff . Er wird aber geſondert und kaufmaͤnniſch
verwaltet unter unmittelbarer Aufſicht des Finanzmi⸗

niſteriums . Daſſelbe Geſetz beſtimmte die Bedingun —

gen , unter welchen Staatsſchulden auf eine guͤltige
Weiſe gemacht werden koͤnnten ; eine dieſer Bedingun —

gen war die Zuſtimmung des Juſtizminiſteriums .

So erhielt Baden im Jahr 1808 eine Amortiſati —

ons - Kaſſe oder Schuldentilgungsanſtalt . Der Plan ,

nach welchem ſie errichtet wurde , war einfach und eben

deswegen vielleicht deſto zweckmaͤßiger . Man nahm

nicht die Theorie des engliſchen Sinking Fond an , ſon⸗
dern man beſtimmte einen gewiſſen Theil des oͤffentli⸗
chen Einkommens unmittelbar zur Abtragung der oͤf—

fentlichen Schulden . Die Kaſſe ſtand unter der ober⸗

ſten Leitung des Finanzminiſteriums ; die bewachende

Behoͤrde war das Juſtizminiſterium . Indem man das

Juſtitzminiſterium mit dieſer Aufſicht beauftragte , hatte

man wohl hauptfaͤchlich den Rechtszuſta d vor Mugen
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nach welchem das Collegium der Landesregierung , was

Abgaben und Schulden betraf , der fuͤrſtlichen Kammer

hemmend gegenuͤberſtand . Das Juſtizminiſterium ſchien

am beſten nach der neuen Verfaſſung die Stelle der

Landesregierung vertreten zu koͤnnen . Dieſe Verfaſ —

ſung der Amortiſations - Kaſſe blieb bis zur Einfuͤhrung

der ſtaͤndiſchen Verfaſſung in der Hauptſache unver —

aͤndert .

So manche Zweifel ſich auch gegen einzelne Theile

dieſer Verfaſſung erheben laſſen duͤrften , ſo hat ſich

doch die Anſtalt durch die That auf das Trefflichſte be —

waͤhrt . Manche neue Buͤrde wurde der Kaſſe ſeit dem

Jahr 1808 zugewieſen , aber das Zutrauen der Staats —

glaͤubiger , das ſich nicht durch Taͤuſchung erhalten laͤßt,

iſt ſelbſt in den ſchwierigſten Zeiten nicht wankend ge —

worden . Freylich iſt bey dieſem erſprießlichen Erfolge

zugleich der Geiſt und die Rechtlichkeit der Regierung

ſehr in Anſchlag zu bringen , je mehr der Staatscredit

insbeſondere mit dem Charakter der Regierung und des

Volkes allemal im Verhaͤltniß ſteht .

Es war voraus zu ſehen , daß die neue Verfaſ —⸗

fung , welche dem Großherzogthum im Jahr 1818 ge⸗—

geben wurde , auch einen entſcheidenden Einfluß auf

die Schuldentilgungsanſtalt haben wuͤrde . Der §. 32 -

der Verfaſſungsurkunde beſtaͤtigt ausdruͤcklich dieſe An —

ſtalt . Ueberall , wo es Landſtaͤnde und Landesſchulden

gibt ( und nicht ſelten werden die Erſtern durch die Letz —

tern in ' s Leben gerufen , wie am deutlichſten die Ge —

ſchichte von Wuͤrtemberg lehrt ) , tritt zwiſchen beiden

eine in der Natur der Verhältniſſe liegende Wechſel —

wirkung ein . So geſchah es denn auch , daß ſowohl

auf dem erſten , als auf dem zweyten Landtage des

Großherzogthums die Amortiſations - Kaſſe , und na —
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mentlich die Verfaſſung derſelben bereits auf verſchie
dene Weiſe zur Sprache gekommen und ſeit jener Zeit
mehrere neue Beſtimmungen uͤber dieſen Gegenſtand
geſetzlich feſtgefetzt worden find .

Diejenige von dieſen Beſtimmungen , welche mit
dem Zwecke des vorliegenden Berichts unmittelbar in

Verbind ung ſtehen , ſind folgende :
7) Die Obliegenheit des aufgeloͤſten Juſtizminiſte —

riums hinſichtlich der Amortiſations - Kaſſe find der Ju -

ſtiz - ⸗Section des Staatsminiſteriums uͤbertragen , wel⸗

che darauf zu wachen hat , daß die Amortiſations⸗Kaſſe
nach den beſtehenden Statuten , und den auf conſtikutio —⸗
nellem Wege zu Stande gekommenen , naͤhern Beſtim —

mungen verwaltet werde . —

2 ) Der durch die Verfaſſungs - Urkunde 6. 51 . an⸗

geordnete landſtaͤndiſche Ausſchuß wird am Ende eines

jeden Rechnungsjahrs , in welchem kein Landtag gehal —
ten wird , einberufen , und demſelben die Rechnung und

Bilance der Amortifationg - Kafe mit allen Belegen zur

Unterſuchung und Pruͤfung vorgelegt . Der Ausſchuß
legt ſeine Erinnerungen durch die Regierungs - Commiſſton
dem Staatsminiſterium vor , und erſtattet uͤber die

Reſultate dem naͤchſten Landtage Bericht .

3) Die General - Staats - Kaſſe hat bey der Amor⸗

tiſations -Kaſſe jaͤhrlich einen Credit von 500,000 fi. zur

Deckung der gewoͤhnlichen Revenuen - Ruͤckſtaͤnde in den

erſten Quartalien des Rechnungsjahres . Die Vorſchüſſe ,

welche auf dieſen Credit der General - Staats⸗Kaſſe

gemacht werden , ſind in der zwryten Hålfte deg Reh -

nungsjahres in monatlichen Raten unmittelbar ton ven

reiskaſſen der Amortiſations ⸗KaſſeZuruͤckzuerſtatten .
nter gewiſſen in dem Geſetze beſtimmten Bedingungen

koͤnnen diefe Vorſchuͤſſe und Anticipationen auh die
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Summe von ciner halben Million úberfeigen , fo daf

iberhbaupt alle und jede Mnticipationen in der Regel

durch Anlehen bey der Amortiſations - Kaſſe , und erfor —

derlichen Falls unmittelbar durch Anlehen , welche die

Amortiſations - Kaſſe aufnimmt , zu bemerkſtelligen ſind .

( Vergl . das Regierungsblatt vom Jahr 1820 Nr . VIL

und XV . ) Diefes injeder Hinficht wichtige Gefeg ift vom

gten October 1820 und veranlaßt ſolche verſchiedenartige

Betrachtungen , dafi in der Commiſſton hieruͤber folgen⸗

de Anſicht geaͤuſſert wurde : daß naͤmlich naͤchſt der naͤ⸗

hern Beſtimmung der Controlle und der Aufſicht der

betreffenden Behoͤrde , die Amortiſations - Kaſſe in Be⸗

ziehung auf die General - Staats - Kaſſe durch dieſes

Geſetz die Eigenſchaft einer Staatsbank erhalten habe ,

und ihr ein neuer urſpruͤnglich fremder Zweck hie —

durch gegeben worden ſey .

Um den fernern Gang der Dinge zwiſchen dem er —

fen und dem zweyten Landtage geſchichtlich zu verfol⸗

gen , ſo trat in dieſer Zwiſchenzeit der ſtaͤndiſche Aus —

ſchuß zur Unterſuchung und Pruͤfung der Rechnung und
Bilance der Amortiſations - Kaſſe zuſammen . In dem

Berichte , den er hierauf an die Kammern erſtattete ,

wurde insbeſondere geruͤgt , daß die Juſtiz - Section

nicht in der Maaße uͤber die ſtatutenmaͤßige Verwaltung

der Amortiſations⸗Kaſſe gewacht habe , wie es den Ge —

ſetzen nach haͤtte geſchehen ſollen , und wie es den Um —

ſtaͤnden nach zu wuͤnſchen geweſen waͤre .

Die Berathung uͤberdieſen Bericht fuͤhrte nun in

der zweyten Kammer zu dem Beſchluſſe , uͤber welchen

die Commiſſion zu berichten die Ehre hat , indem ſie
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TI. in dem zweyten Theile ihres Berichts zur Pruͤ—

fung der vorliegenden Bitte an die hohe Regierung uͤber —

geht .

Die vorgeſchlagene Commiſſion ſcheint einen zwey —

fachen Zweck und eine zweyfache Eigenſchaft in ſich zu

vereinigen . Sie ſoll er ſten s eine aufſehende oder con⸗

trollirende Behoͤrde ſeyn , welche fortdauernd daruͤber

wacht , daß die Amortiſations - Kaſſe nach den beſtehenden

Statuten und der mit den Staͤnden getroffenen Verab⸗

chiedung gemaͤß , verwaltet werde .

Eben ſo ſoll zweytens dieſe Commiſſton an der

Verwaltung der Amortiſations - Kaſſe Theil nehmen ,
da ohne die ſpecielle Genehmigung derſelben bey der

Amortifations⸗Kaſſe außer der ſtaͤndigen Einnahme und

Ausgabe durchaus keine andere Statt haben ſoll , und

mithin ſelbſt die Anticipationen bis zur Summe von

500,000 fl. von der Genehmigung der Commiſſion abhaͤn —

gen zu ſollen ſcheinen .

Es ſoll alſo dieſe Behoͤrde an die Stelle deg Finanz -

miniſteriums als einer leitenden —und des oberſten Ju —

ſtiz - Departements als einer aufſehenden und wachenden
Behoͤrde treten .

Nach unſerer Ueberzeugung aber wuͤrden ſich die

groͤſten Schwierigkeiten dem Plane entgegenſetzen , ſolche

verſchiedenartige Eigenſchaften in einer Behoͤrde zu ver —

einigen. Huch mårde die Zufammenfegung der Commi f-
fion aug 3 verfhiedenen Mitgliedern deg Gtaatgminiz

feriumg, Miniſteriums des Innern und Finanzmi —

niſteriums große Bedenklichkeiten darbieten , da dieſer

Behoͤrde die Eigenſchaft einer ſtabilen und ſelbſtſtaͤndigen
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Behoͤrde zu fehlen ſcheint , und es noch uͤberdieß mehr

als bedenklich ſeyn wuͤrde , ein Mitglied des Finanzmi⸗
niſteriums in eine dieſes Miniſterium controllirende Be⸗

hoͤrde aufzunehmen , wogegen alle dieſe Einwendungen

nicht dem oberſten Juſtiz — Departement entgegengeſetzt

werden koͤnnen , einer Stelle , welche durch die Beſchaf —

fenheit ihres Geſchaͤftskreiſes eines beſondern Vertrauens

zu ihrer Selbſtſtaͤndigkeit genießt .

Auch iſt , in wie fern dieſe Behoͤrde eine verwal⸗

tende Behoͤrde ſeyn wuͤrde , zu erwaͤgen, daß die Noth⸗

wendigkeit oft ſchnelle Entſchließung , eben ſo ſchnelles

Handeln in der Adminiſtration einer Kaſſe gebietet , von

Der der Landes - Credit abhångt , mefmegen um fo wez

niger die gehofften guͤnſtigen Reſultate von dieſer neuen

Einrichtung zu erwarten waͤren , als dadurch die Ver⸗

waltung der Kaſſe zertheilt , verwickelter und weitlaͤufiger

werden moͤchte . Wenigſtens wuͤrde die Thaͤtigkeit des

Kaſſendirektors hierdurch gelaͤhmt , und das Daſeyn die⸗

ſer Stelle wuͤrde als uͤberfluͤßig erſcheinen , durch wel⸗

chen Umſtand die erforderliche Einheit der Kaſſen⸗Ver⸗

waltung gefaͤhrdet werden muͤßte .

Eine apdere bedeutende Schwierigkeit wuͤrde auch

darin liegen , wie man in dem Geſetze , ſo wie in der

zu entwerfenden Inſtruction die Rechte und Pflichten der

vorgeſchlagenen Commiſſton beſtimmen koͤnnte , ohne

dem Intereſſe der Staatsſchuldentilgungs - Anſtalt oder

dem Intereſſe der Staatskaſſe auf eine den Finanzen

nachtheilige und ſtoͤrende Weiſe zu nahe zu treten .

Was die Verantwortlichkeit betrifft , welche die vor —⸗

geſchlagene Aufſichts Commiſſion zu leiſten haͤtte , ſo ha⸗

den wir hiervon die Anſicht : daß ſchon an und fuͤr ſich
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wegen der Zuſammenſetzung der Commiſſion die Verant⸗

wortlichkeit zu fehr zertheilt und geſchwaͤcht ſey , weß —

wegen die Verantwortlichkeit , welche das Finanzmini —
ſterium als leitende und das oberſte Juſtizdepartement
als aufſehende Behoͤrde in Ruͤckſicht der Amortiſations

Kaſſe verfaſſungsmaͤßig zu leiſten verbunden iſt , derje⸗

nigen Burgſchaft und Verantwortlichkeit vorzuziehen

ſey , welche dieſe erſt neu geſchaffene Stelle zu geben im

Stande ſeyn moͤchte.

Mit der groͤßten Behutſamkeit ſind aber Gegenſtaͤnde
zu behandeln , die mit dem oͤffentlichen Credite in fo ge -

nauer Verbindung ſtehen , denn nur zu oft fuͤhrt das

neue ſcheinbar Beſſere verſchiedene unvorhergeſehene
Nachtheile und unerwartet groͤßere Uebel in ſeinem Ge⸗

folge .

Darum moͤchte es raͤthlicher ſeyn , ſich an die beſte —

hende Verfaſſung und an die Geſetze feſtzuhalten , deren

genaue Beobochtung den Wuͤnſchen und Erwartungen
der Staͤnde in Hinſicht einer vermißten Selbſtſtaͤndigkeit
der Amortiſations⸗Kaſſe beſſer entſprechen moͤchte , als

vermehrte Controllen und veraͤnderte Verwaltungsformen .
Dieſe Selbſtſtaͤndigkeit aber wird der Kaſſe zu Theil wer —

den , wenn ſie nach den Geſetzen verwaltet wird , welche
unter der thaͤtigen Wachſamkeit des oberſten Juſtizde —
partements und des Staͤndeausſchuſſes alle willkuͤrlichen

Dispoſttionen aus ſchlieſſen , vermoͤge des Errichtungs -
Statuts v. 31 . Auguſt 1808 und 8. 22 . der Verfaſſungs⸗

urkunde , als auch nach dem Geſetz vom 5. Octhr . 1820 .

So
ſehr die Commiſſion auch von der Nothwendig -

keit uͤberzeugt iſt , daß der die Amortiſations - Kaſſe con⸗

trollirenden Behoͤrde eine beſtimmte Inſtruction zu er -



theilen fey , fo muf fiedodh , auf Die eben ausgefuͤhrten
Grånde geftůgt , unter dem Vorbehalt , daf diefer Ge -

genftand bey der Pråfung des Budgets der Amortifa -

tiong : Kaffe nochmals in reiftiche Erwågung gezogen werde ,

ihren Antrag dahin ſtellen :
dem Beſchluß der zweyten Kammer vom 13 . July

d . J . wegen einer an Se . Koͤnigliche Hoheit , den

Großherzog , zu richtenden Bitte , um Vorlegung

eines Geſetzentwurfs wegen Errichtung einer beſon —

dern Aufſichts⸗Commiſſion uͤber die Amortiſations⸗

Kaſſe , den Beytritt zu verſagen .



Vierzigſte Sitzung .

Karlsruhe , Den 29 . Noy . 1822 .

— —

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden :

des Herrn Staatsminiſters Frhrn . v. Berkheim ,

des Herr Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

deg Herrn Staatsraths Frhrn . von Baden , und

der Frepherren v. Gemmingen - Steinegg und

Treſchklingen .

Weiter anweſend :

der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatsrath Irhr . von

Sensburg .

Unter dem Vorſltz
Sr , Hoheit , deg Durhlauchtigften Práfidenten , Hern

Marfgrafen Wilhelm gu Badene
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42 Protofolle der Erien Rammer .

Dag Protofol der vorigen Sişung wurde verles

fen und mit einigen fogleich berådfichtigten Bemerfun -

gen genehmigt , à
Dag Hohe Pråfidium eróffnete der Kammer

ein allerhoͤchſtes landesherrliches Reſcript vom 28 . d .

worin das Ende dieſes Landtags auf den 31 . Jaͤnner
des naͤchſten Jahrs feſtgeſetzt wird .

Beylage Ziffer 124 .

ſodann ein Schreiben des geh . Hofraths Zachariaͤ ,
worin derſelbe wegen Kraͤnklichkeit und großen Ge —

ſchaͤftsdranges ſeine Seeretariatsſtelle niederlegt .

Beylage Ziffer 125 ( ungedruckt ) .

Allgemein wurde hierauf von der Kammer Bedauern

und der lebhafteſte Wunſch ausgeſprochen , daß der

geh . Hofrath Zachariaͤ ſich doch ferner und wenigſtens
fuͤr die Dauer dieſes Landtags der ihm uͤbertragenen
Stelle widmen moͤge . Auf die Erklaͤrung des zweyten
Secretaͤrs Hofraths v. Rotkeck , daß auch Er nicht
ſeines Vergnuͤgens willen , ſondern aus Gehorſam ge —

gen die Hohe Kammer , die ihm das Seeretariat auf —
getragen , an dlieſem Tiſche ſitze , und dag feineg Ers

achtens bey dieſem Amte nicht von Niederlegung ,

ſondern blos vom Geſuch um Entlaſſung die Rede

ſeyn koͤnne, daß er uͤbrigens , um ſeinen ſo ſehr verehrten
Hrn . Collegen der fuͤr ihn verdrießlichſten Arbeit zu entle —

digen , gerne fuͤr dieſen Landtag vollends die Protokollfuͤh —
rung allein uͤbernehmen wolle , nimmt geh . Hofrath Zaha -
riaͤ ſeinen vorigen Platz als Secretaͤr wieder ein , und em —

pfángt dafůr den Danf des Hohen Praͤſidiums und

der ganzen Kammer .

Ferner benachrichtigt da Hohe Pråfidium die

Kammer von einem Schreiben des Staatsraths Frhrn .
v. Baden , womit dieſer der Kammer ein Exemplar
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Vierzigſte Sitzung vom 29 . Nov , 43

der von dem Reviſor Fink in Freyburg herausgege —
benen Fortſetzung des Realrepertoriums der Badiſchen
Geſetze von Mors uͤberſendet .

Nach einigen von verſchiedenen Mitgliedern uͤber
das Verdienſtliche dieſes Werkes gegebenen Erlaͤuterun
gen wurde

beſſchloſſen :
dieſes Werk , nach ehrenvoller Erwaͤhnung im

Protokoll , in der Bibliothek der Kammer auf⸗
zuſtellen .

Desgleichen uͤberſendet der Staatsrath Frhr . von
Baden der Kammer ein Exemplar der von dem Hof⸗
gerichtsadv . v Kettenacker zu Freyburg herausge⸗
gebenen Denkſchrift uͤber das deutſche Gerichtsverfah —
ren mit beſonderer Ruͤckſicht auf das Großherzogthum
Baden .

; Daea ep
Nach ehrenvoller Erwaͤhnung im Protokoll dies

ſes Werk der zur Begutachtung deg Antrags
der zweyten Kammer auf Einfuͤhrung der Oef⸗
fentlichkeit und Muͤndlichkeit des gerichtlichen
Verfahrens niedergeſetzten Commiſſion zur ge⸗
eigneten Beruͤckſichtigung zuzuſtellen .

Das Secretariat legte die Anzeige einer Motion
des Staatsraths Frhrn . v. Tuͤrkheim uͤber die Bey⸗
tragspflicht der Gemeinden zu den Kriegskoſten vor .

Beylage Ziffer 126 .

Die Tagesordnung fuͤhrte zur Discuſſion uͤber
den Geſetzentwurf die Centralkriegskoſten - Aus —
gleichung fuͤr die Vergangenheit betref —
fend .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Als fruͤherer Berichts -

erſtatter habe ich mich bereits uͤber den vorliegenden
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Gegenſtand hinlaͤnglich ausgeſprochen , und will des⸗

halb die Kammer nicht mit Wiederholungen behelllgen .

Insbeſondere habe ich angegeben , warum ich die un—⸗

bedingte Verwerfung des vorgelegten Geſetzentwurfes

nicht fuͤr raͤthlich hielt . Ich kann hiezu auch jetzt nicht

rathen . Wenn ich gleichwohl den Commiſſtonsbericht ohne

Separatvotum erſtatten ließ , ſo geſchah dies , weil ich

mich nach allen dem , was voraus gegangen iſt , paſſiv

verhalten , und in dem blos als Nachtrag zu betrach —

tenden Commiſſtionsbericht nicht wiederholen zu muͤſſen

glaubte , was ich fruͤher ſchon aus fuͤhrlich genug ge -

ſagt hatte . Ich will daher nur erlâutern , unter wel -

her Vorausſetzung ich demſelben beytreten Fann .

Von aller Ausgleichung der Kriegskoſten kann einmal

nicht abſtrahirt werden , indeſſen laͤßt ſich zwiſchen wirklicher

Ausgleichung im eigentlichen Sinn und bloſer Abrech —

nung oder Auseinanderſetzung noch unerledigter Forde —

rungen und Schuldigkeiten unterſcheiden .

Die Ausgleichung von Leitungen , welde ein -

zelne Landestheile bereits definitiv getragen und ver —

ausgabt haben , kann moͤglicher Weiſe unterbleiben ,

wenn man mit den dafuͤr angefuͤhrten Grundſaͤtzen des

Rechts und der Billigkeit fertig geworden zu ſeyn

glaubt . Hingegen eine Richtigſtellung des noch nicht

definitiv zugewleſenen iſt unvermeidlich da , wo noch

Schulden vorhanden ſind , welche auf Rechnung der

Geſammtheit contrahirt worden , oder wo von einzelnen

Landestheilen aus ſpeciellem Auftrag der Regierung

Vorſchuͤſſe mit Vorbehalt der Verguͤtung geleiſtet wor —

den ſind .
Ferner iſt es doch unmoͤglich, jetzt die angefan⸗

gene Gleichſtellung etwa von dem Jahre 1813 an gleichſam

nur einſchlafen zu laſſen , waͤhrend gleichzeitig das bereits

zu Stande gekoͤmmene Ausgleichungsoperat von frühern

Kriegsjahren realiſirt , und auf dieſe fruͤhern Ausglei⸗

Dg
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chungen jetzt ein Landestheil auf Beptråge exequirt
wird , welcher bey der Fortſetzung der Ausgleichung auf
die nenefe Beit vielmehr in, dem Fal wåre , heraus -
bezahlt zu erhalten .

Im Dreyſamkreiſe z. B . defen Verwaltung mir
anvertraut iſt , ſoll nach der Ausgleichung von der
Periode 1800 — 1812 eine bedeulende Summe in
die untern Landestheile bezahlt werden , obgleich augen⸗
ſcheinlich und anerkannter Weiſe bey der Ausgleichung
von ſpaͤtern Jahren der umgekehrte Fall eintreten , und
die naͤmlichen Bezirke als Schuldner erſcheinen wuͤrden ,
die vorher Glaͤubiger ſind . Daß deßhalb etwas gethan
werden muͤſſe, iſt klar , und je laͤnger es aufgeſchoben
wird , deſto groͤßer muß die Verlegenheit werden . Wel —⸗
ches iſt alſo jetzt der kuͤrzeſte Weg , und was hat die
Kammer zu thun ? — Verwirft die Kammer blos das
rechtliche Princip , welches im vorgelegten Geſetzent —
wurf liegt , will ſte aber , daß ex aequo et bono auf
dem Bergleihómeg , oder wie man eg nennen magy
alfo nur obne rechtlich bey fich ergebenden Hindernif-
fen gebunden zu feyn , im Weſentlichen das geſchehe ,
was durch den Vorſchlag der Regierung beabſichtigt
war — etwa nur mit weiterer Ausdehnung auf alle
Gattungen von Kriegsleiſtungen — ſo gebe fie den Ge -
ſetzentwurf fo ſchnell wie moͤglich zur Berathung in die
zweyte Kammer . Glaubt die Kammer dagegen , daß
auch die Materialien des Enwurfs nicht zu einer Grund⸗
lage fuͤr irgend eine Art der guͤtlichen Ausgleichung
geeignet ſeyen , ſo gebe ſie dieſe Angelegenheit ſo bald
als moͤglich wieder durch Verwerfung des Geſetzvor⸗
ſchlags der Initiative der Regierung anheim .

Reg . Comm . Staatsrath Frhr . v. Sensburg :
Sh bin febr erfreut , Daf der Redner faft in ale die
Sveen eingegangen if , welche ich nun etwas umſtaͤnd⸗

hs
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licher und nur mit einigen Zuſaͤtzen vorzutragen die

Ehre habe . Der Gegenſtand der dermaligen Discuſ⸗

ſion ſind zwar nur zwey Kriegsperioden , naͤmlich

die von 1809 bis 1813 und die von 1813 bis 1817 .

Die Veranlaſſung davon war im Jahr 1820 , wie der⸗

mal , weil mit dem Jahr 1810 das Großherzogthum
Baden nach ſeinem politiſchen und geographiſchen Um⸗

fange das , mit Ausnahme der Grafſchaft Hohenge —

roldseck , geworden , was es dermal ift .

Allein , mwenn die Frage iff : ob nah einer um -

faſſenden Ausgleichung oder nach einer approximativen

und ſchwankenden Verguͤtung zu operiren ſey ? muß

auch die Periode von 1805 bis 1809 zu Rathe gezo -

gen werden .

Vor 1809 beſtund auch ſchon ein Großherzogthum

Baden , nur um 30,000 Seelen geringer , alg termal ,

Vor 1809 wurden dieſelben Kriegslaſten auf dieſelbe

Weiſe , wie nachher getragen ; ſoll alſo die verfaſſungs⸗

maͤßige Rechtsparitaͤt geehrt und gehandhabt werden ,

ſo iſt es Pflicht , darauf zu halten , daß alle drey

Kriegsperioden nach denſelben Gleichſtellungsprineipien
behandelt werden .

Bis zum Jahr 1809 wurde ohne Ruͤckſicht auf

primitive Glaͤubiger und Schuldner foͤrmlich ausgegli —

chen — d. h. jene Diſtriete , die verhaͤltnißmaͤßig zu

wenig geleiſtet haben , wurden angewieſen , das von

andern Diſtricten zuviel Geleiſtete ausgleichungsweiſe zu

bezahlen .
Die ſtrenge Ausgleichung in der Periode von

1809 bis 1813 ruht auf feyerlichen Regentenverheißun —

gen , die um ſo heiliger und unverbruͤchlicher vollzogen

werden måfen , alg hier von einer langweiligen und

doch unzuverlaͤßigen Liquidation gar keine Frage ſeyn

kann , da hier alle vorſchußweiſen Einnahmen , und alle

Ausgaben auf laͤngſt adjuſtirten Belegen auf laͤngſt ge⸗
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fieten und revidisten Rechnungen beruhen — fo daf
die Ausgleichungsberechnung ein Werf yon einer hat -
ben Stunde iſt .

Unter den manichfaltigen irrigen Theorieen , die

gegen eine ſtrenge Ausgleichung aufgeſtelt worden ,
iſt zwar auch die , daß die Großherzogliche Aus glei⸗
chungsverheiſſung vom 23 . December 1809 und die

darauf baſirten Befehle zu Vorſchußleiſtungen nicht
durch dag Regierungsblatt kund gemacht worden ſeyen ;
zu was ſollte aber eine ſolche ſollenne Kundmachung
dienen ? Jene Diſtricte , welche die Vorſchuͤſſe machen
ſollten , erfuhren durch die Weiſungen in scriptis nur
òu gut , daf und wie viel fie vorfehiefen follten , die

welche feiner Beit in Die Muggleihung deg Vor ſchuſſes
einſtehen ſollten , bedurften vor der Hand keinet ſol⸗
chen ſollennen Notifteation , denn die Frage . ob : liegt
fhþon in der Matur des Staatsgeſammtverbandes ,
uur das Mefultat der wirflidhen Ausgleichungsberech —
nung mufte feiner Zeit durch das MNMegierungsblatt
befannt gemacht werden .

Die entgegengefegte Theorie wirde auh får die

Bufunft von den bedenflichften Folgen feyn , denn die

Regierung wird in fûnftigen Kriegen , wie in den per

gangenen , oft in den Fall kommen , vorſchußweiſe Lei —

ſtungen von einem Landestheile , auf den Grund der

Dringlichkeit und einer Ausgleichungsverheiſſung , zu verz

langen ; ſie wuͤrde jetzt ſchon gegruͤndete Weigerungen
zu beſorgen haben , wenn aͤhnliche Verheiſſungen in der

Vergangenheit durch allzuaͤngſtliche Theorieen vereitelt
oder deren Erfuͤllung auch nur unnoͤthigerweiſe verzoͤ⸗
gert wuͤrden , wiederholt — daß die Krlegslaſten bis

1809 nah dem Priucip der Ausgleichung wirklich
behandelt worden — daß die Kriegslaſten in der zwey —
ten Periode vnn 1809 bis 1813 voreilig geſtellt und

rebidirte Rechnungen darnach behandelt werden koͤnnen ,
Protokolle der 1. Kammer . 3r Bd, $
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und vermoͤge feyerlicher Verheiſſungen der Regierung

darnach behandelt werden muͤſſen , ſo waͤre es auf der

einen Seite eine Verletzung des geſuchten Rechtes und

auf der andern Seite eine Verletzung der Verfaſſungs⸗

maͤßigen Rechtsgleichheit , wenn nun ein anderes Prin⸗ —

cip , als das der Ausgleichung angenommen werden

wollte .

Dem vorgelegten Geſetzentwurfe wurde noch ent —

gegengehalten :
Erſtens : daß eine dermalige Ausgleichung und

beſonders eine Ausgleichung nach Gemeinden die pri —

mitiven einzelnen Schuldner und Glaͤubiger nicht mehr

treffe ,
Zweytens : daß der Geſetzentwurf die Ein —

quartirungen und Frohnden umgehe , da doch dieſe

Hauptlaſten des Krieges ſeyen .
Ad 1. Es war immer Grundſatz , und wird ewig

Grundfag bleiben mifen , daf die Einquartirungen und

Srohnden ausgenommen nur auf die Gefammtheit der

Gemeinde auggefchrieben und bep der Ausgleichung
dag au viel Geleiftete der Geammtheit nadh ihrem Ge -

fammtfteucrcapital zu gut , und dag zu wenig Geleiftete

aur Laft gefhrieben werde . Die Subrepartition auf die Ein -

zelnen iftdie Sache der Gemeinde und auh bey diefen Sub :

repartition wird nicht gefragt , wer urſpruͤnglich geleiſtet ,
oder nicht geleiftet , wer deffen Erben und Erbeg Erben feyen ,
ſondern die Gemeinde greift auf die wirÉliche Befizer der

ftenerbaren Objecte , defmegen wurden auch die 2 pCt .

Kriegskoſten von exportirt werdendem Vermoͤgen aufge —
hoben , weil die Realobjecte , worauf die Beytraͤge haften ,
nicht emigriren .

Ad 2. Aber gerade bey Einquartirungen und

Frohnden iſt es anders ; dieſe Leiſtungen haften nicht
auf Grund und Boden , ſondern die Einquattirungen
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sefheben nah Raum der Håufer und nah åujerem
Wohlſtand , und die Frohnden nahdem frohndbaren
Viehſtand .

Dieſe Leiſtungen ſind ſtreng perſoͤnlich , und gerade
deßwegen, weil ſie einerſelts aus unverlaͤßigen Ein —

quartirungsbuͤchern , und aus noch unverlaͤßigern Frohnd⸗
regiſtern entnom men werden muͤſſen , und auf der anz

dern Seite die , welche hierin zuviel oder zu wenig
geleiſtet haben , großentheils nicht mehr ſind , wurden

ſolche im Geſetzentwurf umgangen .

Zum Schluſſe will ich noch wiederholen , was der

fruͤhere Herr Redner ſchon bemerkt , naͤmlich , daß auch
die letzte Perwode viele Leiſtungen enthaͤlte , wofuͤr
Verguͤtung durch Ausgleichungen verheißen worden ,
und daß wenn dieſe nicht erfolgt , dreyfache Beſchwerden
im Lande entſtehen wuͤrden — einmal , daß nicht Wort,
wenigſteus nicht Wort zu rechter Zeit gehalten werde —

einmaldaß die Rechtsgleichheit ruͤckſichtlich der Kriegslaſten

nicht eingehalten werde , und einmal , daß ein Landestheil
fuͤr eine Periode exeeutiv zur Zahlung angehalten werde ,
ohne eine Ausſicht zu haben , fuͤr eine andere Periode

auf eine gleiche Weife , aber zu feinem Bortheil behan -
delt zu werden .

Frhr . v. Zyll nhardt : Als Mitglied der Coms

miffion erlaube ih mir die Hohe Kammer auf den

Standpunkt der eigentlichen Diseuſſton aufmerkſam
zu machen . Es handelt ſich naͤmlich von der Frage :
Weiche Folge fol dem in der zgten Sigung gefaften
Beſchluß , daß der im Entwurf aufgeſtellte Grundſatz
nicht angenommen werden ſolle , gegeben werden ? —

Ihre Commiſſion glaubte im Einverſtaͤndniß mit der

Regierungseommiſſion dieſem Beſchluß keine andere

Folge geben zu koͤnnen , als das
vorgelegte Geſetz zu

5
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verwerfen , und die Regierung um Die Vorlage eines

neuen Entwurfs zu bitten .

Naͤheren Anlaş hierzu fönnte die Regierung dann

finden , wenn unfere Mnfichten úber diefen Gegenftand

bey Gelegenheit der Zachaciaͤſſchen Motion beſprochen
wuͤrden .

Der Frhr v. Berftett glaubt , daf von einer

Discuſſion úber den Gefegentwuif niht mehr die Rere

ſeyn fónne , da derfelbe ja bereits verworfen fep ; wag

daher über diefen Gegenftand gefprochen werden wolle ,

wuͤrde lediglih an die befagte Motion anzureihen

ſeyn .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Nicht der Geſetzentwurf

ſelbſt , ſondern nur der Grundſatz , von welchem der —

ſelbe ausgeht , iſt von der Kammer verworfen , und

erſt jetzt hat ſich dieſelbe auszuſprechen , ob das eiſtere

aus dem letztern zu felgern ſey . Wie aber hieruͤber

ohne einige Beſprechung ein Beſchluß gefaßt werden

koͤnne , iſt nicht abzuſehen .

Ich fuͤr meinen Theil wiederhole die obige Al —

ternative .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich muß bemerken ,

daß die Hohe Kammer nicht den Grundſatz , daß die

moͤglichſte Ausgleichung der Kriegslaſten eine Forde —

rung der Gerechtigkeit ſey , verworfen , ſondern nur

die dermalige Unausfuͤhrbarkeit der Anwendung dieſes

Grundſatzes auf die vergangenen Kriegsperioden aus -

geſprochen habe . Der Hauptgrund dieſer Unausfuͤhr —
barkeit liegt allerdings in dem Abgang eines Geſetzes ,

welches fruͤher allen Unterthanen haͤtte zur Norm die —

nen koͤnnen ; wodurch es in Hinſicht vieler Schaͤden

und Leiſtungen unmoͤglich geworden , ihren eigentlichen
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Beſtand und ibr Maaş mit Richtigkeit zu erheben .
Man hat ſich uͤberzeugt , daß in dieſen Verhaͤltniſſen
eine allgemeine Ausgleichung unmoͤglich waͤre : bey einer
Ausgleichung aber , die in der That nicht ausgleichen ,
ſondern die Ungleichheit nur noch vermehren wuͤrde ,
fuͤr die Gerechtigkeit nichts zu gewinnen waͤre, fon -
dern jeder neue Koſtenaufwand fuͤr ein ſolches Wert
dem Volk erſpart werden ſollte . Dieſe Gruͤnde finde
ih niht widerlegt , Der Herr NRegierungscommifår
bat von gewiffen , ganz liquiden , Vorſchlaͤgen geſprochen ,
die von mehreren Bezirken geleiſtet worden , und
worauf die beſtimmte Verbindlichkeit der Ausgleichung
hafte , zu welcher Ausgleichung die Materialien ſo fertig
liegen , daß ſie das Werk einer halben Stunde waͤre .
Dieſe partielle Ausgleichung mag allerdings gerecht
und ausfuͤhrbar ſey , wofern ſie , was ich jetzt nicht
zu beurtheilen vermag , dermal ohne Benachtheiligung
anderer rechtlicher Auſpruͤche geſchehen kann .

Endlich iſt auch von einer Ausgleichung nach
Billigkeit geſprochen worden . Allein ich kenne keine
Grundſaͤtze , die hier beſtimmtes Maaß geben koͤnnten .

v. Rotteck : In der Sitzung vom 23 . July
habe ich umſtaͤndlich die Gruͤnde entwickelt , aus wel -
chen nach meiner Ueberzeugung das vorliegende Geſetz
zur Verwerfung ſich eigne . Blos um dem Grundſatz
zu huldigen , welchen der Herr Berichtserſtatter ſo
trefflich beleuchtet hatte , daß naͤmlich eine fuͤr die Ge —
ſammtheit ſo hoch intereſſante Sache wo immer moͤg⸗
lich auch an die zweyte Kammer folte gebraucht wer -
den , damit die Anfidt und Wüufhe des Volles darie
ber auf gang ungweifeljafte Weife an Zag fåmen , blog
darum habe iù nit auf Verwerfung getimmt , fon -
dern mir einen — freyllch die Weſenheit des Geſe —
bes umaͤndernden — Verbeſſerungsvorſchlag erlaubt , wor —⸗

—

—

a
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nach naͤmlich daſſelbe , ſtatt ruͤckwaͤrts auf die Vergan⸗

genheit , vorwaͤrts auf die Zukunft moͤchte gerichtet ,

und fodann in dieſer neuen Form an die zweyte Kam —

mer moͤchte gebracht werden . Dieſer mein Vorſchlag

iſt indeſſen verworfen , und der Antrag auf ein Geſetz

fuͤr die Zukunft der Gegenſtand einer beſondern

Verhandlung geworden . Nunmehr bietet ſich aber in

der von dem Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ angekuͤnde⸗

ten Motion ein noch bequemerer Weg dar , die Sache ,

naͤmlich die alte Kriegskoſtenausgleichung an die zweyte

Kammer zu bringen ; daher ſteht jetzt der Abſtimmung

auf Verwerfung des Gefegentwurfeg durd -

aus tein Bedenfen mehr entgegen . Ich ſtimme alſo

nunmehr ausdruͤcklich dafuͤr , und will ohne Wiederho⸗
lung des fruͤher Geſagten nur mit ein paar Worten

dieſe Abſtimmung rechtfertigen .
Das Geſetz uͤber die Ausgleichung der alten Kriegs —

laſten hat keinen Rechtsboden , denn That ſa⸗

chen koͤnnen nur vermoͤge eines vorhergehenden

Geſetzes Rechte oder Schuldigkeiten begruͤnden . Einer

Maſſe von Facten erſt hintennach das Geſetz geben ,

wornach Schuldigkeiten und Forderungen daraus entſte⸗

yen , oder entſtanden ſeyn ſollen , iſt eine rechtliche

Monſtruoſitaͤt . Man mag hier kluͤgeln und deuten ,

wie man will , die Weſenheit des Geſetzes beſtuͤnde

immer darin , daß es eine ruͤckwirkende Kraft haͤtte,

d . b. daß es ungerecht waͤre . Liquidation des

Gtaatg mit feinen Glåubigern mag geſchehen ; aber

dieſes iſt kein Act der Geſetzgebung , fondern der Ad -

miniſtration . Hoͤchſtens kann man die Grundſaͤtze
beſtimmen , wornach das Anerkenntniß und die

Bezahlung gewiſſer Forderungen an den Staat

geſchehen ſolle . Alſo nie nach dem Sinne des vorge⸗

legten Entwurfs als Ausgleichung zwiſchen den

Slaalsthellen oder Buͤrgern , ſondern blos als Vergi -
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tung von Staatswegen . Der Staat kann wohl ſich
entſchlieſſen , gewiſſe Forderungen zu beza hlen , aber

er kann nicht Forderungen fuͤr ſich ſelbſt gegen einzelne
erſchaffen , d. h. alſo , er kann nicht Einzelnen oder

Staatstheilen die Bezahlung ſeiner Schulden zuweiſen,
ſondern blos der Geſammtheit .

In dem Vortrag des Herrn Regierungscommiſ —
ſaͤrs habe ich nichts vernommen , das dieſe Anſichten

widerlegte . Ich will jedoch blos auf die Behauptung ,

daß der Credit der Regierung fuͤr die Zukunft darun —

ter leiden wuͤrde , wenn man die gegebenen Zuſagen
der Ausgleichung unerfuͤllt ließe , antworten , daß das

beſte Mittel , ſolchen Credit wieder herzuſtellen , ſeyn
wuͤrde , ein Geſetz fuͤr die Zukunft uͤber ſolche
Ausgleichung oder Verguͤtung zu geben . Ein ſolches ,
weil es rechtliche Beſtimmundg gaͤbe, truͤge die

Buͤrgſchaft der Erfuͤllung in ſich ſelbſt . Zuſagen ,
deren Erfuͤllung rechtlich unmoͤglich iſt , ſind fuͤr
nicht gegeben zu achten .

Wenn aber der Herr Regierungscommiſſaͤr die

Anſicht aufſtellt , daß nur die auf Bezirke und

Gemeinden gelegten Lafen die Musgleichung rechts
lidh anfprechen , nicht aber jene , welche unmittelbar

von Einzelnen gefordert wurden , fo entgegne ich , daf
gerade umgekehrt nur die Gleichſtellung der Einzel —
nen der wahre Rechtsgrund der Ausgleichung ſey ,
und daß die Gleichſtellung der Bezirke und Gemrinden

unter einander alles Rechtsfundament verliere , ſobald
man daran verzweifelt , dadurch endlich eine Gleichſtel⸗
lung der Einzelnen zu bewirken .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Jetzt glaube ich um ſo

mehr , das wir uns an die Materialien des Entwurfs

halten , folglich denſelben nicht ohne Nothwendigkeit
wegen bloßer Verſchiedenheit der Anſichten in der Theorie
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verwerfen follten , um damit menigten etwas auf dem

Vergleichswege feſtzuſtellen , da der Weg einer Motion

nach der heute vernommenen Grenzbeſtimmung fuͤr die

Wirkſamkeit des dießjaͤhrigen Landtags fuͤr jetzt nicht

mehr einzuſchlagen ſeyn wird .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſten⸗
berg : Ich ſehe mich in Betreff des vorliegenden Ge⸗

genſtandes veranlaßt , die Erklaͤrung niederzulegen : daß

ich nur inſofern mich den Beſchluͤſſen der hohen Kam —

mer uͤber dieſen Geſetzentwurf anſchließen werde , als

der Erfolg nicht den Rechten zuwiderlaufen werde ,

deren endlicher Feſtſtellung ich um ſo eher entgegen —

ſehe , — als ich mich — geſtuͤtzt auf die gerechteſten

Anſpruͤche und oft wiederholten Verſprechungen — der

zuverſichtlichen Hoffnung hingebe , daß die Regierung

endlich den Standesherrn einen bleibenden Rechtszu —
ſtand einraͤumen werde — welcher ihnen im 14 . Artikel

der Bundesacte ſowohl als im H. 63 der juͤngſten Wie⸗

ner Beſchluͤſſe zugeſichert iſt — ehe die Gemeindeord⸗

nung ins Leben tritt , welche unſern Rechten und Au —

ſpruͤchen in vielen Puncten zuwiderlauft .

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

ſchließen ſich dieſer Erklaͤrung an .

Auf gehaltene Umfrage
beſchhoß

die Kammer gegen die einzige Stimme des Frhrn . v.

Tuͤrkheim
dem Beſchluß vom 23 . July die Folge zu geben ,

daß der vorgelegte Geſetzentwurf zu verwerfen

ſey .
Der Tagesordnung zufolge begruͤndete hierauf der

geh . Hofrath Zachariaͤ ſeine Motion wegen Aus —

gteihung ter feit 1309 getragenen Kriegs -

daſten mit Folgendem :
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Ich wuͤrde mih nicht der Aufmerffamteit der Kam -

mer mit einer Motion aufdringen , welche fo tief in dag

Xnnere der Landesverwaltung eingreift , mwenn ih nidt

mehr im Namen der wegen deg fo eben in Berathung

geweſenen Geſetzes beſtellten Commiſſion , als in dem ei⸗

genen dieſen Antrag machte . Auch nehme ich keinen

Anſtand , zu erklaͤren, daß ich uͤber die zu machende
Motion mit einem der Herrn Regierungscommiſſaͤre meh —

rere Beſprechungen gehabt habe . Der Zweck der Mo —

tion iſt , ſtatt der verworfenen Ausgleichung der ſeit

1809 getragenen Kriegslaſten einen billigen Vergleich

wegen dieſer Laſten herbeyzufuͤhren . Die zuvor zu be —

werkſtelligende Liquidation iſt das Mittel , zu dieſem Zwecke
zu gelangen .

Wegen der Gruͤnde fuͤr den Hauptantrag berufe
ich mich auf den von mir erſtatteten Commiſſtonsbericht .
Was der nicht angenommene Geſetzentwurf vereinte , iſt
in meiner Motion geſpalten worden . Und ein Grund ,

weßhalb ich fuͤr den Geſetzentwurf nicht ſtimmen konnte ,

war der , daß er bie vorlaͤufige Maaßregeln und das

Endreſultat vereinigte .
Die Motion geht erſtens auf die Fortſtellung

der Liquidation der Kriegslaſten . — Es iſt in

dieſem Theile der Motion nur von einer Verwaltungs —
Maaßregel die Rede . Alſo die Initiative der Krone

kommt hier uͤberall nicht in Frage . — Wenn dieſe Maaß⸗

regel in der Motion genauer vorgezeichnet wird , als es

wohl in andern Faͤllen den Verhaͤltniſſen angemeſſen ſeyn
moͤchte , ſo bitte ich zu erwaͤgen , daß hier , wie auch einer

der Herren Regierungscommiſſaͤre bemerkt hat , in der

That nur von einer Geſellſchaftsangelegenheit die Rede

iſt , bey welcher die Regierung nur das Intereſſe eines

Vermittlers hat .

Uebrigens kann ich mich wegen der Einzelnheiten
der vorgeſchlagenen Maaßregel theils auf den niht an =
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genommenen Geſetzentwurf , theils auf den uͤber dieſen

Entwurf von dem Herrn Staatsrath Frhrn . v. Tuͤrkheim

erſtatteten Commiſſionsbericht beziehen .
Die Motion enthaͤlt zweytens einen Antrag auf

einen Geſetzesentwurf wegen eines zur Milderung der bey

der Vertheilung der Kriegslaſten Statt gefundenen Un⸗

gleichheit zu bewerkſtelligenden billigen Vergleichs .
Ueber die Beſchaffenheit dieſes Vergleichs

enthaͤlt die Motion nur die Beſtimmung , daß er zwi —

ſchen Gemeinden und Gemeinden , Bezirken
und Bezirken vermittelt werden ſoll . Dieſe Be —

ſtimmung ſchien mir wegen der Art , wie die Kriegslaſten

urſpruͤnglich vertheilt worden ſind , und nach der ganzen

Lage des Liquidationsgeſchaͤfts , weſentlich nothwendig

zu ſeyn . Alles andere wird einſtweilen beſſer dem Er —⸗

meſſen der Regierung anheim geſtellt , da erſt das Re —

ſultat der Liquidation die Regeln fuͤr einen billigen Ber -

gleich an die Hand geben kann .

Ich halte mich jedoch fúr verpflichtet , die Haupt -

puncte herauszugeben , auf welche eg bey der Abfaffung
des erbetenen Geſetzes ankommen duͤrfte .

Erſtens : Die Liquidation wird mit derſelben

Strenge zu bewerkſtelligen ſeyn , als ob ihr Zweck die

Ausgleichung der Kriegslaſten nach Rechtsgrundſaͤtzen
waͤre . Aber nach beendigter Liquidation koͤnnen zum Be⸗

hufe einer billigen Verguͤtung , entweder von der ganzen

Summe gewiſſe Procente ( z. B . 30 oder 40 ) abgezogen ,
oder eg koͤnnen auch nur gewiſſe liquidirte Leiſtungen ,
und gwar Diejenigen , welche , bewandten Um —

ſtaͤnden nach , nicht in eine genuͤgende Gewiß —

heit geſetzt werden konnten , z. B . die Einquar⸗
tirungen , die Frohnen , einer Ermaͤßigung unterworfen
werden .

Zweytens : Wenn ſo der Betrag der getragenen

Kriegslaſten im Ganzen und Gemeindeweiſe gusgemiitelt
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iſt , wird ſodann weiter ein Maaßſtab aufzuſtellen ſeyn ,

nah welhem dag Quantum , das auf eine jede Ge -

meinde urſpruͤnglich auszuſchlagen geweſen waͤre , zu

beſtimmen iſt . Dieſer Normalfuß der urſpruͤnglichen
Vertheilung kann entweder von der Grundſteuer ,

oder von der Erwerbsſteuer , oder ( nach einem Durch —

ſchnitte ) von der Conſumtionsacciſe , oder auch von der

Bevoͤlkerung entlehnt werden . Es wird gut ſeyn , die

Rechnung verſuchſsweiſe nach einer jeden von dieſen Rez

geln zu machen ; auch eine Durchſchnittsrechnung nach

allen dieſen Regeln zuſammenzuſtellen . Denn ſo wie das

Reſultat an ſich verſchieden ſeyn muß , je nachdem
man von der einen oder der andern dieſer Vorausſetzun⸗

gen ausgeht , ſo muß es auch in Beziehung auf das

Prineip einer den unverhaͤltnißmaͤßig Belaſteten zu lei⸗
ſtenden billigen Verguͤtung verſchieden ſeyn . Namentlich
kommt hierbey der Unterſchied zwiſchen dem Intereſſe

der Stadtbewohner und der Landleute in Betrachtung .

Endlich
drittens , fragt ſichs auch, nach welchem Maaß —

ſtabe die zu leiſtende Verguͤtung aufzubringen ſey , ob

nach einem der ſo eben genannten Steuerfuͤße , oder

nach dem Maaßſtabe einer neuen Steuer , ġe B - einer

Einkommensſteuer ; die Entſcheidung diefer Frage fommt

bep dem Principe eineg billigen Bergteihes niht

weniger in Betrachtung .

Ich ſchließe mit dem Antrage , die Motion , wenn

ſie unterſtuͤtzt werden ſollte , in abgekuͤrzter Form iu

Berathung zu ziehen .
Die Motion wurde vielſeitig unterſtuͤtzt , und auf

die Bemerkung Sr . Hoheit , des Praͤſidenten , und

den Vorſchlag des Staatsraths Frhru . v. Zyllnhardt

die abgekurzte Form der Berathung wegen dieſes Ge⸗

zenſtandes dergeſtalt beliebt , daß die Motion pur Bez

gutachtung an die bereits beſtehende Commiſſion ver⸗
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wieſen und die Discuſſion daruͤber gleich nach der Be⸗

richtserſtattung feſtgeſetzt werden ſolle .

Se . Hoheit der Pråfident erÉlårten Hierauf die

Discuſſion åber die Motion des Hofraths v. Rotteck

wegen gleicher Vertheilung der Kriegsla —
ſten in kuͤnftigen Faͤllen fuͤr eroͤffnet .

v. Rotteck : Da der Grundſatz , worauf meine

Motion beruht , d. h. ihre Rechtsbegruͤndung allſeitig
anerkannt worden , und auch in der That klar iſt ,
wie der Tag , ſo enthalte ich mich daruͤber jeder wei —

tern Eroͤrterung . Es handelt ſich jetzt blos darum ,
ob , was das Recht unabweislich heiſcht , wegen Schwie —
rigkeiten der Aus fuͤhrung duͤrfe unterlaſſen , und ob

ein Geſetz fuͤr einen nicht in der Gegenwart , ſondern

erſt in unbeſtimmter Zukunft ſich darſtellenden Fall
gleich jetzt koͤnne oder muͤſſe gegeben werden ?

Weil jedoch die Hauptſchwierigkeit eben in dem

Umſtande gefunden worden , daß die Verhaͤltniſſe eines

etwa kuͤnftig uͤber uns kommenden Krieges uns zur Zeit
unbekannt , daher auch ſchwer durch ein vorausgehendes
Geſetz zu regeln ſeyen ; ſo kann meine Antwort auf eine

der beiden Einwendungen zugleich auch als Antwort auf
die andere gelten .

Der verehrte Herr Berichtderftatter bemertf , dağ
ein ſolches Geſetz nichts anderes ſeyn wuͤrde , als die

Anwendung eines ſchon in der Conſtitution ausgeſpro —
chenen Grundſatzes auf einen kuͤnftigen Fall . Eine ſolche
Anwendung ſeye uͤberhaupt ſchwierig , und ganz beſonders
bey vorliegendem Gegenſtand . Es ſeye alſo beſſer , ſich
einſtweilen mit dem in der Verfaſſungsurkunde bereits

gegebenen allgemeinen Geſetz zu begnuͤgen, und der

Zukunft vorzubehalten , die Anwendung auf jene Faͤlle zu

machen , welche ſie etwa in ihrem Schooße traͤgt.
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Wenn dieſe Anſicht die richtige waͤre, ſo haͤtten wir

die uns vorgelegten Geſetze , uͤber die Faͤlle der Verant —

wortlichkeit der Miniſter und oberſten Staatsdiener , und

uͤber das Verfahren dabey von der Hand weiſen
follen . , Denn das allgemeine Geſetz , daf fie verant -

wortlich ſeyen , liegt gleichfalls in der Verfaſſungsurkunde ,
ja noch weit ausdruͤcklicher und beſtimmter , als jenes

uͤber die gleiche Vertheilung der Kriegslaſten , und wahr —

lich ! der Fall , daß einer unſerer Miniſter wirklich werde

angeklagt werden „ iſt viel unwahrſcheinlicher oder weit

entfernter , als jener eines Kriegs . Wir haben gleich —
wohl dieſes Geſetz als ein wohlthaͤtiges und koſtbares

Gefeg
genommen , Denn wir haben eingeſehen , daß die Ge -

ſetzgebung weit freyer , weit unbefangener , in den Råu -

men der Zukunft als in jenen der Gegenwart ſich bewege ,
und daß die Regel fuͤr die Gegenwart mit Sicherheit
nur aus dem reinen und lauteren Ausſpruch eines ſchon

fruͤher gegebenen Geſetzes moͤge entnommen werden , mit

einem Wort , daß die ganz eigene Domaine der Geſetz —
gebung in der Zukunft , jene der Adminiſtra⸗
tion aber in der Gegenwart beſtehe .

Iſt dieſes im Allgemeinen wahr , ſo muß es

auch fuͤr den vorliegenden Geſetzgegenſtand ſeine An—⸗

wendung finden . Was der verehrte Herr Berichtser —

ſtatter uͤber den Inhalt eines ſolchen , die gleiche Ver —

theilung kuͤnftiger Kriegs laſten betreffenden Geſetzes angege —

ben hat , iſt weder durchaus richtig noch erſchoͤpfend. Mein

Vorſchlag hat naͤmlich keineswegs die unmittelbare

gleiche Vertheilung zum Zweck ; denn eine ſolche kann

allerdings je nah den Rrieggumftånden gang unmg

lih fey , fann fih auh hidhft felten big auf die

Individuen erſtrecken , und bleibt naturgemåg der Ge -

genftand rein adminifirativer Sorgfalt , weil blo in

concreto von Bedeutung , Mber gerade , weil fole
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thunlichſt gleiche Naturalvertheilung , dem Zwecke reell

gleiche Belaſtung aller Buͤrger niemals genuͤgen ,

hoͤchſtens deſſen Erreichung erleichtern , und die mit

dem Prineip der Verguͤtung verbundenen Inconvenlen —

en verringern kann ; ſo bleibt vorzuͤglich dieſe Ver —

guͤtung der wahre Gegenſtand des von mir verlang —

ten Geſetzes , und der Inhalt eines ſolchen laͤßt ſich

allerdings auch fuͤr die Zukunft beſtimmen . Ein Haupt -
artikel deſſelben koͤnnte und muͤßte naͤmlich die Beftims

mung der Gattungen von Kriegsleiſtungen ſeyn ,

welche auf die Geſammtheit zu repartiren , d. h. alſo

nur gegen Verguͤtung zu fordern waͤren . Mag eine

Kriegeslage eintreten , welche da wolle , ſo werden

immer die drey Hauptplagen des Landes , Einquar - —
tirung , ( mit oder ohne Naturalverpflegung ) Liefe —

rungen und Frohnden ſeyn . Ein Geſetz welches

auch nichts anders beſtimmte , als daß dieſe dreyerley

Leiſtungen nicht mehr unentgeltlich Statt finden ſollten ,
wuͤrde ſchon eine große Wohlthat ſeyn . Die weitere

Beſtimmung , daß die Verguͤtung dafuͤr jeweils entwe —

der in Geld oder in Guthabungsfheinen ( bons ) gefhe -

hen muͤſſe, wuͤrde der Militaͤr⸗ und Finanzadminiſtra⸗
tion die Schuldigkeit auflegen , die Einleitung zu fol -
her Vergütung dureh geeignete Mittel und Formen zu

treffen . Tháte fie eg niht , fo lâge ihr daruͤber die

Verantwortlichkeit ob .

Indeſſen laſſen ſich noch weitere ſelbſt auf For⸗ —
men gehende Beſtimmungen denken , die das frag —
liche Geſetz enthalten koͤnnte . Selbſt die Behoͤrden fuͤr
die Ausſchreibung und Repartition der Kriegsleiſtungen ,
dann fuͤr das Erkenntniß in concreto , welche folde

Leiſtungen als wahre Staatsgeſammtlaſten und welche

etwa nur als Bezirks - oder Gemeindslaſten

zu behandeln (die letzten daher nur von Gemeinds —

und Bezirksgenoſſen unter ſich auszugleichen ) ſeyen ,
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koͤnnten beſtimmt werden , entweder mit einer allge -
meinen Bezeichnung , die fodann je nach den etwa

wechſelnden Organiſationen der Verwaltung auf das hier
berufene Organ unzweydeutig ſich anwenden ließe ;
oder ſelbſt mit ganz ſpecieller Bezeichnung / etwa
mit dem Zuſatz “ dermalen “ ( wie man es in dem Geſetze
uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten Staatsdie —

ner in Anſehung des Staatsminiſteriums that ) oder

unter Vorbehalt der Aenderung im Fall einer veraͤn —

derten Organiſation .
Auch uͤber Art und Weiſe der Verifieirung der

geſchehenen Leiſtungen laſſen ſich allgemeine Normen

aufſtellen , die zwar allerdings von dem Organismus der

Beþòrden einigermafen abhångig bleiben werden , aber
darum nicht nothwendig fhnell wechſelnd ſind .
Es iſt zu hoffen , daß ſo ſchneller Wechſel der Ver —

waltungsformen und Organiſationen nicht mehr Statt

finden werde , wie in fruͤheren Zeiten , und daß die

organiſche Geſetzgebung , wie jeder andere Zweig der

Staatsgeſetzgebung , der Zuſtimmung der Kammern werde

unterworien weren ,

Selbſt eine Preisbeſtimmung und eine der

Verguͤtungsmittel kann keine große Schwierig⸗
keit haben . Der Preis wird freylich nicht in Zahlen ,
wohl aber durch Hinweiſung auf eine dritte Groͤße
zu beſtimmen ſeyn , z. B . auf den Handlohn , oder

auf den jedesmaligen — oder eine gewiſſe Zeit fruͤher
beſtandenen — mittleren , nach Umſtaͤnden auch zu erm aͤ⸗

ßigenden Marktpreis da oder dort , ja endlich auch
durd ) Ernennung einer zuverlaͤßigen Behoͤrde , die
ihn nah Ermeſſen mit Ruͤckſicht auf die allgemeinen
und beſondern Verhaͤltniſſe regulire . Fuͤr die Ver —

guͤtungsmittel habe ich bereits einen Vorchlag
zu machen mir erlaubt , deſſen Unausfuͤhrbarkeit wohl
ſchwer zu behaupten waͤre ; doch moͤchte hier freylich
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der (verantwortlichen ) Adminiſtration eine freyere Hand

zu laſſen ſeyn .
Alles alſo , an deſſen Beſtimmbarkeit der verehrte

Herr Berichtserſtatter zweifelt , iſt der befriedigenden

Beſtimmung ſchon vorlaͤufig allerdings empfaͤnglich ;

und ſollte auch eines oder das andere noch unbeſtimmt

bleiben , ſo waͤre darum das ganze Geſetz weder unnuͤtz,

noch inh altsleer .
Ein Geſetz uͤber gheiche Vertheilung oder —

weil dieſes in weitaus den meiſten Faͤllen das ein zige

Mittel dazu iſt , — uͤber Verguͤtung der Kriegs —

laſten iſt alſo nicht ein bloſes Zeitgeſetz , wie der

Herr Berichts erſtatter es nennt , auch nicht ein ſolches ,

Dag feine Principien oder ſein Muſter lediglich von

demjenigen entnebmen muͤßte, was bis jetzt in andern

Laͤndern galt oder gilt . Leider hat man bisher im

Kriege noch wenig der Rechtsprincipien geachtet . Aber

es ſoll und darf nicht immer ſo bleiben Auch finden

wir wenigſtens in der franzoͤſiſchen Geſetzgebung

einige der Hauptforderungen , die mein Antrag in

ſich ſchließt , wirklich beftiedigt .
Der Herr Berichtserſtatter verweist uns zu allem

Troſt auf die im 6. 63 . Nr . 2 der Verfaſſung fuͤr

Kriegs zeiten angeordnete , gemiſchte Centralbehoͤrde . Allein

auſſerdem , daß derſelben dort mehr nur im Vorbeyge —

hen — gewiſſermaßen ihr Daſeyn vorausſetzend — als be⸗

ſtimmend , d. h. ihre Zuſammenſetzung und ihren Wir —

kungskreis ausſprechend gedacht wird , ſo frage ich :

ſoll denn jene Behoͤrde , wenn ſie einmal in Wirffamz

keit tritt , ohne alle Leitung durch geſetzlich beſtimmte

Principien fegn ? Eol ihs Ermeffen alëdann

zum Geſetz werden ? Soll in dieſer wichtigen Sphaͤre
der Geſetzgebung das Zuſtimmungsrecht der Kammern

vereitelt , eine Behoͤrde zur Geſetzgeberinn erheben
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werden ? Und fol fie mitten im Drang der lats
fenden Kriegggefchåfte ert noh tiefgebende und lang -
wierige Deliberationen uͤber die Grundfaͤtze ihres
Wirkens halten , und die etwa noͤthigen Werkzeuge
und Anſtalten zu einem , jenem Zwecke gemaͤßen Wir —
ken ſich erſt erſchaffen ? Das geringſte Verſaumniß in

ſolchen Beſtimmungen und Anſtalten bringt fofort eine

Fluth von regelloſen Erpreſſangen , wenns hoch koͤmmt,
von unzuverlaͤßigen Vormerkungen hervor , von Tag zu
Tag ſchwillt die Maffe der fackiſchen Leiſtungen , welche
nicht auszugleichen , ein ſchrehendes Unrecht , aber fuͤr
deren Ausgleichung erſt bintennach dag Princip auf -
zufinden eine rechtliche Unmoͤglichkeit iſt , aus

welchem Dilemma dann kaum eine Rettung mehr moͤg⸗
lich bleibt , wie unſere eigenen Verhandlungen uͤber
die Ausgleichung der alten Kriegslaſten zur Genuge
beweiſen.

Endlich , iſts denn wirklich wahr , womit der Herr
Berichtserſtatter uns zu beſchwichtigen ſucht , daß wir

in ſo tiefem Frieden leben , um auf die laͤngſte Zeit
hinaus nichts vom Kriege befuͤrchten zu duͤrfen Moͤge
ſeine Weiſſagung in ſegensreiche Erfuͤllung gehen ! Aber
mir daͤucht, am politiſchen Horizont ſey mehr als ein
dunkler Punet zu erſchauen , woraus gar leicht ein gè -
waltiger Sturm ſich erheben koͤnnte . Teutſchland zwar
wird keinen Krieg anfangen , aber es wird ihn auch nicht
verhindern : im Rath der großen Maͤchte Europens
hat der deutſche Bund keine Stimme . Man wird Sei —
ner jedoch nicht vergeſſen , wenn es ſich einmal um einen

Schauplatz des Krieges handelt , und um Kriegesbeute .
In dieſer gegenwaͤrtigen Waffenruhe verſaͤumen, gegen
etwa kuͤnftige Kriegesnoth die Vertheidigungs - oder

Linderungsmittel — ſeye es durch Geſetze oder durch
Wehranſtalten — zu bereiten , waͤre umverzeihlich

Protokolle der 1. Kammer , 3e Bde 6
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Ja , haͤtten wir auch keine Rech tsliſe be ; aus blo⸗

ßer Politik ſollten wirs thun . Durch gleiche Ver —

theilung wird moͤglich , ein Mehreres zu tragen . Im

Streit der Staaten wird , bey ſonſt gleichen Umſtaͤnden ,

jener am laͤngſten aushalten , und die guͤnſtigſte Stellung

behaupten , welcher fuͤr moͤglichſt gleiche Vertheilung der

Kriegslaſten geſorgt hat .Aus dieſen Gruͤnden wiederhole

ich meinen Antrag , indem ich mich zugleich auf dasjeni —

ge berufe , was ich in den Sitzungen vom 23 . und 31 .

July in Bezug auf die von dringender Noth ge —

botenen Ausnahmsfaͤlle und in Bezug auf die von frem —

den Truppen ( gegen den Willen unſerer Regierung )

alfo zumal vom Feind verhaͤngten Kriegslaſten geſpro⸗

en habe .

Frhr , von Túrfheim : Sh Habe als Mitglied

der Commiffon den Antrag derfelben nicht fo verftanz

Den , alg follte die an Ge . Königliche Hoheit zu richten⸗

de Bitte durchaus nichts enthalten , alg eine Berwei -

ſung auf den 8. 63 . der Verfaſſungsurkunde . Wir duͤr⸗

fen zwar der Initiative der Regierung nicht dadurch

vorgreißen , daß wir die Art und Weiſe der Liquidation ,

der - Abrechnung und dergleichen in unſerer Bitte be —

ſtimmt ausdruͤcken . Allein daraus folgt nicht , daß nicht

einige Ideen ausgedruͤckt werden duͤrften , welche Art

der Ausßleichung uͤberhaupt etwa gewaͤhlt werden koͤnne .

Der Frhr . v. Zyllnhardt und Se . Durchlaucht

der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein , theilen dieſe Anſicht .

Frhr . v. Weſſenberg : Der Commiſſionsantrag
wil , dag crt im Gall eines wirklichen Krieges das

Kriegs⸗Collegium , das die Verfaſſung im §. 63 bezeidhz

net , die Aufſtellung von Regeln uͤber die Ausgleichung
einleiten fol . Nun bin ih zwar mit dem Commiſſtons⸗

antrage darin gang einverſtanden , Dag dag bezeichnete
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Collegium die geeignetſte Behörde fey , um ipr die Bol -
ziehung des Geſetzes zu uͤbertragen : hingegen bin ich
mit dem Commiſſionsantrag in ſo ferne niht einyera

ſtanden , alg er jegt daS Begehren eineg Geſetzes úber
die Ausgleichung der Kriegslaſten fuͤr die Zukunft als

uͤberfluͤſſtg erklaͤrt . Eben der Abgang eines Geſetzes ,
dag jedermann zur Richtſchnur haͤtte dienen koͤnnen , hat
die Verlegenheit herbeygefuͤhrt , welche fuͤr das Vergan⸗
gangene die gerechte Ausgleichung unmoͤglich macht . Um

ſo auffallender iſt das Beduͤrfniß eines Geſetzes fuͤr
kuͤnftige Faͤlle.

Dieſes Geſetz koͤnnte allerdings uͤber den Wirkunge⸗
kreis des Kriegscollegiums , aber meines Erachtens ,
auch daruͤber Beſtimmungen enthalten , welche Gegenſtaͤn⸗
de ſich blos zur oͤrtlichen oder zur bezirklichen oder allge⸗
meinen Ausgleichung eignen ; auf welche Art die Schaͤtzung
der Leiſtungen zu geſchehen habe , welche Beweismittel

fuͤr geſchehene Leiſtungen als guͤltig anzunehmen ſeyen ,
wie die Lieferungen und die Verpflegung der Militaͤr —

Spitaͤler eingerichtet werden ſollten , damit den hier ſo
vielfaͤltigen Unterſchleifen vorgebeugt werde u .ſ . w. Daß
ein ſolches Geſetz erſt im Fall des wirklich ſchon aus —

gebrochenen Kriegs zu geben ſey , ſcheint mir eben fo
unpaſſend , als wenn irgendwo eine Quarantaͤne⸗Ord —⸗

nung erſt im Fall der ſchon ausgebrochenen Peſt veran⸗

ſtaltet , oder ein Brandgeſetz erſt dann , wenn der Brand

die Haͤuſer ſchon ergriffen haͤtte, kund gemacht wuͤrde .

Der Laͤrm und die Unruhen des Kriegs ſcheinen
mir nicht diè rechte Atmosphaͤre fuͤr die Geſetzgebung⸗
Tritt der Fall eines wirklichen Krieges ein , ſo wird al⸗

lerdings durch ein Reglement die Vollziehung deg Ge-
ſetzes im Detail angewendet werden muͤſſen . Aber die

allgemeinen Grundfaͤtze, die das —
in Anwen⸗

—

—
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dung bringen . fol , mug dag Gefez doch fhon im Borz

aus ausgeſprochen haben . Es iſt wohl einleuchtend ,

daß dem Kriegscollegium keine geſetzgebende , ſondern

nur eine vollziehende Gewalt eingeraͤumt werden koͤnnte .

Reg . Com . Staatsrath Frhr . von Sensburg :

Namens der Regierung muß ich gegen die Faſſung

des Commiſſionsantrags das erinnern : derſelbe ſchlaͤgt

naͤmlich die Bitte um einen Geſetzentwurf vor , wodurch

es der durch die Verfaſſungsurkunde F. 63 . Nro . 2. be⸗

zeichneten Centralbehoͤrde zur Pflicht gemacht werde ,

ſo wie ſie zuſammentritt , die Aufſtellung beſtimmter Re⸗

geln tc . im verfaſſungsmaͤßigen Wege einzuleiten . Die —⸗

fer Antrag wuͤrde vorausſetzen , daß der Großherzog

ſchuldig ſeye , dieſe Commiſſiton auf jeden moͤglichen Fall

niederzuſetzen . Dieſes iſt er aber nahh §: 63 . der Bers

faſſungsurkunde nur in dem beſtimmten Falle , wenn ei⸗

ne Staatsanleihe gemacht oder Kriegsſteuer ausgeſchrie —

ben woͤrden iſt . Wo ſolches noch nicht geſchehen , da

muß der Großherzog freye Haͤnde haben , die Kriegslei —

tungen nach einiger Leitung anzuordnen , wie folcheg imi

Zweck der Adminiſtration liegt , bald durch die Miniſte —

rien , bald durch eine eigene Centralſtelle , oder wie im

Jahr 1813 durch eine Kriegs - Commiſſion , oder durch

die Kreisdirectorien .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Wenn man geglaubt haͤtte ,

bag. die nothwendige Muffelung der im §. 63 der Berz

faſſungsurkunde erwaͤhnten Commiſſion beym Ausbruch

eines jeden Kriegs in dieſer Stelle der Verfaſſung ſchon

beſtimmt waͤre , ſo wuͤrde ein Widerſpruch darin liegen ,

um ein Geſetz zu bitten , wodurch die ſe Beſtimmung erſt

geſchehen ſolle . Uebrigens provocire ich auf die Erfah —

rung aller Geſchaͤftsmaͤnner bey ſolchen , durch den Mug -

bruch eines Kriegs herbeygefuͤhrten Maaßregeln , ob
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nicht die Regierung eine ſolche Beſtimmung im vorkom⸗

menden Fall immer gerne und ohne alle Bedenklichkeit
geben wird .

Frhr . v. Weſſenberg : Es iſt von Niemand he⸗

hauptet worden , daß das fragliche Kriegscollegium mit

der Vollziehung des Geſetzes uͤber Ausgleichung der

Kriegslaſten ſchon vermoͤge der Verfaſſung beauftragt
ſeye . Vielmehr ſoll die Regierung erſt gebeten werden ,

dieſes Collegium damit zu beauftragen . Ein Hauptgrund

dafuͤr iſt der hoͤhere Grad von allgemeinem Zu —

trauen , deſſen dieſes Collegium genießen wårde , wels

ches Zutrauen in einer Angelegenheit , die die perſoͤnli⸗
chen Intereſſen Aller und Jeder im Lande beruͤhrt , von be -
ſonderem Gewicht ſeyn duͤrfte i

Zachariaͤ : Yh denfe nicht , Daf der Vorſchlag des
Herrn Proponenten von dem der Commiſſton ſo weit ent —

fernt ſeye , als es ſcheint . Die erſte Frage iſt die : ſoll
eine Bitte an den Großherzog gerichtet werden ? Die

zweyte : wie ſoll dieſe Bitte beſchaffen ſeyn ? Vielleicht
ließen ſich uͤber die erſte Frage noch einige Zweifel auf⸗
werfen . Die zweyte Frage anlangend hat der Herr Pro⸗
ponent vorgeſchlagen , um ein Geſetz zu bitten , worin

gewiſſe Regeln uͤber die Art der Ausgleichung der Kriegs⸗
koſten fuͤr die Zukunft feſtgeſtellt wuͤrden . Der Vor⸗

ſchlag Ihrer Commiſſion gieng blos dahin , daß dem Aus⸗

ſchuß zur Pflicht gemacht werden moͤge, im vorkommen⸗

den Fall geſetzliche Vorſchriften auf verfaſſungsmaͤßigem
Wege einzuleiten , je nachdem die Umſtaͤnde es fordern ,

durch ein Geſetz oder durch eine bloße landesherrliche
Verordnung . Dem Scharfſinn des Herrn Proponenten
kann ich alle Gerechtigkeit wiederfahren laſſen ; aber es

giebt einen theoretiſch - wiſſenſchaftlichen Scharfſinn und
einen praktiſchen , und ob dieſer bey einem derartigen
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Gefege niht vorzuggweife angewendet merden mHE ,

wird um fo weniger zmweifeljaft feyn , wenn die eintres

tenden Umftånde ert Maag geben fúr die anzuordnen -
den Verfügungen , Wer mårde z . B . råthlich finden ,

jet ein Gefeg zu geben ber Maafgregeln gegen dag

etwa fünftig einmal einbrechende gelbe Fieber ? Ei -

ne beſtimmte , im Voraus gegebene geſetzliche Beſtimmung

der Regeln koͤnnte im einzelnen Fall mehr ſchaden , als

nuͤtzen, und zwar zumal darum , weil nach unſerer Ver —

faſſung die Geſetzgebung , daher auch die etwa , gemaͤß

gemachter Erfahrungen , ſich als raͤthlich darſtellende

Abaͤnderung der Geſetze immer ein langſames
und mit mancherley Schwierigkeiten verknuͤpftes Werk

iſt . Indeſſen waͤre der Mittelweg dadurch gefunden ,
wenn im Protokoll die Bemerkung niedergelegt wuͤrde ,

daß die Regierung bey Entwerfung des in allgemeiner

Form zu erbittenden Geſetzes auch die in der Kammer

gemachten Vorſchlaͤge zu beruͤckſichtigen nicht unterlaſ⸗
ſen moͤchte .

Der Frhr . v. Weſſenberg bemerkt , daß nach
dieſem Vorſchlag das Geſetz erſt im Kriege ſeine Entſte —
þung finde , und doch nur der Griede die får die Gefeg -

gebung . geeignete Beit fey .

Der Frhr . v. Tårfheim erinnert dagegen daran ,
wie eg auh in den legten Kriegen gegangen fey , und der

Natur der Gahe nach immer gehen mife , dafi fih aw

fer den allgemeinen Grundfägen der Vergütung im

Einzelnen durchaus nichts Buverláfiges vorher beftims
men lafe . Wieg þienge von den Anordnungen der großen
Krieg fuͤhrenden Maͤchte ab , welche der Eroͤffnung des

Feldzugs voranzugehen , und von einer Generalinten —

dantur der Armee , oder wie in den letzten Kriegen ge —
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gen Frankreich durch in dem Hauptquartier der verbuͤn —

deten Maͤchte geſchloſſenen Conventionen regulirt zu

werden pflegen , — nach welcher ſich das ganze Sy —

ſtem der Kriegsfuͤhrung , alſo auch die zur Aufbringung
der Leiſtungen erforderlichen Landesanſtalten richten muͤſ⸗

fen ; fo fam z. B . alles darauf an , ob Ettappenverpfle —

gung eintreten ſolle , ob , wie in der franzoͤſiſchen Periode ,

die Truppenverpflegung auf einige große Ettappenſtatio —
nen concentrit werde , oder ſich auf der ganzen Route

ausbreite u. ſ. w.

v. Rotteck : Auf die geſetzlichen Beſtimmungen ,

welche ich verlange , haben alle die bemerkten Zufaͤllig⸗
keiten und Einzelnheiten keinen Einfluß . Mag das

Kriegslager in einer oder der andern Provinz ſeyn , mag

das Heer cantoniren , marſchiren oder ſich ſchlagen , moͤ⸗

gen die Spitaͤler u . ſ . w. da oder dort angelegt ſeyn , im⸗

mer werden die allgemeinen Grundſäatze anwendbar blei —

ben : man vertheile ſchon gleich Anfangs die Leiſtun —

gen in thunlicher Gleichheit ; man verguͤte alle dieje⸗

nigen , welche nicht in voͤlliger Gleichmaͤßigkeit ſchon ur —

ſpruͤnglich uͤber das ganze Land und unter alle Buͤrger

koͤnnen vertheilt werden , man beobachte dieſe oder jene

Formen der Verificirung , dieſen oder jenen Maaßſtab

der Tarirung u. f. w Die hohe Regierung , deren Yni -

tiative wir durch allzuſpecielle Vorſchlaͤge keineswegs

beſchraͤnken wollen , wird ſelbſt am beſten ermeſſen , wie

allgemein oder wie detaillirt die Artikel ihres Geſetzent⸗

wurfes fuͤglich lauten ſollen oder koͤnnen ; unſere Bitte

geht nur auf die Hauptſache .
Nach dem Commiſſionsantrag ſoll die Central⸗

behoͤr de nach ausgebrochenem Krieg die Regeln für
gleiche Vertheilung verfaſſungsmaͤßig einlei —

ten ; alſo vermuthlich der Regierung Vorſchlaͤge thun
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zu Geſetzentwuͤrfen , die wenn ſie bearbeitet ſind , erſt

an die Kammern gehen , und von dieſen genehmigt wer —

den muͤßten . Bis alles dieſes geſchehen , moͤchte viel⸗

leicht der Krieg voruͤbergegangen ſeyn , und ſodann die —

ſelbe Rechtsnoth , dieſelbe heilloſe und rettungsloſe Verwir⸗

rung in Anſehung der getragenen Laſten herrſchen , unter

welcher wir wirklich ruͤckſichtlich der alten Kriegslaſten

ſeufzen . Haͤtte damals ſchon ein beſtimmtes Geſetz uͤber

Ausgleichung beſtanden ; dieſer Noth waͤren wir enthoben .
Das Gleichniß vom „ gelben Fieber “ kann ich

kaum als im Ernſte gemeint anſehen . Vom gelben Fie —
ber iſt es nicht wahrſcheinlich , daß es je zu uns kom —

me ; der Krieg leider iſt ein gewoͤhnlicher Zuſtand , deſ —

fen Wiederkehren faſt gewiß , ob auch die Zeit unz

gewiß iſt . Selbſt die Conſtitution hat der Kriegsfaͤlle
erwåhnen zu můffen geglaubt , deg gelben Fieberg jez

doch gedenfet fie niht .

Auf die von dem hohen Praͤſidium geſtellten

zwey Fragen :

1) Soll uͤberhaupt um einen Geſetzesvorſchlag wegen

gleicher Vertheilung kuͤnftiger Kriegslaſten gebeten wer —

den ? und

2) Soll dieſe Bitte blos im Ginne deg Commifs

fiongantragg oder mit naͤherer Beſtimmung des Inhalts

geſchehen ?

eLO E
die Kammer .

ad 1) ( gegen . eine Gtimme ) dag um dag in Antrag
gebrachte Gefeg gebeten werden folle .

ad 2) ruͤckſichtlich der Art der zu ſtellenden Bitte

( gegen eine Stimme ) fuͤr den Verbeſſerungsvorſchlag
des Frhrn . v. Weſſenberg ( welchen der Hofrath v. Rot⸗

teck als uͤbereinſtimmend mit dem Sinn ſeines eigenen ,
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in der Motion enthaltenen , Antrags erfannte ) Ge . Kô -

nigliþhe Hoheit , den Grofherzog , um ein Gefez zu

bitten , in welchem der Grundfag der måglichft gleichen

Vertheilung kuͤnftiger Kriegslaſten durch Ausgleichung
oder durch Verguͤtung beſtimmt ausgeſprochen , und die

Vollziehung der ausgeſprochenen Grundſaͤtze dem im

S. 63 . der Verfaſſungsurkunde bezeichneten Kriegscolle —

gium unter Verantwortlichkeit uͤbertragen wuͤrde .

Ein von dem Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner

vor der Abſtimmung uͤber die zweyte Frage noch auf—⸗

geworfenes Bedenken daruͤber , daß ein ſolches Geſetz
wie ein Wechſelbrief fuͤr die von dem Feind in einer von

ihm beſetzten Provinz ausgeſchriebenen Forderungen
wirken , und den ganzen Staat dadurch ruiniren koͤnne,
wurde von dem Hofrath v. Rotteck dahin beantwor —⸗

tet , Daf das Gefez niemals auf feindliche Erpref
ſungen , ſondern blos auf die von unſerer Staatsge⸗
walt ausgehenden Kriegsforderungen ſich beziehen koͤn—

ne ; weil ja der Feind unferer Gefeggebung nicht unters

fehe ; worauf dag hohe Pråfidium bemerfte , dag

überhaupt diefe Cinmendung zu fpåt Eomme , meil úber

die erle Frage ob ” bereits abgeftimmt worden .

Zachar iaͤ .

v. Rotteck .
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Beylagee Ziffer 124 .

Ludwig von Gottes Gnaden

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zaͤhrin —

gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Sa —

tem , Petershauſenzund Hanau : c.

— — —

Wir finden Ung aug vielen und . wichtigen Gråna

den bewogen , Un ſern getreuen Staͤnden zu eroͤffnen ,

daß Wir die Sitzungen der gegenwårtigen Verſamm —

lung , inſoferne die wichtigern , von Uns ausgegangenen

Geſetzentwuͤrfe nicht fruͤher ihre Erledigung in beiden

Kammern ſollten erhalten koͤnnen , auf den ein und

dreyßigſten Jaͤnner kuͤnftigen Jahres zu ſchließen .
Wir fordern zugleich Unſere getreuen Staͤnde drin —

gend auf , ſich mit den vorgedachten Entwuͤrfen , wozu

Wir außer dem , gegenwaͤrtig der Discuſſion unterlie —⸗

genden Geſetz uͤber die Aushebung der Kriegspflichti⸗
gen , das Auflagegeſetz , die Geſetze uͤber die Gemeinde —

verfaſſung , uͤber die Aufhebung der alten Abgaben ,
uͤber die Uebernahme der Bezirksſchulden auf die Amor —

ti ſationskaſſe , uͤber die Aufhebung des F. 2154 . des

Landrechts , uͤber die Fortdauer des Salzadmodiations —
accordes und endlich die Deſiderien der Staͤnde , die

Darmſtaͤdter Verhandlungen betreffend , zåblen , vorzůg -
lih und vor fo vielen von ihnen in Anregung gebrach -
ten , und auch opne folche ohnehin fhon allgemein bes

kannten und vielſeitig eroͤrterten Gegenſtaͤnden , zu be —

ſchaͤftigen , indem , ſo wie es Unſer Wunſch iſt , es zu⸗
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gleich der Wunfch deg ganzen Landes feyn wird , we -

fentliche und erfreulihe Reſultate von einem ſchon ſo

lange andauernden Landtage zu erhalten .

Gegeben Karlsruhe den 28 . Nov . 1822 .

—

Vt . Berſtett .

Auf Befehl Sr . Koͤniglichen Hoheit .

Eichrodt .

Beylage Ziiffer 126.
Der Unterzeichnete gibt ſich die Ehre , eine Motion

anzuzeigen , daß Sr . Koͤniglichen Hoheit die Nothwen —

digkeit eines Geſetzes uͤber die Beytragspflicht zu den

Kriegskoſten der Gemeinden und die hierwegen zu bewerk —

ſtelligende Abrechnung zur Befeitigung desg bisherigen will -

kuͤrlichen , ſchwankenden und ungleichartigen Verfahrens

unterthaͤnigſt vorgeſtelltund um baldmoͤglichſte Mitthei —

lung des Entwurfs eines ſolchen Geſetzes gebeten werde .

Karlsruhe den 28 . Nov . 1822 .

Tuͤrkheim .



Ein und vierzigſte Sitzung .

Karlsruhe den 3 , Dec 1822

— —

Gegenwaͤrtig :
Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſtdenten , Herrn

Marfgrafen Wilhelm zu Baden ,
Fhrer Hoheiten , der Herren Martgrafen Leop o ld und

Marimilian zu Baden ,
des Herrn Staatsminiſters Frhrn . v . Berkheim ,
des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Herrn Staatsraths Frhrn . v . Baden .

| Weiter anmefend :

a die Herrn Reg. Commiſſaͤre , Staatsrath Frhr . von
4

Sensburg und geh . Ref . v. Baur .
⸗

Unter dem Vorſitz Sr . Durchlaucht , deg erſten
Vice⸗Praͤſidenten , Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg .

Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde verleſen
und genehmigt .
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Das hope Prafidiwm lègtè hierauf der Kammer
ein þóchfteg Refeript vor , wodurch der Krieggrath Hauer g

zum Regierungs⸗Commiſſaͤr ernannt wird . —
Heplage Bifer rh

R

DerHofrath 9. Rotted verliest , vom bohen Yrå -

fidium dazu aufgefordert , den Entwurf der in der

vorigen Sitzung beſchloſſenen Bitte an Se . Koͤnigliche
Hoheit , um Vorlage eines Geſetzentwurfs in Betreff

der gleichen Vertheilung der Kriegslaſten in kuͤnftigen

Faͤllen ;

Beylage Ziffer 128 .

welcher von der Kammer genehmigt ward : |
Die Tagesordnung fuͤhrte zur Gistuffion über die |

Mittheilung der zweyten Kammer einen Zuſchußzur
Dotation der Univerſitaͤt Heidelberg be — | | i

}
f
|

|

n treffend .

Der geh . Hofrath Zach ariaͤ als eingeſchriebener

d Redner fprach zuvórderft wie folgt :

Nie bin ich ſo ſchuͤchtern und zagend in dieſer er —

lauchten Verſammlung aufgeſtanden , als bey dieſer |
Gelegenpeit . Bon der Univerfitåt Heidelberg in diefe [ i
Rammer defendet , gedenfe ich in diefer Kammer får 1

die Univerſitaͤt Heidelberg zu ſprechen ; und mein End —
J

antrag wird dahin gerichtet ſeyn , mit Verwerfung der

Antraͤge , welche in dem vorliegenden Commiſſionsbe — ( i
n tichte enthalten find , den får die Univerfitát günftigern | |

Beſchluͤſſen der zweyten Kammer beyzutreten .

Kann man mir nun nicht vorwerfen , daß ich eine |

Rede får mein Haus halte ? over dağ ih får die , je -

nen Beſchluͤſſen zum Grunde liegende , Motion ſpreche ,
weil dieſe unmittelbar oder mittelbar méin Gprófling

n fep ? fann eg mir gleichgåltig feyn , gegen wep verehrte

Mitglieder diefer Kammer auftreten zu mifen , welchen

en



Protokolle der Erſten Kammer .

ich lieber zur Seite ſtehe , oder , richtiger , folge , als daß

ich mich ihnen gegenuͤber ſtellte ? `

Jedoch ich fpreche nicht får mein Haug , fondern

får die feg Haug , får diefe Kammer , Denn fo wie

dem Menfchen nichts , was menſchlich iſt , fremd ſeyn
kann und ſoll , ſo wird auch dieſe Kammer , die Kam —

mer des Adels , alles das , was die Wiſſenſchaften und

die den Wiſſenſchaften gewidmeten Anſtalten angeht , als

ihr eigenes Anliegen betrachten . Das iſt der tiefere
Sinn unſerer Verfaſſungsurkunde , wenn ſie die Abgeord —
neten der beiden Landesuniverſitaͤten in dieſe Kammer

verſetzt .
Und nicht fuͤr meinen Sproͤßling nahm ih dag

Wort . Muͤßte ich auch bekennen , wie gering mein

Einfluß ſey , weder an der Entſtehung noch an der Faf —

ſung und Begruͤndung der Motion hatte ich irgend
einen Antheil .

Endlich , die verehrten Mitglieder der Kammer ,

welche ſich ſchon fuͤr eine andere Anſicht ausgeſprochen
haben , werden ſich am erſten freuen , wenn ſie Gruͤnde

finden ſollten , ihre Ueberzeugung zu ånderne Much

liegen unſere Wege nicht ſo fern von einander , daß
wir uns nicht die Haͤnde reichen koͤnnten .

Zwey Hauptfrag enſind es , welche in Beziehung

auf die Antraͤge des Commiſſtionsberichts , zur Vez

ſchlußfaſſung vorliegen :
J. Sollen die Beſchluͤſſe der zweyten Kammer ange —

nommen oder , nach Maaßgabe jener Antraͤge , ab —

geaͤndert werden ?

Nach den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer ſoll die

Univerſitaͤtskaſſe 1) eine Entſchaͤdigung von 9000 fl. er —

halten , weil der geheime Hofrath und Profeſſor v. Langs —
dorf 4 Jahre lang von der Regierung gebraucht wor⸗

den iſt , Salz — unter der Erde — zu ſuchen . Der —
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felben - Kafe folen 2) 1000 fl. fuͤr den Marſtall und

3) 2400 fi . fùr die Entbindungganfralt abgenommen
werden . Nach den Mntrågen , welche die Mehrheit
der Commiſſtonsglieder gemacht hat , ſoll der Univerſt —

taͤtskaſſe 1) nur der Mehraufwand , den ihr die Ab —

weſenheit des genannten Univerſitaͤts Lehrers verurſacht
hat , erſetzt werden . Es ſoll der Univerſttaͤt 2) fuͤr das

Budgetsjahr 1823 —1824 die Summe von 3400 fl . ins

beſondere wegen der Unzulaͤnglichkeit der Bibliotheks ,

kaſſe , bewilliget werden .

U. Soll auf den Zuſatz - Antrag des Commiſſtonsbe —
richts — die Penſtonen der in Ruheſtand verſetz⸗
ten Profeſſoren von den Kaſſen der beiden

Landesuniverſitaͤten auf die Staatskaſſe
zu uͤbernehmen — uͤberhaupt oder ſo fort ein —

gegangen werden ?

Indem ich jetzt zu der

erſten Hauptfrage
uͤbergehe , muß ich zuvoͤrderſt eines Zweifels gedenken ,
welcher wegen der Faſſung dieſer Frage aus dem

§. 73 der Verfaſſungsurkunde entlehnt werden koͤnnte .

Ru Folge diefed Sphens fann „ ein von der einen Kam -

mer an die andere gebrachter Gefegentwurf oder Borz

fhlag irgend einer Art , wenn ernipt $i -
nanzgegenftánde betrifft , mit Verbeſſerungs⸗
vorſchlaͤgen an die andere Kammer zuruͤckgegeben wer⸗

den . “ Aus dieſem Şphen fónnte man alfo die Folges
tung ziehen , daf Die Kammer die vorliegenden Bes

fchlåje der amwepten Kammer , alg in dag Gebiet der

Şinangen gehórend , nur entweder annehmen oder vers

werfen , niht aber abåndern finne . Nun meig ih

zwar ſehr wohl , was gegen dieſe Folgerung eingewen —

det werden kann . Auch habe ich es immer fuͤr meine
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Pflicht gehalten , das verfaſſungsmaͤßige Intereſſe der

Kammer , als mein eigenes , nach Kraͤften zu vertheidi —

gen . Denn unſere Verfaſſung wird dann am beſten ge⸗
deihen , wenn ſowohl die Regierung , als die erſte Kam—⸗
mer und die zweyte Kammer ihre verfaſſungsmaͤßigen
Rechte ſo weit , als moͤglich , zu erſtrecken ſtreben . Aber

den Wunſch will , kann ich nicht bergen , daß ſich der

Streit nicht bey einer Gelegenheit , wie die der ma—
lige iſt , entſpinnen moͤchte.

Ich unterſcheide nun in der Motion , welche zu den

vorliegenden Beſchluͤſſen der zweyten Kammer Veran —

laſſung gegeben hat , wohl nicht ohne Grund den Kern

von der Schaale , das Weſen von dem Gewande .

Der Kern , das Weſentliche iſt : die Univerſitaͤts⸗
kaſſe bedarf eines Zuſchuſſes , theil s um etnige aug -

ſerordentliche nicht wiederkehrende Rüsgaben , welche
ſie nicht mit ihren gewoͤhnlichen Einkuͤnften beſtreiten
kann , zu decken , theils um einige bleibende Bez

duͤrfniſſe deſto beſſer und reichlicher befriedigen zu
koͤnnen .

Woher nun , hat man gefragt und kann man fra —

gen , woher kommt es , daß die Univerſttaͤtskaſſe nicht
im Stande iſt . den auf ſie angewieſenen Ausgaben Ges

nuͤge zu leiſten , da ſie doch ſo reichlich ausgeſtattet zu

ſeyn ſcheint ?

Man hat in dieſer Beziehung uͤber die Berwal —

tung der Univerſitaͤtsangelegenheiten Zweifel und Be —
denklichkeiten geaͤußert . So wie aber dieſe keines —
weges die Univerſitaͤt treffen wuͤrden, da die Lei —
tung der Univerſitaͤts angelegenheiten faſt ganz in den

Haͤnden der Regierung iſt , ſo halte ich es nicht meinem

Standpunete fuͤr angemeſſen , mich uͤber dieſe Aeſſerun —⸗
gen auf die eine oder die andere Weiſe zu erklaͤren .
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Mein Lop
koͤnnte leicht fuͤr Schmeicheley , mein Tadel

fuͤr Ausdruck einer Unzufriedenheit gehalten werden .
Nur fo viel darf ih wohl und witt ip bemerfen , dafi
man ùber die Leitung einer Univerfitåt um fo billiger
zu urtheilen Urſache þat , je ſchwieriger die Aufgabe
iſt . Um dieſe Aufgabe mit Gluͤck zu loͤſen, wird eine
ſehr genaue Kenntniß des jeweiligen Zuſtandes der

Wiſſenſchaften und der Gelehrten - Welt erfordert . Auch
ſind bey der Beſetzung der Lehrſtellen und bey Ver —

leihung von Gehalten und Belohnungen ganz andere

Maximen , als ſonſt bey Staatsdienſten , zu befolgen .
Man muß die Jugend warten laſſen , damit ſie ſich ,

durch Noth gedrungen , emporſchwinge . Man kann des Al —
ters nicht ſchonen , da im akademiſchen Lehrfache , nicht das
Dienſtalter , ſondern allein das Verdienſt einen Anſpruch

auf Befoͤrderung oder Belohnung geben kann und ſoll .
Sondern der wahre Grund der Verlegenheit , in

welcher ſich die Univerſitaͤtskaſſe befindet , liegt in den

geſtiegenen Beduͤrfniſſen der hoͤheren wiſſenſchaftlichen
Lehranſtalten uͤberhaupt . Des heutigen Umfanges der
Literatur brauche ich nur beylaͤuftg zu erwaͤhnen . Die
Hauptſache iſt , daß in dem Verhaͤltniſſe der Wiſſen —
ſchaften ſelbſt eine weſentliche Veraͤnderung vorgegan⸗
gen iſt . Die Natur wiſſenſchaften , unter allen die

oſt bar ſten , gelangen immer mehr und mehr zu der

Vorherrſchaft , welche ihnen wohl mit Fug und Recht
gebuͤhrt; die poſitiven Wiſſenſchaften treten dagegen
mehr und mehr in den Hintergrund zuruͤck. Denn ſo
wie ein Bollin der Cultur fortid reitet , ftreifteg mehr und
mehr das Poſitive ab ; wenn es zurückſchreitet , exrſtarrit
es nach und nach im Poſitiven . Da braucht nun eine Uni⸗

verſitaͤt Anſtalten und Sammlungen , deren ſie ehemals
wenigſtens in einem weit Feringern Grade bedurfte .

Protofole dr r. Kammer , 3r Bd. T
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Hierzu kommt , daß Heidelberg ( unà dag ift daž

Einzige , worin diefe Univerfitåt gegen die Schweſteran⸗

ſtalt im Vortheile oder im Nachtheile it , daf , fage

ih , Heidelberg feiner geographifhen Lage nach mit åbn -

lichen Anſtalten des Auslandes einen Kampf zu beſte —

hen hat , welchen ſie nur mit ſehr bedeutenden Mit —

ſeln gluͤcklich beſteben kann . Was wuͤrde man aber

von dem Herrn einer Kunſtwerkſtaͤtte ſagen , welcher die

Anſtrengungen , die Verbeſſerungsverſuche ſeiner Mit —

werber unberuͤckſichtigt ließe ? Eine Univerſitaͤt i ſt eine

Kunſtwerkſtaͤtte ; ſie vervollkommnet nicht Waaren , ſon⸗

dern Menſchen .

Allerdings iſt vor allen Dingen darauf Bedacht

zu nehmen , die oͤffentlichen Laſten eher zu vermindern ,

als zu vermehren ; wenn es auch dem Fuͤrſten und

dem Volke zum ewigen Ruhme in der Geſchichte ge —

reichen wird , daß in unſerem Lande amwen höhere Bil -

dungsanſtalten gedeihlich und im freundlichen Wettei⸗

fer mit einander beſtehn . Aber es verſteht ſich von

ſelbſt , daß der in Antrag gebrachte der Univerſitaͤt Hei⸗

delberg zu bewilligende Zuſchuß auf jeden Fall von der

endlichen Feſtſetzung des Budgets abhaͤngen wuͤrde .

Es ſeyh mir erlaubt , hier von dem eigentlichen Ge⸗

genſtande der Berathung eine Abſchweifung zu machen .

Oft habe ich daruͤber nachgedacht , wie wohl die Aus⸗

gaben , welche der Staatskaſſe durch die beiden Uni⸗

verſitaͤten des Landes und insbeſondere durch die Uni⸗

verſitaͤt Heidelberg verurſacht werden , in der Folge zu

vermindern ſeyn moͤchten .

Die Univerſttaͤt Heidelberg iſt nicht mit einem eige⸗

nen Vermoͤgen ausgeſtattet und gleichwohl iſt ſelbſt ihre

Fortdauer nicht auf einen jeden moͤglichen Fall geſichert , ſo

lange ſie nicht ein eigenes Vermoͤgen hat . Da habe
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ich nun meinen Blick zuerſt auf den alten Univerſitaͤts⸗
fond geworfen ; aber nicht mit Troſt und Beruhigung
hat er auf demſelben verweilt . Auch von frommen
Stiftungen und Vermaͤchtniſſen duͤrfte wenig zu erwar —
ten ſeyn ; da das lebende Geſchlecht , welches ſo manche

Stiftungen der Vorzeit untergehen ſah , in dem Eifer ,

oͤffentliche Anſtalten zu bedenken , lauer geworden iſt .
Ein mehr verſprechendes Mittel , nach und nach einen eige⸗
nen Fonds fuͤr die Univerſttaͤt zu ſammeln , duͤrfte das ſeyn ,
allen denen Bewohnern der Stadt Heidelberg , welche
Studirende in Wohnung oder Koſt haben , eine kleine

Auflage anzuſinnen und von dem Ertrage einen Stamm

zu ſammeln . Wohl koͤnnte die Auflage am Ende auf
die Studirenden fallen . Aber ich , ein alter Hochs
ſchüler , glaube keinen Widerſpruch fuͤrchten zu muͤſſen ,
wenn ich dieſe Einwendung im Namen meiner Mitſchuͤ⸗
ler nicht fuͤr entſcheidend erklaͤre .

Mittelbar koͤnnte die Ausgabe fuͤr beide Landesuni —⸗

verſitaͤten da durch bedeutend vermindert werden , daß
ſie fuͤr gewiſſe Staatsgeſchaͤfte benutzt wuͤrden , welche
jetzt mit groͤßerem Aufwande von andern bezahlten
Staatsdienern beſorgt werden . Koͤnnte ihnen nicht
z. B . —wie in andern Laͤndern — der Auftrag ertheilt
werden , diejenigen zu pruͤfen , welche ſich zum Staats —

dienſte melden ? Koͤnnten nicht die mediciniſchen Facul —⸗
taͤten die Stelle des Sanitaͤts - Collegiums vertreten ?

Koͤnnte nicht eine Thierarzneyſchule und manche aͤhnli⸗
che Anſtalt mit dem wenigſten Aufwande auf einer der

beyden Landesuniverſitaͤten eingerichtet werden ?

Ich kehre zur Hauptſache zuruͤck. Ich waͤnſchte
durch das , was ich uͤber die Lage der Univerſttaͤtskaſſe
im Allgemeinen geſagt habe , ein geneigteres Gehoͤr fuͤr

dasjenige zu gewinnen , wag ih jest uͤber die einzelnen
-
<
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Beſchluͤſſe der zweyten Kammer und die Gegenantraͤge

des Commiſſionsberichts zu bemerken gedenke .

Zuerſt von dem Erſatze der Beſoldung , welche der

geh. Hofrath und Profeſſor v. Langsdorf , waͤhrend er

auswaͤrts im Verwaltungsfache gebraucht wurde , aus

der Univerſitaͤtskaſſe bezogen hat . Als Rechtsbeſliſſener

glaube ich die Behauptung vertheidigen zu koͤnnen , daß

diefer Antrag auf einem Dem firengen Rechte nach be -

gruͤndeten Anſpruche beruht . Die Univerſitaͤtskaſſe iſt
in dem Sinne eine eigene Kaſſe , daß ſie verfaſſungsmaͤ —

ßig ihre Einnahme nur zu gewiſſen geſetzlich beſtimmten

Zwecken verwenden darf und ſoll . Man denke ſich ,

daß ich einen Diener in Heidelberg zuruͤckgelaſſen haͤtte ,

daß dieſen ein Anderer ohne meine Zuſtimmung als den ſei⸗

nigen gebrauchte , wuͤrde ich nicht berechtiget ſeyn , den Ge —

halt, den ich dieſem Diener zu entrichten haͤtte, von jenem

Dritten zukuͤckzufordern ? Wenn daher auch die Univer —

ſitaͤt ſich fuͤr verpflichtet halten wird , das , was ihr wegen

dieſes Anſpruches verwilliget wird , als ein Geſchenk
mit Dank anzunehmen ; ſo wuͤrde ihr doch zu verzeihen

ſeyn , wenn fie eine Verwilligung , die unter goco fl.

mwåre, nur mit Dem Vorbehalte annåhme , wegen der

uͤbrigen Summe den Weg Rechtens einzuſchlagen . Es

iſt geſagt worden , daß die Univerſitaͤt Heidelberg ſich

durch eine Anzahl vorzuͤglicher Rechtslehrer auszeichne .

Aber dießmal ſcheinen ſie mir faſt ihrer Beſcheidenheit

die Rechtskunde zum Opfer gebracht zu haben . Nicht

blog gooo fl. nicht blog dag damnum emergens , fonden

12000 . 15000 f . und mehr , d. h. auch Dag lucrum ces -

sans fonnte die Uniperfităt fordern ,

Die uͤbrigen Verbeſſerungsvorſchlaͤge des Com —

miſſions berichts weichen von den Beſchluͤſſen der gwers

ten Kammer , wie ich mit Dank anerkenne , mehr der
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Form nach , d. h: nur in ſo fern ab , als nach jenen
die Summe von 3400 fl . einſtweilen nur fuͤr das Bud —

getsjahr 1323 —1824 nach dDiefen aber får immer der

Univerfitát bewilligt werden fol .

Allein gerade die ſer Unterſchied iſt in mehr als einer

Hinſicht weſentlich . Es handelt ſich ja hier von ftåndiz

gen Ausgaben , von bleibenden Beduͤrfniſſen . Welcher

Verbeſſerungsplan koͤnnte mit Sicherheit verfolgt wer —

den, wenn der Zuſchuß unſicher waͤre ? Und dann , wuͤrde

der Vorſchlag des Commiſſtonsberichts angenommen

werden , ſo wuͤrde auf einem jeden neuen Landtage von

neuem Fragen zur Sprache kommen , welche von ſehr
zarter Beſchaffenheit ſind , namentlich die Frage von dem

Fortbeſtehn zweyer Landesuniverſitaͤten . So ſehr ich
auch wuͤnſche , daß dieſe Frage allſeitig eroͤrtert werde ,
ſo wuͤnſchte ich doch nicht ohne Noth in die ſer Kam —

mer die Eroͤrterung , da es ſo ſchwer iſt , die Scheideli —
nie zwiſchen einem edlen Wetteifer und einem geſteiger —
ten Eifer zu ziehn und zu halten . Ohnehin muß ich dieſe
Frage fuͤr jetzt als entſchieden betrachten , theils wegen
der Gewaͤhrleiſtung , welche die Verfaſſungsurkunde fuͤr
die Fortdauer beider Landesuniverſttaͤten enthaͤlt ,
theils wegen der ſo mannigfaltigen Intereſſen , die mit

jener Frage verwebt ſind . — Schließlich bemerke ich
noch in Beziehung auf jenen Unterſchied , daß ja nicht
die ver faſſungsmaͤßige Dotation der Univerſitaͤt
Heidelberg vermehrt werden ſoll . Nach deit und Umſtaͤnden
wird die Verwilligung herabgeſetzt oder zuruͤckgenommen
werden koͤnnen .

Ich komme zu den einzelnen Antraͤgen der zweyten
Kammer . — Zuvoͤrderſt ſollen der Univerſitaͤtskaſſe rooo fl -

fuͤr den Marſtall abgenommen werden . Sehr richtig iſt

in dem Commiſſionsberichte bemerkt , daß die Univerſi⸗
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taͤtskaſſe , kraft der Stiftungsurkunde , 1000 fl. zur Unter

haltung des Marſtalles beyzutragen hat . Aber wie ſich
aus den der zwehten Kammer vorgelegten Rechnungen

ergiebt , zahlt die Kaſſe nicht 1000 , ſondern nahe an

2000 fl. zu dieſem Behufe . Und uͤberdieß kann ich den

Wunſch nicht bergen , daß die Reitſchule vorzugsweiſe

als eine landesfuͤrſtliche Anſtalt hervortreten moͤchte. Nicht

blos zum Erlernen der Reitkunſt , ſondern auch zur Ein⸗

uͤbung anderer ritterlicher Kuͤnſte iſt ſie beſtimmt . We —

nigſtens erinnere ich mich noch aus den Tagen anderer

Jahre , daß ich in einer aͤhnlichen Anſtalt auch das lern⸗

te , die Lanze einzulegen und vach einem Ringe zu ſte —

Hen .
Die weiteren 2400 fl . får die EntbindnngSanftalt

find aferdingg Der Univerfitâåtsfafe , nach langen Bers

bandlungen , auSdrådlich auferlegt worden . Mber die

Uniperfitåt hat fich fortdauernd uͤber dieſe Entſcheidung

befhmwert, . Sie beruft fih darauf , daf die Entbin⸗
dungsanſtalt zugleich eine Landesanſtalt ſey . Sie beruft

ſich darauf , daß auch die Anſtalt fuͤr die Heilung innerer

Krankheiten der Kaſſe nicht zur Laſt falle . Uebrigens

duͤrfte dieſer Beſchluß der zweyten Kammer noch einen

beſondern Billigkeitsgrund fuͤr ſich haben . Der hebaͤrzt⸗

lichen Anſtalt werden die Gegenſtaͤnde der Kunſt und

der Uebung beſonders aus der Umgegend zugeſendet .

Nach dem Beſchluſſe der zweyten Kammer kann nun

billig ein bedeutender Theil der bewilligten Summe auf

die Umgegend ausgeſchlagen werden . Und ich muͤßte mich

in dem Geiſte und Sinne derer , welche das ſchoͤne Ne —

ckarthal und die Ebene zwiſchen dem Gebirge und dem

Rheine bewohnen , gar ſehr irren , wenn ich nicht anneh⸗

men duͤrfte , daß fie gern diefen nicht . febr bedeutenden

Aufwand fuͤr eine Anſtalt Übernehmen wirden , welde
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ihnen auch ſonſt ſo manchen Vortheil gewaͤhrt. — Ich

ſpreche nicht von der Buͤrgerſchaft der Stadt Heidelberg .

Dieſe hat ſchon ſeither ruͤhmlich Alles fuͤr die Univerſi⸗
taͤt gethan , was nur von ihr , nach der Lage des Gemein⸗

devermoͤgens , mit Billigkeit erwartet werden konnte . Wenn

einſt ihr Gemeinweſen von der Schuldenlaſt , mit wel⸗

chet es von den Kriegsjahren her beſchwert iſt , befreyt

ſeyn wird , was unter der jetzigen wohlgeordneten Ver⸗

waltung nicht lange ausbleiben kann , ſo wird ſie gewiß

auch in dieſer Beziehung mit ſich ſelbſt wetteifern .

Ich gehe jetzt zu der

zweyten Hauptfrage

uͤber, zu der vorgeſchlagenen Uebernahme der Penſtonen

von der Univerſitaͤtskaſſe auf die Staatskaſſe .

So ſehr ich nun auch mit dem Grund ſatze einver⸗

ſtanden bin , und ſo ſehr ich auch , als Mitglied der Univer⸗

ſitaͤt Heidelberg , den Vorſchlag in Beziehung auf den

Grundſatz mit Dank annehme , ſo ſcheint mir doch der

Vorſchlag ohne einige naͤhere Beſtimmungen noch man —

chen Bedenklichkeiten unterworfen zu ſeyn . Daß ein

Profeſſor , wenn er in eine Gemuͤthskrankheit zu verfallen

das Ungluͤck hat , oder wenn er es ſelbſt wuͤnſcht , daß er in

Ruheſtand verſetzt werde , ſeinen Ruhegehalt aus

Staͤalsmitteln beziehe , iſt wohl billig und recht . Sonſt

aber befinden ſich Profeſſoren in dieſer Beziehung in ei -

ner ganz andern Lage , wie andere Gtaatgdiener : Õie

haben , moͤchte ich ſagen , Dag fonderbare Recht Ces if

weder ein angebohrnes , noch ein erworbenes, ) ſich ſelbſt

in den Ruheſtand zu verſetzen , ſo wie ſie keine Zuhoͤrer

mehr haben . Oft kann das ganz ohne ihre Schuld ge⸗

ſchehn . Waͤre es nun nicht hart , ſie ohne weiteres

foͤrmlich und ſelbſt , nach Maßgabe ihrer Dienſtjahre ,

mit einem Verluſte an ihrem Gehalte fuͤr ausgedlent
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zu erklaͤren , fie vieleicht gar zu andern Zweden zu ver⸗
wenden ? Ich erlaube mir ein Beyſpiel von mir ſelbſt zu
entlehnen . Ich hatte mich fuͤr das deutſche Staats⸗
recht in der guten alten Schule eines Johann Jakob
Moſers und eines Johann Stephan Puͤtters zu bilden

geſucht . Damals war das Deutſche Reich noch heilig
und Roͤmiſch . Aber ſchon der Deputations⸗Hauptſchluß
v. J . 1803 aͤnderte das Gebiet meiner Wiſſenſchaft . Die

Kreißverfaſſung , die Verfaſſung des Reichſtages , des

Churfuͤrſtenrathes , ( damals wußte ich nicht , daß einer der

neuen Churfuͤrſten mein zukuͤnftiger Landesherr waͤre ) und

ſo vieles Andere geſtaltete ſich neu . Kaum hatte ich mich
mit noch jugendlicher Kraft in der neuen Wohnung
einheimiſch zu machen geſucht , ſo kamen die Zeiten des

Rheiniſchen Bundes . Ich widmete mich dem neuen

Rechte mit einem Amtseifer , der mir oft , gleich als ein

Rauſch , zum Vorwurfe gemacht worden iſt . Aber bald
wurde der Rheiniſche Bund durch den Deutſchen ver -

draͤngt . Wie nun , wenn , ſo ſehr ich auch zu dieſem
Bunde das Zutrauen einer ewigen Dauer , wie zu andern

menſchlichen Dingen , habe , wie , wenn gleichwohl der

Schauplatz ſich noch einmal veraͤnderte ? Wuͤrde ich noch
mit dem ehemaligen Muthe der Zeit zu folgen im Stan —

de ſeyn ?

Jeh ſchließe jetzt mit den Antraͤgen
die Beſchluͤſſe der zweyten Kammer unveraͤndert

zu laſſen ,
2 ) diefe Befplife anzunehmen ,
3) den Antrag deg Commiſſtonsberichts wegen der

Penfionen alg eine Motion zu behandeln , und ibn
xon neuem einer Commiſſton zur Begutachtung
zu uͤbergeben.
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Ich habe noh die erlauchte Berfammlung um

Berzeibung zu bitten , daf ih ihre Aufmerkſam —
feit fo lange in Anfpruh nam . — Mein ih

fprach får eine Anſtalt , welche fon wegen ihres

Aulters einige Beruͤckſichtigung verdienen dürfte .

Im Jahre 1386 geſtiftet , iſt ſie dem Alter nach die

Dritte in Deutſchland . Denn vor ihr wurde nur die

Univerſitaͤt zu Prag , im J . 1348 , und die zu Wien , im

J . 1365 , errichtet . Sie iſt zugleich eine der juͤngſtenz
denn ſie wurde von Karl Friedrich , dem Unvergeßlichen ,

wiederhergeſtellt . — Ich ſprach fuͤr eine Anſtalt , deren

Schickſale mit den Schickſalen der Kirche mannigfaltig
verwebt ſind . Schon zu ihrer Stiftung gab das Schis —
ma in der Kirche im I4ten Jahrhunderte Veranlaſſung .
Die Deutſchen hatten dem einen , die Franzoſen einem

andern Pabſte Obedienz geleiſtet . Daruͤber entſtand

ein Zwieſpalt auf der Univerſitaͤt zu Paris . Mehrere

Lehrer , der Geburt nach Deutſche , verließen die Univer —

ſttaͤt. Einige derſelben wurden fuͤr Heidelberg , der

Stamm der neuen Univerſitaͤt , gewonnen . — Endlich ,

ich ſprach fuͤr eine Anſtalt , welcher ich allein das Gluͤck

und die Ehre verdanke , in dieſer erlauchten Verſamm —

lung ſprechen zu duͤrfen .

Frhr . v. Weſſenberg : Zu einigen Worten halte

ich mich verpflichtet , um den Commiſſionsantrag zu recht —

fertigen , dem ich gang beygeſtimmt habe und noch bey⸗

ſtimme .

Kaͤme es hier auf Wuͤnſche an , ich wuͤrde der Hoch —

ſchule zu Heidelberg , einer Anſtalt , die ſo vielen und

ſchoͤnen litteraͤriſchen Glanz auf das Vaterland zuruͤck—
wirft , eine Dotation von jaͤhrlich hundert tauſend Gulden

wuͤnſchen . Wuͤrde aber auh mein Wunſch erfuͤllt , ſo

waͤre ihr dennoch nicht geholfen , ſo lange nicht ihre Aus⸗
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gaben durch ein Budget geregelt ſind , das nicht uͤber⸗

ſchritten werden darf .
Dermal hat die Univerſitaͤt ein reines und ſicheres

Einkommen von mehr als 74,000 fl . groͤßtentheils aus

Der Staatskaſſe , wobey Mehreres , dag die Stadt Hei -

delberg ihr leiſtet , niht eingerechnet ift . Mit einer fol -

chen Einnahme folte fie wohl im Gtande feyn , für die

Bibliothef nicht wie bigher 1500 fl . , fondern eine Gum -

me bon 4 big soco fl . au verwenden , wenn ein gwed

maͤßiger Etat fuͤr ihre Ausgaben feſtgeſetzt waͤre . Aber

freylich gehoͤren 4 . beſoldete Profeſſoren und 10 Pedellen

wohl ſchwerlich zu einem zweckmaͤßigen Etat . Es waͤre

daher vor ſehr allem zu wuͤnſchen , ein ſolcher Etat mit Be —

dacht auf Erſparniſſe wuͤrde feſtgeſetzt , und jedes Jahr

von der Regierung revidirt , und duͤrfte dann von kei —

ner Seite uͤberſchritten werden .

Was nun die Antraͤge ſelbſt betrifft ; ſo glaube ich ,

die Commiſſton habe Alles gethan , um das Intereſſe fuͤr

die hochſchaͤtzbare gelehrte Anſtalt mit den heiligen Pflich —

ten zu vereinbaren , die der Beruf von Vertretung des

Volks auflegt , welches auf Erleichterung der ſchwer auf

ihm druͤckenden Laſten den erſten und gerechteſten

Anſpruch macht .

Dieß iſt der einzige Grund , warum ich fuͤr einen

bleibenden Zuſchuß zur Dotation der Univerſitaͤt aus der

Staatskaſſe , auf den eigentlich die angeſonnene Enthe —

bung von den Beytraͤgen an andere Anſtalten hinaus -

lauft , nicht ſtimmen fann .

In Hinſicht der Conſequenz iſt es ſchon ſehr auffal —

lend , daß auf Enthebung von dem Beytrag an die Ent —

bindungsanſtalt , nicht aber auch auf Enthebung von

dem Beptrag an dag Clinicum angetragen werde , gb -
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y gleich die Verhaͤltniſſe in Anſehung der beiden Anſtal⸗
ten die naͤmlichen ſind .

9 Beide Anfalten Haben einen rechtsbegrůndeten An -

$ ſpruch auf die beſtimmten Beytraͤge der Univerſitaͤt . Bei⸗ —

ta de Anſtalten ſind ihr dienſtbar ; beide ſind ihr nothwen⸗

f - dig. Jhr Beytrag an fie murde ihr theils bey der ers

ie ſten Feſtſetzung , theils bey der nachherigen bedeutenden

n - Erhoͤhung ihrer Dotation aug . der Staatskaſſe zur Be —

és dingung gemacht . Davon abzugehen , finde ich feinen

pe Dinreichenden Grund , vielmehr in meprerer Hinſicht bez

en denklich . Wuͤrde das Volk im ſchoͤnen Neckarthale den

re Beytrag an die Entbindungsanſtalt freywillig uͤberneh⸗

pa men ; fo måre Dagegen allerdings nichts einzuwenden .

hr Aber es liegt bisher kein rechtlicher Grund vor , aus

i⸗ welchem jener Beytrag dieſem Bezirk , oder andern auf⸗

gelegt werden koͤnnte .

h,
Was endlich die Entſchaͤdigung wegen mehrjaͤhriger

ie Entbehrung des gelehrten Herrn v. Langsdorf be⸗

J = trift , fo muf ih bedauern , Dem Herrn geh . Hofrath iii

8 Bacharià , fo beredt er auh die Gahe pro domo sua —9 —

if gefuͤhrt hat , nicht beyſtimmen zu koͤnnen . Meiner Ue - 1 A

n berzeugung nach findet ein rechtlicher Anſpruch auf Bers J —

guͤtung nur fuͤr die Mehrausgabe Statt , die der Uni⸗ IZ

it verfitåt verurfaht worden if . Denn fobal von Schad - [i

er loshaltung die Rede iſt , muß das Maaß derſelben , nach if
I

e⸗ dem Maaß des Schadens , der verguͤtet werden fol , bez 9

3- meſſen werden . Einen andern Maafiftab fenne ich nicht . i|
|

IL

Fuͤr das dem Herrn v. Langsdorf uͤbertragene Geſchaͤft i

G
wird er mohl vom Staat befonders remunerirt worden

k
feyn , und ohne Zweifel befindet fich unter den Staats -

yn
auggaben der betreffenden Jahre der Augmweig daruͤber.

*
Zu bedauern iſt allerdings , daß Herr v. Langsdorf lan⸗

ge Zeit verhindert wurde , Vorleſungen an der hohen
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Schule zu Halten . Aber der Nachtheil dieſer Unterlaſ —
fung traf zunaͤchſt nur die Studirenden , nicht die Uni -

verſitaͤt . Doch ich gebe gerne zu , daß die Univerſitaͤt
ſelbſt dem Staat ein Opfer gebracht habe . Hieße es
aber nicht , der Univerſitaͤt alles Verdienſt eines patrio⸗
tiſchen Opfers entziehen , wenn man dem Staat zumu⸗
then wollte , dieſes Opfer mit einer Summe zu bezah —
len , die dasjenige weit uͤberſteigt , was der Koſtenauf⸗
wand får einſtweilige Erſetzung des Herrn v. Langs⸗
dorf betraͤgt ? Es waͤre dieß ein Geſchenk . Iſt aber

unſere Staatskaſſe , die mit dem Geld der Unterthanen
gefuͤllt werden muß , in ſo glaͤnzenden Umſtaͤnden , daß
wir unbedenklich dergleichen Geſchenke darauf votiren
koͤnnten ?

Um ſo bereitwilliger und aus voller Ueberzeugung
ſtimme ich dem Antrage wegen Uebernahme der kün f⸗
tigen Penfionen der Profeforen , alg wahrer Gtaatss

diener , auf die Gtaatstaffe bep . Xch finde darin ein

billigeg und zwedmåfiges Mittel , den beiden Uniber -

fitåten eine bleibende Erleichterung und Unterſtuͤtzung ,
ohne zu große Belaͤſtigung des Staats , zu verſchaffen ,
und ihnen die bittere Verlegenheit zu erſparen , entwe —
der ſolchen Mitgliedern aus ihrer Mitte , die den ge —
rechten Lohn vieljaͤhriger Verdienſte anſprechen , oder

dem Bedarf des Unterrichts das Gebuͤhrende zu ver —

ſagen .

Frhr . v. Zyllnhardt : Auch ich bin hier in ei —
ner eigenen Lage . Der Curator der Univerſitaͤt Hei -
delberg war zugleich Mitglied der Commiſſion , die ſich
uͤber die Beduͤrfniſſe derſelben Univerſitaͤt berieth . In
dieſer letzten Eigenſchaft haͤtte ich alſo gegen das In⸗
tereſſe der Univerſttaͤt ſprechen koͤnnen. Dennoch glaubte
ich aus Gruͤnden des Rechts und der Billigkeit der
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Mehrheit der Commiſſion nicht beytreten zu duͤrfen ;

ich bin vielmehr mit dem Herrn geh . Hofrath Zacha⸗—

ria uͤberzeugt , daß die Univerſitaͤt die 9000 fl . wegen

Entziehung der Dienſtleiſtung des Herrn v. Langsdorf

mit Recht fordern fann , wodurch ihr niht nur indi -

recter , ſondern ſelbſt poſttiver Schaden zugegangen iſt ,

naͤmlich wegen der hierdurch vorzuͤglich motivirten Be —

ſoldungszulage fuͤr den Supplenten . Die Verwilligung

dieſer Summe waͤre nicht eine Vermehrung der Dota —

tion , ſondern nur Zuruͤckfuͤhrung derſelben auf ihre ur —

ſpruͤngliche und eigenthuͤmliche Beſtimmung . Eben dieß

gilt in Anſehung der der Univerſitaͤt aufgebuͤrdeten La —

ſten fuͤr Anſtalten , welche wahre Landesanſtalten ſind .

Ich trete daher in dieſer zweyfachen Beziehung dem

Antrage der zweyten Kammer bey . Deſto lebhafter
bin ich aber darin mit der Mehrheit der Commiſſton

einverſtanden , daß in Zukunft fuͤr beide Landesuniver —

ſttaͤten die Penſionen der Lehrer auf die Staatskaſſe

uͤbernommen werden ſollten , ob ich gleich damit nicht

uͤbereinſtimme , daß dieſer Antrag als Motion behan —

delt und der Commiſſion zur Begutachtung zuruͤckgege⸗

ben werden ſolle , da die Kammer durch den ſchon er —

ſtatteten Bericht hinreichend unterrichtet ſeyn duͤrfte ,

um ſich uͤber dieſen Antrag auch jetzt entſcheiden zu

koͤnnen .
Frhr . v. Tuͤrkh eim : Bey der Berathung des

vorliegenden Gegenſtandes ſind gewiß diejenigen Mit —

glieder , welche in der Eigenſchaft als Lehrer oder Cu —

rator der Univerſtitaͤt Heidelberg angehoͤren , in keiner

delicatern Lage , als diejenigen , welche in gleichen Bers
haͤltniſſen mit der andern Landesuniverſttaͤt ſtehen , weil
man bey ihnen leicht die Abſicht vermuthen koͤnnte , die

Antraͤge fuͤr erſtere jetzt zu unterſtuͤtzen , um fuͤr letztere
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ſpaͤter gleiche Ruͤckſichten anzuſprechen , oder im umge⸗

kehrten Fall glauben moͤchte , eine Art von Rivalitaͤt

mache ſie befangen . In einer ſolchen Lage iſt es das

Beſte , die Verhaͤltniſſe , in denen Jeder außer der Kammer

ſteht , zu vergeſſen , und den Gegenſtand rein aus dem

allgemeinen Geſichtspunet des Abgeordneten zu beur —

theilen . Bedauern muß ich nach meiner innigſten Ue —

berzeugung , daß der Herr geh . Hofrath Zachariaͤ gleich

im Eingang ſeines Vortrags eine Frage in Anregung

gebracht hat , welche faſt das Anſehen gewinnen koͤnnte,

uns imponiren und verhindern zu ſollen , daß wir nicht
ein eigenes Urtheil in der Sache faͤllen, naͤmlich die

ſehr ſchwierige Eroͤrterung , ob man den Vorſchlag nicht
als Finanzgegenſtand betrachten koͤnne ? So nothwen —

dig ih eg finde , dag der Begriff eines Finanzgeſetzes
einmal grúndlich zur Sprache gebracht werde , fo un -

willkommen iſt es mir , wenn derſelbe in einzelnen Faͤl—
len nur im Vorbeygehen beruͤhrt wird . Ich frage , was

iſt denn eigentlich ein Finanzgegenſtand ? Das Wort

ohne beſtimmt bezeichnete Bedeutung kann uns von un —

ſerm Urtheil nicht zuruͤckſchrecken . Es iſt ſchon oͤfters

hier bemerkt worden , daß unter Finanzgegenſtand
nicht alles verſtanden werden koͤnne, was Einfluß auf
die Staatsausgaben hat , denn welcher Theil der Ge —

ſetzgebung , der Landesverwaltung , welcher Gegenſtand

landſtaͤndiſcher Berathung wird , waͤre hiernach nicht

Finanzgegenſtand ? Daß man nie , weder in dieſer noch
in der zweyten Kammer daran gedacht hat , dem Ve -

griff cine folhe Ausdehnung zu geben , zeigt unter ans

dern fon die - Behandlung Der analogen Vorſchlaͤge

aur Errichtung wohlthaͤtiger Anſtalten , wie z. B . eines

Inſtituts fuͤr Taubſtumme , fuͤr Blinde und dergl ,
denn es iſt ganz das Naͤmliche, ob man einer ſchon be —
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ſtehenden Anſtalt , einen Zuſchuß geben , oder ob

man ein Jnſtitut erſt neu ſchaffen will . Finanzgegen —

ſtand kann nichts anders ſeyn , als dasjenige , was

die Art der Bedeckung des Staatsbedarfs und die pe —

riodiſche Beſtimmung der Summe deſſelben durch Fef -

ſetzung und Zuſammenrechnung der einzelnen Poſitionen
oder das Budget betrifft ; nicht aber alles dasjenige ,

was eine Staatsausgabe nur zur Folge hat . In einem

Falle , wie der vorliegende , gehoͤrt zwar die jeweilige

Verwilligung der Summe in das Budget , nicht aber

die Begruͤndung oder Dotation einer Landesanſtalt ,

wodurch dieſe Ausgabe veranlaßt wird .

Was die einzelnen Vorſchlaͤge der Commiſſion be —

trifft , fo finde ich diefefben nicht unbilig und glaube ,

daf fie dasjenige , wag die Univerfitåt Heidelberg mir -

lich bedarf , gehoͤrig beruͤckſichtigt hat .

Was den Zuſchuß von 3400 fl . betrifft , er mag durch

Abnahme der beiden Ausgabspoſten fſuͤr den Marſtall

und fuͤr die Entbindungsanſtalt oder durch baare An⸗

weiſung gegeben werden , ſo finde ich es vorſichtig und

conſequent von der Commiſſton , daß dieſer Betrag nur

als temporaͤre Unterſtuͤtzung in Antrag gebracht iſt ; denn

aus allem dem , was zur Motivirung derſelben ange —

fuͤhrt worden , geht hervor , daß auch das Beduͤrfniß
nur temporaͤr iſt , und in Zukunft durch zweckmaͤßigere

Einrichtungen und daraus hervorgehende Erſparungen

gehoben werden kann .

Ueberhaupt iſt wohl zu unterſcheiden , ob einem ſol⸗
chen Antrage auf Zuſchuß fuͤr eine Anſtalt ein Normal⸗

Etat zu Grunde liegt , d. h. ein vollſtaͤndiger Plan ih⸗

rer Einrichtung , wie ſie ſeyn ſoll , und eine Berechnung
der daraus hervorgehenden Exiſtenz , oder ob er blos

durch einen EffeveEtat , duͤrch eine Darſtellung des
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gegenwaͤrtigen Zuſtandes motivirt iſt . Im erſten Fall
wird man eine Dotationsvermehrung , im letztern Fall ,
welcher hier vorhanden iſt , blos eine zeitliche Unterſtuͤ —
tzung zu bewilligen haben . Der Antrag der Commiſ —
ſion iſt alſo nicht unguͤnſtig fuͤr die Univerſitaͤt , ſondern

conſequent , und in der Natur der Sache gegruͤndet .
Dauert der zeitliche Grund der Unterſtuͤtzung laͤnger

fort , ſo wird auch die Erneuerung deſſelben keinen An —

ſtand ſinden ; waͤre der Antrag auf einen Normal - Etat

gegruͤndet worden , ſo wuͤrde die Rede davon geweſen

ſeyn , ob eine Dotationsvermehrung zu bewilligen ſeye
oder nicht . Was den zweyten Antrag , die Entſchaͤ⸗
diguug wegen der Entziehung des geh . Hofraths von

Langsdorf betrifft ; ſo geſtehe ich , ( obgleich ich es nicht

wage , mit dem Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ , wenn von

Rechtsanſichten die Rede iſt , in die Schranken zu tre —

ten ) daß ich nicht begreife , wie der Entſchaͤdigungsan —

ſpruch wirklich auf dem Rechtswege ſollte durchgeſetzt wer —⸗

den koͤnnen . Waͤre dieß der Fall , ſo koͤnnte man ja
die Univerſitaͤt nur kurzhin auf denſelben verwerfen .

Ich fann mir diefeg aber nicht vorfelen , weil die Ab —

wefenheit deg Herrn v. langgdorf fein peamiårer , fein

mit Ged abzutragender Berfu der Univerfitåt war :

Wer find die Befhádigten ? Die Gtudirenden ! Gie

baben Heidelberg um deg Unterrichts willen befucht ,
und þaben ihn niht genießen koͤnnen . Selbſt wenn

man alſo hier eine Geldverguͤtung fuͤr eine nicht pecuz
niaͤre Beſchaͤdigung anwendbar finden koͤnnte, wie z . B .

koͤrperlich Beſchaͤdigten in gewiſſen Faͤllenein ſogenann⸗
tes Schmerzengeld zuerkannt wird , ſo wuͤrde ſolche

nicht der Univerſitaͤt zufallen . Noch weniger kann ich

das gelten laſſen , daß ein vom Staate angeſtellter und

beſoldeter akademiſcher Lehrer von einem Fremden , wie
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vorhin geſagt wurde , verwendet werde , wenn er vom

Staaf zu andern Auftraͤgen in Anſpruch genommen

wird . Blos darin kann eine Beſchwerde , wiewohl

nicht in pecuniaͤrer Beziehung , gefunden werden , daß

Herr v. Langsdorf vier volle Jahre hindurch ſeinem ei⸗

gentlichen Beruf entzogen worden ift . Jh finde jez

doch einen andern Grund , aus welchem ich nach mei⸗

ner Ueberzeugung der UniverſitaͤtHeidelbergdas Naͤm⸗

liche bewilligen wuͤrde , was hier , wie mir ſcheint , aus

einem ungeeigneten Grunde verlangt wird — und hier

muß ich einen Unterſchied zwiſchen der Univerſitaͤt Hei —

delberg und der Univerſitaͤt Freyburg anerkennen . Die

letztere hat geſtiftetes eigenes Vermoͤgen . Macht ſie

Schulden , ſo wird man deren Tilgung vorerſt auf ihr

eigenes Vermoögen verweiſen , und blos bey erwieſener

Unmoͤglichkeit aus der Staatskaſſe zu Hülfe kommen .

Die Univerſitaͤt Heidelberg aber hat keinen Fond ; ihre

ganze Subſiſtenz beruht auf der angewieſenen Dotation

aus der Staatskaſſe . Sind Schulden vorhanden , und

reicht die Dotation zu ihrer Tilgung nicht hin , ſo iſt

nichts anderes uͤbrig, als ſolche aus Staatsmitteln zu J

zahlen . Waͤren ſolche auch durch Mißgriffe der akade — y

miſchen Behoͤrden entſtanden , ſo koͤnnte hoͤchſtens ein ii

BVermeig Statt finden , aber bezahlt måfgten fie werden , fl
weil fie vorhanden find . Warum hat man , niht die

geforderte Gumme darauf gebaut ? E8 find aufer dem

Poſten fuͤr die ambulatoriſche Clinik , får welche- dag

Tilgungsmittel ſchon in dem Etat angewieſen iſt , 8866 ſl .

Schuden vorhanden . Statt einen kuͤnſtlichen Vorwand in

der Entbehrung des geh . Hofraths v. Langsdorf zu ſuchen ,

haͤtte man ungefaͤhr das Naͤmliche fuͤr dieſe Schulden

verlangen koͤnnen ; nur waͤre die Tilgung derſelben et⸗

wa auf 4 Jahre mit jåbrlich 2216 1⁄4 fi . au vertheilen ,
Protokolle der 1. Kammer zr Hh, 8
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mozu får die Remuneration deg Supplenten im Lang ? ”

dorfiſchen Lehrfach etwas hinzugeſchlagen werden koͤnnte .

Der dritte Commiffiongantrag ift im hoͤchſten Graz

de billige Es iſt zweckmaͤßig , kuͤnft ig die Penſionen

beider Univerſitaͤten auf die Staatskaſſe zu uͤbernehmen .

Die gegenwaͤrtigen Penſtonen ſtehen ſchon in dem Etat

der Univerſitaͤten , und beduͤrfen daher keiner ruͤckwir —

fender Uebernahme auf . Die Staatskaſſe . Aber man

ſichere ſte fuͤr die Zukunft , daß ſie beſtimmt berechnen

koͤnnen , wie viel ſie verwenden duͤrfen , ohne durch zu —

faͤllige Penſionen Luͤcken in dem Bedarf zu erhalten .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich muß bemerken , daß

in dem Commiſſtonsbericht ausdruͤcklich und buchſtaͤblich
nur auf die Uebernahme der kuͤnftigen Penſtonen

angetragen worden . Was aber die Schulden der

Univerſitaͤt betrifft ; ſo enthaͤlt davon der Antrag der

zweyten Kammer kein Wort . Zwar wird ihrer in den

Verhandlungen der zweyten Kammer erwaͤhnt . Mber

die Commiffion hatte feinen Anlag , fidh mit der Unter -

fuchung ' der fraglichen Schulden zu befaſſen . Sie

fonnte mithin Daråber auch feinen Xntrag machen .

Geine Durhlaucht , Der Herre Für v- Lőw en -
fein fliegen Sih dem Commiffiongantrage , mit dem

Bemerfen an , dag fånftig doh auch auf einen yer -

wandten Gegenftand Rúådfidht genommen werden wolle ,

naͤmlich auf beſſere Dotirung der niedern Lehranſtalten ,

indem die Wohlfahrt des Staats doch hauptſaͤchlich
auch von der Bildung der Jugend abhaͤnge, und ihre

Lehrer nicht dem Hunger und Elend preisgegeben ſeyn

duͤrften .

Frhr . v. Falkenſtein tritt dem Commiſſtonsan⸗

trage gleichfalls bey , indem fuͤr die Abweſenheit des

Herrn v. Langsdorf nicht mehr gefordert werden fón
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gs ne , alg får den Gupplenten wirflich ausgegeben wor -

j den fey . Wag die 3400 fl . får den Marftall und die

Entbindungsanſtalt betreffe , die fuͤr das Budgetjahr
a⸗

en 1823 verlangt wuͤrden , ſo koͤnnten ſolche im folgenden

n. Jahr ebenfalls wieder begehrt werden . Was die Pen -

at fionen betreffe , fo mårde durch den Vorfchlag der Com - l

r⸗ miſſion gewiß in der Folge beiden Landesuniverſitaͤten

an geholfen werden koͤnnen , ohne daß die Steuerpflichti —

en gen mit groͤßern Beytraͤgen angezogen werden duͤrften .

u- v. Rotted : Yh glaube niht , dag die hohe erfte

Rammer von dem ; wag die zweyte Kammer zu Gun -

é fen der Univerfitát Heidelberg votirt hat , etwas ab -

brechen folte . Nah Grundfågen , wie nach Pfliht , ift

2 die zweyte Kammer — worin die Abgeordneten weitaus

*
der meiſten Zahlenden ſitzen — zur Sparſamkeit mit

oͤffentlichen Geldern ſicher geneigt . Ihr Beſchluß zu
—

Gunſten der beruͤhmten Univerſitaͤt Heidelberg iſt eine

—
ſchoͤne Huldigung , dem edlen Intereſſe der Wiſſenſchaft

s und Der geiftigen Fortbildung dargebracht , ein Aners

sè kenntniß des fruͤchtereichen Wirkens einer liberal dotir —

ten Hochſchule . Auch die Regierung hat bereits durch

den Mund ihrer Commiſſarien in der zweyten Kammer

4
fidh in gleichem Sinn ausgeſprochen. Sollte die ho —

u .
þe erte Kammer , worin die Hochſchulen des Landes ei —

ner ganz eigenen Repraͤſentation fo erfreuen, einen ||

é
minder freygebigen Beſchluß faſſen?

— Ich ſtimme fuͤr

unbedingte Annahme des Vorſchlages der zweyten Kam —

ch mer .

|

A Wohl wuͤrden ſich dabey einige Nebenbetrachtungen

darbieten , aber ich ſchweige jetzt davon , um den Gans

— vieler Discuffion durch feinen Miflaut zu fören ; DoH

berufe ih mich auf dag , wag ich in der Sitzung vom

i
31 . Yuly über die Freyburger Univerſttaͤt geſprochen ,

8
*
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und erwarte , daf in Både ein nåherer Anlag fich ers

geben werde , dDarkber noh Beftimmtereg zu reden .

Nach gehaltener Umfrage ertlårte fich die Kammer

( mit zwôlf Stimmen gegen vier ) , gegen den Antrag ,

die deßfallſigen Beſchluͤſſe der zweyten Kammer anzu —

nehmen ; dagegen fuͤr die Antraͤge der Commiſſion nach

ihrem ganzen Umfang ( mit zehn gegen ſechs Stimmen . )

Das hohe Praͤſidium erklaͤrte hierauf die Dis —

cuſſton uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer , das

polytechniſche Inſtitut zu Freyburg betreffend ,

fuͤr eroͤffnet :
v. Rotteck : Unter vollkommener Anerkennung

der Richtigkeit und Gruͤndlichkeit der im Commiſſions —

bericht ausgeſprochenen Anſichten uͤber die Erforder —

niſſe zu einer gut eingerichteten polytechniſchen Schule ,

ſo wie uͤber die verſchiedenen Zwecke , die geeigneten
Huͤlfsmittel und die hohe Gemeinnuͤtzigkeit einer ſol —

chen Schule , erlaube ich mir in Bezug auf die in Fra —

ge ſtehende Unterſtuͤtzung der polytechniſchen Schule in

Freyburg zuvoͤrderſt einige factiſche Data vorzule —

gen , welche vielleicht den Standpunct der Schlußfaſ⸗

ſung naͤher zu bezeichnen , geeignet ſeyn duͤrften .

Die polytechniſche Schule in Freyburg iſt eine aus

dem freyen Verein einiger Privatmaͤnner hervor —⸗

gegangene , alſo reine Privatanſtalt , und unter⸗

ſteht nach dem Inhalt der Stiftungs - oder Geſellſchafts⸗

Urkunde ausſchließend der Leitung der Stifter und

derjenigen Maͤnner , die etwa ſpaͤter durch einhellige
Stimmen in denſelben Geſellſchaftsverband moͤchten

aufgenommen werden . Die Vertragſchließenden ha —

ben ſich dabey wechſelſeitig verpflichtet , die Anſtalt ,

wenn fie einmal fef begruͤndet und durch Erwerbung

eines hinreichenden Fonds fuͤr eine laͤngere ſelbſtſtaͤndige



er

8y

us

en

a⸗

ít ,

ng ,
ige

Ein und vierzigſte Sitzung vom 3. Dec . 99

Fortdauer wuͤrde geſichert ſeyn , der gemeinſchaftlichen
Oberaufſicht und Leitung der Univerſitaͤt und der

Stadt Freyburg als eine denſelben anvertraute © tif -

tung zu uͤbergeben ; bis dahin aber haben ſie fuͤr Sich

ſelbſt , die dem Stiftungsbriefe gemaͤße Verwaltung

und Leitung der Anſtalt nach eigenem freyen Ermeſſen

vorbehalten . Dieſe Stiftungsurkunde erhielt die

Staatsgenehmigung , und die dadurch gegruͤndete

Schule den Schuttz des Staates .

Der Sinn der in der zweyten Kammer erhobenen

Motion auf Unterſtuͤtzung dieſer Schule und der der

Motion entſprechende liberale Beſchluß derſelben zwey⸗

ten Kammer kann hiernach kein anderer ſeyn , als der

als gemeinnuͤtzlich , demnach einer Unterſtuͤtzung

aus Staatsmitteln fuͤr wuͤrdig anerkaͤnnten

Privatanſtalt zum Behuf ihres geſicherten Fortbe —

ſtandes und ohne Aenderung ihres Grundgeſetzes

ſolche Unterſtuͤtzung wirklich angedeihen zu laſſen ; nicht

aber ſie in eine Staats anſtalt zu verwandeln , und

alſo der Leitung der Staatsbehoͤrden zu úber:

geben . Ein ſolches hieße naͤmlich ſo viel , als die

wirklich beſtehende Privatanſtalt aufheben , und eine

andere , naͤmlich eine Staatsanſtalt daſelbſt . er ,

richten .

Zur Errichtung einer polytechniſchen Staatsanſtalt

wuͤrden nun freylich 3000 fl. jaͤhrlich bey weitem nicht

hinreichend ſeyn ; wohl aber moͤgen ſie ergaͤnzen ,
was den Privatmitteln der Unternehmer gebricht , ſie

moͤgen der bey ihrer Beſchraͤnkung auf Privatkraͤfte nur

kuͤmmerlich fortlebenden , ja im Fortbeſtand bedrohten

Anſtalt das Emporkommen und das freudige Gedeihen

ſichern .

Es iſt klat , daß wenn die Gewaͤhrung der im An -
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trag beſindlichen Unterſtuͤtung an Bedingungen
wollte geknuͤpft werden , welche nicht ſchon aus der Na —

tur der Sache fließen , — wie z. B . die Bedingung
~ fder Oberaufſicht und der fortwaͤhrenden Kenntnißnahme

von der Beſchaffenheit und den Leiſtungen der Schule

allerdings eine nat uͤrl iche Bedingung iſt , — daß ,

ſage ich , wenn etwa das Aufhoͤren der dem polytech⸗

niſchen Verein jetzt zuſtehenden Autonom ie zur Be -

dingung der Unterſtuͤtzung wollte gemacht werden , man

zuvoͤrderſt die Erklaͤrung des Vereins daruͤber

einholen muͤßte, ob er auch nach dem Verluſt der Selbſt —

ſtaͤndigkeit , ſeine bisherigen Bemuͤhungen auf gleich un —

eigennuͤtzige und ſelbſtverlaͤugnende Weiſe fortzuſetzen

geneigt ſey . Denn man begreift leicht , daß die Idee

des ſelbſtſtaͤndigen , freyen Wirkens belohnender als jene
deg blos dienſtbaren iſt , und daß eine Staatsanſtalt

nicht auf unentgeltliche oder unverhaͤltnißmaͤßig hono —

rirte Mitwirkung zaͤhlen , ſondern Arbeit Hlos um ent -

ſprechenden Lohn erhalten kann .

Auſſerdem iſt zu bemerken , daß die Annahme des

in dem Commiſſionsberichte enthaltenen Verbeſſerungs —

vorſchlags die Zuruͤckſendung des Antrags an die zweyte

Kammer , ſomit eine bedenkliche Verzoͤgerung , vielleicht

gar die Vereitlung der Hauptſache zur Folge haben
wuͤrde .

Wenn demnach die hohe erſte Kammer gleich der

zweyten Kammer aus den vorliegenden Daten und ge —

druckten Berichten von der Einrichtung und von

den bisherigen Leiſtungen der polytechniſchen Schule
in Freyburg die Ueberzeugung ſchoͤpfen koͤnnte , daß

dieſe Schule ſo wie ſie iſt , der in Vorſchlag gebrachten

maͤßigen Unterſtuͤtzung nicht unwuͤrdig ſey , daf

ſte naͤmlich einen hoͤchſt gemeinnuͤtzlichen Zweck habe ,
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ichtung wie durch die Perſoͤnlich⸗

nicht unzuverlaͤßige Gewaͤhr da⸗

fuͤr leiſte , daß die ihr zu bewilligende Unterſtuͤtzung

und durch ihre Einr
keit ihrer Stifter eine

nicht weggeworfen , ſondern

wirklich zum
Staatsbeſten werde verwendet ſeyn , ſo

moͤchte — worauf auch mein Antrag geht — dem un —

bedingten Beytritt zum Beſchluß der zweyten Kaͤmmer

wohl nichts im Wege ſtehen .

Uebrigeng bliebe natuͤrlich der Hohen Regierung

vorbehalten , durch naͤhere Unterſuchung der Schule jene

Ueberzeugung noch mehr zu befeſtigen , und etwa auch

durch unmittelbare Verhandlung eines Commiſſaͤrs mit

den jetzigen Vorſtehern und Gruͤndern der Schule die

nach Umſtaͤnden thunlichen Verbeſſerungen in der Art

ihres Sehns und Wirkens elnzuleiten .

aus Staatsmitteln

F5 — Weſſenberg : Als Berichtserſtatter

fand ich mich weder zur Aufſtelung des vollendeten

Ideals einer polytechniſchen Lehranſtalt , noch zu einer

pruͤfenden Kritik des wirklich ſchon beſtehenden Ver —

ſuchs zu Freyburg berufen . Erſteres waͤre unnuͤtz ge⸗

wefen , weil unſere beſchraͤnkten Umſtaͤnde die Vexwirk⸗

lichung des durchaus Vollendeten nicht geſtatten wuͤrden ;

eine pruͤfende Kritik der Anſtalt in Freyburg aber waͤre

von mir Anmaßung geweſen . Denn wie duͤrfte ich

critiſiren , was ich nicht genau kenne ?

Allerdings hielt ich es fuͤr nothwendig , mit eint -

gen Hauptzuͤgen den Geſichtspunet anzugeben , von

velchein din Errichtung einer polytechniſchen Lehranſtalt

ausgehen mißte , um dem Beduͤrfniſſe des Badiſchen

Volks ganz zu entſprechen . Aber dadurch ſollte auf

die Anſtalt zu Freyburg kein Schatten geworfen , fonz

Sai nur angedeutet werden , welche Richtung Diefes

Anſtalt zu wuͤnſchen fey -
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Den Grundfag : Jedem , was ihm gebúhrt , beach -
tend , ùbrigeng aber : yor Alem dag Befte deg geſamm⸗
ten Baterlandeg wuͤnſchend und in ' s Auge faſſend , glaubte
ich allen Verpflichtungen Genuͤge zu thun , indem ich
ſagte , daß eine hoͤhere polytechniſche Lehranſtalt fuͤr das
Loend wahres Beduͤrfniß ſey ; daß eine groͤßere
Stadt mit vielen Gewerben und mit Sammlungen von
Natur - und Kunſtgegenſtaͤnden dafuͤr beſonders ſich eig⸗
ne ; daß unter ſolchen Staͤdten Freyburg vorzuͤglich
wegen des durch edles und ruͤhmliches Privalbeſtreben
bereits ſeit Jahren beſtehenden Inſtituts der Vorzug zu
gebuͤhren ſcheine ; daß dieſes Inſtitut die naͤhere Auf⸗
merkſamkeit der Regierung verdiene , damit ſie ſich von
deſſen Faͤhigkeit , die Beſtimmung einer Landesanſtalt
mit einer Beyhuͤlfe aus der Staatskaſſe zu erreichen ,
uͤberzeugen moͤge; daß endlich in dieſer Voraus ſetzung
der Beytrag von 3000 fl. fuͤr ſehr maͤßig, ja gering
zu achten ſey , und die Groͤße und Wichtigkeit des Zwecks
mit der Zeit auf eine bedeutendere Unterſtuͤtzung An⸗

ſpruch mache .

Der Commiſſionsantrag will den Rechten des der
Anſtalt zu Freyburg zum Grunde liegenden Privat⸗
vereins keineswegs zu nahe treten , ſondern laͤßt es

ihm voͤllig frey , ſich mit der Regierung in ' s Einver —

nehmen zu ſetzen , wie ſeine Verhaͤltniſſe mit den ge⸗
rechten Wuͤnſchen und Forderungen der Geſammtheit
am beſten in Einklang gebracht werden moͤgen. So
viel aber iſt einleuchtend , daß eine Anſtalt , um auf
Unterſtuͤtzung aus der Staatskaſſe Anſpruͤche zu erwer —
ben , ſich das Beduͤrfniß der Geſammtheit , durch deren

Beytraͤge die Staatskaſſe gefuͤllt wird , zum Geſichts —
punct , und die Befriedigung dieſes Beduͤrfniſſes zur
Aufgabe machen muͤſſe

Daß uͤbrigens die hohe Regierung auch die im

Commiſſtonsbericht ausgedruͤckten Wuͤnſche wegen Be —
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gruͤndung von Induſtrieſchulen und Aufbeſſerung

einiger Gymnaſien , da dieß gleichfalls wahre Be —

duͤrfniſſe ſind , berückſichtigen werde , dafuͤr buͤrgt mir

ihr wohlwollender Sinn , ohne daß ich noͤthig haͤtte,

die Aufnahme dieſer Wuͤnſche in den Beſchluß der Kam —

mer in Antrag zu bringen , obgleich ich nicht zweifle ,

daß Sie alle , meine Herren ! viefe Winfhe im Gan :

zen mit mir theilen ,

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der Herr Hofrath v.

Rotteck hat , wie es ſcheint , hauptfaͤchlich an dem

Ausdruck „ Staatsanſtalt “ im Commiſſtonsbericht An⸗

ſtand gefunden .
Wenn nun freylich von der Ausfuͤhrung eines

Geſetzentwurfs die Rede waͤre , ſo muͤßte mon daruͤber

in naͤhere Eroͤrterung eingehen , in welchem Grade der

Staat ſich auf die Leitung einer ſolchen Anſtalt einzu⸗

laffen habe . Hier wird eg aber wohl bey der unbe -

ſtimmten Faſſung bleiben fònnen , da im Commifftons -

berichte deutlich genug geſagt it , mwa unter jenem

Ausdruck verſtanden werden folle Es ſollen naͤmlich

3000 fi. bewilligt werden zu Fortſetzung und Erweite⸗

rung der beſtehenden Privatanſtalt , wenn die Regierung

ſich zuvor durch Sachverſtaͤndige uͤberzeugt haben wuͤr⸗

de , daß das Privatunternehmen eine Baſis gewaͤhre,

woraus kuͤnftig ein groͤßeres Inſtitut entſtehen koͤnnte ,

welches dann unter Leitung und Aufſicht der Regie⸗

rung zu ſtellen ſeyn wuͤrde . Fuͤr jetzt ſollte alſo die

Priyatanftalt niht aufgehoben , fondern nur ein Ber -

fuh gemacht werden , ob niht hieraus cine gröfere

Anſtalt hervorgehen koͤnne .

HSHebel : Schon in der Commiſſion war davon

die Nede, ob eine allgemeine Landesanſtalt , wie die
hier in Frage ſtehende , wuͤnſchenswerth ſey , und ich
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halte eine ſolche allerdings fuͤr wuͤnſchenswerth. Waͤre
noch kein Anfang , kein Keim zu einer ſolchen Anſtalt
vorhanden , ſo wuͤrde wohl die frequenteſte Stadt des
Landes zu Errichtung dieſer Anſtalt die geeignetſte ſeyn .
Nun iſt aber in Freyburg ſchon ein ſolcher ſchoͤner Keim
entſproſſen , und wenn die Umſtaͤnde der dortigen An —
ſtalt ſo ſind , wie ſie geſchildert worden , deſſen ich
uͤberzeugt bin , ſo wird wohl Freyburg am geeignetſten
zu einer ſolchen zukuͤnftigen hoͤhern polytechniſchen Lan⸗
desanſtalt ſeyn , und ich moͤchte nur wuͤnſchen , daß es

moͤglich wuͤrde, in Zukunft einen hoͤhern Zuſchuß als
den angetragenen , zu verwilligen , um bald ein ſolches
wohlthaͤtiges Inſtitut in ' s Leben zu rufen .

Bahari : Ob das polytechniſche Inſtitut zu
Freyburg unterſtuͤtzt werden ſoll , ſcheint nicht Gegen⸗
ſtand des Streits zu ſeyn , ſondern , wie ich glaube ,
koͤmmt hier wieder dieſelbe Frage in Anregung : Ob es
nicht raͤthlicher ſey , einen Antrag der zweyten Kam —
mer entweder ſchlechthin anzunehmen , oder zu verwer —
fen , als mit Verbeſſerungsvorſchlaͤgen zu begleiten ?
Solche Verbeſſerungen koͤnnen empfindlicher ſeyn , als
wirkliche Verwerfung . Zudem moͤchten die im Bericht
gemachten Vorſchlaͤge nicht von der Beſchaffenheit ſeyn ,
daß deßhalb der Beſchluß der zweyten Kammer zu
veraͤndern waͤre. Denn es wird zuvoͤrderſt auf eine
Unterſuchung der beſtehenden Anſtalt angetragen . Aber
dieſe wird die Regierung ſchon von ſelbſt anſtellen,
unſere Sache iſt es niht , folde in Antrag zu brin -
gen . Auh den andern Vorſchlag wird die Regierung
ohnehin in ' s Werk ſetzen , ſo wie die Anſtalt uner den
beſondern Schutz des Staates geſtellt wird . Aus die⸗
ſen Gruͤnden ſtimme ich mit dem Herrn Hofrath v.
Rotte ? auf unbedingien Veytritt zu den ung mitges
theilten Beſchluͤſſen der zweyten Kammer .
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Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Bemerkungen des

Redners vor mir ſcheinen eigentlich dahin zu gehen ,

daß ſich die Deſiderien , welche die Commiſſion noch

zu den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer beygefuͤgt hat ,

gewiſſermaßen von ſelbſt verſtehen , und eg daher un -

noͤthig ſeye , ſolche ſtatt eines unbedingten Beytritts ,

tich deg einen . Punc -

teg bin th damit gang einyerftanden , naͤmlich wenn vom

Staat 3000 fl . zur Emporbringung der Anſtalt verwil —

ligt werden , ſo duͤrfte es ſich allerdings von ſelbſt

verſtehen , daß die Regierung ſich auch eine Aufſicht

und Leitung derſelben vorbehalte . Etwas anders ver⸗

haͤlt es ſich jedoch mit der Bedingung , dag die Cin -

richtung der Anſtalt vorher unterſucht werde , ehe die

vorgeſchlagenen 3000 fl. auf ſie verwendet werden ;

wird dieſe nicht aus druͤcklich beygeſetzt , ſo verſteht ſie

ſich nicht von ſelbſt , ſondern die Verwilligung iſt un —

bedingt , es mag nun das Reſultat einer naͤhern Unter —

ſuchung der beſtehenden Einrichtung ausfallen , wie es

wolle .

Uebrigens bin ich bey dem lebhaften Intereſſe , wel⸗

ches ich fuͤr jede nuͤtzliche Anſtalt an dem Ort meines

Aufenthalts und Wirkens fuͤhle , ganz beruhigt , und

uͤberzeugt , daß auch die bis jetzt beſtehende polytech⸗

niſche Privatanſtalt die naͤhere Unterſuchung keineswegs

zu ſcheuen habe .

v . Rotteck : Allerdings wird die Anſtalt ſolche

Unterſuchung nicht nur nicht ſcheuen , ſondern vielmehr

mit Freuden annehmen . Aber es ſcheint mir umoͤthig

deßhalb einen Vorbehalt auszuſprechen . Die Regierung ,

bevor ſie die Antraͤge der beiden Kammern durch eige⸗

nen Beytritt zum Gefez erhebt , wird ſchon von ſelbſt

ſolche Unterſuchung anordnen . Was aber die Unter⸗

werfung der Anſtalt nicht nur unter die Oberaufſicht
$
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ſondern auch unter die Leitung der Regierung be⸗
trifft , ſo kann die Beſtimmung des Verhaͤltniſſes nicht
bier geſchehen , ſondern blos das Reſullat einer Ber -
bandlung mit den bigperigen Eigenthuͤmern der Anſtalt
ſeyn . Dieſe Gruͤnder der Anſtalt werden uͤbrigens
ſicherlich zu Allem freudig die Hand bieten , was die
Emporbringung der Schule und die Erweiterung ihres
Wirkens befoͤrdern kann Auch iſt es ſchon der ganz
urſpruͤngliche , von ihnen ſelbſt geſetzte Zweck des In⸗
ſtituts , dem ganzen Lande und nicht blos einer Stadt
oder Provinz auzugehoͤren oder nuͤtzlich zu ſeyn .

Hebel : Wenn etwas Erfreuliches zu Stande
kommen ſoll , ſo kann ich nur auf eine allgemeine Lans
deganftalt antragen , nd gwar in der Art , daß dieſelbemit den Loealſchulen in Verbindung geſetzt wuͤrde, ſo
daß die Schuͤler von dieſer in die hoͤhere Landesanſtalt
eintreten . Man koͤnnte ſich freylich hierin einen allzu⸗
großen Aufwand denken , allein ich glaube nicht , daß
ſich ein ſolcher ergeben wuͤrde . Bey den meiften unfez
rer Mittelſchulen iſt ſchon hierzu vorgearbeitet , da ſie
nicht mehr allein fuͤr gelehrte Zwecke , ſondern durch
mannichfaltige Lehrgegenſtaͤnde zu einer hoͤhern Gewerbs —
cultur vorbereitet ſind . Da nun in Freyburg ſich ſchon
ein edler Reim entwidelt þat , fo wird dort eine ſolche
polytechniſche Centralanſtalt leicht errichtet werden koͤnen .

Frhr . v. Weſſenberg : Auch ich habe mich in
dem Commiſſtonsbericht ſowohl als heute beſtimmt und
aus voller Ueberzeugung dafuͤr ausgeſprochen , daß nur
eine polytechniſche Landesanſtalt dem Beduͤrfniß
genuͤgend abhelfen koͤnne; daß ich mich aber in Hins
ſicht der Privatanſtalt zu Freyburg gerne der Hoffnung
hingebe , fe mit Unterfågung der Staate - und etwa
auch anderer Beyhuͤlfe zur Beſtimmung einer Lanbes
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anftalt fich erheben zu fehen . Auch die Ueberzeugung

habe ich ausgeſprochen , daß die beſte polytechniſche

Anſtalt nur dann ihre Beſtimmnung gang erreichen wer⸗

de , wenn in den Staͤdten des Landes gute Induſtrie —

ſchulen zu Stande kommen . Uebrigens behalte ich mir

vor , wenn die Discuſſton geſchloſſen iſt , eine beſtimmte

Schlußfaſſung nach dem Sinne des Commiſſionsberichts

vorzuſchlagen .
Nach einigen weitern Erklaͤrungen des Hofraths

b. Rotted und des Bisthumsverweſers Srn V,

Weſſenberg ſchlag endlich der letztere vor :

Meinerſeits will ich mich damit begnuͤgen , wenn

in den Beſchluß der erſten Kammer , welcher der zwey —

ten mittgetheilt wird , der letztern erklaͤrt wird : Man

ſtimme ihren Antraͤgen und Beſchluͤſſen in der Voraus⸗

ſetzung bey , daß die Regierung ſich nach gepflogener

Unterſuchung von der Faͤhigkeit der in Freyburg beſte⸗

henden Anſtalt , ſich mit einer Beyhuͤlfe aus der Staats⸗

caſſe zu der Beſtimmung einer polytechniſchen Lande v⸗
auſtalt zu erheben , uͤberzeugen werde ,

Der Hofrath v. Rotteck und der Frhr , V, Tuͤrk⸗

heim treten dieſem Antrag bey ; — der erſte aus

dem Grund , weil auf ſolche Weiſe in der That der

Antrag der zweyten Kammer vollkommen geneh —

migt erſcheine , und in der — freylich uͤberfluͤſſigen —
„ Vorausſetzung “ daß blos dasjenige ausgeſprochen
werde , was ſich von ſelbſt verſtehe .

Zahariå : JH glaube niht , daf e $ dem par -

lamentariſchen Rechte gemaͤß iſt , einen Beſchluß der

vorliegenden Ait , den Die eine Rammer an vie andere

gelangen laͤßt, zu motiviren ; — ſonſt koͤnnen leicht

Spannungen veranlaßt werden . Si

n

ee
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Frhr . Y. Weffenberg : Weder die Verfafung ,
noch die Geſchaͤftsordnung enthaͤlt ein Wort , dag die

Vorausſetzung der Motive in den Mittheilungen oder

Erwiederungen der Erſten Kammer an die zweyte un⸗

terſagte , ſondern es entſpricht auch ganz dem Vertrauen ,
das eine Kammer der andern widmet , wenn ſie ihr
die entſcheidenden Motive mittheilt , warum ſie einem

Beſchluſſe beytritt .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ich hoͤre zu oft in dieſer
Kammer , daß man bedenklich finden will , und als ein

Unheil vor Augen ſtellt , nur ein Jota an den Be —

ſchluſſen der andern Kammer zu aͤndern . Solche Furcht
mochte leicht fuͤr die Freyheit unſerer Berathung gez
faͤhrlich ſeyn ; und wenn ſelten zwey Individuen uͤber

irgend einen Gegenſtand ganz derſelben Anſicht ſind ,
um wie viel weniger koͤnnen es zwey moraliſche Koͤr —

per , wie unſere beiden Kammern , ſeyn ; ich glaube
daher , daß es nicht unerwartet und nicht empfindlich
fuͤr die eine ſeyn koͤnne, wenn die andere bisweilen

Zuſaͤtze oder Abaͤnderungen in einzelnen Puncten vor —

ſchlaͤgt.

Zachariaͤ : Der Gegenſtand des Streites iſt nicht

der , ob die Kammer ſelbſtſtaͤndig ihre Beſchluͤſſe faf -
fen , cb fie ihre Rette in Beziehung auf die zwepte
Kammer wahrnehmen und Durchfåhren fole ; fondern

gang allein der , ob fie niht befer thue , fidh einer

folchen Wo r tfafung in ihren Der jweyten Kommer mit -

zutheilenden Beſchluͤſſen zu enthalten , welche zu Mig -
deutungen und Spannungen Veranlaſſung geben koͤnnte .

Nicht das Weſentliche , ſondern nur das Unwe —

ſentliche ſollte nach meiner Meinung nicht hierzu
Veranlaſſung werden .
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v . Rotteck ſchlaͤgt als Ausweg die bisherige

Uebung vor , die etwaige Abaͤnderung in Form eines

Wunſches im Protokoll niederzulegen , was die naͤm⸗
liche Wirkung haben duͤrfte .

Der Frhr . V. Weſſenberg beſteht auf feinem

Antrag .

Auf die vom hohen Praͤſidium gehaltene Um —

frage erklaͤrte ſich die Kammer mit Ausnahme von

zwey Mitgliedern mit dem Commiſſionsantrag nach der

von dem Frhru . v. Weſſenberg vorgeſchlagenen Ver⸗

beſſerung einverſtanden .

Die Tagesordnung fuͤhrte auf die Discuſſion uͤber

den in Betreff der Aufhebung deg Lande

rehtgfageg 2154 . vorgelegten Geſetzentwurf.

Der Fihr . v. Tuͤrkheim und der Hofrath v.

Rotteck ſtimmen dem Antrage der Commiſſton bey ,

letzterer mit dem Beyſatz ; er muͤſſe dabey bedauern ,

daß ihm nicht auch vergoͤnnt ſey , mit der Abfaſſung

deg 6. 2154 . zugleich auch — mwas dem ganzen Land

erfreulich ſeyn muͤßte — auf Abſchaffung aller 2281

Artikel des Landrechts zu votiren .

Die Kammer

— 660 g

nah dem Antrage der Commiſſion mit Stimmenein⸗

helligkeit
die Annahme des vorgelegten Geſetzentwurfs .

Der Tagesordnung zu Folge erſtattete hierauf der

Staatsrath Frhr . v . Tuͤrkheim Bericht uͤber die

Motion des geh . Hofraths Zachariaͤ wegen Ausglei —

chung der ſeit 1809 getragenen Kriegslaſten .

Beylag e Ziffer 129 .

Von dem hoͤhen Praͤſidium aufgefordert , ver⸗
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las der geh . Hofrath Zachariaͤ die in ſeiner Motl⸗

virung geſtellten Antraͤge.

v. Rotteck : Ich habe ſchon damals , als ich die

Motion deg Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ unter —

ſtuͤtzte, bemerkt , daß ich es nur deß wegen thue ,
weil dieſelbe einen Weg bahne , worauf die Sache der

Kriegskoſtenausgleichung an die zweyte Rammer ge ' anz

ge , wodarch alſo das Bedenken gehoben werde , wel —

ches bis jetzt allein noch der von der Erſten Kammer

auszuſprechenden Verwerfung des Geſetzentwurfs , ſo
wie er vorgelegt worden , im Wege ſtund . Derſelbe
Grund muß mich alſo auch beſtimmen , auf Annahme
des Antrags zu ſtimmen , wobey ich jedoch aus druͤcklich
erklaͤre , daß ich dadurch keineswegs auch eine Billi —

gung feineg volen Ynhalts augfprechen wil . Ža ,
ich fege tey , daf ich úber Mandheg darin ert dann

mit Beſtimmtheit votiren fónnte , wenn idh einmal die

Geſinnungen , Wuͤnſche und Ynterefen der in der zwey⸗
ten Kammer ſtitzenden naͤhern Vertreter aller einzel —
nen Landestheile daruͤber vernemmen . Denn es han —
delt ſich hier nicht mehr um ein Rechtsgeſetz , oder

uͤberhaupt um ein ſolches , das noch allgemeinen
Principien zu entwerfen waͤre, ſondern um Abwaͤ—⸗

gung der verſchiedenen Verhaͤltniſſe und Wuͤnſche der

einzelnen Landestheile gegen einander , und dann um

die Geneigtheit des Volkes , den etwa als vor —⸗

zuͤglich bedruͤckt erſcheinenden Gegenden ans Gruͤnden

bloßer Billigkeit und Humanitaͤt aus Geſammt⸗-
mitteln einige Verguͤtung zu leiſten .

Indem ich alſo , jedoch mit der oben ausgeſpro⸗
chenen Verwahrung , dem Commiſſſonsantrag in Ruͤck⸗

ſicht der beiden Puncte der Zach ariaͤ' ſchenMotion

zum Behuf der Mittheilung derſelben an die zweyte

Kammer beytrete , muß ich dagegen dem dritten Punct ,
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welcher einen nenen , von ber Commiffion felbg , aug

Untag der vom Herrn Berihtherftatter erhobenen Mo -

tion , geſtellten Antrag enthaͤlt , mich entſchieden wider —

ſetzen . Denn dieſer dritte Punct — Abrechnung
der Gemeinden unter ſich — fuͤhrt uns genau

auf daſſelbe Prineip zuruͤck , welches wir in Bezug auf
die Ausgleichung im ganzen Staat , als durch —

aus unhaltbar und rechtswidrig verworfen haben , und

welches wir daher ohne Widerſpruch mit uns ſelbſt ,
im kleineren Kreiſe ſo wenig als im groͤßeren anerfen -

nen koͤnnen . Auch hier wuͤrde ein Geſetz gegeben mit

ruͤckwirkender Kraft , auch hier handelte es ſich
um Erſchaffung von Schulden und Forderungen fuͤr

Perſonen , welche die wahren Schuldner und Glaͤubiger

nicht ſind . Denn nicht aus Billigkeit oder Humanitaͤt ,

ſondern angeblich von Rechts weg en wuͤrde man den

einzelnen Gemeindegliedern unter ſich oder gegen die

Gemeinde Verbindlichkeiten oder Forderungen zuſprechen ,

und der Grund ſolchen Ausſpruchs waͤren alte That —

ſachen , fuͤr welche man erſt jetzt das Geſetz , alſo

ein ruͤckwirkendes gaͤbe; anderer Gruͤnde nicht zu

gedenken , welche ich ſchon in fruͤheren Vortraͤgen als

wider das Ausgleichungsgeſetz in Gemeinden ſtreitend ,

aufgefuͤhrt habe .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Diſtinction zwiſchen dem

zweyten Gliede im Antrag des Proponenten und dem von

der Commiſſton vorgeſchlagenen Dritten kann ich nicht

einſehen . Das zweyte , wie das dritte Glied enthaͤlt
weiter nichts , als die Bitte um einen Geſetzvorſchlag ,
wodurch der Ungewißheit hinſichtlich der Auseinander —

ſetzung der Kriegsleiſtungen , ſo wie in den Bezirken ,
ſo auch in den einzelnen Gemeinden ein Ende gemacht
wuͤrde. Das eine iſt ſo nothwendig als das andere ;

durch das eine ſo wenig als das andere wird der Jn -

Protokolle der J. Kammer . zr Bd. 9
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halt des Geſetzes vorgreifend angegeben , oder ausge :

ſprochen , wie weit ſtrenges Recht reiche , und was

weitere Ausfuͤhrung bereits im Allgemeinen ausgeſpro⸗

chener poſttiver Beſtimmungen oder Ausfuͤllung einer Luͤcke

ſeye ; blos die Nothwendigkeit iſt dadurch anerkannt ,

daß endlich Regeln des Verfahrens gegeben werden . Das

Uebrige wird ſich ſeiner Zeit bey Vorlage des Geſetzent⸗

wurfs zeigen .

v. Rotteck : Der Unterſchied zwifhen jenen Punes

ten iſt klar : wenn die Geſammtheit ſich entſchließt , in

Betrachtung der von ihr erkannten Ueberlaſſung gewiſ —
fer Gegenden oder Gemeinden denſelben eine Unterſtuͤ—
tzung oder billige Verguͤtung zu gewaͤhren ; ſo iſt dieſer

Entſchluß nur fuͤr ſie ſelbſt , und fuͤr die Zukunft ver —

bindlich oder wirkſam ; wenn ſie aber ausſpricht , es

ſollen wegen der laͤngſt geſchehenen Thatſachen zwiſchen

den Buͤrgern einer Gemeinde oder aller Gemeinden

dieſe oder jene Forderungen und Schulden Statt

finden , ſo nimmt ſie nicht ſich ſelbſt etwas vor , ſon —

dern ſie legt den Unterthanen etwas auf , ſie gibt die —

ſen ein ruͤckwirkendes , naͤmlich laͤngſt verfloſſene Faͤlle

regelndes Geſetz . Je nachdem naͤmlich ein ſolches Ge⸗

ſetz lautet , wird z. B . der Bürger A oder B entweder

zahlen oder empfangen , und mehr oder weniger , bei —

des nicht nach beſtehenden oder zur Zeit der That be —

ſtandenen , ſondern nach erſt jetzt zu gruͤndendem Recht .

Frhr . v. Weſſenberg : Der Antrag des Herrn

geh . Hofraths Zachariaͤ geht dahin :

Erſtens , daß die Commiſſion wegen der zur Mus -

gleichung der vergangenen Kriegslaſten noͤthigen Unter⸗

ſuchung fortgeſetzt , und

Zweytenus ein Geſetzentwurf uͤber Verguͤtung nach

Grundfaͤtzen der Billigkeit begehrt werde .
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Da die hohe Kammer fih bereits von der Un -

moͤglichkeit einer Ausgleichung nach Grundſaͤtzen des

Rechts uͤberzeugt hat ; ſo muß ich mich aufs beſtimm⸗
teſte gegen das Fortbeſtehen jener Commiſſion , die dem

Lande ſo viele Koſten ohne Reſultat veranlaßt , erklaͤren .

In Anſehung des andern Puncts muf ih Folgen -

des bemerken :

Bey den Maaßregeln der Billigkeit in Sachen ,
wo eigentlich das Recht entſcheiden ſollte , laͤuft man

gar zu leicht Gefahr , waͤhrend man gegen den Einen

billig ſeyn will , gegen den Andern ungerecht zu wer⸗

den . Nicht als ob die wahre Billigkeit mit dem Recht

im Gegenſatz ſtuͤnde . Nichts weniger als dieß . Viel —⸗

mehr ſagt das deutſche Spruͤchwort ſehr treffend : Was

dem Einen billig iſt , muß dem Andern recht ſeyn .
Eine Sache hoͤrt demnach auf , billig zu ſeyn , ſobald

ſte nicht gerecht iſt . Wenn alſo dem Einen , der waͤh—

rend des Kriegs vorzuͤglich gelitten hat , eine Verguͤ —

titng geletftet werden fol ; fo verlangt die Biligfeit ,
dag man folhe Vergůtung auch jedem andern ange -

deihen laffe , der im gleichen Fale fich befindet . Ja ,

dieß fordert ſelbſt das ſtrenge Recht , weil pier die

Verguͤtung durch die Geſammtheit , d . i . durch die

Beytraͤge aller Einzelnen geſchehen ſoll . Was wuͤrde

alſo gewonnen , wenn in vorliegender Sache ſtatt deg

Maaßſtabs des Rechts ein Maaßſtab der Billigkeit an⸗

gewendet werden wollte ? Das Geſchaͤft wuͤrde eher noch
erſchwert als erleichtert , und es waͤre ſein Gang eben

ſo unſicher . Wir liefen dabey beſtaͤndig Gefahr , waͤh—
rend wir auf der einen Seite billig ſeyn wollten , auf
der andern ungerecht zu ſeyn . Das Werk waͤre die

Rofen niht werth , Jh ſtimme demnach auf Verwer⸗

fung des Antrags .

Reg . Com . geh . Ref . v. Baur : Ich bin von der

9 *
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Regierung blog dazu beauftragt , diejenigen Aufklaͤrun⸗

gen zu geben , welche in faetiſcher Hinſicht erforderlich

ſeyn werden . In dieſer Beziehung wird ſich der Streit ,

welcher zwiſchen dem Herrn Staatsrath v. Tuͤrkheim

und dem Herrn Hofrath v. Rotteck Statt gefunden hat ,

leicht loͤſen.
Es iſt unterſtellt , als ob gar keine verbindlichen

Dispoſitionen uͤber die Vertheilung der Kriegslaſten in

den Gemeinden vorlaͤgen . Dem iſt nicht alſo . Die

Regierung hat bisher die Ausgleichung in dem Ge —

meindsverband hintangeſetzt , nicht aus dem Grund ,

als ob keine rechtsguͤltige Normen dazu vorlaͤgen , fon -
dern deßhalb , weil dieſe Ausgleichungen im Gemeinds⸗

verband mehr oder weniger von der allgemeinen Auge

gleichung abhaͤngen. Erſt wenn die allgemeine Aus —

gleichung Statt gefunden , kann die ſpecielle in den

Gemeinden geſchehen . Denn wenn das Reſultat der

allgemeinen Ausgleichung ein Guthaben einer Gemeinde

darſtellt , ſo wird ſtch die Ausgleichung in diefer Gez

meinde anders geſtalten , oder wenigſtens viel leichter
ſeyn , als im umgekehrten Falle .

Wenn aber der Herr Bisthumsverweſer v. Weſ —

ſenberg glaubt , alle Ausgleichung ſey zu unterlaſſen ,

weil die Liquidation nicht moͤglich ſey , ſo kann ich die

Verſicherung ertheilen , daß die Liquidation ohne Zwei⸗

fel zu demjenigen Grade von Zuverlaͤßigkeit erhoben

werden kann , welcher zu den Operationen , die in der

Abſicht der hohen Kammer liegen , erforderlich iſt . Je

weiter man bey der Liquidatlon vorgeſchritten iſt , mit

deſto groͤßerer Zuverſicht kann man dieſes einſehen .

Frhr . v. Weſſenberg : Fuͤr die Ausgleichung
nach der Billigkeit , wie fuͤr die Ausgleichung nach

ſtrengem Rechte wuͤrde es an einer ſichern , zuverlaͤßigen
Unterlage fehlen . Alle unſere Commiſſionsberichte , auch
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die Faller ' ſche Arbeit , auch die Motion , womit wir uns

jetzt beſchaͤftigen , liefert den klaren Beweis von der Un⸗

moͤglichkeit , das Chaos der geſchehenen Leiſtungen zu ent —

wirren , und das Mehr oder Weniger derſelben umfaſſend
und mit Richtigkeit auszumitteln . Wozu ſollen denn dem

Lande neue Koſten gemacht werden fuͤr ein Werk , das

bey weitem die Koſten nicht werth iſt ?

Frhr . v. Tuͤrkheim : Man iſt im Irrthum , wenn

man glaubt , es liegen uͤber dieſen Gegenſtand gar keine

Beſtimmungen vor . Die vorliegenden beduͤrfen entweder

blos der Anwendung oder der naͤhern Ausfuͤhrung . Daß

aus geglichen werden ſolle , iſt ausgeſprochen z alle Schwie⸗
rigkeiten muͤſſen ſich mithin loͤſen.

Irhr . v. Weſſenberg : Wenn wirklich , wie der Herr
Staatsrath v. Tuͤrkheim verſichert , ſchon fruͤher geſetzliche

Beſtimmungen vorliegen , wornach Ausgleichungen fuͤrs

Vergangene zwiſchen den Gemeinden und in denſelben
getroffen und berichtigt werden koͤnnen ; ſo ſehe ich nicht

ein , warum wir erſt um ein Geſetz dafuͤr bitten ſollen .

Es iſt dann lediglich Sache der Adminiſtration , die An -

wendungen der vorhandenen geſetzlichen Beſtimmungen
anzuordnen .

v . Rotteck : Allerdings ! Nach den ſchon vorhan —
denen Geſetzen — gleich viel , ob viel oder wenig , dunkel

oder klar — muͤſſen die vorigen Anſpruͤche der Gemeln —

debuͤrger gegen einander entſchleden werden . Thut es

Noth , die Geſetze auszulegen , ſo wird zwar der Geſetz⸗
geber eine authentiſche Auslegung machen , aber nur in

abstracto und får die Bufunfts die Ausiegung in concreto
får irgend foon vorhandene Zåle fann nur die Admini -

firation ober der Richter geben . /
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Der Frhr . v . Tuͤrkheim verliest hierauf die ſchon

im Jahre 1820 in der Kammer in dieſem Betreffe ge -

machten Vorſchlaͤge .
Auf die von dem hohen Praͤſ idium geſtellten

Fragen :
I ) ob die Rammer den beiden erften Gliedern deg

Eiana beytrete ?
und

2 ) ob dieſelbe dem dritten Puncte dieſes Antrages
ihre Zuſtimmung ertheile ?
wurde von der Kammer

ad 1 ) gegen 3 Stimmen

beſchloſſen :
dem Commiſſtonsantrage beyzutreten .

ad 2 ) mit 9 Stimmen gegen 7 auch dem dritten

Puncte deg Commiſſionsantrages die Zuftimmung zu er -

theilen .

Der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim nimmt ſtatt

der auf die Tagesordnung geſetzten Begruͤndung ſeiner

Motion wegen Ausgleichung der Kriegslaſten in den Ge —

meinden , dieſelbe zuruͤck, da er nunmehr in dem vorigen

Beſchluß ſchon ſeine Abſicht erreicht habe .

Zachariaͤ .
v. Rotteck .
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Beylag e Ziffer 127.

tudwig von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu —A

gen , Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Sa —

tem , Peterghaufen und Nanan w. fe w,

Wir haben Uns bewogen gefunden , den Kriegsrath

Hauer får die Hertheidigung und Erlåuterung dér Miti -
tårrechnungen pro E82 und pro 1834 Und deg Milikaͤr⸗
frohnd - Fuhrweſens zu Unſerm Regierungscommiſſaͤr zu

ernennen .

Unſere Regierungscommiſſion hat dieſes zur Kennt⸗
niß der beiden Kammern Unſerer getreuen Staͤnde zu

bringen . Gegeben Karlsruhe den 17 . Nov . 1822

Ludwig .

Vdt . Berſtett .

Auf Befehl Sr . Koͤniglichen Hoheit

Frey .
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eyt age Ziffer 128 .

Durchlauchtigſter Großherzog !

In Betrachtung , daß der 8. 8. der Conſtitution

ausdruͤcklich verordnet , — was ohnehin ſchon das allge⸗

meine Recht erheiſcht — daß alle Badner ohne Unterſchied

zu allen oͤffentlichen Laſten beytragen ſollen , und daß die —

ſes Rechtsgebot ſich auf Kriegslaſten nicht minder als auf
jene des Friedens bezieht , dann in fernerer Erwaͤgung ,

daß , wenn nicht ein vorhergehendes Geſetz fuͤr die wirk —

lich gleiche Vertheilung der jewells von der Staats gewalt
mittelbar oder unmittelbar aufgelegten Kriegslaſten —

durch Ausgleichung oder Verguͤtung — die beſtimmten

Principien und Regeln ausgeſprochen , alsdann kaum

moͤglich bleibt , erſt hintennach durch ſpaͤtere Verfuͤgun —

gen oder Geſetze die ſchon geſchehenen Leiſtungen
ins rechtliche Gleichmaaß zu bringen — wovon die

Verhandlungen uͤber den Geſetzentwurf , die Ausglei —

chung der alten Kriegslaſten betreffend , den eindring⸗

lichſten Beweis geben — endlich in Erwaͤgung , daß die

Vorlage des eben genannten Geſetzes das klarſte Auer —⸗

kenntniß von der politiſchen und Rechtsnothwendigkeit
einer ſolchen Vertheilung auch in kuͤnftigen Kriegsfaͤl —
len in ſich ſchließt , hat die erſte Kammer Allerhoͤchſt⸗

Ihrer getreuen Staͤnde in ihrer 4oſten oͤffentlichen Sitzung
am 29 . November beynahe einhellig beſchloßen , an

Euer Koͤnigliche Hoheit die ehrfurchtsvollſte Bitte um

Vorlage eines Geſetzes ergehen zu laſſen , wodurch die

Grundſaͤtze fuͤr die in Zukunft zu geſchehende moͤglichſt

gleiche Vertheilung der von der Staatsgewalt aufer⸗

legten Kriegslaſten , mittelſt Ausgleichung oder mittelſt

Verguͤtung , ausgeſprochen , und die Vollziehung oder

naͤhere Anwendung ſolcher Grundregeln auf die jeweils
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vorhandenen - Umftånde und Kriegõlagen nach §. 63 :

Nr , 2 , der Conftitution in Kriegsfaͤllen aufzuſtellenden

FE unter Verantwortlichkeit uͤbertragen

wuͤrd

— Namen der unterthaͤnigſt treu gehorſamſten
Erſten Kammer der Staͤndeverſammlung .

Beylage Ziffer 1209 .

è
Commiſſionsbericht

úber

Die Motion deg geh . HofrathsZaharik , die ,

Ausgleichung der ſeit dem Jahr 1809 ge traz
genen Kriegslaſten betreffend ,

Erſtattet

von dem Staatsrath Frhrn . v. Tuͤrkheim .

Die Commiſſion , welcher in der letzten Sitzung die

Motion des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ in Be -

treff der Kriegskoſtenliquidation zur Begutachtung zu -

gewieſen wurde , hat mich beauftragt , ihre Anſicht der

Sache mit wenigen Worten vorzutragen .

Dieſe Motion kann nach ihrem ganzen Inhalte als

das ſich von ſelbſt ergebende Reſultat der von der ho —

hen Kammer bereits uͤber Den Gegenfand der Kriegs -

koſten Ausgleichung gefaßten Beſchlaͤſſe betrachtet wers

den ; —auch ich , nachdem ich meine abweichende Anſich⸗
ten Schritt fuͤr Schritt vertheidiget habe , ſehe mich durch
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jene Befhlåfe auf denfelben Punct zuruͤckgedraͤngt, und

muf mih nun , da nichts anderes mehr ùbrig bleibt ,
der Motion anfcpliefen .

Borauggefegt wird , daf man in jedem Falle alls

gemein von der Unmoͤglichkeit uͤberzeugt ſey , hinſichtlich
der Kriegskoſten von dem Fahre 1800 an , jede Mus -

einanderſetzung und Herauszahlung gaͤnzlich niederzu —
ſchlagen ; gegen eine ſolche Meinung iſt in den bishe⸗
rigen Verhandlungen genug geſagt .

Es iſt aber in der Sitzung vom 23 . July d. J .
der Grundſatz einer allgemeinen und vollſtaͤndigen Aus⸗

gleichung aller Kriegskoſten nach ſtrengem Recht
verworfen werden ; — folglich kann nur noh aufi :
nem Vergleichsweg , worauf wiederholt hingedeutet wur —

de , und nach Billigkeitsgruͤnden eine Gleichſtellung der

einzelnen Landestheile verſucht werden . Daher muß
vorerſt auf Vollenduag der Liquidation gedrungen wer —⸗

den , weil eine nur auf Billigkeit , und alſo gewiſſerma⸗
ßen auf Convenienz — ohne ſtrenge Rechtsverbindlich⸗
lichkeit gegruͤndete Verguͤtung von dem Reſultat die —

ſer Liquidation abhaͤngig gemacht und nach demſelben
beſtimmt werden kann .

In der letzten Sitzung iſt nunmehr auch der Ge —

ſetzentwurf der Regierung foͤrmlich verworfen worden ,
folglich muß man , da die Sache damit nicht abgethan
ſeyn kann , ſeiner Zeit einen andern erwarten .

Zwar hat ſich die Kammer daruͤber nicht hinlaͤnglich
erklaͤrt , ob ſie in ihrer Mehrheit den Geſetzentwurf blos

darum , weil er auf den Grundſatz ſtrengrechtlicher Ver —⸗

guͤtungspflicht gebaut ſchien , oder auch , weil er ſich auf
die ſogenannten Centrallaſten beſchraͤnkte, verwerfe ,
allein iſt Erſteres der einzige Grund , ſo kann man jetzt
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ohne im Boraug Unterfheidungen zu machen , nur die

fortgefegte Liquidation saller Kriegskoſten im Mge -

meinen verlangen , um fich nah deren Ergebniß in dem

billigen Ermefen befimmen zu laſſen ; war aber Letzte —

res der Fall , hat man wirklich ſchon anerkannt , daß

auch die nicht zu den Central⸗Kriegslaſten gehoͤrige Gat —

tungen von Kriegskoſten in das Geſetz gehoͤren, ſo iſt

natuͤrlich , daß man ihre Aufnahme in den neuern Ent —

wurf begehren muf .

So . ergiebt fich alfo in bem einen wie in dem an =

dern Fall der Inhalt der Motion alg Folge der bereit

gefaßten Beſchluͤſſe . Er iſt uͤbrigens ſchon in der Mo —

tionsanzeige woͤrtlich ſo angegeben , wie er in die , an

Se . Koͤnigliche Hoheit zu ſtellende , Bitte aufzunehmen

ſeyn duͤrfte , und es wird dabey nichts zu erinnern ſeyn .

Die Commiſſion hat aber aber zugleich aus der

von mir in der letzten Sitzung angezeigten Motion ,

welche ohnehin nur eine Ergaͤnzung der in Beziehung

auf die KriegSfoften von der Regierung zu erbittenden

Geſetzvorſchlaͤge beabſichtigte , Anlaß genommen , ihren

Antrag , womit ſie nicht , wie ich fuͤr meine Perſon als

Proponent , an weitere Geſchaͤftsfoͤrmlichkeiten gebunden

iſt , auf dieſe Ergaͤnzung auszudehnen .

Es handelt ſich naͤmlich von den Vorſchriften fuͤr

die Kriegskoſtenabrechnung in den einzelnen Gemeinden ,

welche mit der allgemeinen Landesausgleichung in ges

nauer Verbindung fehbt , gleichwop ! aber von Diefer

letztern verſchieden iſt , und auch ohne dieſelbe geſche —

hen koͤnnte und muͤßte .

Es iſt fruͤher ſchon bemerkt worden , daß alle Kriegs —

leiſtungen — mit Ausnahme einzelner Unregelmaͤßigkei⸗
ten —immer nur an Gemeinden gefordert worden ſind ,
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daher die Landesausgleichung — oder wie man dag ,

was nach verworfener Rechtsverbindlichkeit gleichwohl
geſchehen ſoll , ſonſt nennen mag — immer nur auf die

Gemeinden geht . Allein diefe auf Gemeinden repar -

tirte Kriegsleiſtungen ſind theils von denſelben als

moraliſchen Perſonen wirklich ſelbſt geleiſtet , theils aber

ihren einzelnen Mitgliedern und Einwohnern zugewie —

ſen worden . Es entſtehen alſo folgende Fragen , welche

nothwendigerweiſe geſetzlich entſchieden werden muͤſſen :

1 ) Wenn die Gemeinde ſelbſt Kriegsleiſtungen aus

Gemeindemitteln beftritten hat , eg fey durch baare Zahs

tung oder Durch gemachte Schulden , fo muf fefgefegt
feyn , mwer Dazu bepzutragen hat , ob blos die Mitglie —
der derſelben , oder auch die Ausmaͤrker ? Bey den fo

g. Centralkriegskoſten , welche die Gemeinden blog im

Namen und aus Auftrag des Staats beſtritten haben ,

iſt wohl kein Zweifel , daß jeder Beſitzer eines Steuer —

objects in der Gemarkung beytragen muß , — wie aber

iſt es zu halten bey ſolchen Ausgaben , welche eine Ge —

meinde , nach den in ihrem Innern getroffenen Einrich —
tungen zur Erleicherung ihrer Mitglieder und Einwoh —
ner in Beziehung auf Kriegsverhaͤltniſſe ſelbſt veran —

ſtaltet hat ?

2 ) Hinſichtlich jener Kriegsleiſtungen aber , welche

ihrer Natur nach von der Gemeinde auf Einzelne uͤber —

tragen wurden , wie namentlich die Einquartirungsver —
pflegung und der Vorſpann , fragt es ſich , ob ſolche

Leiſtungen von der Geſammtheit des Landes der Ge —

meinde verguͤtet werden koͤnnen , wenn die einzelnen ,
welche ſie wirklich beſtritten haben , nicht mehr erhoben

werden koͤnnen , was meiſtens der Fall iſt , und ob die

Gemeinde die Verguͤtung dann fuͤr ſich behalten , oder

wenn ſolche Leiſtungen von Seiten des Staates nicht
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bergåtet werden , ob und nach welchen Regeln die Gez

meinde fuͤr ſich eine Ausgleichung veranſtalten koͤnne,

und wer dazu beyzutragen habe ?

Es iſt in der That ſchwer zu begreifen , wie man

ſich bisher bey dem unſichern und ſchwankenden Zuſtand

beruhigen konnte , welcher durch die Unentſchiedenheit

dieſer Fragen fuͤr die Gemeinden und fuͤr alle diejeni —

gen , welche durch den Beſitz ſteuerbarer Objecte mit

denſelben in Beruͤhrung kommen , herbeygefuͤhrt worden

iſt . Die meiſten Gemeinden des Landes haben noch

bedeutende Schulden , welche durch Kriegskoſten veran⸗

laßt worden ſind ; mit Recht verlangen ſie Beytraͤge

dazu von ihren Auswaͤrkern ; allein es iſt nicht geſetz⸗

lich beſtimmt , zu welchen Gattungen von Kriegskoſten

dieſe beytragen ſollen , und wegen dieſes Mangels einer

Norm geſchieht entweder nichts , und alles bleibt zum

Nachtheil beider Theile in suspenso , oder es wird

nach Willkuͤhroder nach individuellen , ſehr verſchieden⸗

artigen , Anſichten eines Beamten durchgegriffen ; es

entſtehen Beſchwerden , und am Ende iſt wieder nichts

ausgemacht . Es ſind mir Faͤlle bekannt , wo Abrech⸗

nungen der Gemeinden mit Ausmaͤrkern uͤber die ſie

treffenden Beytraͤge zu dem Kriegskoſtenaufwand im

Ganzen angeordnet , und zu gleicher Zeit dieſen letztern

in den jaͤhrlichen Gemeindebeduͤrfniß⸗Etats wieder ihre

Beytraͤge zu den abzuzahlenden Kriegsſchulden , welche
in jener erſten Berechnung bereits begriffen waren , ab -

gefordert , folglich augenſcheinlich Doppelzahlungen zu —

gemuthet wurden ; die Folge war , daß bis jetzt noch

keines von beiden bezahlt iſt , und die Behoͤrden , wel —⸗

che in Ermanglung geſetzlicher Grundlagen von einer

Maaßregel zur andern ſchwankten , nicht zu entſcheiden

wußten .



124 Protofolle der Eren Rammer .

Eine andere Berlegenheit befteht in vielen Gemein -

den þinfichtlich folcher Leitungen , welche nah der all -

gemeinen Regel zwar auf Einzelne repartirt werden

follten , aber entweder aug úbel angebrachter Scho -

nung dDerfelben , oder auch zum Theil aug Nothwen -

digteit wegen befondern örtlichen Verhaͤltniſſen auf

Rechnung der Gemeinde veraccordirt wurden , wie na -

mentlich Vorſpannsleiſtungen , beſonders in ſolchen Or⸗

ten , wo die Landleute meiſtens nur Rindvieh halten .

Hier dringen die wenigen Fuhrleute , welche gegen ei—⸗

nen feſtgeſetzten Verguͤtungspreis die Fuhren leiſteten ,

auf die verſprochene Zahlung ; ſie wird aber nicht ge —

leiſtet , weil daruͤber geſtritten wird , ob dieſelbe nach
dem Steuerkapital oder nach dem Viehſtand umzule —

gen ſeye .

Es ließen ſich noch mehrere Faͤlle der Art aushe —

ben , man braut aber nur die § § . 14 . und 15 . des

unerledigt gebliebenen Gefegentwurfs vom ahr 1820

anzuſehen , welcher uͤber dieſen Gegenſtand Beſtimmun —
ben enthielt , um ſich, abgeſehen von deren Zweckmaͤßig⸗
keit und Vollſtaͤndigkeit , welche nicht zur Eroͤrterung

gekommen iſt , von deren abſoluten Nothwendigkeit zu

uͤberzeugen , daß uͤber die darin beruͤhrten Verhaͤltniſſe

wenigſtens Etwas feſtgeſetzt werde .

Daher traͤgt die Commiſſion darauf an , zu der nach
dem Vorſchlag des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ an

Se . Koͤnigliche Hoheit zu ſtellenden unterthaͤnigſten Bitte

noch als drittes Glied beyzufuͤgen ,

daß zugleich auch fuͤr die Abrechnung der Gemein -

den uͤber ihren Kriegskoſtenaufwand mit den Bey —

tragspflichtigen Individuen die dringend nothwendi⸗

gen Beſtimmungen vorgelegt werden .

Mareenaamane
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Karigruhe , den 6 ; Dec . 1822 .

— —

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

deg Herrn Staatsminiſters Frhr . v. Berkheim ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner und

deg Herrn Staatsraths Frhrn . v. Baden .

uUnter dem Vorſitz

Sr . Durchlaucht , des erſten Vicepraͤſtdenten Fuͤrſten

v. Fuͤrſtenberg .

Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde vor⸗

gele ſen und genehmigt .
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Der geh . Hofrath Zachariaͤ verlas , von dem

hohen Praͤſid ium dazu aufgefordert , den Entwurf
der in der vorigen Sitzung beſchloſſenen Bitte an Se .

Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , wegen der Ver —

guͤtung und Ausgleichung der feit Dem Jahr 1809 ge —

tragenen Kriegslaſten , welcher von der Kammer einſtim —
mig genehmigt ward .

Beplage Ziffer 130 .

Hierauf erftattete der Frýr . von Gemmingen

Prefened den Commiffongberiht úber die Mitthei -

lung der gwepten Kammer wegen Befirferung der Pri -

vatwaldungen .
Beylage Ziffer 131 .

Sodann der geh . Hofrath Zachariaͤ uͤber die Mit -

theilung der zweyten Kammer wegen der perſoͤnlichen
Herrenfrohnden

Beylage Ziffer 132 .

Cmit eigener Seitenzahl vorauggedrudt I — XX. )
Die Digcuffion úber beide Berichte wurde auf

eine der naͤchſten Sitzungen beſtimmt .
Der Tagesordnung zufolge wurde hierauf die Dis —

euſſion uͤber den Commiſſionsbericht wegen Abſchaf —
fong des Haufirhandelg erbffnet :

Bahari : Mit den in dem Commiffiongberichte
aufgeſtellten Grundſaͤtzen bin ih volfommen einyerz

fanden . Beſonders hat mih dag angezogen , was in

dem Berichte uͤber die vorzuͤgliche Beruͤckſichtigung , wel —⸗

he dag Intereſſe der Conſumenten verdiene , geſagt
worden iff . Jn der Thar , bey alen auf die Erhat -
tung oder Vermehrung des oͤffentlichen Wohlſtandes
abzweckenden Maaßregeln ſollte wohl vorzugsweiſe das

Intereſſe der Verzehrer , nicht das der Producenten
ins Auge gefaßt werden , und gleichwohl gehen , ſon —
derbar genug , die meiſten Regierungen gerade von dem

entgegengeſetzten Geſichtspunkte aus .
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Auch mit dem Reſultate des Berichts bin ich
im Allgemeinen einverſtanden . Ein unbedingtes Ber -
bot des Hauſirhandels ſcheint mir ſelbſt mit dem Vor⸗ —

theile derer nicht vereinbar zu ſeyn , welche ſich viek

leicht dafuͤr beſonders intereſſiren .
Ich bin jedoch von zwey achtbaren Maͤnnern auf

eine Beziehung des Hauſirhandels aufmerkſam gemacht
worden , in welcher eine Ergaͤnzung der beſtehenden

Verordnungen nothwendig ſeyn dauͤrfte Ich meine die

Beziehung , in welcher dieſer Handel auf das neuerlich
wegen der aus waͤrtigen Handelsverhaͤltniſſe
angenommene Syſtem ſteht .

Ich gedenke nicht etwa fuͤr jetzt auf eine Eroͤrte —

tung dieſes Syſtemes einzugehen . So ſehr ich auch
fortdauernd uͤberzeugt bin , daß dieſes Syſtem , ſowohl
an ſich , als nach der geographiſchen Lage unſeres Lan —

des , unheilbringend iſt , ſo ſehr mich auch in dieſer
Ueberzeugung die Nachrichten beſtaͤrkt haben , welche mir

uͤber die Folgen und den Erfolg des Syſtems zuge —
kommen ſind , ſo werde ich doch jetzt in dem Geiſte
dieſes Syſtems und unter der Vorausſetzung ſprechen ,
daß es auch ferner befolgt werde .

Unter der Herrſchaft dieſes Syſtems iſt es , be —

wandten Umſtaͤnden nach , unmoͤglich , das Einſchwaͤrzen

der mit beſonders hohen Zollen belegten Waaren gaͤnz⸗
lich zu verhindern . Dieſes Einſchwaͤrzen kann am leich —
teſten von denen geſchehen , welche die Waaren nur
in kleinern Parthieen etnfuͤhren und verkaufen , alſo von

den Hauſitrhaͤndlern . Gie fónnen die Waaren leih :
Uber den Rhein bringen , oder fie von dem Fracht⸗
wagen , nachdem er in dag Land getommen ift , und

ebe er an Der pon der Grenze mer oder meniger ents
fernte Zollſtaͤtte anlangt , herabnehmen . Der ehrliche ,

Rak áugefefene Kaufmann , weſcher ohnehin die Waa —
ten in groͤßeren Paithieen fommen lågt ; muf fi :

Vrotokolle ser n Kammer geny 19
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dagegen verzollen . So geſchieht es nun , daß der

Raufmann in Beziehung auf Waaren dieſer Art mit
dem Hauſirhaͤndler nicht Preis halten kann . — Alles

dieſes darf ich , zufolge der eingezogenen Erkundigungen ,

insbeſondere von den Ellen - oder Schnittwaaren behaup⸗

ten , inſoferne ſie neuerlich mit hoͤheren Zoͤllen bela⸗

ſtet worden ſind . Vielleicht daß das Geſagte noch
auf andere Waaren anwendbar iſt .

Nun duͤrften aber die Kaufleute bey dieſen Ellen⸗

oder Schnittwaaren auch gegen den gedachten Nachtheil

durch die bisherigen Geſetze uͤber den Hauſir handel
noch nich t genugſam geſichert ſeyn . Denn die Ber -

ordnung vom 8 . Mery 1821 verbietet den Hauſirhan⸗
del im Migemeinen nur bey einer Strafe von 5 — 25 f

und unter den Weaaren , die bey der allein mwirffamen

Strafe der Confiscation , nah Q. 7 dieler Berr

ordnung , Den Haufirern zu fåpren verboten find , find

jene Ellen - ⸗ oder Schnittwaaren nicht begriffen .

Da nun noch uͤberdieß die den Hauſirhandel be⸗

treffenden Vorſchriften in mehreren Verordnungen ent⸗

halten ſind , ( Regg . Blatt v . F. 1821 , Nr. VI . ) ſo

geht mein Antrag dahin :

Dem vorliegenden Beſchluſſe der zweyten Kam⸗

mer in der Maaße beyzutreten , daß Se . Koͤnigliche

Hoheit um einen Geſetzentwurf unterthaͤnigſt gebe⸗

ten werden , welcher die wegen des Hauſir han⸗
dels beſtehenden Verordnungen zu einem gwed

maͤßigen Ganzen vereinige , insbeſondere aber ſie

mit den wegen der auswaͤrtigen Handelsverhaͤlt⸗

niſſe ergriffenen Maaßregeln in Uebereinſtimmung

ſetze .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ich bedaure , nicht gehoͤrig
vorbereitet zu ſeyn , um die ſo eben in Beziehung au

den Sgleich dandel geaͤußerte Bedenklichkeiten durch woͤrt⸗
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lihe Anführung der über da8 Hauſtren beſtehenden
Verordnungen befeitigen zu fónnen s aber nadh meiner

Renntnif von diefen Verordnungen , wenn ich fie gleich
in dieſem Augenblick nicht ſpeciell nachweiſen kann ,

ſehe ich nicht ein , wie der Hauſirhandel irgend einen

bedeutenden Einfluß auf den Schleichhandel haben

koͤnnte.

firer abgefegt werden , find einige Efenz und Snitt -
waaren die einzigen , bey mwelhen allenfalls eine die

neueſten Boll- Gefege umgehende Žmportation aus . dem

Auslande denkbar waͤre, allein hier mug idh bemerken ,
daf es ſchon laͤngſt und aus andern Ruͤckſichten einer

der Hauptzwecke der Verordnungen uͤber das Hauſiren
war , gerade dieſe Gattung von Waaren der genaueſten
Controlle zu unterwerfen , um ihren Abſatz durch Hau⸗

ſirer durchaus nur auf inlaͤndiſche Fabrikate zu beſchraͤn⸗
fen . Man hat naͤmlich darin ein Mittel erkannt , den

kleinen Fabrikanten von Baumwollen - und andern Zeus

gen, welche in den obern Landestheilen und beſonders

im Dreiſamkreis meiſtens nur fuͤr ſich ohne Gehuͤlfen
in kuͤmmerlicher Beſchraͤnktheit arbeiten , den Abſatz ,
mit welchem ſie nur ſchwer gegen die mit groͤßern
Mitteln betrlebene Fabrikation der benachbarten Schweiz
aufkommen , den Abſatz durch Zulaſſung von Hauſtrern
zu erleichtern , aber eben darum find alle nur moͤgli—

chen Vorſichts maaßregeln angewendet worden , um zu

verhindern , daß diefe letztere keine auslaͤndiſchen Fabri -
kate dieſer Gattungen herumtragen koͤnnen, und die

Ausfuͤhrlichen Vorſchriften , welche in dieſer Abſicht er —

aſſen wurden , um durch Controlle und Stempelung
ie Waaren zu erkennen , welche im Lande gefertigt

worden ſind , laſſen in dieſem Artikel keine Mittel zum

Schleichhandel offen , welcher auf unzaͤhligen andern
10
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Unter allen Artikeln , welche bey uns durch Hau⸗
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Wegen des Verkehrs , wie z. B . durch die Schiffahrt ,

weit eher betrieben werden kann .

Sollten uͤbrigens noch Zweifel hieruͤber beſtehen ,

ſo behalte ich mir vor , das , was ich hier geſagt habe ,

nachtraͤglich mit den beſtehenden Verordnungen uͤber das

Haufiren pu belegen , wenn die gegenmårtige Digewfion

nicht eher geſchloſſen wird , als bis ich dieſelben auf⸗

geſucht haben werde .

o. Rotteck : So viel ich weiß , ſind wir in der

Discuſſion uͤber den von der zweyten Kammer an uns

gebrachten Beſchluß wegen des Hauſirhandels begriffen .

Es iſt jetzt ein andrer Antrag zur Sprache gekommen ,

der naͤmlich : Wie iſt dem ſchaͤdlichen Schleichhandel ab⸗

zuhelfen ? Beide Gegenſtaͤnde ſollten aber nicht mit einan⸗

der vermiſcht werden . Denn Maaßregeln gegen . den

Schleichhandel koͤnnen theils polizeyliche ſeyn , theils als

ein Theil der Geſetzgebung angeſehen werden , dann

ſind ſolche ad separatum zu verweiſen . Das Ein —

ſchwaͤrzen kann niht allein durch Hauſirer , es kann

auch durch anſaͤſſige Kaufleute gefhehen . Auf , jeden

Fall ſcheint dieſer Gegenftand nicht in Berbindung zu

fechen mit dem vorllegenden Beſchluſſe der zweyten Kam⸗

mer . — Ich will gerne zugeſtehen , daß die von dem

Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ vorgeſchlagenen Maaßre⸗

geln gerecht ſind , alein nicht wegen des Hauſirens

ſoll die Confiscationsſtrafe eintreten , ſondern wegen

des Einſchwaͤrzens . Ich perweife auf Den Anirag Der

Commiſſion .
*

Zachariaͤr Auf die meinem Antrag entgegenge⸗

ſetzten Einwendungen erlaube ich mir zu erwiedern /

daß der Antras aͤberall nicht auf eine geg en den Schleich⸗

handel zu ergreifende Maaßregel gerichtet if . gie

in RorfHlag gebrachte Maahregel fol nur wegen
des
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Schleichhandels , der getrieben wird oder zu befuͤrchten
iſt , ergriffen werden ; der Schleichhandel iſt nur die

ratio legis . Ich ſetze vielmehr bey dem Antrage ſogar

voraus , daß dem Schleichhandel nicht vorgebeugt

ween fann , wenn fih anders nicht die ganze Kraft

und Wirkſamkeit der Regierung auf die Umftelung der

Graͤnzen beſchraͤnken ſoll . Unter dieſer Vorausſetzung

aber behaupte ich : daß die beſtehenden Strafverfuͤgungen

nicht hinreichen , das Gewerbe des in einem offenen

Laden handelnden Kaufmannes gegen den Hauſirhandel
in den verdienten Schutz zu nehmen .

v. Rotteck : Ich wiederhole es , daß mir weit

zweckmaͤßiger ſcheinen wuͤrde , die Gefahr des Schlelch⸗

handels im Allgemeinen auf geſetzlichem oder poli —

zeylichem Wege hintan zu halten , als ihretwillen blos

die Hauſirgeſetze zu veraͤndern . Auch wuͤrde ich

bedauern , wenn man fuͤr noͤthig faͤnde, der Gefahr

deg GSHleidhhandels wilen die armen Haufirer mit grde
ferer Strenge zu behandeln als bigher . Man fónnte

þieraug allerdings ein Argument gegen dag oft er -

waͤhnte neue Handelsfoftem entnehmen . Mir jedoch
ſcheint , daß die angetragene Gtrafe der Config faz

tion mit Gerechtigkeit nur - gegen denjenigen Hauſirer ,

welcher zugleich Einſchwaͤrzung getrieben , nicht
aber wegen Uebertretung blos der allgemeinen Hau⸗

ſirgefetz e —und nur von dieſen ſprechen wir jetzt —
kann verfuͤgt werden . Wenn uͤbrigens der Antrag nur

dahin gerichtet waͤre, den Wunſch im Protokolle aus⸗

zudruͤcken, daß auch dieſe weitern Anſichten ruͤckſichtlich

der Gefahren , die aus dem jetzigen Handelsſyſtem in

Sezug auf den Hauſirhandel hervorgingen , beruͤckſich⸗

tigt werden moͤchten , ſo wuͤrde ich dieſe Vervollſtaͤu⸗

digung der Anſichten fuͤr ſehr zweckmaͤßig halten , und

mit dem Antrag vollkommen einverſftanden ſeyn .
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| rýr v , Tårfheim : ES fan nicht gefagt
| werden , Dag ider Here geh . Hofrath Bachariå den Ge -

genſtand des Schleichhandels dem des Hauſirhandels

|
unterſchoben habe , deun er hat nur Beſorgniß geaͤuſſert,

H daß erſterer durch den legteren befórdert werden fónne;
i alein die Bemeréungen , welde ih ibm vorhin entge -

gengehalten habe , gingen dahin , zu zeigen , Dag der `

Haufrhandel , wie er nah den beſtehenden Geſetzen

l
zugelaſſen wird , in feiner befondern . Berbindung mit l

i dem Schleichhandel ſtehen koͤnne . Ich hade nun in

der Zwiſchenzeit die angefuͤhrten Verordnungen nachge⸗

ſchlagen , und will aus denſelben ausheben , was zum

| Delege meiner Behauptung dient .

| ; ( Der Redner verliest mehrere Stelen aug den

betreffenden Verordnungen . ) p

ES bleibt mir nun noh Åbrig , eine Grláuterung

áber die Grinde şu geden , aug melchen auf die Uez

bertretung der Geſetze Über dag Hauſiren mit Ellen⸗

und Schnittwaaren nicht die Confiscation , ſondern nur

eine Geldſtrafe geſetzt worden iſt . Dieß erklaͤrt ſich

durch die Verhaͤltniſſe dieſes Handels . Der Hauſirer

iſt in der Regel nicht Eigenthuͤmer der Waare , welche
er herumtraͤgt , ſondern nur Commiſſionaͤr des Fabri⸗

kanten ; wenigſtens hat er ſie vor dem Abſatz nicht

bezahlt . Wuͤrde nun wegen unterlaſſung einer geſetzli⸗

Bo i hin : Borfhrift die Waare gleich confiscirt , ſo waͤre

EI der Fabrikant , nicht der mittelloſe Hauſirer , an wel⸗

|
hem fich erferer nicht erholen fann , Dadurch, gefraft .
Die Confiscation waͤre daher eine weniger gerechte ,

PEU und weniger mirffame Strafe . Indeſſen koͤnnte unbe⸗

9010 — ſchadet dieſer nothwendigen Ruͤckſicht allerdings ein Un⸗

9 derſchied gemacht , und die Conflscation da ausgeſpro —

den werden , wo erwieſen waͤre, daß die Waare aus⸗
laͤndiſches Fabrikat iſt , mithin kein inlaͤndiſcher Jabri :
kant durch die Hinwegnahme beſchaͤdigt wuͤrde .
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Frhr . v. Zyllnhardt : Meines Erachtens duͤrfte
genuͤgen, wenn die Bemerkung des Herrn geh . Hofraths
Zachariaͤ im Protokoll niedergelegt waͤre, allein ſeinen
Antrag auf einen modificirten Bepytritt zu dem Bes

ſchluß der zweyten Kammer Fann ich niht genehmigen ,
und ftimme vielmehr mit Dem Antrag der Commiffion ,
denn die Mnfiht de Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ iſt
èu febr von dem Princip , welheg dem Antrag der

zweyten Kammer zum Grunde liegt , abweichend , um

in der Form des Beytritts ausgedruͤckt werden zu

koͤnnen. Die zweyte Kammer will abſolutes Verbot

alles Hauſirhandels , der Herr Proponent blos ſchaͤr⸗
fere Strafen fuͤr die Uebertretung der beſtehenden
Hauſirgeſetze .

Srhr . v. Weffenberg : Dte in dem Commiſſions —
berichte vorgetragenen Gruͤnde gegen ein unbedings
teg Verbot des Hauſirhandels ſcheinen mir unwider —

leglich . Solch ein Verbot lieſſe ſich mit der Handels
und Gewerbsfreyheit nicht vereinbaren , und wuͤrde

viele Familien und Indlviduen brodlos machen , wo⸗

durch fuͤr die Geſammtheit weit mehr Nachtheil und

Gefahr entſtuͤnde , als ihr der Hauſirhandel , inner —

halb geſetzlicher Schranken , bringen kann . Was den

Mißbrauch des Hauſirhandels betrifft fo if eg die

bliegenheit der Polizeyanſtalten , ihm wirkſam zu be⸗

Segnen , Am Gefege liegt die Shud wohl am- wenigen .
ber uͤber Mangel an Schaͤrfe in der Vollziehung hoͤrt

man noch vielfaͤltig klagen . Ich ſelbſt habe die Er -

fahrung daß noch immer , beſonders an Jahrmaͤrkten ,

ſchlechte , unſittliche und aberglaͤubiſche kleine Druck⸗

Óriften feil geboten werden . ES wåre febr gu måns

en, daß die Vorſichtsmaaßregeln gegen dieſes ver —

erblich ſchleichende Gift verſchaͤft werden . Es genuͤgt
bier nicht am Verbot , ſelbſt nicht an der Fortweiſung
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des Verkaͤufers , der dann ſeine Giftwaaren nur zu

einem Thor hinaustraͤgt , um ſie durch ein anderes

Thor wieder einzuſchwaͤrzen . Die Giftwaare ſollte dem

Verkaͤufer weggenommen , ſie ſollte zerſtoͤrt , er ſelbſt
ſollte noch uͤberdieß empfindlich gezuͤchtigt werden .

Sonſt frißt der Krebsſchaden unheilbar um ſich .

Ferner glaube ih , dag es uͤberhaupt erwuͤnſcht

waͤre, wenn die Wachſamkeit und Strenge vorzuͤglich
gegen aus waͤrtige Hauſtrer vermehrt wuͤrden . Denn

die Erfahrung lehrt , Daf gerade diefe die Sicherheit

and Moralitaͤt am meiſten gefaͤhrden. Sie ſollten

meines Erachtens gar nicht uͤber die Graͤnze gelaſſen ,

und wenn fie fh im Lande betreten lafen , gleich wie⸗—

der mweggemiefen werden .

In Anſehung des beſondern Antrags des Nerrn

geh. Hofraths Zachariaͤ auf eine Revidirung der Maaß⸗

regeln gegen die Schleichhaͤndler , um ſie mit den neuen

Handeleverhaͤltniſſen in Einklang zu bringen , ſo ſtimme

ich der Anſicht des Herrn Staatsraths von Zolln⸗

haͤrdt bey , ibn biog zur Beruͤckſichtigung der Regie⸗

rung zu Protokoll zu nehmen .

Ich ſtimme uͤbrigens fuͤr Verwerfung des An⸗

trags auf ein unbedingtes Verbot des Hauſirhandels ,

dagegen aber fuͤr das Begehren einer Reviſion um

Ergaͤnzung des beſtehenden Geſetzes , mit Beruͤckſichti⸗
gung der Anſichten , die theils in dieſer , theils in der

zwehten Kammer zum Vorſchein gekommen ſind .

Zachariaͤ : Ich glaube , den Durchlauchtigſten

Praͤſidenten noch einmal um das Wort bitten zu duͤr⸗

fen , da ſo eben ein neuer Verbeſſerungsvorſchlag ge⸗

macht worden iſt . Da ich nun ohnehin nicht ein beſon⸗

derer Freund von Antraͤgen der vorliegenden Art pin ,

fo wirde iġ den von mir gemachten Verbeſſerungs
dorſchlag mit Vergnuͤgen zuruͤckneßmen , wenn einer DEF
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gegenwaͤrtigen Herren Regierungscommiſſaͤre erklaͤrte,

daß die Regierung den von mir in Anregung gebrach -

ten befondern Gegenſtand nicht unbeachtet laſſen werde .

Auch in aͤhnlichen Faͤllen koͤnnie vielleicht durch eine ſolche

Erklaͤrung viel Zeit und Arbeit erſpart werden .

Frhr . v. Berſtett : Da der Herr Regierungs -

commifár , welchem eigentlich die Beforgung diefed Ge -

genftandeg aufgetragen ift , gegenwaͤrtig anderwaͤrts

beſchaͤftigt iſt , ſo nehme ich keainen Anſtand , zu erklaͤ —

ren , daß die geaͤuſſerten Anſichten von der Regierung

in Betracht werden gezogen werden , Uebrigeng muf

ih noh bemerfen , daf in einem Lande , wie dem

Unfrigen , wo fein eigenes Mauthſyſtem beſteht , ſeit

den neuerlichen Handels verhaͤltniſſen manche Verord⸗

nung gegeben werden muß , die erſt aus dem Reich

der Erfahrung geſchoͤpft werden kann , und ſo waͤre

man wohl auch noch auf aͤhnliche Verfuͤgungen gekom⸗

men , wie die , welche hier angeregt worden ſind .

Auf die vom Hohen Pråfidium _ gehaltene

Umfrage erflårte fih die Kammer einhellig mit dem

Commiſſtontantrage einverſtanden .

Nach ſofort eroͤffneter Dis cuſſion uͤber die

Mittheilung der zweyten Kammer , die Aufhebung

des Neubruchzehntens betreffend , ſprach zuerſt

der Hofraih v. Rotteck , als eingeſchriebener Red⸗

ner , wie folgt :

Die verehrliche Commiſſion hat ſich gerechte An⸗

ſpruͤche auf Dank dadurch erworben , daß ſie durch

unumwundenes Anerkenntniß

Erſtens ; der vielfach begruͤndeten Verwerf⸗

lich keit der Zehentlaſt uͤberhaupt , und

Zweytens der als Regel vorhandenen Steuer⸗

natur des Novalzehentens insbeſondere ,

welches beides freylich beſtreiten oder verhehlen zu
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—4 pii o wollen , in heutiger Zeit ein ſchweres Unternehmen ſeyn
i l duͤrfte — die Commifion fage ih , hat Dank perz
i a dient , daf fie durch dieſes gedoppelte Anerkenntniß

i viele unnoͤthige Eroͤrterungen abgeſchnitten und uns ſo⸗
A fort auf den wabren und naͤchſten Standpunkt geſtellt

E M bat , von welem aus die Frage von geſetzlicher Ab⸗
J9 ſchaffung des Novalzehntens zu entſcheiden iſt .

Mit Recht , ſagt der Commiſſtonsbericht weiter , daß
von dieſem Standpunkt die Aufloͤſung kaum zweifel⸗
haft ſcheine , daß nåmlich bey alfo anerfannter Bers

| werflichkeit der Zehnten uͤberhaupt, und bey vorliegender
Hn reiner Gteuernatur deg Novalzehntens ingbefondere , der
ai Autrag der zwepten Kammer auf Abſchaffung des let —

ten die vollſte Zuſtimmung zu verdienen ſcheine . Und
| fo iff demfelben auh : es if unmóglih nah fols| chen anerfannten Pråmifen einen andern Schluß zu

ziehen . Mit ſteigendem Erſtaunen muß man daher
die jetzt folgenden Theile des Berichts leſen , worin
aus kuͤnſtlich zuſammengeſuchten , aber im Gehalt durch⸗
aus nichtigen und verwerflichen , Gruͤnden gleich⸗
wohl die Beybehaltung der Novalzehenten em —
pfohlen wird .

Es ſey mir erlaubt , dieſe Scheingruͤnde nach der
Ordnung , wie ſie der Commiſſtonsbericht auffuͤhrt ,
etwas naͤher zu beleuchten .

Die erſte Bedenklichkeit beſteht darin ( 5. 5 des

Commiſſtonsberichts ) „ daß der Neubruchzehnte nicht ſo —
wohl wie eine fuͤr ſich beſtehende Abgabe , ſondern viel —

p . mehr wie eine Urt der gefeglihen Zebnten uͤberhaupt
J — | zu betrachten , und dag die alten und neuen Zehnten9 ihrem Rechtsgrunde nach eine und dieſelbe Abgabe

fepen. ”
i,

Ich frage : mag folgt bieraug ? tind wenn die
Verwerfungẽgruͤnde des Neubruchzehntens auch wirklich
auf den alten Zehnten gleichmaͤßfig anwendbar waͤren ,
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was jedoch nicht vollkommen der Fall iſt , wuͤrden ſie

deßhalb irrig oder nichtig ſeyn ?

„ Die Frage duͤrfte ſich demnach ſo ſtellen, “ ſagt

der Commiſſionsbericht :
„ Iſt es dem Rechte und der Billigkeit gemaͤß ,

eine im Ganzen verwerfliche Abgabe blos theilweiſe ,

d. h. blog fo aufzuheben , daf nur ein Theil der

Gteuerpflichtigen , oder nur ein Theil der Gegenſtaͤnde,
welche unter dem Princip der Abgabe begriffen ſind ,

fuͤr die Zukunft freygeſprochen werden ? Iſt es alſo

namentlich dem Rechte und der Billigkeit gemaͤß , die
Zehnten blos in Beziehung auf Neubruͤche aufzuheben ?“

Die Freunde der Freyheit werden ſich nur freuen

koͤnnen auͤber dieſe Stellung der Frage . Sie iſt auch

die richtige , aber ihre Beantwortung kann nur zu Gun⸗

ſten der Freyheit ausfallen .

„ Die Maaßregel einer theilweiſen Aufhebung

einer im Ganzen laͤſtigen Abgabe, “ ſagt aber der Herr

Berichtserſtatter , „ kann an ſich und im Allgemeinen

mit den Grundſaͤtzen des Rechts kaum vereinigt wer -

den , Go menig bep . óffentlihen Abgaben einer mehr

alg der andere Delaftet werden fol , ebenfo wenig ſoll

einer vor dem andern beguͤnſtigt werden . “ Ich

antworte : Nie , weil z. B . die Mecife im Ganzen verz

werflich ift , folte ih niht einige Gattungen derfelben

è B . die Holz - Del - oder Sleifhaccife allein auf -

beben dürfen , die Aufhebung der Hauptgattungen , weil

etwa får jegt der dadurch bewirkte Ausfall in den Staats⸗

einkuͤnften zu ſchwer zu decken ſeyn moͤchte, einer ſpaͤ—

tern Zeit vorbehaltend ? Haben wir Doh auh einige Leib -

eigenſchaftslaſten z . B . Manumiſſionsgeld und Beſt —

Haupt , unbedenklich abgeſchafft , ohne zugleich alle andere

z . B . die Frohnden , die mit jenen auf demſelben
Grunde ruhen , mit abzuſchaffen .
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Wenn der Grundſatz des Commiſſtionsberichts der

rihtise if , daun feiñet Verzicht auf jede Verbeſſerung
der Geſetze , auf jede Abſtellung von Mißbraͤuchen und

Unrecht .
Was immer hierin Gutes und Schoͤnes geſchehe ,

es iſt nur partielle Abſchaffung des Boͤſen . Man

muͤßte hiernach das ganze Syſtem , den ganzen
Haushalt des Staates , auf einmal zur utopiſchen
Vollkommenheit bringen , oder — nichts thun . Auch
die Abſchaffung des alten Zehntens ſammt der des

neuen iſt eine partielle Maaßregel . Denn auch
auſſer dem Zehnten gibt es ungerechte Grundlaſten , als

Frohnden u. ſ . w. Und wenn dieſelben alle abgeſchafft
wuͤrden , ſo blieben noch hundert andere Ungleichheiten
und Ungerechtigkeiten im Steuerſyſtem — 4. B . dié

Acciſe , und in den uͤbrigen Staatsforderungen z. B .
die Zwangsreerutirung 2c. uͤbrig ; alles iſt partiell , was

nicht das Ganze umfaßt . Der Menſchen Arbeit aber

iſt naturgemaͤß Stuͤckwerk . Muͤhſam , ſtufenweiſe ,
durch allmaͤhlige Eroberungen im Reiche des Guten

muͤſſen wir uns alda anbauen , und feine Marime ift
daher gefaͤhrlicher und verwerflicher als die , welche dag

partielle Gute verſchmaͤht . Am verwerflichſten aber

erſcheint ſie bey ihrer Anwendung auf ſolche partlelle
Verbeſſerungen , welche zugleich den Weg bahnen zu
einer allgemelnen , oder die Hinderniſſe verringern ,
welche der letzten noch entgegenſtehen . Und gerade die —

ſes iſt der Fal bey der Abſchaffung des Neubruch —⸗
zehntens .

Die Wiederherſtellung der Freyheit if feine Be -

gûnftigung , fondern blog die Crfålung einer Rechtg »
ſchuld , welche hier anh gar niht zum Nachtheil der

uͤbrigen ( alten ) Zehntholde , als welche nur das gleiche
fortzahlen , ſondern blos der Geſammtheit geſchieht .
Wenn die Erhaltung der alten Zehnten ein Unrecht
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iſt — wie ich allerdings behaupte — ſo iſt ſies nicht

wegen Aufhebung des Novalzehntens , ſondern an und

fuͤr ſich .
Der Herr Berichtserſtatter gibt uͤbrigens zu , daß

ſein aufgeſtellter Grundſatz gewiſſe Ausnahmen leide ,

nur meint er , daß die zu Gunſten des Neubruchzehentens

angefuͤhrte Gruͤnde ſolche Ausnahmen nicht rechtfertigen .

Ich dagegen behaupte , Daf , wenn anh jener Grund -

fatz wirklich wahr , und mehr als eine bloſe „ Be haup⸗

tung “ waͤre, gleichwohl dieſe Gruͤnde entſcheidend fuͤr

die Ausnahmen ſeyn wuͤrden . Denn allerdings wird durch

die Abſchaffung des Neubruchzehntens das bisherige

fenuche Einkommen nicht vermindert ( obſchon der

§. 8 dieſes laͤugnet) ſondern vielmehr die Quelle

des Einkommens , der Nationalreichthum , wird dadurch

vermehrt , und allerdings verdient die groͤßte Beher⸗

zigung , daß durch jene Abſchaffung das Fortſchrei —
ten deg Uebelg verhindert werde , Muh dies

ſes laͤugnet der Commiſſiensbericht ( G. 9) doch iſt

klar , daß die Zehntlaſt dadurch Grenze und Ziel und

die bey etwa kuͤnftig zu beſchließender Abſchaffung zu

uͤbernehmende Entſchaͤdig ungsſumme ibr beſtimm⸗

tes Maaß erhalten wuͤrde .

Der Commiſſionsbericht pruͤft ſodann G- IS i )

die Bortheile , welche Der Abſchaffung des Noval -

zehntens zugeſchrieben werden , und findet dabey viel⸗

mehr Rachtheil ! — Er nennt ſie eine Praͤmie auf

den Anbau wmåfer Låndereyen , und bemerkt ,

daß ſie den Anbau von ſchlechteren Gruͤnden ,

hierdurch aber die Verminderung des Geldere ,

tragg und der Grundrente der Reichern , und

ein noh tiefere Gallen der Geldpreiſe aller

Erzeugniſſe bewirken wuͤrde .

Ich antworte hierauf : Wenn die partielle Aufhe ⸗

bung uͤberhaupt ein Unrecht waͤre , ſo koͤnnte ſie auch durch
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keine Vortheile gerechtfertigt werden . Da ſie aber zu⸗

voͤrderſtgerecht iſt , ſo iſt ' s erlaubt , auch auf die Vor⸗
theile einen Blick zu werfen , und unter dieſen iſt aller⸗
dings einer , daf fie „ eine Pråmie iſt auf den Anbau

wuͤſter Laͤndereyen “ — oder vielmehr , daß ſie die bis

jetzt darauf geſetzte Strafe abſchaffe . Wenn nun ath
der aͤrmere Boden deßhalb in Bau genommen werden

ſollte , iſt denn dieſes ein Uebel ?

Haben denn die beſſern Laͤndereyen ein ausſchließ⸗
liches oder ein Vorrecht bebaut zu werden , oder haben
die Beſitzer ſolcher Laͤndereyen ein Recht , den Beſi⸗
tzern von aͤrmern Gruͤnden den Anbau zu wehren ?
d. h. hat ihretwillen der Befiger aͤrmerer Laͤnde⸗
reyen kein Recht zum Anbau der ſeinigen ? Wo gera⸗
then wir hin mit ſolchem Begriff von Recht ? —Wie ?
Nicht nur ſoll die aͤrmere Claſſe von Buͤrgern —
die jetzt wohl dem Namen nach Freyen , der That nach
aber den Knechten noch faſt gleichen — Colonen
den Reichern dienſtbar , d. h. durch Rechte und An —
ſpruͤche der letztern vlelfach gebunden ſeyn , ſondern es
ſoll auch der aͤrmere Bodenin gleich demuͤthiges Ver⸗
haͤltniß gegen den Reichern kommen ? Wie ! — eine
Ariſtokratie des Bodens ſoll erſchaffen werden in
der Zeit , wo jene der Menſchen ihrer Maͤßigung
durch Rechtsbegriffe entgegenſieht ?— Wo iſt der Ti⸗
tel , welcher die Eigenthuͤmer ſchlechter Gruͤnde ver —
pflichten , der Vorwand , aus welchem felbſt eine tyr an⸗
niſche Geſetzgebung ſie verpflichten koͤnnte zum
Vortheil der Inhaber reicher Gruͤnde und zur Erhal⸗
tung des sd ieiet derfelben , ibr Dårftiges Eigen -
thum ungenågt zu lafen ? — Auh ifs nicht einmal
war , dağ deshalb die beferen Laͤndereyen im Wer⸗
the ſinken . Sie werden nur im gleichen bleiben , und
nur der Zehmte druͤckt ihren Preis , nicht die Zehbut —
freyheit der Aermeren . — Dagegen muß durch Abſchaf⸗
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fung des Novalzehntens der Werth aller jetzt noch oͤden

Gruͤnde ſteigen , daher das National - Capital ſehr koſt⸗

bare Erhoͤhung gewinnen .

„ Aber die Ausſtcko ung der Waͤlder wird befoͤr—

dert durch die Abſchaffung des Novalzehntens ? “

In dieſer Bedenklichkeit erfenne ich die zårtliche ,

Sorgfalt der Gorftmånner får den wilden Ward ,

welchem 3u Liebe man alfo niht blog die Waldbeſitzer

ſelbſt , ſondern auch alle Eigenthuͤmer oͤder Gruͤnde ihres ,

vom klarſten Recht unterſtuͤtztenAnſpruchs auf Befreyung

vom Novalzehnten beraubt werden , weil unter ihnen

auch einige Waldbeſitzer ſeyn moͤgen , welche dadurch
zur Ausſtockung einer Waldparzelle koͤnnten ermuntert

werden ! !

Ich koͤnnte dagegen anfuͤhren , daß ſchon der Fort —

beſtand des alten Zehentens dafuͤr buͤrgt , daß viele

jetzt urbare Felder allmaͤhlig wieder zu Waͤldern wer —

den eingeſchlagen werden . Aber ich ſchweige davon , in

der Beſorgniß , noch ein beſonderer Grund moͤchte ent —

nommen werden , dieſen alten Zehnten in deſto ſtaͤrkern

Schutz zu nehmen , wenn einmal ſeine Abſchaffung zur

Sprache koͤmmt .

Der Commiſſionsbericht ſetzt ſelbſt voraus , daß die —

fes Letzte in Baͤlde geſchehen moͤchte , aber er zieht dar⸗

aus einen neuen Grund gegen die Abſchaffung des No —

valzehntens .

„ Weil naͤmlich alsdann die Anbauer der aͤrmeren

Neubruͤche — deren Werth gegen die dann gleichmaͤßig

zehentfreyen und reichern alten Felder ſinken muͤßte —

ihr auf den Anbau verwandtes Capital verlieren wår -

den . ” — Citle Furcht ! Der Werth ihrer Gründe bliebe

ja der ſelbe , nur jener der alten Felder wuͤrde erhoͤht,

und nicht einmal wuͤrde daraus eine — den Preis her —

—
————
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abdruͤckende Vermehrung der Erzeugnifſſe hervor —⸗

gehen , weil die zehntfreyen Felder darum nicht eben

mehr tragen ; nur kaͤme dann ihr Segen ganz in die

Scheune des Eigenthuͤmers , nicht in die Zehent —

ſcheune , was eher eine Preiserhoͤhung als eine
Verminderung bewirken wuͤrde .

Nicht beſſer begruͤndet iſt die Furcht , „ daß die Abs

ſchaffung des Novalzehentens die Getraidepreiſe

herabdruͤcken wuͤrde , gleich wie dieſes ſchon durch

den fruͤher waͤhrend des hohen Standes jener Preiſe
und wegen deſſelben vermehrten Anbau oͤder Gruͤnde

geſchehen ſey . “

Denn ſowohl dieſer haͤufigere Anbau , als jener

geſunkene Getraidepreis koͤmmt von ganz anderer Quelle

her . Die ungeheure Steuerlaſt und jene der

in Folge der algemeinen - Noth - vermehrten Privatſchul⸗
den , hat den Bauer zum Umreiſſen auch der wildeſten
Gruͤnde gezwungen . Was ſein urbares Feld ertrug ,

das gieng darauf in Bezahlung der Steuern und Capi⸗
talzinſe : wollte er mit ſeiner Familie eſſen , ſo mußte er ,

faſt erliegend unter der ſauern Arbeit , noch einige wuͤſte
Gruͤnde beurbaren : er friſtete durch ihren Ertrag wenig —
ſtens ſein Leben . Spaͤter iſt freylich dieſes Huͤlfsmittel eben
durch den vervielfaͤltigten Gebrauch im Ganzen ſchaͤd lich

geworden , denn die vermehrte Maſſe der Erzeugniſſe ,
und das damit gleichmaßig vermehrte Ver —

kaufsanbot aus Zehntſpeichern und Kellern

druͤckte den Preis ſo klaͤglich herab ; und jetzt reicht der

Erloͤs aus der ganzen Erndte , die der Colone unter

Schweiß und Thraͤnen dem Boden abgewinnt , meiſt
nicht hin zur Beſtreitung der Laſten . Der kleine und

mittlere Bauer verdirbt ohne Rettung .
Es fließt aus dieſer Betrachtung , ja ſelbſt aus der
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sum Theil auch richtigen Annahme deg Commiffiongbe -
richis , daf viele Grånde nur wegen der fråher . b ochge -
ſtandenen Preiſe feyen urbar gemacht worden , gerade
noch eine Berftårfung des Anſpruchslauf Befreyung
vom

—
Denn wenn dieſe Gruͤnde nur mwe- *

gen Dranges der Noth oder in der Hoffnung eines fort —
dauernd hohen Preiſes der Erzeugniſſe umgebrochen wur —

den; ſo muß es jetzt , bey ſo ſehr gefunfenen Preifen ,
noch zehnfach haͤrter erſcheinen , ihnen erſt noch den Ze⸗
henten abzudruͤcken .

Selbſt das Beyſpiel Darmſtadts ſcheint dem Be —

richtserſtatter nicht erheblich , und er haͤlt die daraus

abermals hervorgehende Gefahr der Preiserniedrigung
fuͤr weit gewichtiger , als die Aufforderung , welche Ba —
den hat , keinem andern deutſchen Staat an freyſinni⸗
gen Geſetzen nachzuſtehen .

Die letzte allgemeine Bedenklichkeit des Berichtser —
ſtatters beſteht darin , „ daß jede ſpecielle Maaßregel
nach dem allgemeinen Grundſatz zu pruͤfen ſey , unter

welchem fie begriffen if . ”
Wenn die Neubruchzehenten aufgehoben werden ,

WaS wird fich dem Vorſchlag , auch die alten Zehnten
aufzuheben , wohl mit Recht entgegenſetzen laſſen ? “

Ich antworte : wenn die Conſequenz erheiſcht , nach
erfuͤllker Gerechtigkeitspflicht in engerer Sphaͤre , ſie
MUD in der meitern zu uͤben ; ſo thue man es , nicht
bep laſſe man die erſte unerfuͤllt , aus Furcht , auch die

zweyte befriedigen zu muͤſſen .
Dieſe Furcht iſt gefaͤhrlich , und daher auch die

avon abfließende Maxime boͤs, aus melher der Com -

miſſtonsbericht die Abſchaffung des Novalzehntens ver⸗
wirft . Uebrigens werden wir gleich ſehen , daß doch

Vrotokolle der 1. Kammer , 3r Bde $1
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die Novalzehnten ein noch ſchreyenders und unverzeihli —

cheres Unrecht ſind , als die alten .

Gegen dieſe nichtigen Bedenklichkeiten waͤge man

nun die fuͤr Abſchaffung des Novalzehntens laut ſchrey⸗
enden Gruͤnde . Der rechtskundige Berichtserſtatter in

der zweyten Kammer hat die meiſten bereits lichtvoll

entwickelt , mir bleibt nur eine kleine Nachleſe übrig .

Es iſt bemerkt worden , daß die Aufgabe , die al —

lerungerechteſte , allerhaͤrteſte , allerſchaͤdlichſte Steuer

aufzulegen , durch Auflegung der Zehntabgabe trefflichſt

geloͤzßt worden . Sey es , daß der Staat , weil er durch

Verhaͤltniſſe des ſogenannten hiſtoriſchen Rechts ſich ge —

hindert glaubt , den alten Zehnten aufzuheben , ihn ſeuf —

zend —weil gegen ſeinen beſſern Willen , wie gegen ſeine

Intelligenz —noch fortbeſtehenlaſſe . Die Schwierigkeit
der Abſchaffung haͤlt vielleicht die Vorwuͤrfe zuri

Wenn er aber den Neubruchzehnten , gegen deſſen

Ab ſchaffung durchaus kein Recht , durchaus kein gewich⸗

tiges Bedenfen freitet , nicht aufhpebt , fo maht er fi

derſelben Suͤnde ſchuldig , alg wenn er jene abgeſchmackte

Auflage durch ein ganz neues Geſetz allererſt ins Leben

fuüͤhrte . Nicht aufheben und ſelbſt ſtatuiren iſt

hier eines und daſſelbe .

Von jeher hat die Geſetzgebung den Neubruchzehn⸗

ten als ihrer freyen Verfuͤgung unterworfen betrachtet ,

und ihn nach Ermeſſen oder Umſtaͤnden bald dem Landes⸗

Herrn , bald dem Grundherrn , bald dem Pfarrer zu —

geſchieden . Auch Befreyung vom Neubruchzehn⸗
ten hat ſie ertheilt , alles ohne Einſprache oder Be⸗

ſchwerde von Seite der ſogenannten Berechtigten . Wie
kann man zweifeln , daß dieſelbe Geſetzgebung , welche

Dag Recht Hat , eine 10 oder 30jåhrige Zepentfreyheit
får Neubråhe auszufprecher , nicht auch Dag Recht ha⸗
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ben ſollte, eine hundertjaͤhrige , alfo eine e wi ge zu
verkuͤnden ?— Wowaͤre denn die Grenz edes Rechts ? —
Man gebe einmal einehundertjaͤhrige Freyheit , wenn
man aus Vorurtheil ſich ſcheut , die voͤllige Befreyung aus⸗

zuſprechen . Eine nur kurz dauernde Befreyung
aber , wie ſie wirklich beſteht , iſt wie eine Schlinge , ig
der man den Anbauer faͤngt. Durch den Reih von

mehrjaͤhriger Zehntfreyheit angelockt , macht er mit vie —
len Koſten ein Grundſtuͤck urbat , und bevor er den Er -
ſatz ſeines Aufwands erhalten , hoͤrt durch die Zehent⸗
laſt alles Ertraͤgniß auf .

Was wuͤrde man zu einem Geſetze ſagen , welches
den Zehnten von allem Brutto - Ertrag der Induſtrie , von
aAllem Arbeitslohn und Handelserlös oder von dem Er —
trag eineg jeden Befişgthums G- B . der Haugmie -
the , der Muͤhlen und Fabriken , der Capitalzinſe , der

Beſoldungen, Renten und Giltenzc . ) forderte ? — Man
wuͤrde den Urheber einen graufamen Thoren felten .
Dennoch waͤre ein ſolches Geſetz weit eher zu rechtfer⸗
tigen, als das nur fuͤr die Grundbefiger geltende

ehntgeſetz. Schon ſeine Allgemei nheit wuͤrde die
ngerechtigkeit mindern , nnd an ynd für fich wåre eg
“ t

manche Clafen weit minder druͤckend , als die Zehnt —⸗
At für die Bauern . Und man ſollte Anſtand nehmen ,

ERS gehaͤſſige , monſtrudͤſe Laſt ſelbſt in der Sphaͤre ,° durchaus fein ermorbeneg Recht uns hemmend ent
degentritt, den gedruͤckten Colonen abzunchmen ?

— Novalzehnte iſt eine nog R druͤckendere,
Sn e — als der Hite
Wegen — Die jetzt noch nicht bebauten Gruͤnde

i
Poaſfenheit des Bodens , oder wegen Entle -

w fhlehtere Gruͤnde , als die foon urba -
Selbſt wenn ſie durch Aufwendung ſainen Schwei⸗

11 *
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ſes und eines anſehnlichen Geldcapitals urbar gemacht

ſind , werden ſie der Regel nach weniger dankbar , als

die eben wegen ihrer Vorzuͤglichkeit fruͤher bebauten ,

durch tangen Anbau bereicherten Gruͤnde ſeyn . Der

Zehnte von einem geringern Felde aber iſt eine weit

haͤrtere Auflage , als der von einem beſſern entrichtet

wird ; er fann , weil er yom Brutto - Ertrag, nidt

plog vom reinen genommen wird , die Hålfte oder Ao

ja dag Gange , und mehr alg dag Ganze Deg reinen

Ertrags verſchlingen . Welche ſchreyende Ungerechtigkeit

und Ungleichheit , ſelbſt nur im Vergleich gegen

die guten Gruͤnde betrachtet ! Dazu koͤmmt aber , daß

der Zehnten auf alten Gruͤnden ſchon durch ein altes

Geſetz , das wir nicht ſelbſt zu verantworten haben,

aufgelegt worden , und daß durch ſeine unnatuͤrliche

Verkettung mit Privatrechten die Abſchaffung er⸗

ſchwert worden . Den Novalzehnten legen wir ſelbſt

uf durch neues Geſetz , oder durch ausdruͤckliche For ”

erhaltung , ohne irgend eine Noth oder Entſchuldigung⸗

Ganz freywillig , und auf die unverantwortlichſte Weiſe

ahmen wir das verwerſliche Beyſpiel der roheſten Ge⸗

ſetzgeber , und einer durch die Schmach der Leibeigen⸗

ſchaft geſchaͤndeten Zeit nach , und begehen hundertfoch

groͤßere Suͤnde , weil nicht durch Unwiſſenheit entſchul⸗

digt . Endlich mag ein leicht zu beruhigendes Gewiſ⸗

ſen bey der Forterhaltung der alten Zehnten ſich etwa

durch den Gedanken beſchwichtigen , daß der Zehenthold ſeib

zehntbares Feld dieſer Laſt willen w ohlfeiler erkauf
habe . Nicht alſo beym Aubauer des joen © pundet .

dieſer kauft den wuͤſten Tiet jedenfalls um geringen prei

weil auh der abfolute Werth immer gering ifi . gent

laßt er ihn beurbaren , und bringt alfo hervor , oder

aſchafft erſt den tragbaren Grund durch feine Arbe

|

—
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und durch ſein Geld . Die Unkoſten des Anbaus

ſind nicht geringer , ob der Neubruchzehnten zu bezah⸗
len fey , oder niht ; der volle Werth des umge -

ſchaffenen Bodens iſt des Anbauenden reines , voll —

wichtig bezahltes Eigenthum . Und nun koͤmmt

der Geſetzgeber einer mit Erleuchtung und Rechtsach —

tung ſich bruͤſtenden Zeit , und raubt ihm ſein Eigen -

thum durch die den Netto⸗ - Ertrag faſt verſchlingende

Zehntlaſt , ſie raubt es Ihm ſelbſt , der es geſchaffen ;

gegen den jetzt Lebenden wird das Unrecht begangen ,

nicht fuͤr ſich hat er gearbeitet und bezahlt , nein ! als

Frohndknecht hat er ſich abgemuͤht blos zum Beſten
des Zehntkaſtens , verloren iſt ſein Capital zur Strafe

dafuͤr, daß er damit den heimiſchen Boden verſchoͤnert ,
den Nationalreichthum erhoͤht hat .

Ja ſelbſt wenn man — was jedoch abgeſchmackt
waͤre — da man ſonſt auch von Haͤuſern und Fabrick⸗
gebaͤuden und Handelsgewoͤlben den Zehent des Mieth —

werths und des Induſtriegewinns fordern muͤßte — alſo

ſelbſt wenn man Den Lehntherrn — ob den Staat ſelbſt
oder den Grundherrn — als den ehemaligen Eigent huͤ —
Mer deg Bezirks ſomit auch jedes einzelnen Grundes

betrachtete, und der etwa gegen die Bedingung des

zu entrichtenden Neubruchzehntens denſelben veräͤuſ —
ſert haͤtte , waͤre die rechtliche Monſtruoſitaͤt dieſes No—⸗

valzehntens nur wenig geringer . Welch ein Vorbehalt !
„ Wer immer — nicht etwa blos die Kaͤufer , ſondern
auch jeder Dritte , an welchen der Grund durch weitere

eraͤuſſerung oder frehe Beſitze rgreifung und Verjaͤh —
"ung fommien mag — auf diefe z. B . 10 f werthe

*
rund ſtuͤck, ein Capital , ſeye es von 1000 fl . , verwendet ,

er ſoll in alle Zukunft hin nicht nur den zehnten Theil
eS reinen Ertrags folchen Capitals — hier alfo è- B
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den zehnten Theil von 50 f - mit 5 fl. jaͤhrlich entrichten ,

ſondern noch weiter den zehnten Theil der jaͤhrlichen

Baukoſten und andern Vorauslagen bezahlen , alſo

daß , wenn zu B . die Brutto - Erndte 300 f . ift , dem Ei⸗

genthuͤmer jaͤhrliſch 30 fl . , alſo jaͤhrlich in alle kom⸗

mende Zeiten hin der dreyfache Capitalwerth ſei⸗

nes ehemaligen Eigenthums als Kaufſchilling fuͤr daſſelbe

entrichtet werdel ! “ — j

Daf diefe Rechnung nicht Åbertrieben fen , fpringt

in die Augen . Ein ſteinigter Berg z- . , Der zum Reb⸗
gelaͤnde umgeſchaffen wird , da muͤſſen Felſen geſprengt ,

Mauern aufgefuͤhrt , fruchtbare Erde auf die Hoͤhe ge⸗

tragen , und dann erft Die Rebanlage gemacht werden⸗

Oder ein entlegener Waldboden ; der muß ausgeſtockt ,

von Steinen gereinigt , durch angelegte Wege zugaͤng —

lich , durch Erbauung von Haus und Hof zur landwirth⸗

ſchaftlichen Benutzung faähig gemncht werden . Wie oft

iſt das in ſolche Gruͤnde verwendete Capital ſelbſt hoͤ her

alg der volle Werth deg urbar gemachten Grundes !

Geſetzt , der ehemalige Eigenthåümer fey noh mahrer

rechtlicher Eigenthuͤmer geblieben , der Anbauer

ſelbſt bonae fidei Beſſitzer , und es ſtehe dem erſten

noch ſelbſt die Vindication zu . Da haͤtte er gleich —

wohl blos das Recht , auf den ur ſpruͤnglichen Grund⸗

werth von 10 fl . , und muͤßte , wenn er den Beſitzer ver⸗

draͤnge das , Verbeſſerungseapital mit 1000 fl. hinaus⸗

bezahlen . Jetzt aber , da er micht Eigenthuͤmel

zu ſeyn begehrt , ſondern blos Zehntherr ſeyn wil

fann er — ftatt ein får allemal 10ft . — Jahr får Jahr

und in alle Zukunft bin 30 fi . , alfo in Wahrheit ein

Capital von . 600 fi. begehren ! — Wer erſchraͤcke nicht

vor dieſem fuͤrchterlichen Wucher ? — Wer wollte

ſeine Stimme dahin geben : “ er ſoll fortdauern die⸗
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ſer Wucher ! Ja , er ſoll nicht blos geduldet werden ,
wo ein wahnſinniger Kaͤufer etwa freywillig ſo hinterli —
ſtige Bedingung eingieng — ſondern er ſoll durchs Ge —

ſetz allgemein herrſchend gemacht und geheiligt wer —

Mrezi a

Es wird wohl nicht als Abſchweifung von unſerem

Streitgegenſtand betrachtet werden , wenn ich hier einige

Blicke auf die conſtitutionelle Stellung der hohen erſten

Kammer zu werfen mir erlaube . Iſt doch ſchon oͤfters
und erſt juͤngſt bey der Discuſſton uͤber die For m un⸗

ſerer Protokolle , daſſelbe von einem andern Red —

ner geſchehen . Bey der Entſcheidung der eben vorlie —

genden , eine Mittheilung der zweyten Kammer betref —
fenden Frage duͤrfte es wohl noch zweckmaͤßiger und ein

nicht unwichtiges Moment der Erwaͤgung darbietend ſeyn ,

ſich ſolche Stellung nach ihrer wahren Natur und

Bedeutung zu vergegenwaͤrtigen .
Mag es ſeyn , daß das Syſtem der zwey Kammern

auf dem Grundſatz der Hemmung des etwa allzu raſchen

Ganges eines einzigen geſetzgebenden Koͤrpers ruhe ; ſo
ſind doch Abſicht und Erfolg gegenfeitig . Welche
von beiden Kammern etwas ungerechtes oder ge —

meinſchaͤdliches beſchloͤſſe , derſelben ſoll das Veto
der andern Kammer ſich hemmend entgegenſtellen . Aber

nir Unrecht oder Gemeinſchaͤdlichkeit , nicht

das geſonderte Intereſſe eines Standes oder einer

Clafſe ſoll Beſtimmungsgrund des Veto ſeyn . Wer
blos um ſolchen geſonderten Intereſſes willen fordert ,
oder weigert , ohne Unterſchied , in welcher Kammer er

fike , Der verlegt feinen Eid , Gelb der ynmwill -

kuͤhrlichen Befangenheit fuͤr perſoͤnliches oder Standes⸗
Intereſſe , iſt durch den Geiſt unſerer Verfaſſung geſteuert ,
und zwar in der zweyten Kammer natuͤrlich durch die
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Aufhebung jedes einzelnen , z. B . Claſſen⸗ - oder Orth -
Intereſſes mittel Der Entgegenfegung aller andern ; in

der erſten Kammer aber kuͤnſtlich durch Vereinbarung

aller drey Principien , wie man es gewoͤhnlich nennt ,

naͤmlich des ariſtokratiſchen , monarchiſſchen

und demokratiſch en in einer Verſammlung . Denn daß

auch ein demokratiſches Element in unſerer Kam

mer wohne , iſt nicht nur in dem Sinne wahr , wie juͤngſt
ein geehrter Redner ſagte , daß einige Formen unſerer

Berathung , namentlich ihre Oeffentlichkeit , daher ſtam —

me , fondern ath durch Perfonifidation . Denn wek

Hem andern Princip , alg dem demofratifhen ge -

hören naturgemåf Die Repråfentanten der Kirch e und

jene Der Schule , die Stimmfåhrer der beiden Landes -

firchen , und jene der beiden Univerfitâten an ? Würde

bon diefen , wer einem andern Princip fich vorzjugweife

ergaͤbe, nicht als Ueberlaͤufer erſcheinen ? Alſo hat eg

Der weiſe Urheber unſerer Verfaſſung gewollt ; die ge —

bohrenen Vertreter aller drey Principien ſitzen
in unſerer Kammer ; aber alle drey werden in harmoni⸗

ſcher Wechſelwirkung bleiben , und keines wird unge⸗

recht vorherrſchen wenn jeder Stimmende ſeinen Beruf

erkennt .

Um nun auf den vorliegenden Gegenſtand zu kom⸗

men ; ſo frage ich : welches der drey Principien wird

ſich wohl der im Allgemeinen als rechtmaͤßig und

gemeinnuͤtzlich erkanntenAbſchaffung des Novalzehntens

entgegenſetzen ? — Das monarchiſche gewig nicht , Denn

der Fuͤrſt verliert dadurch gar nichts , ſondern gewinnt
vielmehr . Was irgend fuͤr eine Steuer an die Stelle

der aufgeopferten Vermehrung der Staatseinkuͤnfte durch

den Novalzehnten tritt , ſo wird ſie hunderkfaͤltig beſſer

als dieſer ſeyn ; und die Erhoͤhung des Nationalreich⸗
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thums durch befoͤrderten Anbau des Bodens iſt baarer

Gewinn . Das demokratiſche ? — Der allgemeine Volks —

wunſch nach Abſchaffung iſt ja erklungen , und einhellig

erklungen aus dem Mund ſeiner naͤhern Vertreter . Man

wuͤrde alſo dem ariſtokratiſchen Princip es zuſchrei —

ben , wenn ein Veto dawider toͤnte, und wahrlich die oͤffent⸗

lihe Meinung in Baden und Teutſchland wuͤrde

daben niht auf feiner Seite fen .

E8 iff aber Dag höchfe Ynteree fùr diefes Element ,

die öffentliche Meinung fich befreundet zu erhalten . Dag

Widerſtreben gegen einen gerechten Wunſch der zweyten

Kammer , und welche daſelbſt den edlen Urſprung

und die kraͤftigſte Vertheidigung in dem Munde derje —

nigen Deputirten ( Kaufleute und Staatsdiener ) gefunden ,

welche per ſoͤnlich bey der Aufhebung vom Neubruch⸗

zehnten nichts gewinnen , vielmehr , wenn dafuͤr eine

andere Steuer eintritt , dabey verlieren , alſo , daß die

naͤheren Repraͤſentanten der Landleute gewißermaßen
nur annahmen , was ihnen großmuͤthig und aus Rechts —

achtung dargeboten ward , das Widerſtreben gegen

eine mit der ſcrupuloͤſeſten Maͤßigung gefaßte Bitte ,

deren Erfuͤllung durchaus niemanden poſitiven Schaden

bringt , Dagegen tauſend ungerecht Bedruͤckten , und mit⸗

telbar der Geſammtheit reichen Vortheil gewaͤhrt , ge⸗

gen einen Antrag , welcher der gehaͤſſigſte von allen

geſellſchaftlichen Laſten , blos ein Ziel des Fortſchreitens

ſetzen , und die alten Suͤnden der Geſetzgebung nur

nicht durch fortwaͤhrende Anhaͤufung vollends unheilbar

gemacht wiſſen will , gegen eine Befreyung endlich , wel⸗

che im benachbarten Darmſtadt von der Regierung

ſelbſt durch eigenen Vorſchlag dem Volf entgegen ge -

tragen und von beiden Kammern freudig empfangen

worden , das Widerſtreben ſage ich gegen dieſe gewiß
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kleinſte Huldigung , die dem Zeitgeiſte mag gebracht
werden — muͤßte wohl als ein Fehdebrief gegen die

oͤffentliche Meinung gelten , und einen traurigen Ein —

druck machen in den Gemuͤthern der durch die Conſti —
tution uns ſo innig verbundenen zweyten Kammer , in

den Gemuͤthern des ganzen Badiſchen Volkes und der

teutſchen Nation . Wenn nicht einmal ſo viel bewil —

ligt wuͤrde von der Erſten Kammer , was koͤnnte ſie
von der zweyten , und was koͤnnte das Volk vom gan —

zen Landtag erwarten ?

In Bezug auf die verſchiedene Perſoͤnlichkeit der

Zehntherrn bleibt wenig zu erinnern .

Der Commiſſionsbericht erkennt es an , daß , wo

eg der Staat iſt , kein Bedenken der Abſchaffung ob⸗

walte . Nun ſo entſage porer der Staat dem Noval —

zehnten , er wird deſſen nicht nur keinen Schaden , ſon⸗

dern reichen Gewinn haben .
Wag die Standeg - und Graundherrn betrifft ,

fo it Doh Elar , daf ihre etwaigen Anfprůche - gegen

den Staat auf die Anſpruͤche der Zehntholde ohne

rechtliche Wirkung ſind . Dieſe Zehntholde werden wie

jene , die Dem Gtaat unmittelbar pflidtig

find , Durch ein ungerechtes Geſetz zur Entrichtung ei —

ner reichswidrigen Abgabe genoͤthigt . Ihre Forderung

auf Abſchaffung des Geſetzes , iſt ſo dringend und uns

abweislich , als jene der andern ; und einen Unterſchied

hier ſtatuiren wollen , hieße den ſ . 7. unſerer Verfaſ —

ſung aufheben wollen , welcher die Gleichheit der Rechte

aller Badener ausſpricht . Iſt der Staat durch ſeine

Conſtitutionsediete vom Jahr 1807 oder durch die teut —

ſche Bundesacte verpflichtet worden , den Standes - und

Grundherrn , fuͤr den etwaigen Verluſt des Neubruch —

zehntens einen Erfa zu geben , dieſes zu unterſuchen
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und zu entſcheiden , iſt hier weder der Ort , noch die

Zeit . Die Frage muß ad separatum verwieſen werden .

Aber ſo viel iſt doch klar , daß der Staat wenigſtens

dazu ſich nicht verpflichten konnte , fortwaͤhrend

ungerecht und tyrannifh gegen die Colo

nen zu feyn .

;

Daſſelbe findet in Anſehung der Geiſtlichkeit Statt .

Wie koͤnnte ſie ein Recht haben , zu fordern , daß nur

ihres Intereſſes willen Unrecht vom Staate geuͤbt

werde ? — Auch wird ſie nur kleine Einbuße oder

vielmehr nur die Hoffnung eines ſehr kleinen Zu —

wachſes an Einkuͤnften verlieren ; und gewiß werden

die ehrwuͤrdigen Repraͤſentanten beider Confeſſtionen in

dieſer hohen Kammer die patriotiſche Erklaͤrung der geiſt⸗

lichen Mitglieder der zweyten Kammer durch eigene Zu⸗
ſtimmung bekraͤftigen . Noch bleibt mir uͤbrig , uͤber die

angetragene ſogenannte Ruͤckwirkung des Geſetzes

zu ſprechen , naͤmlich von der Aufhebung des Zehntens

von ſolchen Neubruͤchen , welche noch in den Freyjahren

ſich befinden .

Mir iſt unbegreiflich , wie man die Ausdehnung

des Geſetzes auf ſolche Gruͤnde fuͤr eine Ruͤckwirkung

erklaͤren konnte . Mag inzwiſchen angenommen , obwohl

nicht zugeftanden feyn , daf Da , wo ein Zehntherr bereits
im wirflichen Befit , d H. Bezug eines neuen Zehnteng

ift , dDerfelbe ipm niht mehr fann entriffen werden , fo

iſt doch klar , daß ſolcher Beſitzzſt and in Ruͤckſicht der

Neubruͤche erſt nach abgelaufenen Freyjahren

anfange . Fruͤher hatte er blos die Hoffnung , de —

ren Realiſtrung an zwey Bedingungen geknuͤpft war ,

nåmlich : erfeng den Neubruh deg Wildfeldes ,
und aweyteng den Ablauf der Freyjahre . 8wi —

fshen diefen zwey Bedingungen if in Anſehung der
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Rechtswirkung durchaus kein Unterſchied , und man muß

entweder behaupten , daß es einen rechtlichen und

unantaſtbaren Beſſiſtz des Neubruchs - Zehntrechts auch

auf noch unangebaute Gruͤnde geben — mas Nie -

mand wagen wird — oder man muß den Anfang des

Beſitzſtandes erſt von der Erfuͤllung der zweyten Be —

dingung , naͤmlich von Verfluß der Freyjahre an rechnen .

Mit nichten hat der Eigenthuͤmer , welcher ſein Oedfeld

umbrach , die Schuldigkeit des Neubruchzehntens nach

Verfluß der Freyjahre zu entrichten , ſtillſchweigend
auf ſich genommen . Vielleicht gedachte er das

Feld nur ſo lange zu bauen , als es zehntfrey bleibe ,

o der er rechnet auf den bald eintretenden Sieg der ge —

ſunden Vernunft und des ſonnenklaren Rechts . Auf

jeden Fal verpålt er fich hier blos Leidend , D. H. er

þeimgt feine Fråchte fo lange volfåndig ein , big ein

ſtaͤrkerer Raͤuber , oder ein durch ungerechtes Geſetz

bewaffneter ſogenannter Zehntherr kommt , und die zehnte
Garbe ihm wegnimmt . Selbſt wenn er dieſe Garbe

entrichtet , willigt er nicht ein in die fernere Entrichtung ;
er gehorcht nur dem, obgleich , harten Geſetz , und behaͤlt

fortdauernd ſeinen Anſpruch auf Befreyung , ſo wie die

Steuerpflichtigen irgend einer Art , wenn ſie auch eine

ungerechte Steuer : z. B . die Acciſe erlegen , darum

nicht zur obigen Zahlung ſich verbinden , ſondern Tag

fuͤr Tag von dem Geſetzgeber Befreyung fodern , alſo

nicht einmal durch wirkliche Entrichtung des Zehntens ,

geſchweige ſchon durch bloſſen Umbruch des Wildfelds
nimmt er die Schuldigkeit auf ſich .

Der vom einen Privatrecht entnommene Satz :

„ dies cessit , sed nondum venite “ , hat hier — wo nut

von oͤffentlichem Recht oder vielmehr Unrecht die

Rede iſt , durchaus keine Anwendung , wie am klarſten
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aus einem andern Beyſpiel hervorgeht . Geſetzt , ein

Grundherr habe das Recht , die Toͤchter ſeiner Grundz

bolde , wenn fie ein gewifes Miter erreicht haben , auf

einige Beit , zu Magddienften ju gebrauchen , und diez

ſes Recht wuͤrde abgeſchaft durch eine vernuͤnftige Ge⸗

ſetzgebung . Koͤnnte man da ſagen , das Geſetz habe

nur auf die erſt kuͤnftig aur Welt kommenden , nicht

aber auf die noch in den Fruͤhjahren , . h . in den

Jahren der Unmåndigfeit fih befindliche Toͤchter

feine Anwendung ? ? — Oder in einem nåher liegen -

den Fall : Måfen nach einem vernůnftigen Frohn dz

abloͤſungsgeſetz neben den bereits frohnd —⸗

baren Bauern auh alle Knaben - und Unmůndiz

ge fih logtáufen ? — Man fónnte da auch fagen : dag

unbefimmte Recht des Herrn auf Frohnddienſte werde

ſchon durch die Geburt eines Knaben erworben ; die

Freyjahre , die Jahre der Unmuͤndigkeit , verſchoͤben

zwar die Ausuͤbung , aber ſie hinderten den B ez

ſtand des Rechtes nicht . Auch hier „ dies cessit , sed

nondum venit ‘ ! — Man Éónnte wohl noh mehrer eg

anfprechen , alg im Antrage der zweyten Kammer liegt ?

Das Recht auf den Neubruchzehnten begruͤndet ſich im

Badiſchen Staat auf das im Jahr 1810 publicirte £an d

recht , oder vielmehr feon auf die Conftitutiongedicte

vom Jabr 1807 , und gehoͤrt ſeitdem unbeſtritten dem

oͤffentlichen Recht an , d. h. dieſer Zehnte hat ſeitdem

anerfannter Maffen die Natur einer Steuer ,

Welche Neubruchzebnten affo feit diefer Beit , d. h. feit

1807 an den Staat , oder in feinem Namen an. Gtana

deg - und Grundherrn oder Pfarrer fällig wurden ,

dicfelbe find nur alg Gteuern , ob auch zum Theil

an gewiſſe Perſonen abgetretene Steuern zu betrachten .

Ein Geſetz , welches den Neubruchzehnten abſchaffte ,

P;
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demnach dieſer abenteuerlich ungerechten Steuer ein

Ende machte , muͤßte daher alle Zehntpflicht , die erſt
nach 1807 ins Leben trat , von rechtswegen vernichten ;

denn alle iſt anerkannter Maßen , d. h. nach guͤltig
vorliegendem geſetzlichen Titel blos Steuerzah —
lung . Noch heiliger und unabweislicher iſt aber der

Anſpruch auf Befreyung durch die Verkuͤndung unſerer
Conſtitution geworden . Jeder ſeither eingetretene
Bezug eines Novalzehntens iſt ein Bruch der Ver —

faſſung , demnach ohne Rechtswirkung geweſen . Auf

Wiedererſtattung kann wegen der bona fides deg

Empfaͤngers verzichtet werden ; aber die Fortbezahlung
ſiſtiren , hieſſe blos ſtrenges Geſetz üben .

Es iſt alſo eine ſehr gemaͤßigte Forderung , wel —

che in dem Antrag der zweyten Kammer fich ausſpricht .
Ihre Verweigerung wuͤrde den Werth der Novalzehnt —
Abſchaffung um die Haͤlfte verringern , und die dan —

kenden Stimmen um neun Zehntheile . Denn die

Befreyung von einer ſchon naͤher drohenden Laſt ,
wie bey dem in den Freyjahr ſich befindlichen Grund —

ſtuͤcken der Fall iſt , erſcheint weit koſtbarer , als die

Aufhebung einer ſolchen, die erſt in unbeſtimmter Fer⸗
ne bevorſteht ; und weit mehr Buͤrger ſind , die wirklich
in den Freyjahren befindliche Gruͤnde beſttzen , als ſol —
che , die ein oͤdes Feld erſt umzubrechen bereits beſtimmt
im Ginn haben .

Ich ſchlieſſe mit einer ſehr natuͤrlichen Betrachtung .
Faſt alle Geſetze , welche bis jetzt der Landtag berathen ,
fo human und popular auch foni ibr Inhalt geweſen ,

haben gleichwohl meiſt neue Laſten auf ' s Volk

gelegt . Edle Gruͤndung , oder liberale Unterſtützung
ſchon beſtehender gemeinnuͤtziger Anſtalten , wurde de —

kretirt , der Geldwerth der Leibeigenſchaftslaſten wurde
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auf die Geſammtheit billig vertheilt , neue Steuern wurden

aus geſchrieben , zur Deckung des Staatsbedarfs , alte Ab —

gabe und Schulden einzelner Orte , Bezirfe und Provin -

zen folen auf die Geſammtheit uͤberwaͤlzt werden u . ſ. w.

Laft ung denn auch ein Geſetz geben , oder von der Regie —

rung erbitten , welches rein eine Wohlthat ſeye , wel⸗

ches Vielen gebe , und Niemand nehme , und das

einen auch demgemeinen Manneinleuchtenden Beweis

ebe von unferer Gorgfalt fùr fein Wohl !

Zahari : Ueberzengt , daf die Zehnten eine

ſchlechthin verwerfliche Abgabe ſind , insbeſondere unter

den jetzigen Verhaͤltniſſen , kann ich mich gleichwohl der

Meinung des verehrten Redners vor mir , jetzt wenigſtens

den Neubruchzehnten aufzuheben , nicht anſchließen .

Drey Dinge find mir in der Nede deg verehrten

Mitgliedes aufgefallen .

Fuͤrs erſte , daß der Redner eine Recenſion

des Commiſſionsberichtes lieferte . Nicht auf die Ein —

kleidung , auf die Einzelnheiten , kommt es bey einem

ſolchen Berichte an , ſondern auf die Sache , auf die

Hauptgruͤnde . Vielleicht wird man von dem Berichts⸗

erſtatter eine Antikritik erwarten . Aber die erlauchte

Verſammlung wird mir verzeihen , wenn ich ſie mit

den Redaetionen literariſcher Zeitungen vergleiche , wel

che keine Antikritiken aufnehmen .

Ich glaube uͤbrigens ſchon ſeit ungefaͤhr zehn

Jahren zu wiſſen , daß unſer Wiſſen und Wirken nur

Slaͤcwerk fey. Aber die Streitfrage iſt dermalen die :

ob eg in bem vorliegenden Falle rept und

vortheilhaft fene , eine an fih beyfalls wuͤrdige Maaß⸗

regel , theilweiſe ins Werk zu ſetzen ?

Auch das koͤnnte ich , nach den in aͤhnlichen Ver⸗

ſammlungen herkoͤmmlichen Regeln , nicht parlamenta

riſch finden , daß der verehrte Redner ein fruͤheres
Streitgeſpraͤch von Neuem in Anregung brachte.
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Ich werde mih in meiner Antwort darauf be ?

ſchraͤnken, die Hauptgruͤnde , die in dem Commiſſions⸗
berichte gegen die Aufhebung der Neubruchzehnten auf⸗

geſtellt ſind , durch einige Zuſaͤtze zu erlaͤutern . Auf
die allgemeine Rechtsfrage einzugehen , trage ich
in dem vorliegenden Falle um ſo mehr Bedenken , da

die Anſichten uͤber die Gegenſtaͤnde einer rechtmaͤßigen
Beſteurung noch ſo ſehr getheilt ſind .

Erſtens alſo : Der endliche Zweck der vorge —

ſchlagenen Aufhebung des Neubruchzehnten iſt offenbar
die Minderung der dermaligen Noth des Landmannes .

Man hat alſo billig vor allen Dingen zu fragen : ob

die Maaßregel in dieſer Beziehung wohl berechnet ſey ?
mithin auf welchen Urſachen jene Noth beruhe .

Ueber die letztere , in ſo vielen Hinſichten intereſ —

ſante , Frage iſt im In - und Auslande ( denn in ganz

Europa , ja auch in andern Theilen der bewohnten
Erde wird dieſelbe Klage gefuͤhrt, ) ſchon viel geſpro —
chen und geſchrieben worden .

Die Grundurſache iſt wohl der geſtiegene
Preis des Geldes . Dieſes Steigen duͤrfte haupt —
ſaͤchlich theils durch die ſeit 1815 ſtattgefundene Ver —

minderung der Staats - und Bankpapiere , theils durch
die Begebenheiten in Suͤdamerika veranlaßt worden

ſeyn . Allein die Londner Bank hat jetzt , nachdem

ſie wieder ihre Zettel mit Geld einzuloͤſen verpflichtet
iſt , fuͤnf Millionen Pfund Sterling ( 55 Millionen Gul -

den ) Papiergeld weniger in Umlauf , als ehemals .
In der Muͤnzſtaͤtte der Stadt Mexiko wurden in den ,

Jahren 1811 bis 1821 70 Millionen Dollars ( ungefaͤhr
175 Millionen Gulden ) weniger , als verhaͤltnißmaͤ —

ßig in fraͤheren Jahren , ausgepraͤgt . In Peru ,

dieſem an Metallen ſo reichen Lande , moͤchte der Aus —

fall noch groͤßer geweſen ſeyn . In allen ehemals ſuͤd⸗
amerikaniſch⸗ſpaniſchen Colonieen T durch die inners
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Unruhen der Bergbau geſtoͤrt worden , hat das Geld

einen neuen oder groͤßern Markt erhalten .

Indem ſo die Geldpreiſe aller Waaren herabge —
druͤckt wurden , mußten zugleich , ( und das iſt es , was

faſt alle europaͤiſchen Regierungen in ſo große Verle —

genheit ſetzt ) die unter ganz andern Umſtaͤn —
den gemachten Staatsſchulden und aufer —
legten Abgaben bey weitem druͤckender wer —

den , Um fih hiervon zu uͤberzeugen , braucht man

nur die Schulden und Abgaben in Frucht auszudruͤcken .
Eine Schuld , die z. B . im J . 1815 mit einer Million

Malter Frucht bezahlt werden konnte , koͤnnte jetzt nur
Und faum mit 1⁄4 Millionen Malter Frucht abgetra -
Sen. werden . Da die Fruchtpreife noh aug befon :
dern Grinden , und mehr alg die Preife anderer

aaren gefallen , find , fo mufte diefe neue Lage der

inge vorzugsweiſe dem Landmanne die Ertragung
der oͤffentlichen Laſten erſchweren .

Bu dieſen beſondern Gruͤnden kann man zuvoͤr⸗
derſt die guten Erndten der letzteren Jahre rechnen .
Sodann aber iſt die Lage des Kornhandels in Europa
Sewif in einen niht geringen Anſchlag zu bringen .
Die großen Fruchtladungen , welche aus dem ſuͤdlichen
ußland , einem mit Geld noch nicht genugſam geſaͤt⸗

tigten Lande , ferner aug dem - fo fruchtreichen Nord -
amerika fortdauernd eingefuͤhrt werden , mußten die

ruchtpreiſe in Europa um ſo mehr herabdruͤcken , da
mit dem Kriege die Veranlaſſung zu auſſerordentlichen
Aufkaͤufen, welche gerade den Preis dieſer Waare

dorzugsweiſe ſteigern , wegfielen . Endlich aber waren

jenen Zeiten der hohen Fruchtpreiſe , — wie ſich

1 jeder durch das , was in ſeiner Naͤhe geſchehen iſt ,
erzeugen kann , — uͤberall eine bedeutende Anzahl

rmerer Laͤndereyen in Bau genommen worden , deren
Vrotokolle der 1. Kammer zr Gd. 12
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fimmerlicher Ertrag nunmehr die Arbeit faum lohnt ,

und gleichwohl die Fruchtpreiſe uͤberhaupt herabdruͤckt.

Unter folhen Umſtaͤnden nun ſollte man eher auf

Maasregeln Bedacht nehmen , welche die Frucht⸗

preiſe zu ſteigern vermoͤchten . Und gleichwohl will

man die dermalen in Frage ſtehende Maasregel ver⸗

theidigen , welche gerade die entgegenfegte Wirfung Her

vorbringen mÅpte .

Zweyteng : Cine jede Maasregel ift nicht
blos fuͤr ſich , ſondern zugleich in allen ihren Folgen ,

und in allen den Anwendungen , welche von

ihr gemacht werden koͤnnen , zu betrachten und

zu pruͤfen. Wird der Neubruchzehnte unentgeltlich

aufgehoben , ſo weiß ich nicht , was ſich der unentgelt⸗

lichen Aufhebung des alten Zehnten , und aͤhnlichen

Laſten mit Grund entgegenſetzen ließe , ſo erklaͤrt man

ſich mittelbar fuͤr das Syſtem der unentgeltlichen Auf⸗

hebung der privatrechtlichen Grundlaſten uͤberhaupt .

Und da glaube ich denn allerdings , ohne die Achtung

fuͤr die andere Kammer zu verletzen , behaupten zu koͤn⸗

hen , daß die Erſte Kammer dieſen Geſichtspunkt ganz be⸗

ſonders ins Auge zu faſſen habe . Die zweyte Kammer iſt /

meiner Anſicht nach , das Princip der Anregung , der Neus

erung , die Erfe Kammer fann als ein Erhaltungsſenat

betrachtet werden . In dem Syſteme zweyer Kammern iſt

nicht etwa die eine Kammer uͤber die andere geſetzt , ſon⸗

dern beide Kammern controlliren oder beſchraͤnken ein⸗

ander gegenſeitig .
Wenn ich anders den verehrten Redner nicht mißver⸗

ſtanden habe / ſo ſchien er der vorgeſchlagenen Maasregel
durch Furcht in dieſer Kammer Eingang verſchaffen

zu wollen . Aber wenn auf die Mitglieder dieſer Kam —

mer Furcht einwirken koͤnnte , ſo wuͤrde ich mich fuͤr

dos Syſtem einer einzigen Kammer erklaͤren . und
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waͤre auch dieſe Kammer der Furcht zugaͤnglich, ſo
wuͤrde ich fuͤr das Syſtem gar keiner Kammer ſeyn .

Verfaſſungen , wie die unſrige , ſind in keiner Be —

ziehung Demokratieen , ſondern das Volk waͤhlt aus

ſeiner Mitte die vorzuͤglichſten Maͤnner , damit ſie nach
ihrer eigenen , gepruͤften Ueberzeugung , nach Pflicht
und Gewiſſen ihre Stimmen abgeben ſollen .

Sollte ich den verehrten Redner nicht mißver —

ſtanden haben , ſo gab er eine allemal willkommene

Veranlaſſung , die Streitfrage offen zu beleuchten , und

mehrſeitig zu eroͤrtern .

v. Rotteck : Naur vorlaͤufig , und unker dem

Vorbehalt eines weitern Vortrags uͤber die Sache ,
will ich mich gegen die Vorwurfe rechtfertigen , welche
der verehrliche Redner vor ir gegen meine Perſon
erhoben . Eg fol erſtens gegen die parlamentariſche
Formen laufen , einen Commiſſionsbericht zu kritiſiren .

Ich erwiedere : Gegen den Commiſſionsbericht habe

ich mich als Redner eingeſchrieben , alſo um ihn zu

widerlegen . Der Commiſſionsbericht enthaͤlt Moti —

de , welche die hohe Erſte Kammer zur Verwerfung

des Antrags der zweyten beſtimmen ſollen . Dieſe Mo —

tive in ihrer Nichtigkeit darzuſtellen , und alsdann

jene , die fuͤr den Antrag der zweyten Kammer ſpre —

hen, aufzufuͤhren , darin beſtund meine Aufgabe : Auf
ieſem Wege wird rein zur Intelligenz geſpro —

Pen, und er feint mir gwedmågiger , alg ein vager ,
mit Redefiguren ausgeſchwuͤckter Vortrag , Der mehr
gur die Imagination beſchaͤftigt. Indeſſen Hat eben

Ster feine cigene Weife , und auch Feder dag Recht
du . Q

Nicht beſſer begruͤndet iſt der zweyte Vorwurf :
S pätte eine alte Discuffion wieder aufgenom -

Ter
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men . Nur gelegentlich erwaͤhnt habe ich derſelben ,
und eine damals , wie ich glaubte , am unrechten Ort

vorgekommene Betrachtung , hier , wo ich ſie fuͤr nahe⸗

liegend und maaßgebend erachtete , alſo aus ſelbſt⸗
ſtaͤndigem Grunde aufgefuͤhrt und berichtiget .

~ Bon dem mweitern HBortrage deë verehrlichen Red -

ners ſchweige ich vorerſt , obſchon es vielleicht auch

hinreichen wuͤrde, zu bemerken , daß wir wirklich nicht
von den Verlegenheiten des brittiſchen Reiches, —

auch nicht von Mexiko , und nicht von Peru fprez

chen , ſondern — von der Aufhebung des No⸗

valzehentens in Baden .

Aber dagegen muß ich mich feyerlich verwahren ,

daß ich der Hohen Kammer Furcht habe einfloͤßen

wollen . Ich frage den Redner : Aus welchem

Wort meines Vortrags er ſolche Vermuthung gezo —

gen ? Wo habe ich irgend auf Volksgewalt —im
Jacobiniſchen Sinn — gedeutet ? — Ich habe blos

geſagt und ſage wiederholt , daß die Hohe Kammer

die oͤffentliche Meinung zu ehren habe , und

daß ſie durch wichtige Gruͤnde aufgefordert ſeh , zu be —

denken , welchen Eindruck die Verwerfung eines durch⸗

au gerechten und einhellig gemachten Antrags der zwey⸗

ten Kammer auf die Gemuͤther dieſer , uns nahe ver —

bundenen , Kammer und auf jene des ganzen Volkes
madhen wirde . Solchen Eindruck zu beruͤckſichtigen, iſt

Pflicht und nicht Furcht .

Irhr . v. Tuͤrkheim : In den vorgetragenen
Reden paben wir viel Schoͤnes und Einſichtsvolles

vernommen , wenn auch Manches , was nicht gerade
auf die Beſchlußfaſſung Einfluß haben duͤrfte. Wenn
ich in der Eigenſchaft eines Commiſſionsmitglleds als
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Abtruͤnniger erſcheine , indem ich erklaͤre , daß ich mich
nicht mehr zu dem Antrag Der Commiſſion , vielmehr
zum Beytritt zu dem Beſchluß der zweyten Kammer

bekenne, ſo darf ich deßhalb auf Entſchuldigung rech —

nen , weil ich in dem Augenblicke , da dieſer Gegen —
ſtand in der Commiſſion berathen wurde , zu ſehr mit

einer andern Arbeit beſchaͤftigt war , und deßhalb blos

darauf achten konnte , ob ich an den in der Commif -
ſion vorgetragenen Gruͤnden nichts zu widerlegen faͤnde.

Dieſe Gruͤnde halte ich auch jetzt noch fuͤr ſehr trif —
tig ; nur in dem Reſultate , welches aus der Abwaͤ⸗

gung von Gruͤnden und Gegengruͤnden hervorgeht , bin

ich ſeitdem auf die andere Seite getreten .

Ich glaube naͤmlich , daß durch die Siſtirung eines

weitern Umgreifens des Novalzehntens der Weg zu
einer moͤglichen Abloͤſung des Zehntens uͤberhaupt ge —
bahnt werde , und halte dieſe Ruͤckſicht fuͤr die uͤber⸗

wiegende .

Der Zehnten im Allgemeinen iſt fuͤr eine laͤſtige,
unzweckmaͤßige Abgabe anerkannt , denn ſo nur verſtehe
ich auch den im Commiſſionsbericht euthaltenen Aus⸗

ruck , daß er verwerflich ſeye , nicht aber in dem Sinn ,
aß er rechtswidrig ſeye ; — es wird daher Sache
rStaatsklugheit ſeyn , demſelben ein Ziel zu ſetzen ,

wenn man die Hinwegraͤumung der ſeiner Abſchaffung
im Wege ſtehenden Hinderniſſe in ' s Auge gefaßt bat,

° weit augfehend auh die Realifirung diefeg Borhas
ens nod ) fepn mag .

ten
Self Die Bebntberehtigten werden ibr Yna

F bey allem dem finden , was die Verwandlung

J Abloͤſung des Zehntens erleichtert zund vorberei⸗

fo
und wenn ſie dieſes Jutereſſe gehoͤrig beachten ,
muͤſſen ſie zur Siſtirung des Nodalzehntens ſelbſt

d

P:



164 Protofolle der Erften Kammer .

die Hand bieten , ES entgeht ihnen dadurch nichts , was

ſie gegenwaͤrtig genießen , ſoudern nur eine ſehr unge ?

wiſſe Ausſicht auf moͤgliche Erwerbung , welche gegen den

Vortheil einer Verwandlung des in fo manther - Bezit

hung laͤſtigen Zehentgefaͤlls in eine ſichere und beque⸗

mere Einnahme nicht in Anſchlag gebracht werden

kann .

In dem zweyten Punet jedoch kann ich dem An⸗

trag der zweyten Kammer nicht beyſtimmen , und bin

vielmehr der Ueberzeugung , daß durch die Abſchaffung
des Novalzehntens von denjenigen Grundſtuͤcken , die

ſich jetzt in den Freyjahren befinden , wohlerworbene

Rechte gekraͤnkt wuͤrden ; denn der Anbau iſt die ge⸗

ſetzliche Bedingung des Zehntbezugs , und dieſe Be⸗

dingung iſt in den Freyjahren bereits eingetreten , mit⸗

hin das Zehntrecht bereits erworben , wenn auch ſeine

Ausuͤbung zur Erleichterung der Beurbarung “ noch ſus —

pendirt iſt .
Wenn ich uͤbrigens jetzt in der Hauptſache , naͤm⸗

lich hinſichtlich der kuͤnfligen Neubruͤche , gegen den

Commiſſtonsantrag ſtimme , ſo geſchieht es nur aus

dem vorher angegebenen Grunde , nicht aber aus den

úbrigen , welche der Herr Hofrath v. Rotteck heute

vorgetragen hat , und von welchen ich mich ausdruͤck⸗

lich losſage ; ich erkenne namentlich die in dem Eom

miſſionsbericht mit ſo vieler Sachkenntniß aus gefuͤhrte

Bemerkung , daß durch die Zehntfreyheit kuͤnftiger

Neubruͤche das Verhaͤltniß zwiſchen dieſem und dem

alt angebauten Boden zum Nachtheil der Eigenthuͤ⸗

mer dieſes letztern auf eine kuͤnſtliche Weiſe alterirt

wird , als ganz richtig , und finde dies eben ſo klar ,

als die Beeintraͤchtigung , welche durch eine Steuet ?

befreyung den uͤbrigen Steuerpflichtigen zugezogen wuͤr⸗

de ; dieſe Anſicht gruͤndet ſich nicht auf eine Ariſtokra⸗
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tie des Bodens , wie vorhin geſagt wurde , ſondern

vielmehr auf Gleichheit deſſelben . Allein in unſerem

ſo gut angebauten Lande iſt nicht voraus zu ſehen , daß

ein ſolches Mißverhaͤltniß durch viele Beurbarungen

in der naͤchſten Zukunft bebeutend werden koͤnne , und

daher ſcheint mir die Ruͤckſicht in unſerer Lage entſchei —⸗

dender , daß man eine Abgabe , deren Abſchaffung man

mit der Zeit möglich zu machen wuͤnſcht, vor allen

Dingen auf den gegenwaͤrtigen Stand fixtren ſollte .

v, Kettner : Jh muß mir nur einige Hemer :

kungen in Beziehung auf verfohiedene Stelen in der

erten Rede deg Herrn Hofraths v. Rotte erlauben .

Wenn får die Erhaltung der : Waldungen Sorge

getragen wird , fo gefhieht dies niht — wie fich der

Here Redner ausdridie — um eine befondere Bårtlih -

feit fùr den wilden Wald an den Tag zu legen , fon -

dern hierin wird lediglich die Pflicht erfuͤllet , welche

der Regierung gebietet , dem Lande die Befriedigung

eines der erſten und dringendſten Lebensbeduͤrfniſſe zu

ſichern . Dieſe Pflicht ward immer mit den erforder⸗

lihen Ruͤckſichten auf die Landescultur geuͤbt, indem

dieſe von dem Waldboden das erhielt , was ihr nach

Lage und Umſtaͤnden angehoͤrte . So ſind viele Wald —

theile urbar gemacht worden , die dem Landmanne durch

den Ackerbau die ſchoͤnſte Fruͤchte bringen .

Was die weitere Behauptung des Herrn V. Rot⸗
teck betrifft , daß ſich bey der Fortdauer des Zehntens

die Waldungen vermehren wuͤrden , weil vieles Ader -

land unbebaut bleiben muͤſſe, ſo widerlegt ſich dieſe

Behaupiung durch eine mehr als halbtauſendjaͤhrige

Erfahrung ; denn fo lange der Zehent befiehet , hat

folcher die Eweiterung des Ackerbaues nicht verhin —

dert und Niemand abgeſchreckt , Waldungen oder de
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Gruͤnde urbar zu machen , ſonſt wuͤrde unſer bluͤhendes
Land noch in dem rohen Zuſtande ſeyn , in welchem es

Tacitus geſehen hat .

Endlich habe ich mit Verwunderung die Anre⸗

gung eines demokratiſchen Elements vernommen , wel —⸗

ches in dieſer Kammer zu finden ſeyn muͤſſe. Daß
ein ſolches Element da ſey , muß ich allerdings glau -
ben , ich bin aber auch zugleich uͤberzeugt , daß es

nicht da ſeyn ſolle , denn unſere Regierung iſt durch
die Conſtitution gemaͤßigt monarchiſch , und demnach
kann von keinem demokratiſchen Elemente die Rede

ſeyn .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt d. Loͤwenſteim :
Ich kann mit den im Vortrag des Herrn Hofraths
v. Rotteck enthaltenen Grundſaͤtzen nicht einverſtan —
den ſeyn , ſondern muß dem Antrage der Commiſſion
auf Verwerfung des Beſchluſſes der zwehten Kammer ,
den Novalzehnten aufzuheben , vielmehr beytreten .

Die Gruͤnde , welche mich hierzu beſtimmen , ſind :
daß — wollte man ſich erlauben , den auf dem Neu —

bruch haftenden Zehnten pure abzuſchaffen , man in

Privatrechte eingreifen , ſolche kraͤnken, und dadurch
ſomit Ungerechtigkeiten begehen wuͤrde . — Epen fo
ſcheint mir jede Aenderung im Abgaben - Syſtem , wenn

ſie nicht durch wirkliche Mißbraͤuche oder durch unver⸗

haͤltnißmaͤßige Laſten geboten iſt , nachtheilig , und ſelbſt
oft gefaͤhrlich zu ſeyn , da man leicht das weniger
Gute får dag Beffere fubftituiren fann ,

Endlich muf ih auch noh einer Gtelle in der
Rede des Herrn Hofraths v. Rotteck , woraus derſelbe
hauptſaͤchlich das ſchreyende Unrecht — wie er es

nennt — welches in der Zehntabgabe von Neubruͤchen
liege , zu deduciren ſucht , hier erwaͤhnen , und ſolche
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berichtigen , da ſie auf ganz falſchen Unterſtellungen

beruht . j

Der Herr Hofrath v. NRottež führt nåmlih an :

„ Die ſ. g. Neubruͤche truͤgen beynahe nichts , und eg

ſey daher hoͤchſt ungerecht , und ſtreite gegen alle Ver⸗

nunft , den Beſitzern bey der Muͤhe und Arbeit , die

ſie dabey gehabt haͤtten , auch noch eine Abgabe davon

auferlegen zu wollen . “ — Die Behauptung , daß Neu⸗

bruͤche nichts ertruͤgen , iſt jedoch nach allen Erfahrun —

gen , die man daruͤber angeſtellt hat , falſch , indem ge —

rade ein ſolcher friſch bearbeiteter Boden in der Re —

gel reichlicher , als anderes laͤnger gebautes Feld ,

traͤgt, und der Zehntpflichtige von ſolchem Neubruch ,

in der erſten Zeit wenigſtens , ſonach immer mehr , als

von anderen Grundſtuͤcken bezieht , welche ſchon laͤnger

in Cultur liegen . — Der Beſitzer eines ſolchen neu

bebauten Stuͤck Landes ſteht ſich daher meiſtens ſehr

gut dabey , und iſt deßhalb auch in dem Fall , den

Zehnten davon leicht und ohne Beſchwerde entrichten

zu koͤnnen . — Uebrigens genießen die Beſitzer von

Neubruͤchen , bekanntlich ohnehin eine mehrjaͤhrige
Befreyung aller Abgaben von ſolchen Grundſtuͤcken ,

und ſie ſind ſomit im Grunde beſſer , als Gutsbeſitzer
aͤlterer Grundſtuͤcke daran .

Ich muß ſonach meine obige Aeußerung : dem

Beſchluß der zweyten Kammer , auf Abſchaffung deg

Neubruchzehntens nicht beyzutreten , ſondern mich viel —

mehr dem Commiſſionsantrag anſchließen zu muͤſſen ,

hiermit wiederholen .

Hebel : Wenn ein verehrter Redner vorhin das

demokratiſche Princip auch in der Erſten Kammer als

gegeben , vorausſetzt , und namentlich in der Repraͤſen⸗
tation der Kirche zu finden glaubt , ſo wolle er Fol

gendes dabey nicht unbemerkt laſſen :
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Wenn der demofratifhe Ginn fich darin an den

Zag legt , Dap man dag Wohl deg gefammten Volfeg

lebhaft wuͤnſcht, und dafelbe in feinem Wirfungéfreife

nach beſtem Vermoͤgen zu befoͤrdern ſtrebt , ſo koͤnnen

die Repraͤſentanten der Kirche allerdings nur demokra —

tifh fen in dieſem Sinne wuͤrden wohl alle

Principien verfaſſungsmaͤßig nur eines und daſſelbe
ſeyn . In wiefern der Kirche , als ſolcher , eigene Vor —

zuͤge oder Rechte , und ihren Dienern die Moͤglichkeit
und der Kreis ihres Wirkens fuͤr das allgemeine Wohl

zu ſichern ſey , muß man bisweilen eben in jenem de —

mokratiſchen Sinn ariſtokratiſch werden . Iſt von ver —⸗

ſchledenen , einander entgegengeſetzten , Prineipien uͤber —

haupt die Rede , ſo werden die Repraͤſentanten der

Kirche in dem Sinn derſelben handeln , wenn ſie jeder —

zeit auf der Seite ſtehen , wo ſie das Recht und die

Wahrheit zu finden glauben .

Frhr . v. Weſſenberg : Daß die allgemeine

Aufhebung des Neubruchzehntens ein Mittel waͤre , die

Cultur des Bodens zu befoͤrdern , kann und will ich

nicht mißkennen , und in ſo fern finde ich ſie wuͤn—

ſchenswerth . In dieſer Abſicht wurde auch in alle oder

die meiſten neuern Geſetzgebungen die Veftimmung ge -
`

wiſſer Freyjahre fuͤr die Neubruͤche aufgenommen . Die

Abſicht wurde dadurch zum Theil erreicht , und aller —

dings wuͤrde die allgemeine Aufhebung des Neubruch —

zehntens fie noch vollftåndiger erreichen , Eg ift dief
Der land - und ſtaatswirthſchaftliche Geſichtspunet ; die

Sache hat aber auch einen rechtlichen . Wuͤrde die Auf —

hebung nur theilweiſe geſchehen , oder wag Eines ift ,

wuͤrde der Novalzehnte , wie z. B . die Anſicht der

zweyten Kammer iſt , nur den Pflichtigen , die den

Novalzehnten an den Staat und an gewiſſe Claſſen
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zu entrichten haben , unentgeltlich , den Andern aber ,

die ihn an Privatberechtigte zu entrichten haben , nur

gegen Schadloshaltung nachgelaſſen werden ; ſo wuͤrde

dieſe Maaßregel eine Ungleichheit einfuͤhren , die unge —

recht und verfaſſungsöwidrig waͤre, der ich mithin nicht

beyſtimmen koͤnnte . Die Aufhebung , um gerecht zu

ſeyn , muß allgemein geſchehen ; e ug aber zu -

gleich får ale Berechtigten ohne Unterſchied , ſeyen es

der Staat oder Mitglieder von Koͤrperſchaften , oder

Privaten , insbeſondere auch fuͤr die Ortspfarrer , denen

durch die Aufhebung eine rechtmaͤßige , geſetzlich be —

ſtimmte , Quelle der Aufbeſſerung ihres Gehalts ent⸗

zogen wuͤrde , eine billigmaͤßige Entſchaͤdigung ausge⸗

mittelt merden . Sedem Berechtigten gebührt eine

ſolche Schadloshaltung ; es macht hier keinen Unter -

ſchied , ob ſein Recht auf einem allgemeinen Geſetz ,

oder auf einem beſondern Privattitel ſich gruͤnde. In

beiden Faͤllen ſteht er unter dem Schutze des Land⸗

rechts . Die Behauptung im Berichte der zweyten

Kammer , daß das Recht der Ortspfarrer nur ein

widerrufſliches Privilegium fey , it - gang grundlos . Ihr

Recht iſt das aͤlteſtez es machte urſpruͤnglich fuͤr alle

Neubruchzehnten die Regel , nicht die Ausnahme . Selbſt

unſer neues Landrecht hat das Recht der Ortspfarrer
in Hinſicht des Kleinzehnts als Regel anerkannt . So —

wohl der Bericht der zweyten Kammer , als die Rede

des verehrten Herrn Hofraths v. Rotteck neunt das

Nodalzehntrecht ein Unrecht . Aber den Beweis davon

fand ich weder dort , noch hier . Wenn aber jener

Bericht ſagt : ein Recht , das ein Geſetz gegeben hat ,

koͤnne das Geſetz auch wieder nehmen , ſo kann doch

in keinem Falle das Nehmen eines durch das Geſetz

gegebenen Rechtes anders , als gegen Schadloshaltung
Statt finden . Dieß liegt tief in dem Naturrechte ,
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und auch im Geiſt und Buchſtaben unſerer Verfaſſung ,
welche der oberſten Staatsgewalt keine Verfuͤgung uͤber

irgend ein Eigenthum erlaubt , als gegen Entſchaͤdi⸗
gung.

Wenn endlich ſowohl der Bericht der zweyten
Rammer al der verehrte Redner v. Notte die Er

wartung aͤußert , daß die Geiſtlichkeit ſelbſt freywillig

ihrem Recht entſagen werdez ſo muß ich nur bemer —

ken , daß ich fuͤr meine Perſon recht gern auf ſolche

Rechte verzichte ; daß ich hingegen als Mitglied der

Volksvertretung wohl berufen und verpflichtet bin ,
die Rechte aller und jeder Klaſſen zu vertheidigen ,
daß ich aber von keiner Klaſſe , auch von der Geiſtlich —
keit nicht , den Auftrag oder die Vollmacht habe , ihre
Rechte zu vergeben .

Noch muß ich auf ein Argument antworten , das

Herr v. Rotteck geltend zu machen geſucht , indem er

aus der von verſchiedenen Regierungen verordneten

Feſtſetzung von Freyjahren den Schluß zog , daß mit —

hin die Regierung auch zur unentgeltlichen Aufhebung
berechtigt ſey . Zwiſchen der Beſtimmung gewiſſer Frey —
jahre und der unentgeltlichen Aufhebung iſt der we —

ſentliche Unterſchied , daß bey der erſten Maaßregel das

Intereſſe der Berechtigten ſowohl als der Pflichtigen
beruͤckſichtigt und in Einklang gebracht wurde . Durch
die Freyjahre hat man naͤmlich eine Ermunterung zu

Neubruͤchen bezweckt , wodurch einerſeits die Unterneh⸗
mung erleichtert , ander erſeits aber auch der Vortheil des

Zehntberechtigten fuͤr die Zukunft befoͤrdert wurde .

Aus dieſen Gruͤnden kann ich dem Beſchluß der

zweyten Kammer nicht beytreten , ſondern eine Aufhe —
bung des Neubruchzehntens nur dann fuͤr gerecht an⸗

ſehen , wenn ſie allgemein und mit Beſtimmung einer

billigen Entſchaͤdigung fuͤr die Berechtigten geſchieht .
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Frhr . v. Falkenſtein : Ich kann mir gerech⸗
terweiſe keine Abſchaffung des Zehntens denken , als

durch Abloͤſung ; und eben in der Art und Weiſe die —

ſer Abloͤſung liegt das weſentliche Hinderniß , daß ſie

ohne neue Belaſtung des Volks nicht geſchehen kann .

Wie ſoll dem Siaat oder den einzelnen Privaten

Entſchaͤdigung geleiſtet werden ? Etwa in Geld ? Jetzt

werden Raturalabgaben immer leichter getragen werden

koͤnnen, als Leiſtungen deſſen , was ſo ſelten gewor⸗

den iſt . Wenn daher von der oͤffentlichen Meinung

geſprochen wird , ſo iſt noch ſehr zu bezweifeln , ob fich

die oͤffentliche Meinung uͤber die Mbfdhaffung des Behna

ten ſchon allgemein ausgeſprochen habe . Ich wenig -

fieng fenne aug Erfahrung viele Gemeinden , die fih
viel lieber fortan der Zepntlaft unterwerfen , alg irgend

einer Mrt der Entſchaͤdigung durch Geld . Deßhalb

ſtimme ich mit der Commiſſion auf Verwerfung deg

Antrags der zweyten Kammex .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwen ſtein

ſchließen ſich dieſer Aeußerung an .

v. Rotteck : Von den Hauptgruͤnden , wel⸗

he ich får Abſchaffung des Neubruchzehntens aufge —

ſiellt habe , iſt noch keiner widerlegt , ja es iſt

keiner beruͤhrt worden . Die Diseuſſion hat ſich

blos uͤber Nebendinge verbreitet . Ich koͤnnte dieſes

allgemeine Stillſchweigen als ein Anerkenntniß der

Wahrheit und Unwiderlegbarkeit meiner Betrachtungen

geltend machen , indeſſen —

Hier unterbrach das Hohe Praͤſidkum den

Gprehenden mit Der Bemerfung , daf , da er bereits
zweymal uͤber denſelben Gegenſtand geſprochen , nun —

—

—
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mehr nach der Geſchaͤftsordnung noͤthig ſeyn duͤrfte ,

zuvdrderſt die Erlaubniß der Kammer zum Dritten Bor -

trag einzuholen .

v. Rotteck erwiederte darauf , daß er erſt ein —

mal , und zwar als eingefhriebener Redner

geſprochen , daß naͤmlich ſein zweyter kurzer Vortrag

blos eine Beantwortung der unmittelbar zuvor von

dem Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ gegen ſeine Per⸗

ſon erhobenen Vorwuͤrfe geweſen , und die Zehntſa —

che , den eigentlichen Gegenſtand der Diseuſſion , gar

nicht beruͤhrt habe , ja daß er dabey fich fogar aus -

druͤcklich vorbehalten habe , uͤber die Sache noch
einmal ſpaͤter das Wort zu nehmen .

Se . Durchlaucht der Vicepraͤſident : Da ohne —

hin die Zeit ſchon weit vorgeruͤckt iſt , ſo frage ich die

Hohe Kammer , ob ſie die Discuſſion vertagen , oder

ob ſie zur Abſtimmung ſchreiten wolle ?

Die Kammer

b eſcheloß

mit 10 gegen 5 Stimmen die unmittelbare Abſtim⸗

mung.

v. Rotteck : Ich haͤtte erwartet , daß zuvoͤrderſt
daruͤber entſchieden werde , ob ich das Wort noch
einmal haben ſolle oder nicht . Daß mir das Recht

dazu zuſteht , iſt klar ; ich hatte mir ' s ſelbſt ausdruͤck⸗

lich vorbehalten , und ich will mir auch ſolches

Recht fuͤr kuͤnftige Faͤlle hiermit ausdruͤcklich bewahren .

Sür den vorliegenden Fall aber erflåre ich, mih in Anbe -
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tracht , daß man es bezweifeln gewollt hat , dahin , daß

ich darauf verzichte ; ich will jetzt nicht mehr ſprechen .

Auf die hierauf von dem Hohen Praͤſidium

gehaltene Umfrage

be ſſch loß

die Kammer mit eilf gegen vier Stimmen ( v. Tuͤrk —

heim , v. Zyllnhardt , v. Freyſtedt und v. Rot -

teck)
dem Antrag der zweyten Kammer nicht bey⸗

zutreten .

Die Sitzung wurde hierauf geſchloſſen .

Zachariaͤ .

v. Rotteck .
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Beylagee Ziffer 130 .

Durchlauchtigſter Großherzog !

Da die feit. dem Fahre 1809 getragenen Kriegs ”
lafen weder im Drange der Beit gleich vertheilt , noh

big þieher auggeglichen worden find ; da eine nachfol
gende Ausgleichung dieſer Laſten theils förmlich angeż

kuͤndigt iſt , theils von Vielen erwartet wird ; da jedoch ,
ſo wuͤnſchenswerth auch eine fireng nah Rechtsgrund -

ſaͤtzen durchgefuͤhrte Ausgleichung jener Laſten waͤre, der

Lage der Sache nach nur das uͤbrig ſeyn moͤchte , den

Gemeinden und Bezirken , welche vor andern belaſtet
worden ſind , eine billige Verguͤtung zu leiſten ; da

auch dieſe Maaßregel nicht ohne eine vorgaͤngige , moͤg⸗

lichſt genaue , Liquidation jener Laſten mit einiger Si —

cherheit ausgefuͤhrt werden kann ; da es in dieſer Ge —

ſellſchafts angelegenheit den Abſichten der Regierung nur

entſprechen kann , die Wuͤnſche und Anſichten der Kam -

mern wegen des Umfanges und der Beſchaffenheit der

Liquidation im Einzelnen zu vernehmen ; da uͤbrigens
die Aufſtellung gewiſſer geſetzlicher Regeln får die Mug -

ſchlagung der in einzelnen Gemeinden einſtweilen nur

vorſchußweiſe oder durch Anlehen gedeckten Kriegsaus —

gaben dringend nothwendig ift , fo þat die Erfe Kam -

mer Hoͤchſt Ihrer getreuen Staͤnde beſchloſſen , Euer Kó -

nigliche Hoheit unterthaͤnigſt zu bitten , daß es Hoͤchſt⸗

denſelben gnaͤdigſt gefallen moͤge

1) die Fortſtellung des wegen der ſeit dem An —

fange des Jahres 1809 getragenen Kriegslaſten be⸗
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gonnenen Liquidationsgeſchaͤfts in der Maaße angube⸗
fehlen ,

daß die Liquidation die —— Kriegs :
leiſtungen , dieſe moͤgen von den hoͤchſten oder

den mittlern oder den untern Civilbehoͤrden oder

von Militaͤrſtellen auferlegt worden ſeyn , ( mit
Einſchluß der Verpflegung der einquartirten Mann⸗

ſchaft , der Fourage - Verpflegung und der Kriegs⸗

frohnden, ) ingleichen die Entſchaͤdigung fuͤr

gaͤnzliche Vernichtung oder ſtarke Beſchaͤdigung

gewerbſchaftlicher und anderer Gebaͤude, auch ſon⸗

ſtigen Grundeigenthums , welche durch militaͤri⸗

ſche Anlagen verurſacht worden iſt , ſowie die

Entſchaͤdigung fuͤr das auf Kriegsfrohnden
verloren gegangene Bish, Schiff und Geſchirr

umfaſſe ;

daß der Geldbetrag dieſer Gegenſtaͤnde nach
einem billigen Mittelpreiße in Aufrechnung zu

bringen ſey ;

daß die Liquidation nach Gemeinden geſchehe ;

daß ſie von der Centralkriegscommiſſion , unter

Mitwirkung der Mittel - und Bezirfsftelen und

mit Vorbehalt des Reeurſes an das Miniſterium

des Innern , bewerkſtelligt werde ;

daß einer jeden Gemeinde das in Abrechnung
gebracht werde , was fie aug den Mrmeemagazi -
nen empfangen oder ton der von den aliirten

Maͤchten bezahlten Entſchaͤdigungsſumme erhoben

hat ;

daß die Liquidation , wegen des verſchiedenen

Umfangs , den das Land zu verſchiedenen Zeiten

gehabt hat , nach Perioden ——
Prorofolte der 1. Kammer 3r Vd 15
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Ii ben Kammern auf dens nåchften Landtage einen

auf die Reſultate dieſes Liquidationsgeſchaͤftes gegruͤn⸗
deten Geſetzentwurf zur Ausfuͤhrung des Grundſatzes ,

daß denjenigen Gemeinden und Bezirken , wel⸗

che bey der Vertheilung der ſeit dem Anfange
des Jahrs 1809 getragenen Kriegslaſten unver —

haͤltnißmaßig beſchwert worden ſind , eine billige
Verzuͤtung zu leiſten ſey , ingleichen

I . einen Gefegentwurf megen der Abrechnung der

Gemeinden úber ihren Kriegskoſten - Aufwand mit Dn

beytragspflichtigen Individuen

vorlegen zu laſſen .

Karlsruhe den 6 . Dec . 1822 .

Im Namen der unterthaͤnigſt treugehorſamſten Erſten

Kammer der Staͤndever ammlung .
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Beylag e Ziffer 131

Commiſſionsbericht

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer
den Geſetzentwurf wegen Befoͤrſterung der

Privatwaldungen betreffend .
`

CtRatret

von dem

Frhr . v . Gemmingen Preſteneck .

Die zweyte Kammer der Staͤndeverſammlung hat

einer hohen Kammer den in der Sitzung vom Iten

July d. J . angenommenen abgeaͤnderten Geſetzentwurf
uͤber die Beförfterung der Pridatwaldungen mitgetheilt .
Die Fafung diefed Entwurfs ift folgende :

Aor hts

Seder Privatwaldbeſitzer darf ohne Einwirkung der

Forſtbehoͤrde das Holz auszeichnen und faͤllen laſ—⸗

ſen , und iſt in Beziehung auf ſolches von allen bis

daher durch Einſchreitung der Forſtbehoͤrde veran —

laßten geſetzlichen oder uͤblich geweſenen Diaͤten und

Forſtgebuͤhren befreyt .

Arfa

Die Benugung von Weide und GStreue ift , infofern

fie nicht nach beſtehenden Geſetzen wegfaͤllt , und

uͤberhaupt die Rechte Anderer nicht darunter leiden ,

gleichfalls frey gegeben .

Ck
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rie p i

Wenn ein Waldeigenthuͤmer die Natur feines Boz

dens veraͤndern , und ſolchen in urbares Feld oder

Wieſen verwandeln will , ſo ſteht ihm ſolches frey ,

wenn die Geſetze nicht entgegen ſind ; er hat jedoch

vor der wirklichen Veraͤnderung die Anzeige davon

bey der Forſtbehoͤrde zu machen .

Arte4

Gegenwaͤrtiges Geſetz ſindet auf die Gemeinds — und

Stiftungs - Waldungen keine Anwendung .

Ehe die Commiſſion in eine Eroͤrterung vorliegen —

den Geſetzentwurfes eingeht , glaubt ſie zur erlaͤuternden

Ueberſicht den Gang der Verhandlungen uͤber einen Ge⸗

genſtand beyfuͤgen zu muͤſſen , welcher in den berſchiede —

nen Perioden der Staͤndeverfammlung zur Sprache kam .

Es erfolgte naͤmlich im Jahr 1819 in der zweyten

Kammer ein Antrag auf Befreyung der Privatwaldungen

von polizeylicher Befoͤrſterung , worauf dieſe den Bez
ſchluß faßte , die hohe Regierung um einen Geſetzvor⸗

ſchlag zu bitten , wornach

1) der Privatwald - Eigenthümer in der Benutzung zu

ſeinem eigenen Bedarf nicht beſchraͤnkt werden ſoll ,

2 ) derſelbe iſt , in ſo fern er verkaufen wil , an die

Staatsaufſtcht nicht gebunden , aber

3) foller der Staats - Aufſicht unterworfen ſeyn ,

wenn er ſeinen Wald ausſtocken , oder eine Culturz

Veraͤnderung vornehmen will .

Auf die an die erſte Kammer im Jahr 1820 geſche⸗

hene Mittheilung beſchloß dieſe in der Sitzung vom 31 .

Auguſt deſſelben Jahrs ;

dem Beſchluß der zweyten Kammer mit folgenden

Modiſteationen beyzueten :
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a ) daß man dem Antrag , die Eigenthuͤmer von Pri⸗

vatwaldungen von der forſteylichen Anweiſung des

zu faͤllenden Bau⸗ , Nutz - ⸗ und Brennholzes zu

befreyen , beytrete , hinſichtlich des zum eigenen

Beduͤrfniß beſtimmten Holzes . Dagegen koͤnne man

6) wo das Holz zum Verkauf an In - und Aus —

laͤnder beſtimmt ſey , zu einer ſolchen Befreyung

nur mit der Beſchraͤnkung beyſtimmen , daß Der

Eigenthuͤmer zur vorgaͤngigen Anzeige bey der

Forſtbehoͤrde verbunden ſey , und deren Genehmi⸗
gung einzuholen habe , welche letztere jedoch nur

im Fall einer daraus folgenden gaͤnzlichen Verwuͤ⸗
ſtung — oder einer , das Eigenthum anderer be —

eintraͤchtigenden Behandlung verſagt werden duͤrfe.

Und

c ) daß in dem vorzuſchlagenden Geſetze aud dieje⸗
nigen allgemeinen forſtpolizeylichen Vorſchriften be —

zeichnet werden muͤßten , an mwethe fich jeder Wald -

Eigenthuͤmer zu binden hat .

Die zweyte Kammer beſchloß hierauf in der Gi -

tzung voin 1. Septbr . die Beſchluͤſſe beyder Kammern

an das großherzogliche Staatsminiſterium abzugeben , in

das Protokoll aber den Wunſch niederzulegen : daf die

Privateigenthuͤmer baldmoͤglichſt durch ein proviſoriſches
Geſetz von der pollzeylichen Befoͤrſterung nach dem

Vorſchlage der zweyten Kammer befreyt werden moͤch—

ten , zum wenigſten nach denjenigen Puncten , worin

beyde Kammern einverſtanden ſeyen . Die hohe Regie —

rung erließ hierauf ein proviſoriſches Geſetz unterm 12 .

Februar 1821 ( Regierungsblatt Nro . III . ) , und legte
einen woͤrtlich gleichlautenden Geſetzentwurf der zwey —
ten Kammer in der Sitzung vom 13 . Juni d. J . vor .

Werhandlungen der zweyten Kammer 3. Band S . 263 . )

Das Reſultat der in der zweyten Kammer úber

den Geſetzvorſchlag der Regierung gepflogenen Verhand :
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lungen war der am Eingange des Berichts vorgetra —

gene , abgeaͤnderte Geſetzentwurf , welcher der Berathung

einer hohen Kammer nunmehr vorliegt . Es iſt nicht

zu mißkennen , daß der Faſſung derſelben die Principien
des natuͤrlichen Rechts von der freyen Benutzung des

Eigenthuͤmers zum Grunde liegen , welchen nur wenig

beſchraͤnkende Zuſaͤtze in der Hinweiſung auf beſtehende

allgemeine Geſetze beygeſuͤgt ſind . Als nothwendige
Folge dieſes oberſten Grundſatzes wird die volle Frey —

heit von der Befoͤrſterung der Privatwaldungen ausge —

ſprochen , indem von dieſen Grundſaͤtzen der natuͤrlichen

Freyheit nur dann abgewichen werden duͤrfe, wenn dieß

durch uͤberwiegende Ruͤcküchten auf das Staatswohl ge —

boten werde , welches hier der Faͤll nicht ſey . So we —

nig die Wahrheit des naturrechtlichen Grundſatzes von dem
Rechte der freyen Benutzung des Eigenthums als unz

wandelbare Baſis jemals wird in Zweifel gezogen

werden , ſo vielfaͤltigen Modificationen ſind die darauf

gebauten Folgerungen in ihrer practiſchen Anwendung

auf inneres Staatsleben und die Geſammtheit unter —

worfen . Hierdurch treten Beſchraͤnkungen des Privat —

Eigenthums unter der leitenden Aufſicht des Staats

unvermeidlich ein , weil allgemeines Wohl , und Abwen —

dung der Beeintraͤchtigung des Eigenthums Anderer

es fordern . Dieſen beyden Geſichtspuneten glaubte die

Commiſſten in ihrem Berichte folgen zu muͤſſen , weil

ſie zur praetiſchen Behandlung ihres Gegenſtandes ge⸗

eignet ( hienen : Shon feit geraumer Beit glaubten die

Regierungen , aufgeregt durch zunehmende Bevoͤlkerung

und ſteigendes Holzbeduͤrfniß , ihre Aufmerkſamkeit auf

die Forſtdeonomle richten zu muͤſſen , in der Ueberzeu —⸗

gung , daß der erforderliche Vorrath dieſes unentbehr⸗

lichen Beduͤrfniſſes ein beſonderes Intereſſe fuͤr das Staats⸗
wohl habe . aa
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Daß die Regierungen endlich auch ihre Aufſicht
auf Privatwaldungen ausdehnten , muß man wohl mehr
dieſer Betrachtung , als einem harten , despotiſchen Sinn

zuſchreiben , welcher ohne hinreichenden Grund die natuͤr —

lihen Rechte des freyen Eigenthuͤmers verletzt , viel —

mehr mußte die taͤgliche Erfahrung dieſen hinreichenden
Grund ſattſam an die Hand geben . Denn in der That gibt es

wohl kein Produet des Bodens , das ſo leicht das

Ungluͤck hat , ſorglos behandelt , und zum Theil miß —
handelt zu werden , als das Holz . Der fleißigſten , ſorg —
faͤltigſten Behandlung des —— ſehen wir oft in

großem Contraſte eine nachlaͤſſige , ſorgloſe Behand —
lung der Waldungen degenaberſtehen , woran gewiß nicht
der Unmuth der Ber ſitzer uͤber den Zwang der Befoͤrſterung
Urfache ſeyn kann , da die voͤllig freye Dispoſition
uͤber die Felder * auch von manchen poſitiven Be —

ſtimmungen abhaͤngig iſt . Sey es nun , weil zur
Produetion des Holzes kein menſchlicher Fleiß , keine

ſaure Arbeit der Haͤnde erforderlich iſt , oder weil der

ackerbauende Waldbeſitzer an einen ſchnellern Umtrieb

ſeines Kapitals , an eine ſchnellere Perception feiner
Lrescentien gewoͤhnt , niht geneigt iff , ein halbes
Menſchenalter hindurch auf den Genuß eines ſteuerba —
ren Grundeigenthums zu verzichten — genug — man
wird im taͤglichen Leben auf mancherley Erfahrungs —
ſaͤtze gefuͤhrt , die zu dem keineswegs gewagten Ure

theile berechtigen , daß ein gewiſſer Leichtſinn dem acker⸗
bauenden Waldbeſitzer der Regel nach eigen ſey . Ge :
ſellen ſich denn noch die jetzigen druͤckenden Zeitverhaͤft —
niſſe fuͤr den Landmann binzu , alg : hobe Stener ,

— Guͤterwerth , geringe Preiſe der Naturalien ,
u . f . , welche feinen Wohlſtand herabſetzen , und ibn
in Schulden und dringende Geldverlegenheit finen ,
alsdann iſt bey einer folden freyen Dispofition die

Devaſtation der Privatwaldungen groͤßtentheils ausge —
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ſprochen , denn die naͤchſte Huͤlfe wird in ſolchem Falle
der Waldbeſitzer in einem verwuͤſtenden Holzhiebe ſuchen⸗

jemehr in der dringenden Noth der Gegenwart , der

große Reiz dieſes paraten Mittels geeignet ift , iHn

zu verleiten , daß er nicht in die Zukunft blickt , und

den großen Schaden berechnet , welchen er auf ſpaͤte

Jahre hinaus ſich und ſeinen Nachkommen dadurch zufuͤg⸗

te . Daß es auch hier Ausnahmen gebe , verſteht ſich von

ſelbſt , beſonders da , wo der Feldbau das accessorium und

der Wald das principale iſt ( wie z. B . im Schwarzwald)
wenn ſich naͤmlich auſſer dem eigenen Beduͤrfniſſe noch vor⸗

theilhafte Gewerbe , ein vortheilhafter Handel mit Schnitt⸗

waaren und dergleichen damit verbindet . In dieſem Fal⸗

le wird freylich der Waldbeſitzer der Regel nach auf eine

gute , nachhaltige Behandlung ſeiner Waldungen bedacht

ſeyn , weil der Haupttheil ſeiner Subſiſtenz darauf beruht .

In jedem Fall aber moͤchte eine Regierung gerecht -

fertigt feyn , wenn fie es fúr rathfam und nuͤtzlich erach⸗

tet , einige geringe Beſchraͤnkungen der vollen Freyheit des

Privateigenthums eintreten zu laſſen , und ſich einer wirk⸗

ſamen Oberaufſicht nicht zu begeben.
Mber das einzig richtige und leitende Princip ,

das hier eintritt , iſt die Vereinbarung des Rechts der

Privaten mit der noͤthigen Ruͤckſicht auf das allgemeine

Wohl , inſoferne der geſellſchaftliche Zuſtand Beſchraͤn⸗
kungen nothwendig macht , die auſſerdem gar nicht Statt

gefunden haͤtten . Darum wird auch eine einſichtige
uͤnd wohlwollende Regierung immer bemuͤht ſeyn , dieſe

gebotene Graͤnzlinke nie zu uͤberſchreiten , und durch

unnuͤtze , mit Zeit und Geldaufwand verbundene For—⸗

men , den Genuß des Privateigenthums beeintraͤchtigen

und die Annehmlichkeiten des freyen Beſitzthums zweck⸗
log verkuͤmmern . Sollten daher bey Ausuͤbung dieſer

derſten Aufſicht der Regierung willkuͤdrliche Handlun —

gen , ungebuͤhrende Koſten , oder endlich auch Chicanen
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untergelaufen ſeyn , welche gegruͤndete Klagen veranlaßt

haͤtten, ſo kann darum noch nicht behauptet werden ,

daß dieſer Fehler ein ſolch unzertrennliches Attribut

gerade dieſer Adminiſtration vermittelſt der Be -

foͤrſterung ſey , daß weder Abhuͤlfe noch Erlelchterung

ſich denken laſſe , und folglich heilſam ſey , die Leitung
der Regierung ganz aufzuheben , und dagegen die freye

Dispoſition uͤber das Privatwald - Eigenthum einzufuͤh⸗
ren . Es moͤchte aber wohl hier die Frage entſtehen ,—
ob man nicht zu einem ſehr bedenklichen Extreme uͤber —

gehe , deſſen problematiſcher Erfolg gerade die gute ,

wohlthaͤtige Abſicht vereltelte , welche man durch dieſe

Maafregel zu erreichen boffre .

Die Commiffion wenigfteng geht von der lebhaften

Ueberzeugung aus , daß ein Zeitraum von mehreren

Jahren das Schaͤdliche und Bedeukliche dieſer Einrich —

tung bis zur Evidenz bewaͤhren wuͤrde . Ebenſo glaubt

die Commiſſion ſich der Anſicht hingeben zu muͤſſen ,

daß die Oberaufſicht der Staatsbehoͤrde vermoͤge dieſes

Geſetzvorſchlags in den meiſten Faͤllen erſt dann befugt

ſevn moͤchte, wirkſam einzuſchreiten , wenn ein wirklicher

Nachtheil durch forſtwidrige ſchaͤdliche Behandlung ſchon
Statt gefunden hat . Eine ſolche gelaͤhmte Oberauf —

ſicht koͤnute ſich aber nicht mehr verhuͤtend zeigen ,

ſondern muͤßte zuletzt als voͤllig uͤberfluͤßig und unnuͤtz

erſcheinen .
In Hinſicht der Bedenklichkeiten wegen kuͤnftig zu

beſorgenden Holzmangels kann wohl der Einwurf ge —

macht werden , daß das ſo ſehr bedeutende Wald - Areal

des Großherzogthums in 1,563,049 Morgen beſtehend ,

unter welchem eine betráchtliche Anzahl von Staats -

Waldungen begriffen ift , auf ra Ganze berechnet , voll -

tommen hinreichend fey , um Dag Land vor einem em -

pfindlichen Holzmangel zu bewahren , weßwegen man

auch noch keinen Grund habe , mit zu weit getriebener
Protokolle der 1. Kammer 3r Bd. 14
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UengfilihEeit diefe Sorge auf die aus 234,385 Morgen
beſtehenden Privatwaldungen auszudehnen . Dieſe Be—⸗

rechnung moͤchte aber dem Fehler aller großen Rechnun⸗
gen unterliegen , daß ſie naͤmlich die Probe nicht im

Detail aushalte . Denn ſo ungemein groß das Wald —
Areal auch im Ganzen , und die Staatswaldungen im

Einzelnen ſind , ſo iſt doch daſſelbe ſehr ungleich im

ganzen Lande vertheilt .

Es gibt naͤmlich Gegenden des Landes , die

nichts weniger als einen Ueberfſluß an Waldungen ha —
ben , und in welchen deßhalb die Holzpreiſe eine em —

pfindliche Hoͤhe erreichen , waͤhrend andere Gegenden
einen großen Holzreichthum beſitzen . Ebenſo gibt es

ſehr große Landestheile , in welchen ſich gar keine

Staatswaldungen befinden , indem auſſer den Gemeinde

und Privat - Waldungen , die ganze uͤbrige Maſſe des

Waldbodens aus ſtandes⸗ und grundherrlichen Wal⸗

dungen beſteht , welche den Privatwaldungen gleichfalls
beygezaͤhlt werden muͤſſen. Die auf 224,945 Morgen
ſich belaufende Zahl erhoͤht dadurch den Geſammt - Be⸗
trag aller Privatwaldungen auf 479,330 Morgen .

In der That muͤſſen die ſtandes - und grundherr -
lichen Waldungen einer ausgeſprochenen vollen Be —

freyung von aller Befoͤrſterung gleichfalls unterliegen ,
und ihre Beſitzer dieſes Recht fuͤr ſich zu reclamiren

haben , da weder die fideicommiſſariſche und Lehens —
Qualitaͤt noch irgend eine andere Ruͤckſicht den privat⸗
rechtlichen Charakter dieſer Waldungen veraͤndern koͤnnen .

Wenn nun auch fuͤr jetzt das Großherzogthum
nicht io der Lage iſt , einen druͤckenden Holzmangel
beſorgen zu muͤſſen, ſo duͤrfte doch der ſich taͤglich ver⸗

mehrende Holzbedarf durch eine ſehr ſteigende Popula —
tion die Auffindung eines Beduͤrfniſſes, deſſen Fabri⸗
cation eine beſonders große Holzconſumtion in Anſpruch
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nimmt , ſo wie die kuͤnftige Vermehrung und Belebung
von Gewerben diejenigen Vorſichtsmaaßregeln ſehr em⸗

pfehlen , welche dem Lande ſeinen Holzvorrath durch
eine nachhaltige Bewirthſchaftung ſeiner Waldungen

ſichern , worin unſtreitig eine große Pflichterfuͤllung und

eine große Veérantwortlichkeit gegen kuͤnftige Generatio —⸗

nen liegt .
Was nunmehr den zweyten Geſichtspunct , naͤm —⸗

lich die Sicherſtellung gegen die Beeintraͤchtigung eines

fremden Eigenthums betrifft , ſo iſt dieſe Betrachtung
von einem großen practiſchen Werthe , je mehr in der
Forſtwirthſchaft die moͤglichen Faͤlle eintreten koͤnnen ,

daß durch unregelmaͤßige Holzhiebe und Hintanſetzung
aller Ruͤckſichten auf den benachbarten Wald einem Drit -

ten Waldeigenthuͤmer ſehr leicht der empfindlichſte Scha —⸗

den zugefuͤgt werden kann . Eben ſo practiſch wichtig

und wirkſam , um den Schaden eines Andern zu ver —

huͤten, iſt die Forſtpolizey . Ihr gewiß ſehr wohlthaͤti⸗

ger Endzweck kann aber ohne die Fortdauer der Aufſicht
der Forſtbehoͤrden nicht erreicht werden . Ueberhaupt
aber moͤchte nicht ſo leicht vorherzuſehen und zu berech —
nen ſeyn , welche Anzahl von ordnungswidrigen Hand -

lungen und Verdrießlichkeiten das Erloͤſchen der ober —

ſten forſtpolizeylichen Aufſicht uͤber die Privatwaldungen
zur Folge haben koͤnnte .

Indem wir alle dieſe Anſichten und Grinde zit -

ſammenfaſſen , und diejenigen gruͤndlichen Eroͤrterungen
damit verbinden , welche uͤber dieſen Gegenſtand in ei —

ner Hohen Kammer , fomwopl durch den Commiffiong »
bericht , alg die demſelben gefolgten Verhandlungen in

den Sitzungen vom 30 . und Z31. Auguſt 1820 Statt

gefunden haben , ſo muͤſſen wir unſere , zum Theil
ſchon ausgeſprochene , Meinung mit dem Sage fehlief -

fen, dag an ſich eine moͤglichſt freye Ausuͤbung ver

Rechte des Privateigenthums hoͤchſt wuͤnſchenswerth ſey ,

ei
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und daß dieſe Freyheit des Eigenthums nur durch die

Forderungen der Staatsgenoſſenſchaft beſchraͤnkt werden

koͤnne , in ſofern das Wohl des Ganzen und die Rechte
eines Dritten es erheiſchen . Darum ſind in Anwen⸗

dung dieſes Grundſatzes auf das Privatwaldeigenthum
alle zweckloſe , wahrhaft laͤſtige , Beſchraͤnkungen deſſelben
verwerflich . Dahingegen aber diejenigen unter der ober⸗

ſten Aufſicht und Leitung der Regierung abſolut noth —

wendig ſind , welche die offenbare Gefaͤhrdung des Ge⸗

ſammtwohls , und die Verletzung der Eigenthumsrechte
eines Dritten verhindern .

Indem die Commiſſion die Ueberzeugung hegt ,
daß wir auf dem ſchon betretenen Wege gefahrloſer
und ſicherer zu dieſem gewuͤnſchten Ziele gelangen moͤch⸗
ten , richtet ſie ihren Antrag dahin :

daß eine hohe Kammer bey dem bereits vorlie —

genden Beſchluſſe vom 31 . Auguſt 1820 beharre ,
und dem abgeaͤnderten Geſetzentwurfe der zweyten
Kammer vom 17 . Juli d . . , die Befoͤrſterung
der Privatwaldungen betreffend , nicht beytrete .
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F —

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer

wegen der perſoͤnlichen Herrenfrohnen .

Csia ta t

von dem

geheimen Hofrathe Zachariaͤ .

— —ñ—

De zweyte Kammer hat in ihrer Sitzung vom 30 .

July d. J . den Beſchlaß gefaßt , an die Regierung

die Bitte zu richten ,
daß , wie bey den alten Landſchaftsſchulden und

den alten Abgaben geſchehen ſey , die Quantitaͤ —

und Qualttaͤt der perſoͤnlichen Herren —

frohnen genau erforſcht , und das Reſultat der

naͤchſten Verſammlung der Kammern vorgelegt werde.
Die zweyte Kammer hat dieſen Beſchluß der Erſten

verfaſſungsmaͤßig mitgetheilt . Die Commiſſion , an welche

dieſe Sache verwieſen worden iſt und in deren Nat

men ih zu ſprechen die Ehre habe , wird ſich nun dar —⸗
*
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uͤber : Ob jener Bitte beyzutreten ſey oder nicht ? gut —
achtlich zu aͤußern haben .

e

ğm Jahre 1820 murde mit Zuftimmung der Kam -

mern ein Gefez befannt gemacht , durh mweleheg der

Grundſatz , daß alle Herrenfrohnen ohne Unterſchied , ob

ſie walzende oder perſoͤnliche Frohnen ſind , ab⸗

loͤßslich ſeyn ſollen , ſowohl was die Gegenſtaͤnde ,
als was die Art der Abloͤſung betrifft , durchgefuͤhrt
wurde . Vorausgegangen war in beiden Kammern eine

ausfuͤhrliche Berathung uͤber den Gegenſtand dieſes
Geſetzes .

Der vorliegende Beſchluß der zweyten Kammer

hat nun theils ſeiner Faſſung nach , theils zu Folge
der Verhandlungen dieſer Kammer , den Endzweck , eine

theilweiſe Abaͤnderung jenes Geſetzes vorzuberei⸗
ten und einzuleiten . Das nur gedachte Geſetz vom

Jahr 1820 umfaßt ſowohl die walzenden , als die

per ſoͤnlichen Frohnen . Der vorliegende Beſchluß be—⸗

zieht ſich nur auf die letzt ern. Anſtatt daß nach dem

Geſetze auch die ſe nur abloͤslich ſind , haͤlt die zweyte
Kammer nunmehr die unentgeltliche Aufhebung
derfelben , ( jedoch mit dem Vorbehalte einer den Privat -

eigenthuͤmern aus Staatsmitteln zu leiſtenden Entſchaͤ⸗
digung, ) fuͤr wuͤnſchenswerth . Es iſt dieſer Wunſch dar —⸗

auf gegruͤndet worden , daß ſich die perſoͤnlichen Herren⸗
frohnen insgeſammt oder doch groͤßlentheils von der Leib⸗

eigenſchaft herſchrieben , daß mithin dieſe Laſt eben ſo fuͤr
aufgehoben zu erklaͤren ſey , wie man bereits die Leibei⸗

genſchaftsgefaͤlle füͤr aufgehoben erflårt habe . Die vor

laͤufige Unterſuchung , um welche gebeten wird , ſoll theils
die Quantitaͤt — theils die Qualitaͤt dieſer Froh⸗
nen jum Gegenfande haben , damit man Beziehungs⸗
weiſe von der Groͤ ße und von der Billigkeit des

zu bringenden Opfers unterrichtet werde .
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Indem jetzt die Commiſſion zur Begutachtung des

in Frage ſtehenden Beſchluſſes uͤbergeht , erlaubt ſie ſich
zuvoͤrderſt die Bemerkung , daß der Beſchluß , und die

demſelben gemaͤß entworfene Vorſtellung , indem ſie die

Qualitaͤt der perſoͤnlichen Herrenfrohnen als den ei —

nen Gegenſtand der anzuſtellenden Unterſuchung bezeich—
nen , der Regierung wohl eine zu wenig beſtimmte

Aufgabe vorlegen duͤrften . Der Ausdruck : Qualitaͤt

oder Beſchaffenheit der perſoͤnlichen Herrenfrohnen —
iſt von einem ſehr großen Umfange . Und wenn man ihn

auch auf den Urſprung dieſer Frohnen beſchraͤnkt, ſo
ſtellt doch der vorliegende Beſchluß mittelſt dieſes Aus —

drucs noch immer cine Aufgabe auf , welche feine Regie -
rung , måre ſie auch noch ſo unverdroſſen , haͤtte ſie auch
die Koſtbarkeit der Unterſuchnng noch ſo wenig zu beruͤck⸗

ſichtigen , vollkommen zu löſen im Stande iſt . Die Auf —
gabe iſt geſchichtlich ; die Urkunden ſind mangelhaft Die

geſchichtliche Unterſuchung , welche man wegen des , die

alten Abgaben betreffenden Geſetzentwurfes angeſtellt hat ,

war allerdings von aͤhnlicher Art . Aber hat ſie denn zu

irgend einem entſcheidenden Reſultate gefuͤhrt ? Und fonnte

man nicht gleichwohl bey die ſer Unterſuchung von be —

ſtimmteren Vorausſetzungen vorausgehen , als bey der

in dem vorliegenden Falle in Antrag gebrachten ?

Dennoch wirde fich die Commiffon niht fúr berech -
tigt halten , wegen dieſer Bedenklichkeit auf die Nicht —

annahme des Beſchluſſes der zweyten Kammer anzutra —

gen . Nicht einmal eine veraͤnderte Faſſung der be —

ſchloſſenen Vorſtellung glaubt ſie deß halb vorſchlagen
zu duͤrfen . Es iſt hier von einer Regierungsmaagaß —
regel , niht vou einem Gefegentwurfe vie Rede .

Der Umfang , die Richtung des Geſchaͤfts , auf welches
die Vorſtellung ber echnet iſt , wird denn doch durch den

2 *
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Zweck des Geſchaͤfts ſattſam beſtimmt . Und uͤberhaupt,
wenn die Kammern auf eine Regierungsmaaßregel antra⸗

gen , ſo iſt wohl in der Regel der beſte Weg der , dem

Ermeſſen der Regierung einen moͤglichſt welten Spielraum

zu laſſen .

—

Sondern das Urtheil uͤber den vorliegenden Be —

ſchluß haͤngt am Ende wohl davon ab , ob der Zweck
der beſchloſſenen Bitte — der Zweck , die unentgeltliche
Aufhebung der perſoͤnlichen Herrenfrohnen einzuleiten ,—
zu billigen ſey ?

Dieſer Zweck ſoll nun in dem Folgenden theils
CL ) an ſich , und im Allgemeinen , theils ( II . ) nach
dem urkundlichen Rechte des Landes gepruͤft werden .

§. 4,

I . Die rege , welde in dem erten Theile diefet

Unterſuchung zu beantworten ift , þat fih in der That
{hon in mebrern andern Fållen der Kammer dDargebo

ten ; fie mird nech oft , in mannigfaltigen Beziehungen
und Geftalten , die Kammer beſchaͤftigen . Sie kann

und wird auch wegen der walzenden Herrenfrohnen

wegen der Zehnten, der Grundguͤlten , der Grund⸗
zinſen , der Bannpflichten , ja wohl auch wegen

der Erbbeſtaͤnde und anderer Gåter , die in g ”

theiltem Eigenthume find , aufgeworfen werden

Gie mhte fich , alg eine , alle diefe Fålle umfafend ?
Trage , fo augdråden laffen :

Wie if eg mit denjenigen Lafen und Dienftbas ?
feiten gu Halten , welche , ob fie moht nach den der ?

maligen Gefegen , und zwar als privatrechtliche
Grundpflichtigkeiten , auf gewiſſen Grundſtuͤcken haf⸗

ten , dennoch mit den veraͤnderten Zeitumſtaͤnden ,
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oder mit den verånderten Begriffen uͤber Recht und

Unrecht unvereinbar gu fen feinen ?

Zwar feinen unter diefer Fafung der Frage niht
die perſdulichen Herrenfrohnen , alſo gerade nicht
die dermalen in Frage ſtehenden Frohnen begriffen

zu ſeyn . Sie ſcheinen auf der Perſon , nicht auf

dem Grunde und Boden zu haften . Aber daf

auh diefe Lafen am Ende in die KRlaffe der dingli ;
hen gehoͤren , erglebt ſich aus dem geſetzlichen Be —

griffe dieſer Frohnen “ Die perſoͤnlichen Herrenfrohnen
liegen , nach dem Gage Fro . g. a, deg tandredtg ,

denjenigen ob, welche innerhalb eines Ortg , oder eines

Gemartung anfåfig find . Gie werden in dem fet
ben Gage des Landrechts Grundpflichtigkeiten ge⸗

nannt . ( Vgl . das Geſetz vom Fahr 1820 wegen des

Abkaufs der Herrenfrohnen . Q. Ir . )
Wir muͤſſen jedoch hierbeneine Stelle dieſes letz —

tern Geſetzes auszeichnen , welche ſowohl an ſich , als

in Beziehung auf die obige Frage , beſondere Beachtung

verdienen duͤrfte . Es werden námlidh in dem Tıten

8. des Geſetzes perſoͤnliche Herrenfrohnen erwaͤhnt ,

welche auf einzelnen erbpflichtigen Fa —

milien haften . Golte eg noh irgendwo im Lande

perſoͤnliche Herrenfrohnen die ſer Art geben , fo find

diefe , nah dem Geiſte des die Leibeigenſchaftsgefaͤlle

betreffenden Geſetzes vom Jahr 1820 , billig ſofort ,

( jedoch mit Vorbehalt einer den betheiligten Frohn —

herren aus Staatsmitteln zu leiſtenden Entſchaͤdigung ) ,

aͤufzuheben . Herrenfrohnen dieſer Art ſind ihrem

Weſen nach Zubehoͤrden der Leibeigenſchaft ; wie denn

auch in jenem Geſetze dieſe frohnpflichtigen Familien

ausdruͤcklich erbpflichtige , d. h. in unſerer Rechts⸗
fprache leibeigene Familien genannt werden . Gie

unterſcheiden ſich uͤbrigens von andern Herrenfrohnen ,

—
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und úberhaupt bon den privatrechtlihen Grundlaſten
wefentlih dadurch , dag fie auf die Nahfommen ?
fhaft forterbend niht wie Grundlaften alg frey -
willig Åbernommen betrachtet werden nnen , Es uͤber⸗

láßt jedoch die Commiffion die Folge , wele diefer

Bemerfung etwa yn geben feyn dürfte , um fo mehr
dem Ermeffen der Kammer , da diefe Folge mit Der

Entſcheidung uͤber die Hauptfrage auf das genaueſte
zuſammenhaͤngt .

§.

In der oben aufgeſtellten Frage wird vorausge⸗
ſetzt , daß die Herrenfrohnen und die Zehnten , und die

uͤbrigen oben genannten Grundlaſten mit den dermali⸗

gen Verhaͤltniſſen des Staates und der bürgerlichen

Geſellſchaft , oder mit den dermaligen Begriffen von

Recht und Unrecht ſchwer zu vereinigen ſeyen . Aller⸗

dings kann und mag uͤber dieſe Vorausſetzung noch
geſtritten werden . Da uns aber die Eroͤrterung dieſer
ohnehin ſchon ſo oft verhandelten Streitfrage hier jen⸗

ſeits der Graͤnzen eines Commiſſtonsberichts fuͤhren
wuͤrde , da jene Vorausſetzung ohnehin die Bedingung
der gegenwaͤrtigen Unterſuchung iſt , ſo erlauben wir

uns nur die einzige Bemerkung , daß , wie man auch
immer uͤber jene Streitfrage an Jich urtheilen moͤge ,

dennoh die geographifhe Lage unſeres
Landeg auf dag entfheidendffe gegen die

Beybehaltung jener Laſten ſpricht . In Frank⸗ —
reich , dem Nachbarlande , find jene Lagen , mit Mus -

nahme weniger , welche jedoch abloͤslich ſind , aufgeho—
ben worden . Wollten wir dieſen Vorgang daͤnzlich
unberuͤckſichtigt laſſen , ſo muͤßten wir wohl zu dem

traurig kuͤnſtlichen Syſteme unſere Zuflucht nehmen ,
unſern Landmann durch ſchuͤtzende Zdoͤlle mit dem Land —
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manne des Nachbarlandes auf den Fufi der © leid

beit au ſetzen . — Wir koͤnnen dieſe Beziehung der

Streitfrage hier nur beruͤhren. Der Gegenſtand iſt

von großem Umfange , er bietet ſehr viele Geiten dar .

§ . 6 .i

' ;

i Man fann jedoch auh unter der Vorausſetzung ,

daß die Aufhebung der oben genannten Grundlaſten E

im Allgemeinen wuͤnſchenswerth ſey , noch immer einen E fi
Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen Arten dieſer

H
90

Laſten machen , und man hat die aufgeſtellte Frage in W

; der That durch ſolche Unterſcheldungen zu loͤſen ver⸗ aan
MAAd

fugt . Ung feint diefer Weg niht der richtige zu K

; fen . Bor allen Dingen alfo wird die Frage zu er - ai

; oͤrtern ſeyn : Ob unter den gedachten Grundlaſten eine
|

, oder die andere Verſchiedenheit eintrete , welche bey

der Aufhebung dieſer Laſten zu beruͤckſichtigen ſey ?

—J
90

Man hat nun bey der vorliegenden Aufgabe bald EIE ARN

zwiſchen den Laſten , welche an den Staat , und de — i Ii

nen , welche an Privatperſonen , oder an Koͤrper⸗
000

ſchaften abzutragen ſind , bald zwiſchen denen , welche

ihrem Urſprunge nach oͤffentliche Laſten ſind , und

denen der entgegengeſetzten Art , bald endlich zwiſchen

Frohnen und Abgaben oder andern Beſchraͤnkun⸗ T *

gen des Eigenthums unterſchieden .
Hin

——
i

|
Anlangend den erſten Unterſchied , ſo moͤchte ihm ,—

FNAN

fo- heilig auh das Privateigenthum gu halten ift ,

Oa e , in einer Bezirhung angetafiet , leicht in ei -

ner jeden manfend wird ) , voch niht dag Gewicht | 3

beyzulegen feyn , daf , wenn einmal die Grunddieng -
—0
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barfeiten , welche gum Vortheile des Staates beſtehen ,
unentgeltlich aufzuheben ſind , oder aufgehoben werden ,

dennoch die Grundpflichten , welche einem Privatmanne ,
oder einer Koͤrperſchaft zu leiſten ſind , beyzubehalten
oder nur fuͤr abloͤslich zu erklaͤren waͤren . Ergriffe

man die Maaßregel der Aufhebung nur in Beziehung
auf die erſteren , ſo wuͤrde eine Ungleichheit entſtehen ,
welche wegen der Verkettung aller Intereſſen der buͤr⸗

gerlichen Geſellſchaft , um ſo druͤckender ſeyn muͤßte.
Zu dem Verluſte , welchen der Staat an ſeinem Ein —
kommen litte , haͤtten auch diejenigen unmittelbar oder
mittelbar beyzutragen , welche die Anderen abgenom —
mene Laſt annoch zu tragen haͤtten . Alle dieſe Grund⸗
laſten , ſie moͤgen dem Staate gehoͤren oder nit , bez

ruhen doch am Ende , unmittelbar oder mittelbar , auf
dem Geſetze .

NET :

Nicht weniger bedenélicdh , oder fogar noch bedent -

licher duͤrfte es ſeyn , den zweyten Unterſchied zur
Beantwortung der vorliegenden Frage anzuwenden , d .
b. von den fraglichen Laſten diejenigen , und nur die -

jenigen får aufgehoben zu erklaͤren , welche ihrem urz

ſpruͤnghichen Rechtsgrunde nach als oͤffent⸗ —
liche Laſten zu betrachten waͤren .

Schon die allgemeine Frage : Was ſind oͤffentliche
und was privatrechtliche Laſten ? und die noch allge⸗
meinere : Wie unterſcheiden ſich das oͤffentliche und
das Sonderrecht ? ſind ſo ſchwierig , daß fie faum zwey

Rechisgelehrte auf die ſelbe Weiſe beantworten moͤchten .
Und dann — was das eine Zeitalter zu den oͤf—

fentlichen Laſten zaͤhlt , zaͤhlt ein anderes zu den pri⸗
vatrechtlichen . Und mit Recht , weil unter veraͤnder —⸗
ten Umſtaͤnden ein Befugniß oder eine Laſt aus dem
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Gebiete deg einen Redhtë in das deg andern treten

fann .

Dieſem Wechſel ſind insbeſondere die in Frage

ſtehenden Laſten nicht nur in Baden , ſondern in ganz

Deutſchland mannigfaltig unterworfen geweſen . Wag

urſpruͤnglich zum Beſten des Gemeinweſens uͤbernommen

war , wurde in der Folge , als ſich die Staatsverfaſſung

veraͤnderte , als die Staatsgewalt zerſplittert wurde ,

Privateigenthum , und umgekehrt verwandelte ſich das

Hrivateigenthum oft mit der Eigenſchaft des Eigenthuͤ⸗
mers in ein oͤffentliches . Der Berichtserſtatter kann

ſich deßhalb auf Lang , Huͤllman , Kindlinger
und andere Schriftſteller uͤber die deutſche Steuerver —

fafung berufen ; obwohl einige von dieſen Schriftſtel -

lern den Fehler begangen haben moͤchten , daß ſie von

den verſchiedenen Steuerſyſtemen der verſchiedenen

Zeitalter ſprechen , ungeachtet erſt in neuern Zeiten der

Staatshaushalt ſyſtematiſch geordnet worden ift -

Vor Zeiten nahm man , wo gu nehmen war , und die

Regierungen verliehen , meun fie die Schwaͤchern waren ,

wag fich nur verleihen lief .

Aus dieſem Frrgarten fann man fih ſchlechter⸗

dings nicht auf dem geſchichtlichen Wege heraus helfen.
Abgeſehen von der Mangelhaftigkeit unſerer Nachrichten
und Denkmaͤler , beſonders in einzelnen Faͤllen , muͤßte

man eine jede der fraglichen Laſten , entweder nach

den Begriffen und Verhältniſſen deg Zeitalters , ni

welchem ſie ihren Anfang nahm , poder nah den Be -

griſſen und Verhaͤltniſſen unſeres Zeitalters pruͤfen .

Allein ſo wie man in dem erſtern Falle an die Regie —

tnng ein Anſinnen machen wuͤrde , welches wohl an

Feine Regierung gemacht werden fann , fo wuͤrde man

in dem zweyten Falle in der That von einer blos wilt -

kuͤhrlich en Vorausfetzung ausgehen . Und welden
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Aufwand von Beit und Geld wuͤrde das Geſchaͤft ſo⸗
wohl iw dem einem alg in dem andern Salle erfor -
dern ? Bu wie vielen , kaum zu entſcheidenden , Rechts —
ſtreitigkeiten muͤßte das Reſultat fuͤhren ?

Jedoch — ſo ſehr auch alles dieſes gegen eine

ſolche Theilung der fraglichen Laſten ſpricht — der

Haupteinwurf iſt gleichwohl der , daß durch die Mari -
me , bey dieſen Laſten der Urſprung zum Maßſtabe
der Rechtsbeſtaͤndigkeit zu gebrauchen , in der That al⸗
les Eigenthum , ja ſelbſt ein jedes Verhaͤltniß des

oͤffentlichen Rechts unſicher und ſchwankend gemacht
wird . Geht man einmal bey der Rechtsfrage auf die

Urgeſchichte der beſtehenden Rechtsverhaͤllniſſe zuruͤck,
ſo muß man auch die Art , wie ein jedes Recht ur⸗

ſpruͤnglich erworben worden iſt , in Anſchlag zu brin⸗

gen geſtatten . Und wer moͤchte da z. B . behaupten ,
daß bey der erſten Theilung des Grundes und des

Bodens Alles ſo ganz nach dem ſtrengen Rechte zuge⸗ —
gangen ſey ? Oder daß das deutſche Reich ſo ganz im

Wege der Guͤte in Laͤnder geſpalten , endlich in einen
Staatenbund aufgeloͤßt worden ſey ? Allerdings ſagte
das altdeutſche Recht : Tauſend Jahre unrecht , iſt kei⸗
nen Augenblick recht ! Aber unſere Vorfahren verließen
dieſen Grundſatz , als ſie mit ausgebildetern Geſetzge⸗
bungen bekannt wurden .

—⸗

Endlich duͤrfte auch nicht der dritte Unterſchied
bey der Loͤſung der vorliegenden Aufgabe zu berid -

ſichtigen ſeyn , ſo daß nur , oder wenigſtens vie

Herrenfrohnen unentgeltlich aufzuheben waͤren . —

Zwar wird von Vielen die perſonliche Freyhelt vorzugs⸗
weiſe in Schutz genommen ; es wird dieſer Vorzug mit

der Unterſcheidung zwiſchen veraͤ ußerlichen und un —
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veraͤußerlich en Rechten in Verbindung geſetzt . Aber

alle Rechte des Menſchen ſind wohl in dem Sinne

unveraͤußerlich , daß das Geſetz nur aus einem genu —ͤ

genden Grunde ſie beſchraͤnken , oder eine Verfuͤgung

daruͤber geſtatten kann . Uebrigens , ſobald die Herren -

frohnen fuͤr abloͤſslich erklaͤrt werden , iſt wohl , ( ſo —

gar wenn man den Satz 1780 des Landrechts auf dieſe

Art der Dienſtleiſtungen anwenden wollte, ) uͤberall kein

Grund vorhanden , die Frobhnpflichtigkeit vorzugsweiſe

fuͤr widerrechtlich zu erfåren .

Jedoch man hat wenigſtens die perſoͤnlichen Her⸗

renfrohnen , und zwar dieſe als Folgen der Leibe i⸗

genfchaft vorzugsweiſe als widerrechtlich , und

mithin vorzugsweiſe als zur Aufhebung ſich eig —

nend betrachten wollen ! — Wir molen nun niht dar -

uͤber ſtreiten , ob dieſe Frohnen wirklich , insgeſammt

oder groͤßtenthells , dieſes Urſprungs ſeyen , ob wir

wohl die Vermuthung zu aͤußern uns erlauben , daß

dieſe Frohnen , welchen die Eigenſchaft der perſoͤnlichen
Erblichkeit fehlt , vielmehr aus der Grund — und

Landes herrlichkeit , wenigſtens zu einem großen Thelle ,
abzuleiten ſeyn duͤrften. Mber , wie auch ihr Urfprung

gewefen feyn mag , ihrem dermaligen rechtlichen
Wefen nah find fie niht perſoͤnlich erbliche , und mit -

hin nicht Leibeigenſchaftslaſten . Man wuͤrde alſo ,

wenn man aus jenem Grunde die perſoͤnlichen Herren⸗

frohnen vorzugsweiſe aufheben wollte , abermals den

geſchichtlichen Weg betreten , gegen welchen doch ſo

erhebliche Bedenklicheiten ſprechen .

8. 11 .

Alles dieſes vorausgeſeßt , bieten ſich nun zwey

Wege dar , wie man den Grund und Boden von den

in Frage ſtehenden Laſten befrehen kann :

—
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Entweder alle diefe Lafen werden unentgell
lich aufgehoben , jedoch mit Borbehalt einer den be

theiligten Privateigenthuͤmern oder Koͤrperſchaften
zu leiſtenden Entſchaͤdigung ;

Oder alle dieſe Laſten werden fuͤr abloͤslich
erklaͤrt .

Allerdings iſt auch der Fall moͤglich , daß man wegen

gewiſſer Arten dieſer Grundlaſten den einen , wegen
anderer den andern Weg einſchlaͤgt . Auch kann man
die eine und die andere Maaßregel entweder auf einmal ,

oder nur nach und nach auf die verſchiedenen Arten

dieſer Laſten anwenden Aber , fo wenig wir auh verz

fennen , daß in Staatsangelegenheiten das Beſſere nicht
ſelten der Nothwendigkeit weichen muß , ſo moͤchte es

doch eben ſo gewiß ſeyn , daß , wenn man beide Maß —
regeln mit einander vereinigt , oder die eine oder die

andere nur nach und nah in Anwendung bringt , ein

Theil der Grundeigenthůmer vor dem andern begůu -
friget — dag Getriebe der búrgerlichen Gefelfhaft mehr
oder weniger geſtoͤrt wird .

K IZ

Vergleicht man beide Syſteme zuvoͤrderſt in Be —

ziehung auf ihre Ausfuͤhrbarkeit mit einander ;

fo verdient unſtreitig das letztere , ( das der Abloͤ —

fung ) den Borzug , ES fordert nur die Vorbereitung ,
welche einem jeden Geſetze , im Berhåltnife zu feinem
Umfange , vorausgehen muß . Freylich fuͤhrt es zu
dem Ziele , den Grund und Boden ven den fragli —
chen Laſten zu befreyen , nur langſam . Indeſſen
kann man doch von dem ſeltnern Gebrauche , wel⸗

der in Baden bisher von den Abloͤſungegeſetzen
gemacht worden iſt , noh niht auf die 3ufunft felie -
fen . Diefe Gefege find in Zeiten gegeben moreen ,
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welche den Erfolg keineswegs beguͤnſtigten . Auch

moͤchten einige derſelben , . B . das wegen der Mb -

loͤſung der perſoͤnlichen Herrenfrohnen , noch eine

Milderung zulaſſen . — Dagegen moͤchte das erſtere

Soſtem , befonders wenn man alle dieſe Laſten auf

einmal für aufgehoben erklaͤrte , Vielen als gång

liſch unausfuhrbar erſcheinen . Aber , muͤſſen auch die

Freunde dieſer Meinung der folgenden Unterſuchung

mehr ein wiſſenſchaftliches , als ein praktiſches Intereſſe

beylegen , ſo iſt doch hier der Ort nicht , die Einwen —

dung , welche ſich in dem Geblete des Moͤglichen und

Unmoͤglichen haͤlt, zu widerlegen , oder zu beſtaͤtigen.
Oft iſt es oͤbrigens leichter , eine Maßregel vollſtaͤn —
dig , als theilweiſe , auszuſühren .

>- I3
—*

Betrachtet man dagegen beyde Syſteme aus dem

Standpuncte des Recht s , fo ſcheint auf den erſten

Blick , das erſtere , das der unentgeltlichen

Aufhebung der fraglichen Laſten , unbedingt den

Vorzug zu verdienen . Denn ihm ſcheint der Grund :

fag der gleichen Bertheilung der dffentlihen La :

ſten unbedingt das Wort zu ſprechen . Wenigſtens hat

man ſich auf dieſen Grundſatz ſchon ſo oft bey der

vorliegenden Aufgabe berufen .

Jedoch , ſo wenig wir auch gemeint ſind , das

Anſehen dieſes Grundſatzes anzutaſten , ſo wenig wir

auch gemeint ſind , von der Vemerkung Gebrauch . zu

machen , daß zwiſchen zwey Gegenſtaͤnden , von wel -

chen ein jeder nach ihm eigenthuͤmlichen Geſetzen einem

ſteten Wechſel unterworfen iſt , alſo zwiſchen den Dez

duͤrfniſſen des Staates und zwiſchem dem Vermoͤgen der

Einzelnen nie ein im Allgemeinen , oder ein fuͤr die

Praxis beſtimmbares Verhaͤltniß eintreten kann , ſo
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můffen wir doch bezweifeln ,daf dle dermalen in Frage
ftehenden Lafen , ( auch zugegeben , daf fie inggefammt
ald óffentlihe betrachtet werden koͤnnen,) unter
dem Grundſatze begriffen ſeyen .

Das Grundeigenthum der Einzelnen beruht vor⸗

zugsweiſe und in dem Sinne auf den Geſetzen des

Staates , daß es ein Vorrecht , gleichſam ein Mo —

nopolium , iſt . Von Rechtswegen iſt der Grund
und Boden Gemeindegut , Allmend ; und indem der
Staat dieſes Gemeindegut in Sondergut verwandelt ,
oder zu verwandeln geſtattet , kann er die Bedingungen
beſtimmen , unter welchen die Grundſtuͤcke erworben
und beſeſſen werden ſollen . Angenommen nun , daß
fih der Staat bey der Verwandlung des Gemeinde —
guts in Sondergut einen gewiſſen Theil des Ertrages ,
oder ſtatt dieſes Theiles gewiſſe Leiſtungen vorbehaͤlt ,
ſo thut er weiter nichts , als was er , weil er ein

Vorrecht verleiht , zu thun berechtiget iſt . Er kann

noch uͤberdieß auf den Theil des Ertrages , oder was
am Ende einerley iſt , auf den Theil des Eigenthumes ,
welchen er den Einzelnen uͤberlaͤßt, oder ſich zuzueig⸗
nen geſtattet , Abgaben und andere Lafen legen . Bep die -
fen jedoch , und niur bep diefen hat er den Grundfag der
Gleichheit zu beobachten ,

Mit andert und meniger dunfeln Worten , —

wer ein Grundſtuͤck kauft , zahlt in dem Verhaͤltniſſe
weniger , in welchem Laſten auf demſelben haften . Wie

mag er ſich nun , um ſich dieſer Laſten zu entledigen ,
auf den Grundſatz der Gleichheit berufen ? Er hat
das Grundſtuͤck nur bis zu dem Betrage bezahlt , bis

zu welchem es nicht belaſtet war . Der weitere Betrag
iſt nicht ſein Eigenthum , ſondern unwittelbar oder
mittelbar das Eigenthum des Staates ,
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Die Entfheibung ber vorliegenden rage hat man

vielmehr in andern Rechtsgrundſaͤtzen zu ſuchen , und

in allen den rechtlichen Beziehungen , in welchen die

Frage noch auſſerdem betrachtet werden kann , duͤrfte
das Syſtem der Abloͤſung ſchlechthin , oder nach der

Lage unſers Staatshaushaltes den Vorzug verdienen .

Denn

erſtens : nur das Syſtem der Abloͤſung duͤrfte dem

Geiſte , der eine geſetzmaͤßige Regierung beſeelen ſoll , dem

abgemeſſen ruhigen Gange , den eine ſolche Regierung zu

halten hat , entſprechen . In Zeiten einer gewaltſamen Et —

ſchuͤtterung mag das andere Syſtem das willkommenere

ſeyn . Aber wuͤrde nicht eine Regierung , wele bie

ſaͤmtlichen in Frage ſtehenden Laſten auf einmal auf —

hoͤbe, wenn auch nicht die Verfaſſung , dennoch die geheime

Grundlage der Verfaſſung , die Verhaͤltniſſe der buͤrger⸗

lichen Geſellſchaft , ploͤtzlich umaͤndern ? Wuͤrde ſie nicht ,

auch wenn ſie dieſe Maßregel nur theilweiſe ergriffe ,

das Volk , welches ohnehin in unſern Tagen den Neue —

rungen nicht abhold iſt , nur mehr und mehr aufregen ?
Es iſt wohl nicht zu laͤugnen , daß wir dem Zeitalter

und dem Schauplatze der franzoͤſiſchen Revolution zu

nahe ſtehen , als daß die Begriffe , welche dieſe

Weltbegebenheit in Umlauf geſetzt hat , ohne einen maͤch —

tigen Etnfluß auf uns ſeyn koͤnnten . In Großbritan⸗

nien traͤgt man Bedenken , die Zehnten , welche die

Irlaͤnder , groͤßtentheils Katholiken , der proteſtantiſchen

Geiſtlichkeit zu entrichten haben , ſogar unter den jetzi —

gen Umſtaͤnden aufzuheben , oder auch nur in eine Geld —

rente zu verwandeln . Und wiegt nicht der wohlthaͤ⸗

tige Einfluß , welchen Achtung fuͤr das Beſtehende auf

den Nationalcharakter und auf die Staatsverfaſſung
baben muf , manchen andern Vortheil auf ?
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Zweytens : So viel iſt gewiß , daß eine Auf⸗

hebung der in Frage ſtehenden Laſten , ſie geſchehe
auf einmal , oder nur ſtufenweiſe , eine Erſchuͤtterung
in der buͤrgerlichen Geſellſchaft herbeyfuͤhren muͤßte ,

welche dem andern Syſteme , das nur allmaͤhlig wirkt ,

fremd iſt , Nicht auf allen Grundftuͤcken haften Lafen
dleſer Art . Indem man alſo dieſe Laſten ganz oder

zum Theil aufhebt , veraͤndert man Beziehungsweiſe die

verhaͤltnißmaͤßige Eintraͤglichkeit oder Guͤte der Laͤnde⸗

reyen . Ferner : Man kann die Eigenthuͤmer des Grun —

des und des Bodens , und die , welchen der Grund

und Boden dienfbar if , ( dte Frohnherren , die Bepnt -
herren u. f. . ) zuſammen als eine Geſellſchaft von
Actionaͤren betrachten , ſo daß unter den Mitgliedern
dieſer Geſellſchaft in rechtlicher Hinſicht nur der Un —

terſchied eintritt , daß ausſchließlich die Grundei —

genthuͤmer den gemeinſchaftlichen Stamm ( des Gez

ſellſchafts Capitals ) verwalten . Dieſe Seite des vor —

liegenden Gegenſtandes tritt beſonders dann hervor ,
und es laͤßt ſich dieſe Anſicht beſonders dann rechtfer⸗
tigen , wenn man den bey weitem gewoͤhnlichſten Fall
vorausſetzt , daß der Tauſchverkehr durch Geld vermit —
telt wird . Denn das Geld hebt alle Verſchiedenheit
zwiſchen allen den Gegenſtaͤnden auf , die einen Tauſch⸗
werth haben , ſo daß ſich z. B . der Grundeigenthuͤmer
und der Zehntherr nur in Beziehung auf die Quanti —

taͤt ihres Intereſſes am Grundſtuͤcke weſentlich un⸗

terſcheiden . Nach dieſer Anſicht nun moͤchte der Grund⸗

ſatz , daß mon die in Frage ſtehenden Laſten unentgelt⸗
lich aufzuheben habe , dem Grundſotze der agrariſchen
Geſetze nahe verwandt — wo nicht eine Folgerung aus

demſelben ſey . Zwar koͤnnte man denſelben Vorwurf

auch dem Syſteme der Abloͤſung machen . Aber der

Unterſchied iſt doch der , daß in dem einen Falle jene
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Aetiengeſellſchaft durch ein Machtwort aufgelssst , in
dem andern nur den Mitgliedern , welche die Leitung
und Verwaltung der geſellſchaftlichen Angelegenheiten
haben , das Recht , die uͤbrigen Geſellſchafter auszu —
kaufen , eingeraͤumt wird .

Endlich
drittens : Ein Hauptvortheil , welchen unſer

Staatshaushalt von der ſchleunigen und gaͤnzlichen
Aufhebung der in Frage ſtehenden Laſten ziehen wuͤrde,
iſt allerdinggs der , daß mittelſt dieſer Maaßregel die

Verwaltung an Einfachheit und Wohlfeilheit gewinnen ,
und die Einnahme ſich derienigen Feſtigkeit naͤhern
muͤßte, ohne welche kein wahres Budget moͤglich iſt .—
Indeſſen iſt doch auf der andern Seite zu erwaͤgen ,
daf der plógliche Uebergang zu einem , in diefem Um -

fange gang neuen , Gpfeme die Regierung in

nicht geringe Berlegenheiten verfegen måfite , Er fónnte

niht ohne eine bedeutende Erhoͤhung der Abgaben gez
ſchehen , und gleichwohl moͤchte gerade in unſern Taz

gen Neuerungen in den Auflagen am wenigſten rath —
fam ſeyn . Auch wuͤrde bey einer ſolchen Maaßregel
das gar ſehr in Betrachtung kommen , daß auf den

aufzuhebenden Rechten , z. B . auf den Zehnten , wia
derum gewiſſe , oft nicht unbedeuten de Laſten haften .

—

Wendet man nun alles diefes ( $. 4 . — 14 . )
Mf den vorliegenden Befhlug der zweyten Kammer
m , fo dürfte diefem Befhlufe , in Betracht , daf er
nicht von dem Syſteme der Abloͤſung ausgeht , auch
das entgegengefegte Sytem nur theilw eife und mit

eruͤckſichtigung des Urſprungs der perſoͤnlichen
errenfrohnen in Anwendung bringt , der Beytritt zu

derſagen ſeyn .
Zu Ziffer 134.
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§. 16 .

I . Derſelbe Beſchluß iſt jetzt noch aus dem Stand⸗

punkte des in Baden geltenden Rechts zu beurthei —

len . Es hat aber unſere Verfaſſungsurkunde (ſG. 11 . )

ausdruͤcklich den Grundſatz der Abloͤs lichkeit und

nicht den der Aufhebung fuͤr die in Frage ſtehen⸗
den Laſten bekraͤftigt . Von demſelben Grundſatze

gehen die Geſetze vom Jahr 1820 wegen des Abkaufs
der Grundguͤlten , der Zinſen und der Herrenfrohnen
aus . Fuͤr denſelben Grundſatz endlich hat ſich die

Kammer , alg im Fahr 1819 die Zehntlaft gur Beraz

thung fam , auf das befimmtefie erflárt ,

SHIZ

Der Folgerung , welche fich aug allen diefen That -

fachen får Den vorliegenden Befhluf von felbf erz

gibt , fann alein der Gefegentwurf wegen der alten

Abgaben entgegengefegt werden , Zu Folge diefes
Geſetzentwurfes ſollen gewiſſe Grundlaſten , weil . fie urz

ſpruͤnglich die Eigenſchaft oͤffentlicher Abgaben hat —

ten , unentgeltlich aufgehoben ſeyn . Dieſer Geſetzent⸗
wurf alſo folgt in Beziehung auf eine Art der hier

in Frage ſtehenden Laſten dem Grundſatze der unent —

geltlihen Aufhebung , und zwar wegen der urtz

ſpruͤnglichen oder geſchichtlichen Beſchaffenhelt

der Laſten , die er aufhebt . — Uebrigens bemerken wir ,

um einer Mißdeutung vorzubeugen , Daf das die Haupt -

Šrundlage , niht - aber die einzige Grundlage diefed
Geſetzes ſey .

§. 18 .

Naun wollen wir allerdings zugeben , ja mir giau ?

ben behaupten zu koͤnnen , daß der Fall , von welchem

tag die aften Abgaben betreffende Geſetz handelt —
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dem Falle des vorliegenden Befdhlufes wo niht gleidh ,
doch febr ähnlich fey . Muh die perfónlichen Herrens

frohnen duͤrften urſpruͤnglich , wenigſtens zu einem be —

deutenden Theile , eine Art von Leiſtungen geweſen ſeyn ,

welche nicht auf Vertraͤgen , ſondern , auf den Rechten
der Landes - und Grundherrlichkeit beruhend , dem oͤf⸗

fentlichen Rechte angehoͤrten .

Gleichwohl enthaͤlt dieſer Geſetzentwurf , verglichen
mit dem Ganzen der Badiſchen Geſetzgebung , und in

wie fern er eine geſchichtliche Grundlage hat , nur eine

Ausnahme von der Regel . — Es iſt ſowohl im

Allgemeinen , als wegen der Gruͤnde , welche in dem

vorliegenden Falle fuͤr das Syſtem der Abloͤſung
ſprechen , der richtigere Weg , ſich im Uebrigen an die

Regel zu halten , nicht die Ausnahme noch weiter

zu erſtrecken . — Die Ausnahme , welde durch jenen Ge -

fegentwurf von der Regel gemacht wird , mag auf der

beſondern Beſchaffenheit , oder auf den eigenthåmlichen

Beziehungen der Lafen , welche der Entwurf unentgelt =

lich aufhebt , beruhen , Dag aber fönnen wir niht als

einen hinreichenden Grund des vorgelegten Gefegeg aner -

fennen , daf die Laften , die eg fúr aufgehoben erÉláren

fN , nrfprånglih Abgaben waren . Denn aug dDemfel -
ben Grunde fönnte und můåfte man auch z , B . die Zehn -

ten , wenigfteng zut einem gropen Theile , får aufgehoben

erklaͤren . Auch dårfte eine genauere Průfung jenes Ge -

ſetzentwurfes darthun , daß man am Ende , nach einer

langen und muͤhevollen Unterſuchung , nur geſetzgebend

feſtſetzen konnte , die und die Grundlaſten ſollen entweder

ſchlechthin , oder mit Vorbehalt eines ( kaum zu erbrin⸗

genden ) Beweiſes als alte Abgaben , oder nicht als

alte Abgaben betrachtet werden . Das Geſetz hat ent⸗

ſchieden , nicht die Geſchichte .

—2



aT

Si

XX

8. 19 .

Und ſo duͤrftenſich denn die in die vorliegende Muf -

gabe einſchlagenden allgemeinen Grundſaͤtze, und die Grunde

ſaͤtze , von welchen das Recht des Landes bisher ausgegan⸗

gen ift , in dem Reſultate vereinigen ,

daf der vorliegende Befhlug der zweten Kammer

alg mit . den einen amd - dem andern nicht zu vereis

nigend , niſcht anzunehmen ſey .
Die Commiſſton macht dieſes Ergebniß zu ihrem

Endantrage .
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